Google 


Uber dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 


Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 


+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|http: //books.google.comldurchsuchen. 


N ve 715 8 


. 


RT * N a 
580 


K30 .E32x 


II Un 


POTTS 


27 
Ai 
ay 


1 


22 2222 


MMM 


= 
= 
a 
= 
= 
= 
— 
— 
= 
= 
= 
— 
— 
— 
— 
Di} 
— 
= 
= 
— 
rd 
— 
— 
* 
8 * 


III 


— 2222 2222222222222 — 22 22 2 —— eee - 


BALLITTETTITTLTITTTESTIEITELTITELLTTLITTITIEHITLTSLTTTTELTITTLTITITITTERTITITTLTELILTITLITTEIT LIT IL TT I TEST 


_ 
— 
= 
= 
— 
— 
— 
— 
— 
- 
= 
= 
= 
— 
= 
= 
— 
— 
= 
— 
= 
- 
— 
— 
— 
= 
— 


Printed in Germany 


FSR, 


ts, 
wy 


Digitized by Google 


Deutſche Sondergerichtsbarkeit 


in Handels⸗ und Gewerbeſachen 


insbeſondere ſeit der franzöſiſchen Revolution. 


— — 


Ein Beitrag zur Frage der Laiengerichte 
von 
Dr. W. Silberſchmidt, 


Rat am k. Landgericht Aſchaffenburg, 
Vorſitzendem der Kammer für Handelsſachen. 


Beilageheft 
zu „Zeitſchrift für das geſamte Handelsrecht“ 55. Band. 


Stuttgart. 
Verlag von Ferdinand Enke. 
1904. 


ee¢ee 


Druck der Union Deutſche Verlagsgeſellſchaft in Stuttgart. 


— 


— —— ——— — 


Inhaltsverzeihnis. 


Erſtes Bud. 
Die Handelsgerichte in der Geſetzgebung der dentfden 
Einzelſtaaten. 
Einleitung. 
81 9 : 
Erſtes Kapitel. 
Bayern. 
Erſter Abſchnitt. Nürnberg ee ee ae eee 
§ 2. Die Vertreter des Handelsſtandes ‘ 


§ 3. I. Das Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgericht 
§ 4. II. Das Bankogericht als Handelsgericht. 
§ 5. III. Das . 
§ 6. Ergebniſſe ; ; 
Zweiter Abſchnitt. Tirol. 
§ 7. I. Bozen : 
§ 8. II. Trient und Riva 
Dritter Abſchnitt. Altbayern bis zur Drganifation 1 von 1825 ge asta 
§ 9. I. Das Kommerzkollegium und die . . 
Inſtanz 
II. Das Wechſelgericht erſter Inſtanz ‘i Ringen. 
§ 10. Außere Entwickelung . : 
§ 11. Sachliche und örtliche Zuständigkeit 
Vierter Abſchnitt. Augsburg 9 
§ 12. I. Das Wechſelgericht erſter Inſtanz ‘ 
§ 13. II. Das Wedfelappellationsgeridt . . . or 
Fünfter Abſchnitt. Die bayriſche Landesgeſetzgebung bis 1825 1 
§ 14. I. Der Einfluß der franzöſiſchen Einrichtungen 
§ 15. II. Die Fortbildung der bayriſchen Wechſelgerichtsbarkeit 
Sechſter Abſchnitt. Die bayriſche Landesgeſetzgebung bis 1870 . 
§ 16. I. Beſtrebungen für Aufhebung der Handelsgerichte 
§ 17. II. Entgegengeſetzte Strömungen 5 en der 
Merkantilgerichtsbarkeie a te 


+ 333 2 


— e 


Seite 


IV Inhaltsverzeichnis. 


§ 18. III. Die allgemeine Einführung der Handelsgerichte im 
diesſeitigen Bayern ; 

§ 19. IV. Die definitive Beibehaltung der Santetageii 
durch die Prozeßordnung von 1869 


Zweites Kapitel. 
Preußen. 


§ 20. Allgemeines 8 
Erſter Abſchnitt. Die Gerichte en Kommerzienkollegten Be Seeſtädte 
§ 21. I. Die Wettgerichte und ſonſtige Untergerichte : 
§ 22. II. Die Admiralitäten, Kommerzkollegien und . 
Gerichte ; 
§ 23. III. Die Fortbildung dieſer Gerigitbttt 
§ 24. Ergebniſſe > Bude 8 
Zweiter Abſchnitt. Naumburg dete Oe ok 
§ 25. Das Handelsgericht Nang ae a u Sue 
Dritter Abſchnitt. Die Handelsgerichte der rheiniſchen Städte . 
8 26. I. Die Einführung der franzöſiſchen Handelsgerichte 
§ 27. II. Der Kampf um das franzöſiſche Handelsgericht 
Vierter Abſchnitt. Der Prozeß der Allgemeinen u. 
§ 28. I. Der Handlungsprozeß 
§ 29. II. Der eigentliche Merkantilprozeß und ſeine Bortiung 
Fünfter Abſchnitt. Die weitere preußiſche Gefeggebung . . 
§ 30. I. Bis zum Geſetz vom 3. April 1847 
§ 31. II. Unausgeführte Gefege . 
§ 32. III. Unausgeführte Entwürfe . 


Drittes Kapitel. 
Braunſchweig und Sachſen. 
Erſte Abteilung. Braunſchweig. 


§ 33. I. Das Kaufgericht der 5 N 
§ 34. II. Das Handelsgericht ; 


Bwette Abteilung. 105 
Erſter Abſchnitt. Leipzig Eee 
§ 35. I. Das Handelsgericht bis 1833 N we OF kt, 
§ 36. II. Das Leipziger Handelsgericht von 1833 ab ee ot 
Zweiter Abſchnitt. Die allgemeine Regelung 
§ 37. Das Einführungsgeſetz zum Allgemeinen Deutschen 
Handelsgeſetzbuch Se cb ge. oe ot “a be Gt es 


Viertes Kapitel. 
Die Hanſeſtädte. 


Erſter Abſchnitt. Hamburg 
§ 38. I. Bis zur Auflöſung des er Reiches 


Seite 


123 
125 


128 
128 
132 
133 


133 


137 
137 


| 


§ 39. 
§ 40. 
§ 41. 
§ 42. 


§ 43. 


Inhaltsverzeichnis. 


II. Das franzöſiſche Handelsgericht. 

III. Die Zeit der Wiederaufridtung . 

IV. Die Einſetzung des HandelSgeridts . ; 

V. Die Grundſätze der Hamburgiſchen Handelsgerichts⸗ 
ordnung vom 15. Dezember 1815 pe ok 

VI. Die Erfolge des Hamburger . 


Zweiter Abſchnitt. Bremen und Lübeck. 


§ 44. 
§ 45. 


I. Bremen 

II. Lübeck 
Fünftes Kapitel. 
Württemberg. 

I. Die Judikatur in Wechſelſachen . 
II. Der Handelsprozeß der Novelle von 1822 
III. Die freiwilligen Schiedsgerichte. 
IV. Die Einführung des Handelsgerichts 
V. Die Umgeſtaltung der Einrichtung 

Sechſtes Kapitel. 
Baden. 

I. Verſuche zur Einführung . 

II. Die Einführung des Handelsgerichts 
Siebentes Kapitel. 
Anhalt⸗Köthen und Elſaß⸗Lothringen. 
I. Anhalt⸗Köthe ess 

II. Elſaß⸗Lothringen 

Achtes Kapitel. 
Koburg, Gotha und Reuß ä. L. 


I. Koburg 
II. Gotha 
III. Reuß ä. L 


Anhang. 


Handelsgerichte in den benachbarten Staaten. 


§ 58. 
§ 59. 
§ 60. 
§ 61. 


I. Oſterreich⸗ ungarn 

II. Die Schweiz 
III. Dänemark Bd 
IV. Norwegen 


171 
172 


174 
174 


175 
176 
177 


179 
182 
185 
186 


VI Inhaltsverzeichnis. 


Zweites Buch. 


Die Gerichtsbarkeit des Deutſchen Reichs in Handels⸗ 
und Gewerbeſachen. 


Erſtes Kapitel. 


Die Einheitsbeſtrebungen für die Handelsgerichts⸗ 
verfaſſung Deutſchlands. 


Erſter Abſchnitt. Bis zum Entwurf des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
§ 62. I. Einheitliche Geſetzbücher a das materielle ui ig 
recht ‘ ‘ : a et a ; 
§ 63. II. Rongreffe und Lage ‘ 
§ 64. III. Das Oberhandelsgeridt . 
§ 65. IV. Die Literatur jener Zeit 
Zweiter Abſchnitt. Die a im ee Gesigttverffungs 
geſetztze ; 
866. I. Der "Entwurf 
8 67. II. Die Beratung . 


Zweites Kapitel. 


Die deutſchen Kammern für Handelsſachen nach 
den Juſtizgeſetzen. 


Erſter Abſchnitt. . 1 und . der Kammern * 
Handelsſachen ; 
868 I. Begriff 5 
869. I. Bildung . 
8 70. III. Beſetzung er 
Zweiter Abſchnitt. Die an. vor Eben Kammern für Handels- 
faden . : 
§ 71. I. Die vor die Aenne für Handelsſachen e 
Gegenftände . Eee Be ee ee 
8 72. II. Die Verweiſung ‘ 
Dritter Abſchnitt. Die unmittelbare Wirkung der Sufi fini 
lich der Kammern für Handelsſachen a 
§ 73. I. Die Literatur 
§ 74. II. Die Praxis 


Drittes Kapitel. 


Die Kammern für Handelsſachen ſeit Schaffung 
des einheitlichen bürgerlichen Rechts. 


Erſter Abſchnitt. Das Bürgerliche Geſetzbuch. 
§ 75. I. Die Tatſache ſeiner Vollendung 


Seite 


189 


189 
191 
193 
195 


197 
197 
199 


222 
222 


Inhaltsverzeichnis. 


§ 76. II. Sein Inhalt i. fe 
Zweiter Abſchnitt. Die übrige mit der Einführung des wiege 
Geſetzbuchs zuſammenhängende Geſetzgebung . 
8 77. I. Das Handelsgeſetzbuch 
§ 78. II. Das Reichsgeſetz über die Ynglegenfeten ber fa 
willigen Gerichtsbarkeit 


Viertes Kapitel. 


Ergebniſſe der handelsgerichtlichen Rechtſprechung 
in Deutſchland. 


Erſter Abſchnitt. Die ſtatiſtiſchen Crgebniffe . 2 

§ 79. I. Bezüglich der Kammern für Handelssachen 

§ 80. II. Bezüglich früherer und benachbarter Ganelagerisi 
Zweiter Abſchnitt. Die Bewährung und ihre Gründe 

§ 81. I. Der einzunehmende Standpunkt 

§ 82. II. Der ausländiſche, insbeſondere franzöſiſche Einfluß 

§ 83. III. Das franzöſiſche und das deutſche Syſtem 

§ 84. IV. Die Bewährung des gemiſchten Syftems . 

§ 85. V. Die Bewährung der übrigen Beſtimmungen 


Fünftes Kapitel. 


Das Prinzip für die Schaffung der Kammern für 
Handelsſachen. 


Erſter Abſchnitt. Die Feſtſtellung des Prinzips? 
§ 86. I. Der Charakter der Kammern für Handelsſachen 
§ 87. II. Die Ausdehnung der 1. auf andere als 
Handelsſachen EN! a 
§ 88. III. Anwendung im Einzelnen N 
Zweiter Abſchnitt. Die Sondergerichtsbarkeit in Batentagen als 
weitere Anwendung des Prinzips | 
§ 89. I. Die bisherige Sonbergerigtsbantit in Patenten 
§ 90. II. Die weiteren Vorſchläge 


Sechſtes Kapitel. 
Die Gewerbe: und Kaufmannsgerichte. 


Erfter Abſchnitt. Die Gewerbegeri chte 
Erſter Teil. Geſchichte derſelben : 
§ 91. I. Bis zur Einführung der rheiniſchen Gemerbegerigt 
8 92. II. Von 1808 bis zur Neuzeit 
Zweiter Teil. Die Einrichtung der Gewerbegerichte 
§ 93. I. Die geſetzlichen Beſtimmungen 
§ 94. II. Kritik der Einrichtung 


VII 


Seite 
223 


224 
224 


226 


233 
233 
237 
238 
238 
239 
241 
242 
247 


248 
248 


251 


253 


254 
254 
256 


258 
258 
258 
261 
264 
264 
266 


VIII Inhaltsverzeichnis. 


Zweiter Abſchnitt. Die Kaufmannsgerichte insbeſondere 
§ 95. I. Strömungen und Gegenftrömungen . 
8 96. II. Die Organifation . 


§ 97. III. Der Geſetzentwurf und feine Schicksale 


i Schluß. 
§ 98 ee 


Seite 
271 
271 
275 
277 


279 


Erſtes Buch. 


Die Handelsgerichte in der Geſetzgebung der 
d eutſchen Einzelſtaaten. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilageheft.) 1 


Einleitung. 


§ 1. 


Am 1. Oktober 1904 werden es 25 Jahre, daß die deutſchen 
Handelsgerichte in der Form der Kammern für Handelsſachen ihres 
Amtes walten. Als ſie ins Leben gerufen wurden, beſtanden ſo leb⸗ 
hafte Zweifel an ihrer Berechtigung, daß noch die Begründung des 
Geſetzentwurfs ſich als Entſchuldigung auf die nun einmal herr⸗ 
ſchende Volksſtimmung glaubte berufen zu müſſen !) und ein ſehr 
ſachkundiger Beurteiler, der jetzige Mitherausgeber der Zeitſchrift 
für das geſamte Handelsrecht), auf den Vorgang das Dichterwort 
anwendete: „Da raſt der See und will ſein Opfer haben.“ Nun 
iſt bald ein Vierteljahrhundert fruchtbarer Tätigkeit verfloſſen, der 
Streit über die Daſeinsberechtigung der Handelsgerichte iſt nahezu 
verſtummt, die Beteiligung der Laien an der Rechtspflege hat 
immer weiter um ſich gegriffen, und es dürfte daher an der Zeit 
ſein, zurückzublicken, den zurückgelegten Weg zu überſchauen, feſt⸗ 
zuſtellen, ob Irrtümer bei der Wahl desſelben begangen wurden 
oder ob und aus welchen Gründen die Wahl eine glückliche war. 
Dabei geſtatte ich mir, ſofort eine Begrenzung der Aufgabe vor⸗ 
zunehmen. In einer früheren Unterſuchung, „Die Entſtehung des 
deutſchen Handelsgericht“, 1894 in Leipzig im Verlag von 
Duncker und Humblot erſchienen!), habe ich feſtzuſtellen ge: 
ſucht, aus welchen Gründen die erſten deutſchen Handelsgerichte 
ins Leben gerufen wurden. Nach einer Einleitung über die 
Handelsgerichte außerhalb Deutſchlands und die Vorgeſchichte der 
Handelsgerichte in Deutſchland habe ich gezeigt, wie das Bedürfnis 


1) Schlußſatz der Begründung. 

2) Keyßner, Gerichtsverfaſſungsgeſetz und Verfahren in Handelsſachen 
in Zeitſchrift Bd. XXV S. 455 Anm. 15. 

8) Hier „Entſtehung“ zitiert. 


4 Einleitung. 


nach einem ſchleunigen Verfahren in Handelsſachen zunächſt in 
Nürnberg dazu führte, die ſummariſche Kompetenz des Bürger⸗ 
meiſters und Rats aus dem germaniſchen Prozeß, gegenüber 
„Gäſten“ und in liquiden Sachen, von 1622 an auf das Banko⸗ 
amt zu übertragen“), wie 1635 aus dem gleichen Bedürfnis auf 
der Meſſe zu Bozen, weſentlich unter italieniſchem Einfluß, der 
Merkantilmagiſtrat entſtand ), wie unter dem Einfluß von Nürn⸗ 
berg und Bozen am 21. Dezember 1682 beim Rate zu Leipzig 
das erſte ordentliche und ſtändige Gericht für Handelsſachen ins 
Leben trat“), in Braunſchweig ſchon 1681 ein Meßgericht nach 
dem Vorbilde Bozens errichtet wurde”), wie in Augsburgs) die 
bereits erwähnte ſummariſche Gerichtsbarkeit des Bürgermeiſters, 
in Frankfurt a. M.“) die eigene ſchiedsrichterliche Tätigkeit der 
Kaufleute, in Regensburg!) das Gericht des Hansgrafen den not: 
wendigen ſchleunigen Gerichtsgang gewährte, wie die Meßgerichte 
von Naumburg !!) und Breslau!) entſtanden, wie im Norden!) 
Admiralitäten, See⸗ und Wettgerichte den ſummariſchen Prozeß 
pflegten, wie unter dem Einfluſſe der merkantiliſtiſchen Bewe⸗ 
gung !“) Banken und Kommerzkollegien mit ſchleunig entſcheidenden 
richterlichen Einrichtungen ausgeſtattet wurden und wie die Wechſel⸗ 
gerichte !“) entſtanden. 

Ich kam zum Ergebnis 15), daß Entſtehungsgrund und Zweck 


) Entſtehung S. 33—98. 
5) Ebenda S. 99—115. 
) Ebenda S. 122—139. 

7) Ebenda S. 120—122. 

8) Ebenda S. 117. 

) Ebenda S. 116. 

10) Ebenda S. 117/118; dazu Löß l, Das Regensburger Hansgrafenamt. 
S. A. der Verhandl. des hiſtor. Vereins von Oberpfalz und Regensburg 
Bd. XXXIX. ; 

11) Entſtehung ©. 138. 

12) Ebenda ©. 118. 

18) Ebenda S. 140—145. 

14) Ebenda S. 146. 

15) Ebenda S. 147—150. 

18a) Bal. jetzt auch Roſcher⸗Stieda, Die Nationalökonomik des Handels⸗ 
und Gewerbfleißes 7. Auflage S. 658; Gareis, Das deutſche Handelsrecht 
6. Auflage S. 10 f.; van der Borght, Handel und Handelspolitik 1900 
S. 396. 


Einleitung. 5 


des älteften deutſchen Handelsgerichts die Schaffung eines beſchleu⸗ 
nigten Verfahrens für den Handelsſtand war und erklärte !), daß 
aus dieſen Unterſuchungen ſich ein Grund für ein beſonderes 
Handelsgericht mit gleicher Prozeßordnung wie das ordentliche Ge⸗ 
richt ſich nicht herleiten laſſe, während tatſächlich das Verfahren 
vor den Kammern für Handelsſachen demjenigen im ordentlichen 
Verfahren vollſtändig gleich ſei; inzwiſchen iſt durch die Novelle 
zur BBO. der einzige Unterſchied, der beſtand, die kürzere Ein⸗ 
laſſungsfriſt von 14 Tagen vor der Kammer für Handelsſachen, 
dadurch in Wegfall gekommen, daß auch die Einlaſſungsfriſt im 
ordentlichen Verfahren auf 14 Tage herabgeſetzt wurde !). Ich 
ſchloß dieſe frühere Unterſuchung mit den Worten: 

Wir beſchränken uns auf die angeführten Schlüſſe. Wie⸗ 
weit die aus den Grundſätzen der franzöſiſchen Revolution 
entſprungene Strömung für Einführung von Handelsgerichten, 
welche in Deutſchland zur Gründung folcher in einer Reihe 
von Staaten geführt hat, ihre Berechtigung hatte, wieweit 
kommerzielles Gewohnheitsrecht, Handelsgebräuche und die 
Interpretation der Geſetze in ihrem Sinne heute die Exiſtenz 
von Handelsgerichten fordern, wieweit endlich die beſtehenden 
ſich bewährt haben, das zu unterſuchen, bleibe einer anderen 
Gelegenheit vorbehalten. 

Dieſe Prüfung vorzunehmen und auf die weiteren, in Deutſch⸗ 
land neben den Kammern für Handelsſachen in Frage kommenden 
beſonderen Gerichte in Gegenſtänden des Handels und Gewerbes 
auszudehnen, iſt Aufgabe der gegenwärtigen Arbeit. Dieſelbe hat 
zunächſt die Entwicklung der Handelsgerichtsbarkeit in den einzelnen 
deutſchen Staaten darzuſtellen, ſoweit dieſelbe für die Gegenwart 
von praktiſcher Bedeutung iſt, vor allem alſo ſeit der franzöſiſchen 
Revolution; für die frühere Zeit nur inſoweit, als der geſchichtliche 
Zuſammenhang dies erfordert. Bei der Unterſuchung hat lediglich 
die rechtſprechende Tätigkeit dieſer Gerichte, die für das praktiſche 
Bedürfnis allein in die Wagſchale fällt, in Betracht zu kommen, 
die ſtrafrechtliche, konkurs rechtliche, disziplinäre und regiſterrichter⸗ 
liche iſt auszuſcheiden. 


16) Entſtehung S. 163/164. 
17) § 262 ZPO. 


Erſtes Kapitel. 
Bayern. 
Erſter Abſchnitt. Nürnberg. 


§ 2. 
Die Vertreter des Handelsſtandes. 


Nachdem in der früheren Unterſuchung verſucht wurde, zu zeigen, 
wie Nürnberg zuerſt von den deutſchen Städten in Anlehnung an 
italieniſche Vorbilder Einrichtungen getroffen hat, welche die ſchleu⸗ 
nige Entſcheidung von Handelsſachen durch Kaufleute ermöglichten, 
wird es von beſonderem Intereſſe ſein, zu fragen, wie ſich gerade 
dort das Handelsgericht entwickelt hat. Bereits am 17. März 1508 
hatte Kaiſer Maximilian geboten, daß hinfüro ewiglich in Sachen 
der Kaufleut Händel vor den Gerichten zu Nürnberg mit dem 
Kürzeſten und summarie ſoll prozediert und gehandelt, daß bei 
Strafe von 50 Mark lothigen Goldes in dieſen Sachen nicht an 
das Kammergericht appelliert werden könne, damit durch die Ap⸗ 
pellationen die Kaufleute nicht von den Händeln gezogen würden 
und in Abfall ihrer Nahrung kämen und daß überhaupt niemand 
geſchickter iſt, die obgemeldeten Gebrechen der Kaufleut und Kauf⸗ 
mannshändel zu entſcheiden, als die verſtändigen Kaufleute !?). Der 
Handelsſtand wurde geleitet durch die „älteſten Handelsleute am 
Markt“ 19), fie hatten die am 16. März 1560 zuerſt erlaſſene 
Marktordnung (das Burſeglöcklein läutete Früh 11 und Nachmittags 
5 Uhr den Herrenmarkt ab) zu überwachen, am 22. Januar 1562 


18) Vgl. hierzu Entſtehung S. 49— 65. 

19) Roth, Geſchichte des Nürnbergiſchen Handels 1800 ff. Bd. IV 
S. 288; Ehrenberg, Die alte Nürnberger Börſe in Mitteilungen des Ver⸗ 
eins für Geſchichte der Stadt Nürnberg 8. Heft S. 69 f.; Theodor Her: 
degen, Das Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgericht der Stadt Nürnberg 
1897 S. 6 f. 
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wurden ihnen zwei Deputierte des Rats beigeſellt, „die ſie in für⸗ 
fallenden Mängeln und Gebrechen jedesmal zu Hilf und Rat 
nehmen ſollten“. Die „Alteſten am Markt“ beſchloſſen am 1. Mai 
1566, ihrer fünf — ſpäter waren es nur vier — mit Kooptations⸗ 
befugnis zu Verwaltern der Marktordnung zu deputieren, daraus 
find die „Marktherrn“, „Marktvorſteher“ oder „Marktvorgeher“ ?°) 
entſtanden, die ſpäter vom Rate ernannt wurden; die Deputierten 
des Rats wurden „Obermarktherrn“ genannt. 

An die Seite der Marktherrn trat ſeit 1635 ein Kollegium 
von zwölf Adjunkten. 

Die Vertreter der Nürnberger Kaufmannſchaft wurden die 
Träger einer doppelten handelsrechtlichen Gerichtsbarkeit. 


§ 3. 
I. Das Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgericht. 


Am Markt beſaßen die Alteſten ſchon ein Gewölbe, das ſie 
im Jahre 1563 erweiterten. In dieſem Marktgewölbe überwachten 
die Marktherrn die Aufrechterhaltung der Marktordnung und be⸗ 
ſtraſten die Übertretung derſelben, auch ſonſtige Unordnung, die 
ſich im Botenweſen „und anderer Sachen halben in Markthändeln“ 
begeben würden, hatten ſie inhaltlich der Wiener Botenordnung 
von 1575 abzuſtellen. Dieſe Judikatur bezeichnet die Handſchrift 
der Nürnberger Stadtbibliothek Amb. 2° No. 20 S. 13v Pörſch⸗ 
(Bourſe⸗) Ordnung: 
Geringe Sachen, auch Fuhrleute und dergl. Leute betr. 
bleiben bei den Marktvorgehern, welche am Herrenmarft .. . 
ein Gewölb innehaben, Klag und Antwort zu vernehmen. 


Dieſe Judikatur des Marktgewölbes erſtreckte ſich vor allem 
alſo auf die Unordnungen im Frachtweſen, aber auch Makler⸗ 
weſen, Geleitsrechnungen ꝛc. ſtanden unter der Aufſicht der Markt⸗ 
herren. 

So bildete ſich die Zuſtändigkeit des Marktgewölbes für ge⸗ 
ringe oder keinen Aufſchub erleidende Sachen heraus, und auch in 
anderen ſtand es den Parteien frei, ihre Streitigkeiten de simplici 


20) Entſtehung S. 66—69; Reicke, Geſchichte der Reichsſtadt Nürnberg 
1896 S. 956 f. 
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et plano entſcheiden zu laſſen? !). Im Jahre 1697 22) wurden 
insbeſondere die Wechkſelſachen als ſolche ſchleunige Sachen hervor: 
gehoben und erklärt, daß eine Partei nach erfolgter Prorogation 
nicht mehr abſpringen könne, falls nicht die Marktvorſteher ſelbſt 
die Sache von ſich weg verweiſen; dem Beklagten ſtand es aber 
frei, ſofort den Austrag im gewöhnlichen Verfahren zu verlangen, 


was die Wechſelordnung von 172225) ausdrücklich ausſprach. 


: Als anfangs des 19. Jahrhunderts fic heftige Klagen über 
den ſchleppenden Gang des Nürnberger Gerichtsverfahrens auch in 
Handelsſachen erhoben, wurde die raſche Erledigung beim Markt⸗ 
gewölbe anerkannt?) und vorgeſchlagen, die Befugniſſe der Markt: 
vorgeher zu erweitern, da bisher ja niemand gezwungen werden 
könne, vor ihnen Recht zu nehmen. Die Handelsgerichtsordnung 
vom 7. Januar 1804 erklärte in Art. 60, daß es bei der von 
alters her beſtehenden Einrichtung, nach welcher Streitigkeiten in 
Handelsſachen bei den verordneten Vorſtehern des Handelsſtandes 
in dem ſogenannten Marktgewölbe angebracht und entſchieden 
werden können, lediglich ſein Bewenden habe. Es beſtanden nur 
wenig Vorſchriften. Ohne Not ſollte kein ſchriftliches Verfahren 
geſtattet werden. Die Erkenntniſſe erlangten Rechtskraft, wenn die 
zugelaſſene Berufung an das Appellationsgericht nicht eingelegt 
bezw. erledigt wurde?). Zeugenverhör, Eidesauflagen und ⸗ab⸗ 
nahmen konnten nicht vor dieſem Gerichte erfolgen, wurden ſolche 
Beweiserhebungen notwendig, dann mußte die Sache wegverwieſen 

werden. Dabei blieb es auch in der Folge? )). 

Am 3. September 1806 nahm Bayern Beſitz von der bisher 
freien Reichsſtadt. Alsbald wurde die Frage brennend, welche 
Handelsgeſetzgebung erfolgen ſolle und ob Handelsgerichte allge⸗ 
mein eingeführt werden ſollten!?). Mit Eingabe vom 30. März 


2) Herdegen a. a. O. S. 17 und Anm. 2; vgl. auch Manual I S. 3, 
16, 60, III S. 23, 194. 

23) Ebenda S. 24 und Entſtehung S. 93. 

33) Kap. X § 1. 

24) Vorſchläge Dr. Veillodters fiehe Herdegen S. 33. 

25) §§ 61 und 62; vgl. auch Moritz, Handbuch ſämtlicher Wechſel⸗ und 
Merkantilgeſetze 1826 S. 330/331, und Kletke, Darſtellung des Wechſel⸗ und 
Merkantilprozeſſes 1858 S. 203. 

26) Kletke a. a. O. S. 203 und 204. 

27) Vgl. unten S. 22. 
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180828) baten die Marktvorſteher, es möchte tunlichſt die Einrich⸗ 
tung erhalten bleiben, welche bisher nicht wenig dazu beigetragen 
habe, der Handlung von Nürnberg Zutrauen zu gewähren. Infolge 
der Koſtenerſparnis, der ſchnellen Rechtshilfe, welche raſcher geboten 
würde, als es beim Handelsgericht möglich ſei, der teilweiſen Ent⸗ 
laſtung des letzteren Gerichts wirke das Inſtitut der Marktvorſteher 
für den inländiſchen und ausländifchen Kaufmann ſo ſegensreich; 
in dieſer Beziehung könne man ſich auf die Offenkundigkeit be⸗ 
rufen; die Inſtitution fei umſo wohltätiger, als es jedem frei: 
ſtünde, ſich an ſie zu wenden. Es wurde deshalb vorgeſchlagen, 
das Marktgewölbe entweder als eine Art von Friedens gericht 
oder als ein geſetzlich angeordnetes Schiedsgericht für ſich allein 
beſtehen zu laſſen oder es doch wenigſtens in der Form zu erhalten, 
daß die kaufmänniſchen Mitglieder des Handelsgerichts für die 
richterliche Erörterung ſolcher Gegenſtände, welche bisher im Markt⸗ 
gewölbe verhandelt wurden, ſich in mehrere Abteilungen formieren 
ſollten. 

Aus einem Bericht der Marktvorſteher vom 5. Juli 180829) 
erſieht man, wie auch die urſprüngliche Zuſtändigkeit des Gerichts 
im Botenweſen ſich durchaus erhalten hatte. Danach gehörten alle 
Rechtsſtreitigkeiten in Botenſachen vor die Marktvorgeher, inſoferne 
ſie Forderungen betrafen, welche die Boten als ſolche angingen 
oder Verfehlungen und Veruntreuungen derſelben oder ſonſtige, 
mit dem Botenweſen zuſammenhängende Angelegenheiten. 

Im organiſchen Edikt über die Gerichtsverfaſſung vom 24. Juli 
1808 wurde es in Anſehung der Klagen in Wechſel⸗ und Merkantil⸗ 
ſachen bei den beſtehenden Verhältniſſen belaſſen ?“), in der Ber: 
ordnung vom 18. Mai 1809 wurde als zweite und letzte Inſtanz 
auch gegen die Beſcheide des Marktgewölbes das Handelsappellations⸗ 
gericht angeordnet? !). Das Marktgewölbe führte fortan den Titel 
Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgericht. Alle Streitigkeiten in 
Handelsſachen konnten daſelbſt angebracht werden. Das Gericht 


28) Herdegen a. a. O. S. 38. 

29) Herdegen a. a. O. S. 38; vgl. z. B. Manual der Marktvorſteher IV 
S. 33, 95, 138 (Hamburger Boten) u. ſ. w. 

$0) Kletke a. a. O. S. 135, Sammlung der Wechſelgeſetze für das König⸗ 
reich Bayern, München 1821, S. 151. 

31) Kletke a. a. O. S. 137, Moritz, Handbuch S. 37, Samml. S. 152. 
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beftand aus den 4 Marktvorſtehern, welche vom Königs?) zu 
Aſſeſſoren des Gerichts ernannt wurden, unter dem Vorſitz des 
älteſten; der Gerichtsſchreiber war rechtskundig ). Nach Vortrag 
der Sachen erforſchten die Gerichtsmitglieder durch Fragen an die 
Parteien oder die zur Aufklärung mitgebrachten Perſonen den Sach⸗ 
verhalt und verſuchten die Sühne; nur ausnahmsweiſe war ſchrift⸗ 
liche Verhandlung zugelaſſen oder?“) Vertretung durch Rechtsanwälte. 
Kam ein Vergleich nicht zu ſtande, ſo wurde ſofort das Urteil 
beraten und verkündet, falls ſich nicht förmliche Beweiserhebung 
und damit Verweiſung an das Handelsgericht notwendig erwies). 
Die Frage, ob das Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgericht auf Ver⸗ 
langen einer Partei Verweiſung eintreten laſſen müſſe, war ſtrittig: 
nachdem das Handelsappellationsgericht am 26. November 1839 
in Sachen Platner / Neumayr bejahend entſchieden hatte, ſchränkte 
dasſelbe Gericht in Sachen derſelben Parteien am 29. Oktober 1840 
die Entſcheidung dahin ein, daß dies nur dann zu geſchehen habe, 
wenn das Gericht ſelbſt es für nötig erachte). 

So erhielt ſich das Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgericht un⸗ 
verändert bis zur Einführung des Reichsgerichtsverfaſſungsgeſetzes, 
das Geſetz vom 25. Juli 1850 erwog in ſeinem Art. 7 ſogar die 
Möglichkeit, eben ſolche Gerichte auch in anderen Städten auf 
Antrag der Handelsinnungen zu beſtellen; das Beſtreben anderer 
Handelsſtädte Bayerns, ſolche Gerichte zu erhalten, hat aber nicht bis 
zu Erfolgen angehalten ?)). Das Nürnberger Gericht ſelbſt hat aber 
eine Reihe von Gerichtsverfaſſungsänderungen ſiegreich überſtanden; 
wenn die Gefahr der Aufhebung drohte, ſo wandten ſich wohl die 
Vorſteher des Handelsſtandes in Nürnberg an die Ständeverſamm⸗ 
lung °°), fo daß ſogar die Zuſtändigkeit des Gerichts in örtlicher 


52) Reſkript vom 14. Januar 1809. 

83) Herdegen a. a. O. S. 42. 

4) Herdegen a. a. O. S. 43 gegen Kletke a. a. O. S. 204 und 
Bayriſcher Anzeiger für Handelsgerichte und Handelsintereſſen 1870 S. 279. 

350 Kletke a. a. O. S. 203— 205, Bayriſcher Anzeiger für Handelsgerichte 
und Handelsintereſſen 1870 S. 279 f. 

36) Herdegen a. a. O. S. 44. 

7) Bayr. Anz. a. a. O. S. 280; zuletzt empfohlen von Hauſer in der 
Krit. Viertelj.⸗Schrift Bd. VI S. 215 unter Bezugnahme auf ein Gutachten des 
Handelsrats München von 1860. 

58) Gedruckte Eingabe vom 12. Mai 1849, ferner Verhandl. der Kammer 
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und ſachlicher Beziehung (auf die Vorſtädte und den gegenwärtigen 
und künftigen Umfang der Burgfriedensgrenze bezw. auf Wechſel⸗ 
ſtreitigkeiten aus nicht kaufmänniſchen Wechſeln) durch das Geſetz 
vom 1. Juli 18569) entſprechend der Bitte der Marktvorſteher 
erweitert wurde. Dieſe konnten ſich mit Recht auf die Beliebtheit 
ihrer Einrichtung berufen. Marktvorſteher Merkel hat in einem 
Berichte vom Jahre 1833 40) erwähnt, daß in 12 Fällen, in denen 
beide Parteien bei der Klaganmeldung erſchienen waren, durch 
ſchnittlich 10 ohne Anberaumung eines Termins mit Vergleich 
endeten. Der Aufſatz im Bayriſchen Anzeiger von 187047) be: 
ſtätigt ebenfalls, daß „durch die von allem Zwange freie Art der 
Sachbehandlung, dann infolge der Fachkenntnis der Richter und 
des gebotenen perſönlichen Gegenübertretens der Parteien ſelbſt ver⸗ 
wickelte Fälle in kurzer Zeit endgültig erledigt werden“ und daß 
vom 1. Juli 1862 bis zur Niederſchrift nur vier Berufungen erhoben 
und ſämtlich verworfen wurden. 

Auf die „anerkannt ſegensreiche Wirkung des Gerichts, ins⸗ 
beſondere in feiner Vermittlungstätigkeit bei Handelsſtreitigkeiten“ 
berief ſich auch die bayriſche Regierung, als ſie im Entwurf eines 
Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz beantragte, das 
Gericht, welches nach §§ 12—14 GVG. eine ſtreitige Gerichtsbarkeit 
nicht mehr ausüben konnte, als beſonderes Gericht für nicht ſtreitige 
Gerichtsbarkeit aufrechtzuerhalten, als Vermittlungsamt in Handels⸗ 
ſachen, zugleich mit der bisher ſchon beſtehenden Befugnis zur 
öffentlichen Beglaubigung der Handelsbuchsauszüge und Handels⸗ 
vollmachten. So wurde auch in Art. 7 des angeführten Aus⸗ 
führungsgeſetzes ausgeſprochen. Damit iſt nun freilich die richterliche 


der Reichsräte 1856, 6. Beilagenband S. 271, auch Antrag des Dr. v. Scheurl 
vom 2. März 1849. 

59) GVBl. S. 323. 

10) Herdegen a. a. O. S. 44. 

) a. a. O. S. 280. Vgl. auch Bericht des Oberappellationsgerichtsrats 
Fürſt vom 12. Dezember 1849 in den Verhandl. der Kammer der Reichsräte 
1849, 3. Beilagenband S. 253; ferner den Aufſatz von Dr. v. Völderndorff, 
„Das Marktgewölbe zu Nürnberg“ in Buſchs Archiv für Handels⸗ und Wechſel⸗ 
recht Bd. XI S. 178, der die großen Erfolge („unter 1000 Fällen kaum ein⸗ 
mal appelliert“) auf die Volkstümlichkeit des Gerichts und die Unmittelbarkeit 
des Verfahrens zurückführt. 
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Tätigkeit des Gerichts „auf ein ſehr beſcheidenes Maß herabgeſetzt“ 
worden 42). Mit der Einführung der Kaufmannsgerichte wird auch 
ein nicht unerheblicher Teil dieſes Reſtes wegfallen. Es fielen z. B. 
am königl. Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgericht 

1893 20 Streitigkeiten 

1894 5 

1895 10 n 
zwiſchen Prinzipalen und Handlungsgehilfen an“), wovon 14 durch 
Vergleich, die übrigen durch Klagezurücknahme und Ausbleiben der 
Parteien ſich erledigten. Es wird fraglich ſein, ob das Gericht 
nach dem Inkrafttreten des neuen Gefetzes noch lebensfähig bleibt. 
An dem Urteile über die Einrichtung ſelbſt ändert das aber nichts. 

Die Geſchichte des Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgerichts 

zeigt, daß in Deutſchland auch ein rein kaufmänniſch beſetztes 
Handelsgericht als Schiedsgericht und, insbeſondere für kleinere 
Streitſummen, als entſcheidendes Gericht gute Dienſte zu leiſten 
vermag, indem es koſtenlos und, ſoweit tunlich, ſofort nach An⸗ 
hörung der anweſenden Parteien, Kenntnisnahme etwaiger Beweis⸗ 
urkunden und nicht eidlicher Befragung von mitgebrachten Zeugen 2c. 
das Urteil findet und damit vieles vermeidet, was in dem heutigen 
Gerichtsverfahren zu Beſchwerden Anlaß gegeben hat. Es wird 
deshalb noch weiter unten!“) die Frage zu prüfen fein, ob nicht 
in einem ſolchen Verfahren fruchtbare Keime für die Zukunft liegen 
würden. Dabei muß aber jetzt ſchon hervorgehoben werden, daß 
bloße Einigungsämter ſich nirgends auf die Dauer in kaufmänni⸗ 
ſchen Dingen bewährt haben, offenbar weil dann, wenn ein Ver⸗ 
gleich nicht zu ſtande kommt, nur unnütz Zeit verloren wird. Daran 
iſt die Rechtſprechung der Marktvorſteher in anderen Städten zu 
Grunde gegangen. Mit dem Aufkommen des Botenweſens finden 
wir die Aufſichtstätigkeit über dasſelbe und damit eine gewiſſe 
Gerichtsbarkeit bei den kaufmänniſchen Vertretungen verſchiedener 


„ 


42) Herdegen a. a. O. S. 48. 

48) Jahresbericht der Handels⸗ und Gewerbekammer für Mittelfranken 

1896 S. 84 und mein Aufſatz „Zur Frage der kaufmänniſchen Gewerbe⸗ 

gerichte“ in der Zeitſchrift für das geſ. Handelsrecht Bd. XLVII S. 284 f. 
44) Vgl. S. 249 und die Vorſchläge Hauſers a. a. O. S. 215, der noch 

der Meinung entgegentritt, als ob das Gericht etwas, das nur in Nürnberg 

möglich ſei, darſtelle. 
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Städte, zwiſchen denen die Boten liefen. Ich habe früher er⸗ 
zählt *5), wie am 6. Juli 1587 gelegentlich eines Streites zwiſchen 
den von Nürnberg nach Antwerpen gehenden Boten die Nürn⸗ 
berger Marktherrn, nachdem fie die Sache der Botenordnung gemäß 
entſchieden hatten, einige Kaufleute aus Frankfurt erſucht haben, 
gleichfalls die Stelle von Marktherrn dort einzunehmen, und was 
für Streit wegen der Botenordnung dort vorwalten und ſonſten 
zwiſchen den Handelsperſonen berührter Brief halben, das ſoll vor 
den vier Marktvorgehern in Frankfurt vorgebracht werden, die even⸗ 
tuell die Sache an die Marktherrn in Nürnberg als die Prinzipale 
der Antwerpener Botenordnung gelangen laſſen ſollten. Von dieſer 
Rechtſprechung war in Frankfurt nichts zu ermitteln. 

Ich habe ebenfalls bereits früher auf die aus der Markt⸗ 
ordnung geſchöpfte Gewalt““) der Marktvorgeher in St. Gallen 
hingewieſen, Ordnungen für Poſt⸗ und Botenſchaffner aufzuſtellen, 
aber auch auf Anrufen eines Teils Verhöre anzuſtellen und den 
Streit zu entſcheiden, falls nicht eine Partei gerichtliches Urteil 
begehrte (beide Teile konnten auch dahin kompromittieren, beim 
Spruche zu verbleiben), und habe auf den Zuſammenhang mit der 
Nürnberger Einrichtung hingewieſen. Meine ſpäteren Nachforſchungen 
in den Archiven von St. Gallen haben das beſtätigt. Die Nürn⸗ 
berger Kaufleute haben mit denen von St. Gallen den Ordinari⸗ 
Botenritt nach Lyon eingerichtet, und zwar früher, als es nach den 
Angaben von Näf“) anzunehmen war. 1575 find einzelne Nürn⸗ 
berger in die Lyoner Ordinari⸗Botenmaſſe eingetreten, aber Näf 
ſelbſt teilt aus Abrechnungen von 1585 mit, daß Herrn von 
Nürnberg unter den acht Häuſern waren, die mit den St. Gallern 
dieſe Ordinari ins Werk gebracht haben, und das beſtätigt ein 


45) Entſtehung S. 69 und Herdegen a. a. O. S. 10; vgl. auch Archiv 
für Poſt und Telegr. 1892 S. 819 ff. 
48) Entſtehung S. 153 f.; dazu Fick im Beilageheft zu Bd. VI der Zeit⸗ 


ſchrift für das gef. Handelsrecht; die Schrift der Kantonalen Berniſchen Handels: 


kammer über die aus⸗ und inländiſchen handelsgerichtlichen Erfahrungen 1903 
S. 22 verneint zu Unrecht den Amtscharakter. 

47) Näf, Hiſtoriſcher Bericht über Entſtehung, Zweck und Verhältniſſe 
der kaufmänniſchen Korporation und des Direktorialfonds in St. Gallen 1840 
S. 14 ff., nennt das Jahr 1575. Der Bericht von Näf iſt eine Streitſchrift 
für die Privatrechtseigenſchaft des Direktoriums und ſeines Vermögens. 
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Schreiben vom 10. Januar 1586 nach Nürnberg: „Durch Euch 
und uns iſt dies Botenwerk angefangen!“ 

Abgeſehen von einem Geleitsbrief *°) vom 7. Oktober 1468 für 
die gemeinen Kaufleute von Nürnberg, Ulm, Ravensburg, St. Gallen 
ſamt ihren Geſellſchaften, einer Supplik der gemeinen Kaufleute 
von 15529) und Inſtruktion ihres Bevollmächtigten Reinſterz 
am franzöſiſchen Hofes“) find ſchon Kontributionszettel von 1529 
vorhanden 51): Das Ordinarigeld bezahlt unter anderen Wilhelm 
Wertmann von Nürnberg, — und aus dem Jahr 1565 beſitzen wir 
ein Verzeichnis der Parteien, die in der Lyoner Ordinari intereſſiert 
ſind und die in Nürnberg den auf ſie treffenden Anteil der An⸗ 
lage des Jahres 1564 bezahlt haben: Matheus Welſer u. Geſ., 
Endres und Jakob Imhof u. Geſ., Paulus Tucher Gebr. 
und ſechs andere Firmen; von einem iſt nichts eingegangen, weil 
er längſt mit Tod abgegangen iſt. Die Abrechnungen und Sen⸗ 
dungen gehen an die Herrn Deputierten der Lyoner Ordinaria in 
St. Gallen oder an die Herrn der rc. Endlich iſt bei Näf >?) eine 
Eingabe von St. Gallen vom 14. Juni 1680 an Kaiſer Leopold 
angeführt, in der Beſchwerde darüber geführt wird, daß von den 
Poſtmeiſtern in Augsburg und Nürnberg der ſeit mehr als 200 Jahre 
beſtehende Botenritt über Lindau, Ravensburg, Ulm nach Nürn⸗ 
berg gehindert wird; Nürnberg hat ſich für den uralten Botenritt 
ebenfalls verwendet 5°). 

Hiermit dürfte gleichfalls dargetan ſein, daß die Einrichtung 
und Rechtſprechung der Marktherrn mit der Einrichtung des Boten⸗ 
weſens eng zuſammenhängt; in St. Gallen exiſtierte insbeſondere 
auch eine Marktherrnordnung betreffend die Nürnberger Boten 
von 16215. 


48) Städt. Archiv von St. Gallen II 276 Tr. XXII 4 b. 

49) Ebenda XXII 18. 50) Ebenda XXII 22. 

51) Archiv des kaufm. Direktoriums in St. Gallen IV. Paquet 1b Nr. 12a. 

52) g. a. O. S. 32. 

53) Vgl. meinen Vortrag „Nürnbergs Anteil am Aufſchwung des Poſt⸗ 
weſens im 16. Jahrhundert“. Jahresbericht des Vereins für Geſch. der Stadt 
Nürnberg 1896 S. 8 f. 

54) Archiv des kaufm. Direkt. VI 33 a. In Bern hatte der 1687 ein⸗ 
geſetzte Kommerzienrat ev. als Judikaturkammer Jurisdiktion in Streitigkeiten 
zwiſchen Negotianten, Manufakturiers oder Fabrikanten und deren Arbeitern 
bis zum Betrage von 500 M., und zwar „nicht ſpruchweis, ſondern durch 
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In der Wechſelordnung von St. Gallen vom 18. Juni 1784 
tit. 12 §§ 2 und 3 iſt die Rechtſprechung des kaufmänniſchen 
Direktoriums um Wechſel oder Waren fdon fo abgeſchwächt, daß 
ſie nur auf Begehren beider Teile und auch dann noch, abgeſehen 
von einem ſchriftlichen Verzicht, vorbehaltlich der Weiterziehung ein⸗ 
treten durfte. 

Wohl nach dem Vorbild von Schaffhauſen hat Zürichs?) 1662 
ein kaufmänniſches Direktorium eingeführt; auch hier ſollten alle 
Streitigkeiten, welche ſich unter „gemeinen Handelsleuten in Wechſeln, 
Käufen und Verkäufen und in anderweg erheben möchten“, den 
Direktoren vorgetragen und von ihnen, wenn möglich, entſchieden 
werden; der Rat aber machte den Vorbehalt, daß es jeder Partei 
freiſtehen ſolle, ihre Sache an den Rat zu bringen. Damit war auch 
hier die Einrichtung ſofort untergraben, ſeit der Wechſelordnung 
vom 16. Mai 1805 beſtand überhaupt nur noch eine Verpflichtung 
der Gerichtsbehörden auf Parteiantrag über kaufmänniſche Streitig⸗ 
keiten das Gutachten der kaufmänniſchen Vorſteherſchaft einzu⸗ 
holen 55). Ein Verſuch Schaffhauſens, mit Geſetz vom 26. No⸗ 
vember 1835 noch die Handelsgerichtsbarkeit des Direktoriums ein⸗ 
zuführen, endete mit dem Geſetz vom 21. April 1847. 

Daß die Einrichtung in Nürnberg gegenüber den eben erwähnten 
ſo viel feſtere Wurzeln geſchlagen hat, verdankt ſie nur dem Um⸗ 
ſtand, daß dort der Grundſatz der Prorogation für dieſes Gericht 
angenommen wurde; von Einfluß war auch der Umſtand, daß die 
Marktvorſteher in ihrer Tätigkeit am Bankgericht zu Richtern erklärt 
wurden. Hierzu iſt nunmehr überzugehen. 


§ 4. 
II. Das Bankogericht als Handelsgericht. 


In der „Entſtehung des deutſchen Handelsgerichts“ habe ich 
ausführlich?“ dargelegt, wie die Münzverſchlechterung zu Anfang 


rechtliche Urteile“ mit ſummariſcher Prozeßordnung; alſo gewerbliches und 
kaufmänniſches Gericht. Vgl. Bern. Handelsk. a. a. O. S. 23. 

55) Werner Utzinger, Das Handelsgericht des Kantons Zürich, Bern 
1908, S. 2 f. und Zitate in Anm. 1; vgl. Bürkli⸗Meyer im Züricher 
Taſchenbuch pro 1883 S. 30—63. 

58) Vgl. hierzu Fick a. a. O. S. 34 ff. und Bd. II S. 621/22. Bes 
deutender war die Tätigkeit des Direktoriums im Konkursrecht. 

57) a. a. O. S. 70—90. 
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des 17. Jahrhunderts in Nürnberg dazu drängte, nach venezianiſchem 
Vorbild mit der Bankoordnung vom 16. Juli 1621 eine Bank zu 
gründen und zugleich für die Wechſel beſtimmte Vorſchriften zu 
geben, wobei im 15. Abſatze beſtimmt wurde, daß vor den ver⸗ 
ordneten deputierten Herrn und Marktvorgehern alle vom Banko 
herrührenden Streitigkeiten ſollten erörtert werden; wie auf Grund 
dieſer Beſtimmung, welche zunächſt nur eine ſchiedsrichterliche Rege⸗ 
lung für die Benützer des Banko erſtrebte, der Rat dazu überging, 
nachdem die Regelungen vom 20. Dezember 1621, 19. März und 
1. Auguſt 1622 ſowie 21. Mai 1623 die Schwierigkeiten nicht 
behoben hatten, alle ſtrittigen Handelsſachen, „alle Merkantil⸗, teils 
Wechſelunrichtigkeiten und anderer, ſo dem Banko ſonſten nicht 
unterworfen, entſtandenen Strittigkeiten“, an den Banko zu ver⸗ 
weiſen '). Dabei wurde die, auch von den übrigen Amtern zu 
beobachtende Zuſtändigkeit des Bankoamts ſubjektiv und objektiv 
beſtimmt: es mußten beide Teile oder wenigſtens der Beklagte ein 
Handelsmann, Krämer oder negozierender Handwerker ſein, und 
die Klagen mußten von Kaufmannswaren, vom Kaufen und Ver⸗ 
kaufen derſelben, von prätendierten unbilligen Schäden, von 
Rechnungen, Bilanzen, ſtrittigen Handelsbüchern und derſelben Be⸗ 
weiſung, Wechſeln, deren Akzeptierung und Refüſierung, Verpflich⸗ 
tung und Schuldigkeit der Faktoren, bedingten Gewinn oder Verluſt, 
Fleiß und Unfleiß, Obligation und Bezahlung der Kapitalien, auch 
Abrichtung der Depoſito⸗ und ſolcher Gelder, deren man ſich im 
Handel zum Gewinn gebraucht und was dergleichen, inſonderheit 
aber von ſolchen Strittigkeiten herrühren, deren Entſcheidung 
mehr aus den Handelsbüchern, Geſellſchaftsverſchreibungen und ver⸗ 
nünftigen Marktsgewohnheiten als den beſchriebenen ſcharfen Rechten 
genommen werden muß. 

Dem Bankoamte wurden, obwohl ſich anfangs die Markt⸗ 
vorſteher dagegen geſträubt hatten )), zwei Rechtsgelehrte aus dem 
Kollegium der Konſulenten zugeteilt, aber auch hier wie im ganzen 
Nürnberger Recht nur mit beratender Stimme; das entſcheidende 
Gericht bildeten die Marktvorgeher mit den beiden Deputierten 
des Rats, den Bankoherrn. Wenn vor dieſem Gerichte nicht ein 

58) Ratsverlaß vom 31. März 1624, Entſtehung S. 80 ff., Herdegen 


S. 14 ff. 
59) Entſtehung S. 77. 
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Vergleich zu ſtande kam und auch ſofortige Entſcheidung nicht mög⸗ 
lich war, dann wurde ſchriftlich bis zur Replik verhandelt, der 
Akt dann den beiden Konſulenten zugeſchickt und mit deren Rechts⸗ 
gutachten an das Bankoamt zurückgeleitet, das nun den Banko⸗ 
beſcheid erließ und den Parteien verkündete; war ſofortige Ent⸗ 
ſcheidung möglich, ſo wurde dieſelbe gefällt, nachdem auf den 
mündlichen Vortrag der Parteien hin die Konſulenten gleichfalls 
mündlich ihr votum consultativum abgegeben hatten. Die Appella⸗ 
tion ging nach dem Privileg nur an den Rat. 

Auch beim Bankoamt war ) vorgeſchrieben, daß Verweiſung 
an das Stadtgericht zu erfolgen habe, wenn die Vernehmung von 
Zeugen oder die Abnahme von Eiden erforderlich würde, wobei 
aber der Rotulus mit der Beweiserhebung wieder an das Banko⸗ 
amt zurückkam und dort die Grundlage für die Entſcheidung bildete; 
Verweiſung des ganzen Prozeſſes an das Stadtgericht wurde aber 
ausgeſprochen, wenn eine „quaestio mere juridica“ vorlag, oder, 
wie ich es früher ausgedrückt habe, das Bankoamt war ein kauf⸗ 
männiſches Einigungsamt mit ſummariſcher Gerichtsbarkeit 5), der 
Unterſchied von der Rechtſprechung des Marktgewölbes war noch 
ein ſehr geringer, wie denn die Marktvorſteher (ſpäter mit den 
Adjunkten) tatſächlich noch eine dritte ähnliche Judikatur ausübten 
durch umfangreiche Verſendung von Pareres an auswärtige Parteien, 
die erbötig waren, ſich unparteiiſcher, verſtändiger Kaufleute judicio 
zu ſubmittieren 6). 

Die „Banko⸗ und Wechſelordnung“ vom 8. September 16543) 
änderte an der Rechtſprechung des Bankoamts nichts, wohl aber 
die „Merkantil⸗ und Bankogerichtsordnung“ von 1697, welche der 
Gerichtsbarkeit den Namen „Merkantil⸗ und Bankogericht“ beilegte, 
dasſelbe für eine ordentliche Inſtanz erklärte und ihm, unter Auf⸗ 
hebung der Remiſſionen an das Stadtgericht, die Zuſtändigkeit 
erteilte, „da den Parteien ein Eid auferlegt würde, ſolchen von 
ihnen anzunehmen, Zeugen ordentlich zu verhören, die Kompaßbriefe, 


60) Ratsverlaß vom 21. März 1624; ferner die Praxis ſowie die Angaben 
der Schriftſteller Entſtehung S. 91. 
6) a. a. O. S. 91 vgl. mit S. 95 f. 
6) Vgl. die 10 Bände der Marktvorſteher⸗Manuale, Entſtehung S. 96 
bis 98, Herdegen a. a. O. S. 17—19. 
63) Entſtehung S. 96 f., Herdegen S. 21. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilagebeft.) 2 
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auch andere Urkunden, respective unter des jedesmaligen Herrn 
Schultheiß Namen und Inſiegel vor ſich zu ſtellen, und ſonſten 
alles das zu tun und zu verrichten, was nach Anleitung der kaiſerl. 
Kammergerichts⸗ und unſerer Gerichtsordnung, der Nürnberger Re⸗ 
formation Satzungen, inſonderheit des Reichsabſchieds zu Regens⸗ 
burg de 1654 5% in Prozeßſachen, in anderen unſeren Gerichten 
und ſonſt eingeführt worden und üblichen Herkommens“. 

Damit iſt, nachdem inzwiſchen die Meßgerichte von Bozen“) 
und Braunſchweig ““) 1634 und 1686 entſtanden waren und 1682 
der Rat der Stadt Leipzig ) das erſte deutſche Handelsgericht zu⸗ 
nächſt für das Bedürfnis der Meſſen eröffnet hatte, auch das Nürn⸗ 
berger Bankoamt zum Handelsgericht umgewandelt worden. 

An der Beſetzung des Gerichts hat ſich nichts geändert, nur 
werden die Rechtskundigen, die vorderſten Konſulenten, jetzt wirk⸗ 
liche Mitglieder des Gerichts, aus dem reinen Kaufmannsgericht 
wird ein gemiſchtes, in welchem die Laien in der Mehrzahl (ſechs) 
den zwei Juriſten gegenüberſtehen, die auch den Vorſitz nicht führen“). 

Die Zuſtändigkeit bleibt im weſentlichen wie früher ſubjektiv 
(mindeſtens der Beklagte muß Kaufmann, Krämer, negoziierender 
Handwerker oder Fuhrmann ſein) und zugleich objektiv (auf „Kauf⸗ 
manns Handel und Wandel“) beſchränkt “). Auch das Verfahren 
behält den gleichen Charakter. Es ſoll möglichſt beſchleunigt und 
tunlichſt mündlich ſein, in welchem Falle nach Fehlſchlagen des 
ſtets zuerſt vorzunehmenden Sühneverſuchs de simplici et plano 70) 
verhandelt und entſchieden werden ſollte. War letzteres nicht tun⸗ 
lich oder betraf die Sache Fremde, Vormünder oder Minderjährige, 
ſo wurde im ſchriftlichen Verfahren verhandelt, aber auch das 
ſollte summarie geſchehen und jeder Partei nur zwei Schriften ge⸗ 
ſtattet werden. Dabei ſollten die Parteien ausdrücklich ihre Unter⸗ 


64) Entſtehung S. 157. 

65) Ebenda S. 99— 115. 

66) Ebenda S. 120— 122. 

) Ebenda S. 122 — 138. 

68) Entſtehung S. 93. Die Doktoren ſollten die Bedenken und Deziſionen 
überreichen, die Marktvorſteher insbeſondere die Handelsgewohnheiten erklären, 
wo wider deren Gebrauch geſprochen werden ſollte, ſolches kontradizieren, ihre 
Handlungen ſchützen und keinen Abbruch geſtatten. 

6) Herdegen a. a. O. S. 24. 

70) Entſtehung S. 45. 
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werfung unter den Richterſpruch erklären, wie auch die Marktvor⸗ 
ſteher ſich dies ſogar durch Handſchlag an Eidesſtatt verſprechen 
ließen 1). Die Akten zirkulierten beim ſchriftlichen Verfahren. 

War nun die Remifſion der zur Zuſtändigkeit des Merkantil⸗ 
und Bankogerichts gehörigen Sachen an das Stadtgericht aus⸗ 
geſchloſſen, ſo erſcheint für den Charakter des Gerichts die Frage 
noch von Bedeutung, ob die handelsgerichtliche Kompetenz als aus⸗ 
ſchließliche durchgeführt war. Schon bald nach Einführung des 
Bankoamts war es zu Zwiſtigkeiten “?) mit dem Stadtgericht ge⸗ 
kommen. Durch Ratsverlaß vom 1. September 1623 7?) wurde 
ausgeſprochen, daß die Verläſſe vom 1. und 14. Auguſt 1622 und 
21. Mai 1623 nicht privative, ſondern nur kumulative zu verſtehen 
ſeien, nämlich nur für diejenigen Fälle, die ex aequo et bono ſich 
in der Güte entſcheiden laſſen und altiorem indaginem nicht 
requirieren. 

Die Ordnung von 1624 wollte“) die Kaufmannsſachen grund⸗ 
ſätzlich zuerſt an den Banko bringen, der ſie an das Stadtgericht 
weiſen ſollte, wenn ſie nicht ſummariſch erörtert werden könnten. 
Das konnte nur ſo lange dauern, als das Verfahren am Banko⸗ 
amt nur Vorbereitung zum Prozeß oder beſſer Vorbeugung vor 
dem Prozeß fein ſollte. Als 1697 das Verfahren vor dem Merkantil⸗ 
und Bankogericht ſelbſt Prozeß wurde, mußte Wert darauf gelegt 
werden, daß die dahin gehörigen Sachen nun auch wirklich vor 
dieſes Gericht gebracht würden, und von 1701 an“) ſchärft daher 
der Rat die privative Zuſtändigkeit immer mehr ein. Wenn trotz⸗ 
dem Handelsſachen vor dem Stadtgericht verhandelt wurden, ſo 
ermangelten die Richter des Handelsgerichts nicht, bei gegebener 
Gelegenheit 7°) unter feierlichſter Verwahrung darauf hinzuweiſen, 
wie wenig geeignet das Stadtgericht zur Abhandlung derartiger 
Sachen ſei, indem es nach vierjähriger Verhandlung in neun Punkten 


71) Entſtehung S. 95. 

72) Ebenda S. 86— 90. 

73) In Entſtehung S. 88 irrtümlich 1622. 

74) Vgl. Gutachten v. a vom 11. Februar 1624, Entſtehung 
S. 89. | 
75) Lahner, Bolftändige Sammlung derer . . . Additionaldekreten 1773 
S. 7 ff., Herdegen a. a. O. S. 25, Samml. der Wechſelgeſ. Anh. S. 73. 

76) Parere vom 4. Juni 1787, Herdegen a. a. O. S. 25. i 
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Gutachten über Handelsobſervanzen erhole oder gar eine andere 
Sache“) nach möglichſter Verdunkelung 16 Jahre fortſchleppe, 
obwohl ſie ſo klar ſei, daß die Marktvorſteher ſich getraut hätten, 
ſolche von Anfang und in perſönlicher Gegenwart beider Parteien 
in einer Stunde beizulegen. 

Die erneuerte und erläuterte Wechſelordnung vom 26. Februar 
172278) erklärte für Wechſel⸗ und Merkantilſachen, wenn gütliche 
Vergleichung durch die Marktvorſteher, die in ihrem Marktgewölbe 
auch die frühere ſchiedsrichterliche Tätigkeit des Bankoamts über⸗ 
nahmen, oder durch andere unparteiiſche Kaufleute nicht möglich 
ſein ſollte, das Bankogericht als zuſtändiges Forum für Klage und 
Widerklage, behielt aber doch auch die noch beſchleunigtere Recht⸗ 
ſprechung des Bürgermeiſters in causis liquidis et executivis 7°) 
ausdrücklich bevor. 

Am Merkantil⸗ und Bankogericht aber verwandelte ſich, man 
möchte annehmen ſeit dem Eintritt der Juriſten in die Richter⸗ 
tätigkeit, die ſummariſche Gerichtsbarkeit immer mehr in Prozeß⸗ 
verſchleppung, wie ſie ſchon vorher beim Stadtgericht beſtanden 
hatte. Im Jahre 1768 mußte für die Formalien der Urteils⸗ 
publikation durch den Aktuar nachgeſehen werden, wie es ehedem 
gehalten wurde, da ſich nicht einmal der älteſte Konſulent, geſchweige 
die anderen Aſſeſſoren daran erinnern konnten. Die Subdelegations⸗ 
kommiſſion forderte wegen dieſer Mißſtände am 9. Auguſt 1802 
einen Bericht der Marktvorſteher, welcher am 1. November 1802 8) 
erſtattet wurde und ebenſo, wie es nicht lange vorher von Dr. Veil⸗ 
lodter geſchehen war, alle Vorwürfe beſtätigte. Der Gang ſei 
ſo ſchleppend, daß alles Zutrauen geſchwunden ſei und daß die 
zur ausſchließlichen Kompetenz des Merkantil⸗ und Bankogerichts 
gehörigen Sachen unter ſtillſchweigender Billigung dieſes Gerichts 
anderwärts angebracht würden. Alle vier Wochen ſei nur eine 
Sitzung, dabei würde zuviel vertagt. Die Akten blieben zu lange 
bei den Konſulenten, Referat und Korreferat würden zu ſpät er⸗ 
ſtattet, die älteſten Konſulenten hätten anderweit zuviel zu tun, 
beſſer wäre es, wenn die jüngſten Konſulenten zugeteilt würden. 


77) Herdegen a. a. O. S. 27. 

78) Ebenda S. 28. 

79) Entſtehung S. 37, 44, 87. 
80) Herdegen a. a. O. S. 31 f. 
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Eine neue Prozeßordnung mit beſchleunigtem Verfahren ſei er⸗ 
forderlich. 

Ein Entwurf dazu wurde von dem Konſulenten Dr. Popp 
vorgelegt, hierüber wurde ein Gutachten von Dr. Götz in Altdorf 
eingeholt ®?), wobei die Marktvorgeher hervorhoben, daß auf ihre 
Veranlaſſung und auf ihre fehr nachdrücklich geführte Beſchwerde 
über den ſchleppenden Gang des Prozeſſes die neue Regelung 
erfolge. 

Am 7. Januar 1804 wurde die neue Handelsgerichtsordnung 
erlaſſen. Dieſelbe erklärte °?), daß die bisher unter der Benennung 
Merkantil⸗ und Bankogericht angeordnet geweſene Juſtizſtelle künftig 
Handelsgericht genannt werden ſolle. Die Beſetzung blieb die 
gleiche, nur konnte in Ausnahmefällen von dem gewöhnlichen ſchrift⸗ 
lichen Verfahren durch Beſchluß des Gerichts von Amts wegen 
oder auf übereinſtimmenden Antrag der Parteien abgewichen und 
mündliche Verhandlung angeordnet werden, die dann nicht an den 
gewöhnlichen Gerichtstagen und nicht vor dem Plenum des Gerichts, 
ſondern vor dreien Abgeordneten desſelben, einem Konſulenten und 
zwei Marktvorgehern, ſtattfinden follte “). 

Hier treffen wir alſo, und zwar in Verbindung auch mit 
dem mündlichen Verfahren, jene Zuſammenſetzung des Gerichts, 
welche ſpäter von Hamburg aus den Siegeszug durch Deutſchland 
antreten ſollte, zum erſten Male. Das ordentliche, ſchriftliche Ver⸗ 
fahren war gegen früher wenig verbeſſert, in manchen Beziehungen 
verſchlimmert. Nach Einlauf der Klagebeantwortung wurden zwei 
Gerichtsmitglieder, je ein Konſulent und ein Marktvorſteher, mit 
der Prüfung beauftragt ?*), dann wurde durch fie oder das Plenum 
der Sühneverſuch veranftaltet®*) und, wenn er fruchtlos verlief, 
durch die beiden beauftragten Richter ein Gutachten erſtattet, ob 
weitere Erklärungen zuzulaſſen ſeien. War nun die Sache zum 
Erkenntnis reif, ſo hatte zunächſt einer der drei noch nicht mit der 
Sache befaßten Marktvorſteher das kaufmänniſche Gutachten zu 
erſtatten, dasjenige des ſchon deputierten Marktvorſtehers einzuholen 
und innerhalb 14 Tagen) die Akten dann demjenigen Kon⸗ 


1) Herdegen a. a. O. S. 34. 
62) § 1. 88) §§ 52 und 53. 
84) § 23. 85) § 24. 

86) § 47. 
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ſulenten, der die Leitung des Rechtsgangs nicht zu reſpizieren ge⸗ 
habt, zu überſenden, welcher innerhalb 4 Wochen die Relation 
zu erſtatten hatte, während ſeinem Kollegen 14 Tage für das 
Korreferat zuſtanden '), worauf dann 8 Tage die Akten für die 
übrigen Gerichtsmitglieder auflagen; wenn es ſich nur um Rechts⸗ 
fragen handelte, konnte die Verſendung an die Marktvorſteher unter⸗ 
bleiben 8°). Hier beſteht, abgeſehen von der Umſtändlichkeit und 
Langwierigkeit des Verfahrens, ſtets die Scheidung zwiſchen den 
juriſtiſchen und kaufmänniſchen Richtern, die nicht zweckdienlich ſein 
konnte. 

Nachdem Nürnberg bayriſch geworden war, begannen die Er⸗ 
wägungen über die entſprechende Einrichtung von Handelsgerichten 
von neuem. Neben Nürnberg beſaßen Bozen) und Augsburg °°) 
von den neu erworbenen Gebieten derartige Einrichtungen, ab⸗ 
geſehen von den bayriſchen Wechſelgerichten in München“). 

Am 12. Dezember 1808 9) teilt das Juſtizminiſterium dem 
Miniſterium des Innern mit, es ſei beſchloſſen, die Handelsgerichte 
zu Nürnberg, Augsburg und Bozen in ihrer bisherigen Verfaſſung 
fortbeſtehen zu laſſen, bis die allgemeine Handelsgerichtsordnung 
aufgeſtellt ſein würde. 

Am 8. Januar 1809 antwortet das Miniſterium des Innern, 
daß Einwendungen nicht zu erheben ſeien und daß die Einrichtung 
eines geeigneten Verfahrens dem Juſtizminiſterium überlaſſen würde, 
aber ſchon am 16. Februar 1809 mahnt der Miniſter des Innern, 
welcher zugleich der leitende Staatsmann war (Montgelas), wie 
es denn mit der Sache ſtehe, da „die gegenwärtigen Zeitumſtände 
die Aufſtellung der Handelsgerichte auszuführen dringend gemacht 
haben“. Das organiſche ““) Edikt vom 24. Juli 1808 über die 
Gerichtsverfaſſung hatte an dem beſtehenden Zuſtand nichts ge⸗ 
ändert. Daran knüpfte nun eine Verordnung vom 18. Mai 18099“) 


87) § 48. 88) § 50. 

89) Bal. unten S. 27. 

90) Vgl. unten S. 45. 

91) Vgl. unten S. 32 f. 

92) Akten des Kreisarchivs München, Geh. Ratsakten: Wechſel⸗ und 
Merkantilgerichte 1808 - 1817, 783 Nr. 1113. 

98) Regierungsblatt S. 1785. 

90) Samml. der Wechſelgeſ. für das Königreich Bayern a. a. O. S. 152. 
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an, indem ſie hervorhob, daß dort im allgemeinen für die Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten in Wechſel⸗ und Merkantilſachen eine eigene Ordnung 
der Gerichtsbarkeit zugeſtanden ſei, daß in Nürnberg die bisherige 
Verfaſſung durch die Reformen in den dortigen Verwaltungsſtellen 
erſchüttert ſei (war doch der regierende Rat und das Konſulenten⸗ 
kollegium verſchwunden). Es wurde deshalb ein neues Handels⸗ 
gericht erſter Inſtanz hergeſtellt, und zwar gemäß Allerhöchſter Be⸗ 
ſchlüſſe beſetzt mit zwei Juriſten (einem Handelsrichter und einem 
der gemeinen Rechte kundigen Aſſeſſor) und zwei ordentlichen ſowie 
zwei ſupplierenden Aſſeſſoren?“ a) des Handelsſtandes. Die Gerichte: 
ordnung von 1804 blieb in Kraft, „inſoweit nicht mit dieſer neuen 
Anordnung einige Modifikationen eintreten“ “). Die Vorſchriften 
der §§ 52 und 53 fielen unter letzteren Vorbehalt, ob fie in anderer 
Weiſe bezw. mit anderer Beſetzung ſpäter ausgeführt wurden, 
konnte ich nicht erfahren. Im Jahre 1819 °°) wollte man die 
Stelle des rechtskundigen Aſſeſſors beim Handelsgericht Nürnberg 
mit einer Ratsſtelle beim Zivilgericht verbinden, der Handelsſtand 
erhob aber gegen dieſe Schmälerung der Rechte des Handelsgerichts 
ſo kräftigen Widerſpruch, daß der Plan, nachdem ſich auch das 
Miniſterium des Innern gegen denſelben erklärt hatte, fallen ge⸗ 
laſſen wurde. Später wurden aber die juriſtiſchen Mitglieder doch 
dem Kreis: und Stadtgericht entnommen ). Die Marktvorſteher 
als ſolche waren allerdings keine Beiſitzer des Handelsgerichts mehr, 
die kaufmänniſchen Richter wurden vom König aus dem geſamten 
Handelsſtand ernannt, der Natur der Sache nach aber ſehr häufig 
aus der Zahl der Marktvorſteher genommen. 

Zuſtändigkeit und Prozeßordnung der Handelsgerichte in Nürn⸗ 


94a) Die Suppleanten hatten in Nürnberg noch 1850 deziſives Votum; 
je nachdem wurde der Rechtsſtreit von ſieben bis neun Richtern entſchieden. 
v. Arnold in der Kammer der Reichsräte 1849, Verhandl. Bd. III S. 440. 
In Frankreich hatte jedes Amt Ergänzungsbeamte, die Handelsrichter bedurften 
aber beſonders einer gewiſſen Schule. Siehe Schlink im Gerichtsſaal 1850 
Bd. I S. 132. ö 

95) Z. 6 1. c. 

96) Akten des Kreisarchivs München F. 783. 

96) Die vielfachen Vorſtellungen der Nürnberger Kaufmannſchaft beim 
Juſtizminiſterium und den Ständen um eigene juriſtiſche Mitglieder hatten 
keinen Erfolg. Vgl. Verhandl. der Kammer der Reichsräte 1849 Bd. III 
S. 256. 
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berg wurden durch das Geſetz vom 1. Juli 1856 in der bereits 
beim Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgericht angeführten Weije?”) 
ausgedehnt. Bei der Organiſation von 1861 ſind dann die Handels⸗ 
gerichte in Nürnberg in den allgemein eingerichteten bayriſchen 
Handelsgerichten aufgegangen ““), eine geſonderte Geſchichte der: 
ſelben beſteht von da ab nicht mehr, abgeſehen von dem Merkantil⸗ 
Friedens⸗ und Schiedsgericht. 


§ 5. 
III. Das Handelsappellationsgericht. 


Wenn am Schluſſe des § 4 von den Handelsgerichten in Nürn⸗ 
berg die Rede war, ſo kommt dabei als drittes Gericht neben den 
bereits behandelten in Frage das Appellationsgericht. 

Nach den Privilegien ſollte die Appellation in Handelsſachen 
lediglich an den Rat gehen. Dieſer hatte im Jahre 1615 zu ſeiner 
Entlaſtung ein Appellationsgericht ins Leben gerufen, beſtehend aus 
ſechs Schöffen (aus der Mitte des Rats) und zwei Ratskonſulen⸗ 
ten??). Die Appellation gegen die Beſcheide des Bankoamts wurde 
aber wieder nur dem Rate vorbehalten 1“). Vom Merkantil⸗ und 
Bankogericht ſollte an kein anderes Gericht als das Stadtgericht 
appelliert werden, doch wurde eine Ausnahme gemacht ex capite 
notorio nullitatis !“ 1). Die Appellationsgerichtsordnung vom 19. Juli 
1802 erſtreckte nach § 12 ihre Wirkſamkeit auf alle Nürnberger 
Gerichte, wobei in § 17 f. die Wechſelſachen, ſofern der Wechſel 
feine Kraft noch beſaß, ausgenommen wurden! a). Das Appella⸗ 
tionsgericht, welches aus fünf Senatoren und zwei Konſulenten be⸗ 
ſtand, hatte die Aufſicht über das geſamte Juſtizweſen. 


7) Oben S. 11. Vgl. Allerh. Reſkript vom 6. April 1813. Die Bitte 
der Handelsgerichte in Nürnberg vom Januar 1813, die Zuſtändigkeit auf 
alle Wechſelſachen der Stadt Nürnberg ſowie des Mains und Rezatkreiſes zu 
erſtrecken, war damals abgelehnt worden. 

98) Zeitſchrift des Anwaltsvereins für Bayern Bd. II S. 224 Anm. 4. 
Vgl. aber noch Art. 26 II des Geſetzes vom 25. Juli 1850. 

) Reicke a. a. O. S. 956. 

100) Entſtehung S. 90. 

101) Herdegen a. a. O. S. 25 und die Anm. zitierten Akten. 

1018) Vgl. Handelsappellationsgericht in Zeitſchrift für Geſetzgebung und 
Rechtspflege Bd. X S. 706. 
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In der Handelsgerichtsordnung!“?) war ebenfalls erklärt, daß 
gegen Erkenntniſſe des Handelsgerichts die Berufung nur an das 
Ober⸗ und Appellationsgericht gebracht werden könne. 

In der Verordnung vom 18. Mai 1809 gewährte dann Max 
Joſef „in Erwägung der vorgeſtellten beſonderen Verhältniſſe und 
um Allerhöchſtihrer lieben und getreuen Stadt Nürnberg einen 
neuen Beweis einer beſonderen Aufmerkſamkeit zu geben, ein eigenes 
Handelsgericht zweiter Inſtanz“ als „letzte Inſtanz für die Be⸗ 
rufungen gegen die Erkenntniſſe des Handelsgerichts erſter Inſtanz 
ſowohl als gegen die Beſcheide des Marktgewölbes“. Das Gericht 
beſtand aus einem Direktor (als erſter Frhr. v. Leonrod, der 
erſte Direktor des Stadtgerichts), drei Räten, drei ordentlichen und 
zwei ſupplierenden Aſſeſſoren des Handelsſtandes. Bei Streit über 
die Eigenſchaft einer Merkantilſache war der Rekurs an das Ober⸗ 
appellationsgericht geſtattet !“), welches auch ohne weiteres für die 
Kompetenz des Handelsgerichts entſcheiden konnte. Im Falle des 
Kompetenzkonflikts war für die Entſcheidung Seiner Königlichen 
Majeſtät zur allerhöchſten Stelle Bericht zu erſtatten. 

In § 12 der Allerhöchſten Verordnung vom 15. Dezember 
1837104) und Art. 26 des Geſetzes vom 25. Juli 1850 105) wurde 
beſtimmt, daß das Handelsgericht erſter und zweiter Inſtanz zu 
Nürnberg unverändert bleiben, die Verordnung vom 12. Auguſt 
1857105) erklärte auf Grund des Geſetzes vom 1. Juli 18561 
in § 9 das Gleiche. Des Geſetzes vom 1. Juli 1856 über die 
Ausdehnung der Zuſtändigkeit der Nürnberger Handelsgerichte iſt 
bereits gedacht, ebenſo der allgemeinen Organiſation von 1861. 


§ 6. 
Ergebniſſe. 


Was bezüglich des Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgerichts 
bereits erklärt wurde, kann auch bezüglich der beiden anderen 
Handelsgerichte Nürnbergs wiederholt werden. Dieſelben haben 


05) 89 56 ff. 

309): Bad det: 

104) Regierungsblatt S. 921 f. 
105) Vgl. unten S. 66. 

106) Regierungsblatt S. 1033 f. 
107) Geſetzblatt S. 339 f. 
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ſich in ihrer Organiſation als gemiſchte Gerichte vollkommen be⸗ 
währt. Es hat nie an Leuten gemangelt, um die erforderlichen 
Stellen zu beſetzen. Das mag bei einer Handelsſtadt wie Nürn⸗ 
berg für ſelbſtverſtändlich erachtet werden. Der Handelsſtand dieſer 
Stadt iſt aber auch gerade für dieſe Gerichte jederzeit eingeſtanden 
und hat ſie für erhebliche Hilfen in ſeinem Gewerbe erachtet. Am 
20. März 1684 und 25. März 1685 erklärten die Marktvorſteher 
und Adjunkten, daß das Bankogericht ſehr nützlich ſei und von 
allen Seiten anerkannt werde, am 7. Juni 1688 wiederholten ſie, 
daß zur Erhaltung dieſes rechtſprechenden Organs, wenn es fehlen 
ſollte, jedermann am Platz gern beitragen würde!“). Im 18. Jahr⸗ 
hundert, insbeſondere gegen das Ende desſelben, iſt ja zweifellos 
ein Niedergang der handelsgerichtlichen Judikatur eingetreten. Aber 
die Mängel, welche vorhanden waren, rührten im weſentlichen von 
den juriſtiſchen Mitgliedern her, waren überhaupt ſolche, die ſich 
von den Zivilgerichten überhaupt auf die Handelsgerichte aus⸗ 
dehnten, nur daß die Einrichtungen eben doch nicht die Kraft be⸗ 
ſaßen, aus ſich ſelbſt der Verſchleppungen Herr zu werden. Wenn 
es aber dann beſſer wurde, war es doch wieder hauptſächlich den 
Anſtrengungen der Marktvorgeher zu danken, die auf Beſchleuni⸗ 
gung des Rechtsgangs hindrängten. Als dann 1808 das Appel⸗ 
lationsgericht in Amberg zweite und letzte Inſtanz auch in Wechſel⸗ 
und Merkantilſachen bilden ſollte, haben ſich die Marktvorſteher mit 
Eingabe vom 16. September 1808 108) dagegen gewehrt und ge⸗ 
beten, „daß der Sitz des Appellationsgerichts entweder in Nürn⸗ 
berg belaſſen oder für die Handelsſtreitigkeiten Nürnbergs ein 
eigenes, aus kaufmänniſchen Aſſeſſoren und einem oder zwei Rechts⸗ 
gelehrten beſtehendes oberſtes Handelsgericht dahier angeordnet 
werde“. Das Juſtizminiſterium erklärte im Schreiben vom 12. De⸗ 
zember 1808 an das Miniſterium des Innern! 10), daß es nicht 
angängig ſei, von den Handelsgerichten in Nürnberg die Appella⸗ 
tion nach Amberg gehen zu laſſen und daß deshalb proviſoriſch in 
Nürnberg eine Appellationsſtelle gebildet werden ſolle. So war 
es vor allem auch hier der Handelsſtand ſelbſt, der — die Ver⸗ 
ordnung ſagt: „in Erwägung der vorgeſtellten beſonderen Verhält⸗ 
108) Entſtehung S. 92. 


109) Herdegen a. a. O. S. 39. 
110) Akten des Kreisarchivs in Müncheu F. 783 Nr. 1193. 
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niſſe“ — das Handelsappellationsgericht ſich erworben hat. Ebenſo 
war er es, der einem neuen Entwurfe eines Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes gegenüber im Jahre 1849 und 1856 um Erhaltung der 
drei Handelsgerichte bat und auf die ſchnelle und wohlfeile Rechts⸗ 
hilfe ſowie auf die den Kaufleuten eingeräumte Mehrheit in dieſen 
Gerichten mit Erfolg hinwies ! 1!). Und fo ift es kein Zufall, daß 
der Name Nürnbergs mit dem Allgemeinen deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuch und der Allgemeinen deutſchen Wechſelordnung eng ver⸗ 
bunden iſt. 


Zweiter Abſchnitt. Tirol. 


8 7. 
I. Bozen. 


Für die Entwickelung der bayriſchen Handelsgerichte war es 
von nicht zu unterſchätzender Bedeutung, daß zu einer Zeit, in der 
die Einrichtung von Handelsgerichten auf der Tagesordnung ſtand, 
Tirol und mit ihm Bozen, wenn auch nur vorübergehend, dem 
Staate einverleibt wurde. Die Entwickelung des Merkantilmagi⸗ 
ſtrats zu Bozen wurde in der „Entſtehung“ 11?) geſchildert. Bozen 
ſtand ſeit alters in engſter Verbindung mit Süddeutſchland, im 
Merkantilmagiſtrat waren unter den Deutſchen beſonders die Augs⸗ 
burger, Nürnberger, Münchner, Memminger, Salzburger und 
Schweizer Häuſer hervorgetreten. Die Augsburger Wechſelordnung 
beſtimmte z. B. im III. Kap. § 4, daß die Bozener Wechſelbriefe 
Sonnabend Vormittags zu akzeptieren ſeien und in § 8: 

Die Ritorni und a uso lautenden Wechſelbriefe aus den 

Bozener Märkten ſoll man nicht ehender zu akzeptieren ver⸗ 

bunden ſein, bis die Ordinaripoſt, ſo die Endſchaft des 

Marktes und der Reſpekttage mitgebracht, angekommen. 

Eine ähnliche Beſtimmung gibt allgemein für alle auswärtigen 
Meſſen und Märkte §3 der Kurbayriſchen Wechſelordnung von 1776. 

Als nun Bozen an die Krone Bayerns gekommen war, be⸗ 
ſtanden ſchon Verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Einwohnern, 
und der Einfluß des neuerworbenen Teils konnte ſich um ſo raſcher 


111) Akten des Kreisarchivs München, Regierungsakt Fasz. 1397 Nr. 54. 
A-B 1903 Nr. 107 und Kammer der Reichsräte VI. Beilagenband S. 271. 
112) S. 99—115. 
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geltend machen. Außerlich war es der Umſtand, daß der Merkantil⸗ 
magiftrat von Bozen einen Teil feiner, Einkünfte aus einem Zolle 
bezog, welcher die Aufmerkſamkeit zunächſt auf ihn lenkte! !)). 
Der Merkantilmagiſtrat erhob nämlich einen Warenzoll von 16 Kr. 
für den Zentner Seide und von 2 ½ Kr. von den übrigen Gütern, 
ſeit 1793 erhöht auf 20 und 5 Kr., ferner feine Taxen und Sporteln 
ſowie ½ der Strafgelder ! 1). Zunächſt bat eine Eingabe des Franz 
Joſeph v. Tair aus Klagenfurt im Jahre 1806, man möge 
doch die Verwendung der Gelder kontrollieren! 15), worauf dann 
einerſeits der Merkantilmagiſtrat zur Vorlage ſeiner Privilegien, 
anderſeits die Zollbehörde zu einer Unterſuchung veranlaßt wurde. 
Der Merkantilmagiſtrat bat alsbald um Beſtätigung ſeiner Privi⸗ 
legien und ſeines Zolls. Die Bitte wurde unterſtützt durch die⸗ 
jenige des Münchners Andreas Dall' Armi, welcher Mit⸗ 
glied des Merkantilmagiſtrats war, vom 15. Mai 1808; derſelbe 
brachte weſentlich vor, daß durch die Hinausſchiebung der Be⸗ 
willigung der Kredit untergraben werde. 

Der Generalkommiſſär in Innsbruck, Graf von Arco, er⸗ 
klärte in ſeinem Berichte vom 7. März 1808 ſofort, daß die 
Frage eng damit zuſammenhänge, welche Handelsgeſetzgebung er: 
folgen ſolle und ob insbeſondere ähnliche Inſtitute wie jenes in 
Bozen für die übrigen Handelsplätze des Königreichs ins Leben 
gerufen werden ſollten. Die General⸗Zoll⸗ und Mautdirektion be⸗ 
richtete aber am 20. April 1808 in anſchaulicher Weiſe darüber, 
wie ſich der Merkantilmagiſtrat in den hundertundſiebzig Jahren ent⸗ 
wickelt hatte. Der Merkantilmagiſtrat ſei eine Geſellſchaft von Kauf⸗ 
leuten, die man Kontrattation nenne !!). Sie habe in zwei In⸗ 
ſtanzen je einen Konſul und zwei Räte zu Richtern. Die Handels⸗ 
leute aus den verſchiedenſten Provinzen, die vielleicht die in einem 
Buch enthaltene Gerichtsordnung niemals geleſen hätten, erſchienen 
als Richter und entſchieden Gegenſtände des Rechts, von denen 


113) Akten des kgl. Kreisarchivs München, M. A. 783 Nr. 1115 A-B 1903 
Nr. 107. Geheime Ratsakten, Generalien. 

114) Ebenda, Bericht der Generalzoll⸗ und Mautdirektion vom 20. April 1808. 

115) Ahnlich eine ſpätere Eingabe von ſieben Kaufleuten, d. d. 30. März 1808. 

116) Eingabe der „in der bozneriſchen Traktation begriffenen Kaufleute“ 
von 1634, Entſtehung S. 111; ferner ebenda Beil. VI S. 174: Capitoli... 
dall' universita de mercanti dalla trattatione. 
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ſie ohne die Information des Kanzlers vielleicht gar nichts wiſſen 
würden. Der Merkantilmagiſtrat beſetze die Stellen des Kanzlers, 
des Aktuars und der Senſale. Bei der zweiten Inſtanz ſei ein 
Rechtsgelehrter als Beiſitzer angeſtellt; es iſt intereſſant, daß ſich 
das Bedürfnis hierzu im Laufe der Zeit eingeſtellt hat. In Gant⸗ 
prozeſſen könne von den Gläubigern noch ein Rechtsgelehrter er⸗ 
wählt werden!!“). Die Rechtsgelehrten hätten aber kein votum 
decisivum, auch nicht der Kanzler, ſondern ihr Geſchäft beſtehe 
im Referieren und Informieren. 

Man könne den Merkantilmagiſtrat ein Wechſelgericht nennen, 
meint der Bericht, aber er habe ſeinen Geſchäftskreis um vieles 
erweitert: er betrachte ſich als Stellvertreter des Bozener Markt⸗ 
handels, ſelbſt des Handels der Provinz Tirol, unterhalte Korre⸗ 
ſpondenzen und Agenten, halte ſich für das Organ des Handels⸗ 
ſtands, durch welches die Vorſchläge und Wünſche desſelben zur 
Kenntnis der Regierung zu kommen hätten, ſo daß ſelbſt Deputa⸗ 
tionen auf Koſten der Kaſſe reiſen und ſie die Honneurs für den 
Handelsſtand machen. Der Zoll trage im zehnjährigen Durchſchnitt 
17669 fl. 

Auch dieſes Gutachten enthält ſich der Außerung über den 
Nutzen des Magiſtrats für den Handel, „da nicht bekannt iſt, 
welche Geſetzgebung geſchaffen werden ſoll“, beantragt aber die 
Einziehung des Zolls, dagegen Ausmittelung eines ausreichenden 
Fonds für die Bedürfniſſe des Magiſtrats. Bedürfnis ſei nur 
ein Wechſelgericht erſter Inſtanz, mit ausländiſchen Handelsleuten 
als Beiſitzern; die zweite Inſtanz könne durch das Königl. Land⸗ 
gericht mit Beiziehung einiger unbeſoldeten Handelsleute als 
Aſſeſſoren viel beſſer wie bisher beſtellt werden. 

Am 27. April 1808 wurde das Gubernium von Tirol um 
Gutachten erſucht, während am 29. Mai 1808 ein neues Geſuch 
des Merkantilmagiſtrats in halb ſtolzer, halb wehmütiger Weiſe 
die Beſtätigung der Privilegien erbat. Bozen ſei nach dem Fall 
von Antwerpen das Zentrum für Nord⸗ und Südeuropa geworden, 
der Merkantilmagiſtrat ſei der Stellvertreter einer durch das ganze 


117) Nach Berichten des Magiſtrats vom 11. Auguſt und 20. September 
1808 waren bezahlt: der Kanzler mit 1260 fl., der Konſul erſter Inſtanz mit 
240 fl., der Konſul zweiter Inſtanz und jeder der vier Räte mit je 120 fl., 
fünf Magiſtratsperſonen mit je 40 fl. 
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Königreich und noch weiter ausgedehnten Vereinigung. Jetzt 
freilich ſei man in Not, ſogar das Gerichtshaus ſei verpfändet. 

Eine Königl. Verordnung vom 17. Juni 1808 erklärte nun⸗ 
mehr: Wir haben uns ausführlich Vortrag erſtatten laſſen, und 
„indem Wir uns über die künftige Einrichtung des gedachten 
Merkantilmagiſtrats in Ubereinftimmung mit ähnlichen In⸗ 
ſtituten Unſeres Königreichs die definitive Entſchließung noch 
vorbehalten“, beſtimmen Wir, daß der Zoll ohne Erhöhung der 
einzelnen Zollſätze und ohne Ausdehnung auf andere Artikel ſo 
lange fortzuerheben iſt, bis die darauf laſtenden Schulden getilgt 
ſind; es müſſen aber die Ausgaben beſchränkt und kontrolliert 
werden, der Magiſtrat hat dem Kreisamt Rechnung zu ſtellen. 
Das Miniſterium des Innern, deſſen Ermeſſen die nähere Ein⸗ 
richtung vorbehalten blieb, beſtimmte am 21. Oktober 1808, daß 
Konſuln und Räte vorläufig ihre Verrichtungen beizubehalten 
haben, es wird aber die Umänderung bei der Juſtizorganiſation 
vorbehalten. 

Am 12. Dezember 1808 118) erklärte das Juſtizminiſterium, daß 
die Handelsgerichte zu Nürnberg, Augsburg und Bozen vorläufig 
in ihrer Verfaſſung fortbeſtehen ſollten, bis die allgemeine Handels⸗ 
gerichtsordnung aufgeſtellt wäre, die Appellation ſollte von Bozen 
an das Appellationsgericht zu Innsbruck gehen! !). Bald darauf 
iſt dann Tirol wieder aus dem bayriſchen Staatsgebiete aus⸗ 
geſchieden. Wie ſehr aber der Merkantilmagiſtrat den Gedanken 
an die Gründung ähnlicher Einrichtungen wachrief, ergibt ſich aus 
den gleichzeitigen Beſtrebungen in zwei anderen Städten Tirols 
während der bayriſchen Herrſchaft. | 


§ 8. 
II. Trient und Riva. 


| I. Im Jahre 1805 machten die Handelsleute der Stadt 
Trient eine Eingabe !?) um Genehmigung der Errichtung eines 


118) Schreiben a. a. O. der Akten des Kreisarchivs München, oben S. 22 
Anm. 92. u | 

119) a. a. O. Z. 2, Antrag des Wechfel:Merfantilgeriht3 München. 

120) Akten des Kreisarchivs München, M. A. Fasz. 783 Nr. 1116, A-B 
1903 Nr. 1067. 
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Merkantilkollegiums. Dasſelbe ſollte, im Gegenſatze zu der auf 
die Fremden angewieſenen Meßeinrichtung zu Bozen aus allen 
Kaufleuten von Trient beſtehen (ceto mercantile): an der Spitze 
ſollten fünf Deputierte mit einem Aktuar ſtehen, ihnen zur Seite 
eine Giunta von fünf Kaufleuten (vgl. die Nürnberger Adjunkten), 
die bei Krankheit, Abweſenheit oder ſonſtiger Verhinderung eines 
Deputierten einzutreten hätten. 

Die Deputierten ſollten diejenigen Zwiſtigkeiten und Streitig⸗ 
keiten entſcheiden, welche in Anſehung der Handelsgegenſtände 
zwiſchen Faktoren, Fuhr⸗ und Schiffsleuten wegen der Fracht, 
Warenbeſchädigung, verſpäteter Ab⸗ und Zufuhr ꝛc. entſtehen wür⸗ 
den. Gegen den Beſcheid ſei binnen 8 Tagen Beſchwerde an die 
politiſche Behörde zuläſſig oder Klage beim zuſtändigen Gericht. 
In Konkursfällen war vorgeſchlagen, daß die Deputierten auf An⸗ 
rufen der Gläubiger im gütlichen Wege verhandeln könnten, wovon 
aber Advokaten auszuſchließen wären. Inſoweit aber war ein Zwang 
vorgeſehen, daß, wenn zwei Drittel der Gläubiger für dieſe Art 
der Erledigung und ebenſo wenn ſie für einen Vergleich waren, 
das letzte Drittel gebunden war. Die Aufſtellung von Wechſel⸗ 
und Warenſenſalen ſowie die Einrichtung einer Matrikel mit Auf⸗ 
nahmetaxe von 10— 50 fl. wurde vorgeſchlagen. Auf Befür⸗ 
wortung durch das Kreisamt Trient und das Gubernium von Tirol 
wurde die Errichtung des Kollegiums im Sommer 1807 genehmigt, 
nicht ohne Warnung vor Mißbrauch durch engen Korporationsgeiſt 
und monopoliſtiſche Tendenzen. Schon am 29. Februar 1808 
berichtet das Gubernium über die Frage, ob Widerſtrebende ge⸗ 
zwungen werden könnten, der Matrikel beizutreten; das Land⸗ 
gericht will die Ausübung des Handels vom Eintrag abhängig 
machen, das Gubernium will jedenfalls den Handel mit Wein, 
Branntwein und Salz freigeben, die Entſcheidung vom 17. März 
1808 geht dahin, die Eintragung der Firmen liegt im Intereſſe des 
Geſamtkredits und iſt daher für den Handel obligatoriſch mit Aus⸗ 
nahme derjenigen, welche mit Wein, Branntwein, Salz und 
geringen Viktualien handeln. 

II. Am 15. Februar 1807 wurde eine Eingabe der Stadt 
Riva! 2!) um Errichtung eines Merkantilgerichts an das Gubernium 


121) Wie vor. Anm., Fasz. 783 Nr. 1117, Geh. Ratsakten. 
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geleitet. Die Einrichtung ſollte im weſentlichen derjenigen von 
Trient gleich ſein. Das Gubernium begutachtete auch ſie, da die 
Einrichtung nicht den Kommerzien nachteilig oder dem Zivilgericht 
abbrüchig ſein könne, wie das Landgericht annehme. 

Am 1. Juli 1807 wurde das Geſuch abgewieſen, weil die 
Stadt zu klein und ein Bedürfnis nicht gegeben ſei. 


Dritter Abſchnitt. Altbayern bis zur Organiſation von 1825. 


§ 9. 
I Das Kommerzkollegium und die Wechſelgerichte 
höherer Inſtanz. 

In der Entſtehung !??) wurde darauf hingewieſen, wie das 
Beſtreben, die Wunden des Dreißigjährigen Krieges zu heilen, in 
Deutſchland zur Hebung des Handels und zu merkantiliſtiſchen 
Verſuchen geführt hat, wobei insbeſondere der Tätigkeit des an den 
bayriſchen Hof berufenen Arztes Johann Joachim Becher ge- 
dacht wurde. In dieſe Zeit fällt die Gründung des Kommerzien⸗ 
kollegiums. Schon Maximilian I. hatte 1619123) ein ſolches 
ins Leben gerufen, 1689/90, dann wieder 1748 und 1765 wurde es 
erneuert !?“), nachdem es 1697 und 1759 zu einer Deputation der 
Hofkammer umgeſtaltet worden war. Am 20. September 1776125) 
wurde nun, um die Kommerzien und damit das Aufblühen des 
Landes zu fördern, nach dem Beiſpiel anderer hohen Stände, auch 
jener Reichsſtädte, wo man für die Beförderung des Kommerzien⸗ 
kredits und ſchleunigſter Exekution Sorge trägt, ein bayriſches 
Wechſelgericht eingeſetzt, nachdem in der Wechſelordnung vom 
1. Juli 1776129 bereits in der Einleitung gejagt war, daß die 
in anderen Orten eingeführten Wechſelgerichte ſowohl wegen des 


122) a. a. O. S. 146— 148. Vgl. auch Zirngibl, Geſchichte des bayri⸗ 
ſchen Handels (1817) S. 672 f.; Mayer, Bayerns Handel (1893) S. 35 f.; 
Baumann, Das bayriſche Handelsweſen im 18. Jahrhundert (1898). 

128) v. Freyberg, Geſchichte der bayriſchen Geſetzgebung II S. 281; 
Poſchinger, Bankgeſchichte des Königreichs Bayern S. 15; Mayer a. a. O. 
Anm. 253 und Zitate. 

124) Seydel, Bayriſches Staatsrecht 1. Aufl. 1 S. 48; Baumann 
a. a. O. S. 8. 

125) Meyr, Sammlung ꝛc. 1784 Bd. I S. 107. 

126) Sammlung der Wechſelgeſetze S. 1 ff. 
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blühenden Kommerziums, des öffentlichen Kredits und überhaupt 
der emporzubringenden Kaufmannſchaft das wichtigſte Augenmerk 
verdienen; weil allda alle vorfallenden Wechſelſtreitigkeiten von 
den anſonſt den gewöhnlichen Landesrechten unterworfenen Auf⸗ 
züglichkeiten befreit, in möglichſter Kürze angebracht, entſchieden 
und exequiert werden können und müſſen. Die zweite Inſtanz des 
Wechſelgerichts wurde nach der Wechſelgerichtsordnung (2. Titel 
§§ 1 f.) 127) „dem Kommerzienkollegio folchergeſtalt aufgetragen, 
daß der Präſident desſelben bei Entſcheidung der dahin gebrachten 
Wechſelſtreitigkeiten ſelbſt anweſend ſein und mit den hierzu ver⸗ 
ordneten zwei Juſtizräten, dann zweien in Wechſelſachen wohl 
informierten Kommerzienräten und zweien vom Handelsſtande ur⸗ 
teilen ſollte; von den ſieben Mitgliedern des Gerichts wurde mit 
Stimmenmehrheit entſchieden, der Präſident hatte Stichentſcheid !?). 
Als dritte Inſtanz beſtand das Reviſorium !?), deſſen vergebliche 
Angehung aber mit Sukkumbenzſtrafe belegt war, während ſpäter 
die Reviſion gegen zwei gleiche Entſcheidungen und, wenn die Be⸗ 
ſchwerdeſumme 300 fl. nicht überſtieg, ausgeſchloſſen wurde. Mit 
Mandat vom 11. Mai 1787 Z. 3.130) wurde „auch bei Handels⸗ 
leuten und Negozianten in Wechſel⸗ und Merkantilſachen“ die 
dritte Inſtanz aufgehoben. 

Das Appellationsgericht wurde durch die Wechſelgerichts⸗ 
ordnung vom 24. November 1785 in ein Wechſel⸗ und Mer⸗ 
kantilgericht zweiter Inſtanz umgewandelt !?!), beſetzt mit dem 
Vorſtand, vier Wechſel⸗ und Merkantilgerichtsräten und zwei 
Aſſeſſoren vom Handelsſtande zweiter Inſtanz, das Kommerzien⸗ 
kollegium wurde 1787 aufgehoben !?). Im Jahre 1801 wurde 
dann mit Verfügung vom 27. Juni !?) auch das Wechſelgericht 
zweiter Inſtanz eingezogen — am 11. Oktober 1799 war dies 


127) Sammlung der Wechſelgeſetze S. 31. 

138) Titel I § 3. 129) Titel III §§ 1—5 

130) Neue Wechſelgerichtsordnung Teil II Hauptſtück 9 § 2. 

181) Sammlung a. a. O. S. 127. 182) Seydel a. a. O. S. 49. 

183) Sammlung a. a. O. S. 133; Kletke, Darſtellung a. a. O. S. 9. 
Vgl. die im k. Staatsminiſterium der Juſtiz in München verwahrte handſchrift⸗ 
liche „Geſchichte des Juſtizweſens im Königreich Bayern von dem Regierungs⸗ 
antritt S. M. Maximilian I. an“, auf Allerh. Befehl bearb. von K. L. 
v. Mann, I. Bd. 1. Abt. sub „Wechſelgericht“. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilageheft.) 3 
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noch abgelehnt worden — und ſeine Zuſtändigkeit dem Hofrat 
übertragen, da aus den eingeſendeten Ratsprotokollen erſehen 
wurde, daß nur ſehr wenig Geſchäfte vorkamen, ſo daß eine 
beſondere Gerichtsſtelle nicht notwendig erſchien. Der Hofrat ſollte 
in der Beſetzung mit einem Direktorialmitglied und ſechs Hof⸗ 
räten unter Zuziehung der zum Wechſelgericht zweiter Inſtanz 
benannten Aſſeſſoren vom Handlungsſtande in allen Merkantil⸗ 
und Wechſelſachen in zweiter und letzter Inſtanz entſcheiden. Der 
Hofrat wurde 1802 Hofgericht genannt !)). 

Durch das organiſche Edikt vom 24. Juli 1808135) wurde 
dann beſtimmt, daß die Appellationsgerichte in zweiter und letzter 
Inſtanz auch in ſtreitigen Wechſel⸗ und Merkantilſachen über die 
Urteile der Wechſelgerichte erſter Inſtanz entſcheiden ſollten. Das 
Juſtizminiſterium teilte am 12. Dezember 1808 136) dem Mini⸗ 
ſterium des Innern mit, es ſollte von dem Wechſelgericht in 
München die Appellation an das Wechſelgericht zweiter Inſtanz 
„nach bisheriger Anordnung“ bei dem künftigen Appellations⸗ 
gericht in München verbleiben, das Miniſterium des Innern er⸗ 
klärte ſich am 8. Januar 1809 damit einverſtanden, und in der 
Folge erſcheint das Appellationsgericht München als Wechſelgericht 
zweiter Inſtanz. Als ſolches beantragte es im Jahre 1812 zur 
Ausführung des organiſchen Edikts von 1808, daß in jeder Kreis⸗ 
hauptſtadt ein Wechſel⸗ und Merkantilgericht errichtet und jedes 
Appellgericht als Wechſelgericht zweiter Inſtanz eingerichtet werden 
ſollte; wenn ſich nicht immer in den Kreishauptſtädten oder an 
den Sitzen der Appellationsgerichte die nötige Anzahl von Kauf⸗ 
leuten finden ſollte, welche als Aſſeſſoren beigezogen werden 
könnten, ſo wäre eine andere Einteilung vorzuſchlagen. Das 
Juſtizminiſterium verkannte die Notwendigkeit nicht, für ſämtliche 
Kreiſe des Königreichs ordentliche Wechſelgerichtsinſtanzen zu bilden, 
wollte aber bis zur Erlaſſung eines Handelskodex (allgemeinen 
Wechſel⸗ und Merkantilgeſetzes) nur proviſoriſche Verfügung treffen, 
was auch mit den Abſichten des Miniſteriums des Innern (Schreiben 
vom 23. Dezember 1812) übereinſtimmte. Trotz wiederholter Ein⸗ 
gaben der Münchner Wechſelgerichte erſter und zweiter Inſtanz 

184) Seydel a. a. O. S. 229. 


185) Sammlung a. a. O. S. 151; Kletke a. a. O. S. 9. 
186) Akten des Kreisarchivs München, Geh. Ratsakten 783 Nr. 1113. 
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blieb das Juſtizminiſterium auf ſeinem Standpunkt ſtehen und 
lehnte auch die vom Miniſterium des Innern befürwortete Ein⸗ 
richtung eines Wechſelgerichts in Regensburg, Salzburg und Paſſau 
ab: alle Landesteile hätten darauf gleiches Recht, bei den Appella⸗ 
tionsgerichten in Amberg, Burghauſen und Straubing würde aber 
zur Zeit die Gewinnung geeigneter Kaufleute Schwierigkeiten be⸗ 
reiten. Deshalb behalf man ſich damit, die Zuſtändigkeit des 
Appellationsgerichts München als Wechſelgericht zweiter Inſtanz 
wie diejenige des Wechſelgerichts erſter Inſtanz auszudehnen, wo⸗ 
von noch unten!) zu ſprechen fein wird. Im übrigen wurde 
in Übereinſtimmung zwiſchen den beiden beteiligten Miniſterien 
das Appellationsgericht München am 23. November 1813 ver⸗ 
beſchieden, daß bis zu einer allgemeinen Regelung die Sache be⸗ 
ruhen ſolle. 

Von hohem Intereſſe iſt es, daß in dieſer Frage alle Be⸗ 
teiligten von der Anſchauung ausgingen, daß die Appellations⸗ 
gerichte, ſoweit ſie die zweite Inſtanz für die Entſcheidungen der 
Wechſelgerichte bildeten, auch mit kaufmänniſchen Beiſitzern aus⸗ 
geſtattet ſein müſſen, wie dies in München und Nürnberg tatſäch⸗ 
lich der Fall war. 


II. Das Wechſelgericht erſter Inſtanz zu München. 
§ 10. 
Äußere Entwickelung. 


Seit dem Anfang des 17. Jahrhunderts erſcheinen in Deutſch⸗ 
land die Wechſelordnungen und mit ihnen die Wechſelgerichte !? ). 
1717 bezw. 1722 wird ein ſolches, nur aus Kaufleuten beſtehend, 
in Oſterreich gegründet ! be) und am 1. Oktober 1763 neu be: 
ſtätigt als Wechſel⸗ und Merkantilgericht, die Streitſachen aus 
Wechſelbriefen und zwiſchen beiderſeits Negozianten über Merkantil⸗ 
und Handlungsgeſchäfte entſcheidend. Am 23. Februar 1786 
wurde das Niederöſterreichiſche Merkantil⸗ und Wedfelgeridt in 


187) Vgl. unten S. 42. 

188) Entſtehung S. 140, 141. Biener, Abhandlungen aus dem Gebiete 
der Rechtsgeſchichte (1846) S. 149. Vgl. Meißner, Kodex des Wechſelrechts 
Bd. I S. 4 ff. 

189) Entſtehung S. 150. 
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ſeiner Zuſammenſetzung dahin umgeſtaltet, daß es künftig aus 
einem Juriſten als Vorſitzenden, zwei weiteren Rechtsgelehrten 
als Räten und außerdem aus drei Merkantilbeiſitzern beſtehen 
ſollte !“). Wenn nun Bayern für die Einführung einer Wechſel⸗ 
ordnung im Jahre 1776 ſich beſonders auf den Vorgang der 
Reichsſtädte beruft und damit vor allem Nürnberg, Augsburg, 
Frankfurt und Hamburg im Auge hat, ſo dürfte das Wechſel⸗ 
gericht beſonders auf das öſterreichiſche nachbarliche Vorbild zurück⸗ 
zuführen ſein. Das Wechſelgericht erſter Inſtanz ſollte aus dem 
Wechſelrichter als Vorſitzenden und fünf Aſſeſſoren mit zwei Sub⸗ 
ſtituten beſtehen!“!); zum erſten Wechſelrichter wurde der Bürger: 
meiſter Ludwig v. Reindl ernannt, die Aſſeſſoren und Subſti⸗ 
tuten aus den Wechſlern und Kaufleuten der Stadt genommen 142). 
Das Gericht. ſollte wöchentlich zweimal, nach Bedarf auch öfter 
zuſammentreten!“ ); es follte verſuchen, die Sache in Güte bei⸗ 
zulegen, wenn das nicht möglich, ſollte die Sache mündlich erörtert 
und ſofort entſchieden werden, nur ausnahmsweiſe ſei ſchriftlicher 
Schluß und Gegenſchluß innerhalb drei Tagen zu geſtatten!“ ). 
Die Exekution erfolgte durch gerichtliche Sperre, falls der Beklagte 
innerhalb drei Tagen nicht zahlte, eventuell durch Perſonalexekution. 
Dem Gericht wurden eigene Advokaten und Notare!“ ) beigegeben. 
Von den Wechſelgerichten erſter und zweiter Inſtanz wurde die 
Bayriſche Wechſelgerichtsordnung vom 24. November 1785 aus⸗ 
gearbeitet'*®). Das Gericht erhielt den Namen Wechſel⸗ und 
Merkantilgericht, wurde aber in ſeiner Zuſammenſetzung nicht ver⸗ 
ändert. Bei der Entſcheidung mußten außer dem Wechſel⸗ und 


140) Sammlung S. 227. Vgl. aber auch die Ordnung des hochfürſtl. 
Hanauiſchen Wechſelgerichts von 1787 bei Meißner a. a. O. Bd. J S. 511. 
| 141) Titel I § 2. 

142) Verfügung vom 20. September 1776, Sammlung a. a. O. S. 116. 
Vgl. im übrigen die Direktorialakten des Wechſel⸗ und Merkantilgerichts erſter 
Inſtanz zu München, „die ſeit Errichtung des kurfürſtl. Wechſelgerichts ange: 
ſtellten Aſſeſſoren aus dem Kaufmannſtand 1776 — 1817“, im Kreisarchiv zu 
München. 

148) 88 4 und 9. 14% 89. 

188.5. | 

146) Referat des Grafen Arco der Erſten Deputation der General⸗ 
Landesdirektion vom 16. Juli 1801 in den Akten des Kreisarchivs München 
Fasz. 531 Nr. 25, A-B 1903. Nr. 107. 
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Merkantilrichter mindeſtens vier Beiſitzer mitwirken!“ ). Die tun: 
lichſte Beſchleunigung des Verfahrens war angeſtrebt, Wechſel 
mußten innerhalb 24 Stunden agnofziert oder eidlich diffidiert 
werden 148). Am 5. März 1782149) wurde den feds Wechſel⸗ 
gerichtsaſſeſſoren und am 24. Auguſt 1797150) den neu ange⸗ 
ſtellten fünf Wechſelgerichtsaſſeſſoren die Siegelmäßigkeit zuerkannt, 
letzteren Orts mit der Begründung, daß dieſelben bloß der Ehre 
willen und um die Juſtiz in Wechſelſachen zu befördern und den 
allgemeinen Landeskredit aufrecht zu erhalten, das Kurfürſtliche 
Gericht frequentieren. | 
Auf ein berichtliches Gutachten des Appellationsgerichts wurde 


das Wechſel⸗ und Merkantilgericht erſter Inſtanz am 30. Mai 


1811151) dem Stadtgericht zu München in der Art einverleibt, 
daß es ein eigenes Separat bei dieſem Gerichte zu bilden hatte, 
unter dem Namen „Königl. Stadtgericht als Wechſel⸗ und Mer⸗ 
kantilgericht erſter Inſtanz“. Dasſelbe beſtand aus einem Vorſtand, 
zwei rechtsgelehrten Aſſeſſoren und aus ſieben Aſſeſſoren des Handels⸗ 
ſtandes. Für die Entſcheidung galt der bereits angeführte § 1 
des VIII. Kapitels der le und Merkantilgerichtsordnung. 


§ 11. 
Solide und örtliche Zukündigkeit, 


Wenn Spezialgerichte eingeführt werden, dann iſt auch ſofort 
der leidige Zuſtändigkeitsſtreit zur Stelle, ob denn die Sache zu 


dem Spezialgericht gehöre. Dieſe Streitigkeiten ſind auch den 


Wechſelgerichten zu München nicht erſpart geblieben, ſie haben 
einen großen Teil der Tätigkeit derſelben verſchlungen. 
I.. Was die ſachliche Zuſtändigkeit anlangt, fo war in 81 
der Wechſelordnung von 1776 jeder, er ſei männlich oder weiblich, 
geiſtlich oder weltlich, hoch oder nieder, Zivil oder Militär, für 
wechſelfähig erklärt worden; wer aber Wechſelbriefe ausſtellt, war 
ebenſo wie die Handelsleute der Wechſelordnung und dem Gerichte 
unterworfen worden; dabei waren aber beſtimmte Ausnahmen für 
Minderjährige, Klöſter, e und Militärperſonen gegeben. 


47) Hauptſtück VIII 81. 9) Sauptfiid III §§ 1 und 2. 
140) Sammlung a. a. O. S. 121. 50%) Ebenda S. 131. 
151) Sammlung a. a. O. S. 156. | 
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Schon im Juli 1783152) erhob ſich aus Anlaß praktiſcher Fälle 
die Frage, ob es nicht ratſam ſei, die Wechſelfähigkeit für Militär 
und Adel ganz auszuſchließen. Das Kommerzienkolleg ſprach ſich 
am 2. September 1783 dafür aus und zwar allgemein dahin, 
die Wechſelfähigkeit nur für Kaufleute zu belaſſen, womit von 
ſelbſt die Erklärung verbunden war, daß die Wechſelordnung zu 
weit gegangen wäre. 

Die Wechſelordnung von 1785 beſchränkte nun die Wechſel⸗ 
fähigkeit, indem ſie in § 3 zehn Klaſſen, darunter Militärperſonen, 
die nur von ihrer Gage leben, und Penſioniſten, die nur von der 
landesherrlichen Penſion leben, ausnahm. 

Aber viel weiter ging eine Verordnung vom 11. Mai 1787153), 
welche, wohl jetzt erſt auf Grund des obigen Gutachtens des 
Kommerzienkollegs, ausſprach, daß zukünftig nur die Handelsleute 
und Negozianten wechſelfähig ſeien und die Wechſel anderer 
inſoweit vom Wechſelgerichte ausgeſchloſſen, als nicht die bereits 
ausgeſtellten Wechſel innerhalb 4 Wochen eingeklagt würden. 

Schon am 12. Juni 1787 kamen die Wechſelgerichte mit 
einer Eingabe, wie man denn gegen die neue Wechſelordnung, die 
vom Inland und Ausland als Meiſterwerk betrachtet werde, ſo 
vorgehen könne. Was denn nun Handelsleute und Negozianten 
wären? Der Zweck, dem Wucher entgegenzutreten, würde doch 
nicht erreicht, ebenſowenig der, die Verſchwendung zu hindern. 
Da ſeien ſtrenge Strafen gegen den Wucher von Vorteil: öffent⸗ 
liche Aufſtellung auf einer Schaubühne mit einer ſchwarzen 
Tafel ꝛc. 154). Die Beſchränkung der Wechſelfähigkeit aber gefährde 
den öffentlichen Kredit. 

Das wurde in einem zweiten Bericht vom 8. Juli 1787 
wiederholt und eine Verordnung vorgelegt, welche diejenige vom 
11. Mai 1787 aufheben ſollte. 

Der Kurfürſt ließ es in einem Reſkript vom 19. Juli 1787155) 
dabei bewenden, daß nur die Handelsleute und Negozianten aktiv 
und paſſiv wechſelfähig ſeien, erläuterte das aber noch dahin, daß 
auch alle jene, welche ein berechtigtes Gewerbe treiben, darunter 


152) Vgl. für das folgende das in Anm. 146 zitierte Referat. 

153) Moritz, Handbuch S. 41; Sammlung a. a. O. S. 126. 

154) So auch Bekanntm. vom 19. Juli 1787, Moritz a. a. O. S. 50. 
155) Ebenda S. 51; Sammlung a. a. O. S. 128. 
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fallen, z. B. Weinwirte, Brauer, Metzger, Bäcker, indem zugleich 
der Termin zur Einklagung auf weitere 4 Wochen verlängert wurde. 

Eine Eingabe des Wechſelgerichts erſter Inſtanz vom 22. Sep⸗ 
tember 1787 forderte eine weitere Erläuterung, der ganze Handels⸗ 
ſtand ſei beunruhigt und wende ſich an das Gericht. 

Nun folgte die Erläuterung vom 16. Oktober 1787156), daß 
Handelsleute und Negozianten nur unter ſich aktiv und paſſiv, 
gegen andere aber nur aktiv wechſelfähig ſeien und von ihnen 
keine Wechſel nehmen dürften, wenn ſie nicht auch von Wechſel⸗ 
fähigen ausgeſtellt wären und durch die zweite oder dritte Hand 
an fie fümen. Am 18. Mai 1789157) wurde ausgeſprochen, daß 
Merkantilſtreitigkeiten nur diejenigen ſeien, welche auf den nur 
unter Handelsleuten üblichen Sätzen und Gebräuchen beruhen. 

Ein Bericht des Wechſelgerichts vom 13. Auguſt 1789 gab 
ihm Veranlaſſung, wieder auf die Sache zurückzukommen. Man 
möge doch die am 8. Juli 1787 entworfene Verordnung voll⸗ 
ziehen oder wenigſtens geſtatten, daß die in der Wechſelordnung 
nicht für wechſelunfähig erklärten Perſonen an Bankiers und 
Handelsleute Wechſel ausſtellen dürften. Das verſtoße nicht gegen 
die aufgeſtellten Grundſätze. 

Dieſe Eingabe ſcheint die höchſte Stelle wankend gemacht zu 
haben. Neuere Prozeſſe über die Natur der Merkantilſachen und 
die Zuſtändigkeiten der Wechſelgerichte führten zu neuen Ein⸗ 
gaben der Gerichte, während die Regierung alle Landesſtellen ein⸗ 
vernahm. Als im Jahre 1797 ein Oberſt v. Riedl zur Heraus⸗ 
gabe einer Karte um Verleihung der Wechſelfähigkeit einkam, 
erklärte das Wechſelgericht erſter Inſtanz am 28. November 1797, 
die Privaten, die in ihren Gütern, Brauhäuſern, Grundherrlich⸗ 
keiten beſſere Sicherheit böten, hätten eher Anſpruch auf die Ver⸗ 
leihung als der Oberſt. Es wurde deshalb eine allgemeine Rege⸗ 
lung dahin vorgeſchlagen: 1. Die Wechſel müßten durch die Senſale 
oder berechtigten Handelsleute gehen und auf Geld und ſolche 
Waren 150) ausgeſtellt werden, die zum Bedürfnis und nicht zum 
Luxus dienen, 2. jedem Wechſelgläubiger ſolle die Einſicht der 


156) Moritz a. a. O. S. 42; Sammlung a. a. O. S. 170. 

157) Samulung a. a. O. S. 130. 

158) Über die Wechſel auf Juwelen vgl. Moritz, Handbuch S. 45—47, 
ferner Wechſelordnung von 1785 § 20, Mayer a. a. O. S. 66 und Anm. 468. 
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Wechſelmatrikel freiſtehen, 3. Wechſel von Nichtzugelaſſenen feien 
in einem befonderen Buche einzutragen, 4. die Wucherſtrafen ſeien 
zu verſchärfen, 5. die Senſale 1) ſollten ſich bemühen, Gelder 
zu ermitteln, das Frageamt oder Adreſſenkontor 160 ſollte ebenfalls 
dazu mitwirken. 

Dem trat das Wechſelgericht zweiter Inſtanz am 13. Ja⸗ 
nuar 1798 bei und auch die gemiſchte Sitzung der drei Deputationen 
der Generallandesdirektion ſprach ſich am 13. Auguſt 1801 in 
Übereinſtimmung mit dem ſchon erwähnten Referate des Grafen 
v. Arco (für die erſte Deputation) und des Rats Thoma (für 
die dritte) dafür aus, die Wechſelfähigkeit nicht weiter zu be⸗ 
ſchränken. 

Nunmehr ſetzt, ausgehend von den Gutachten der Wechſel⸗ 
gerichte, eine Bewegung ein, die zur Ausgeſtaltung von Firmen⸗ 
regiſtern geführt hat, indem man die Ausführung der in § 4 der 
Wechſelordnung vorgeſehenen Regiſter zu betreiben ſuchte und auf 
die Eintragung in dieſe Regiſter Wechſelfähigkeit und Zuſtändig⸗ 
keit der Wechſelgerichte zu begründen ſuchte. Schon am 14. Juli 1801 
wurde angeordnet, daß alle im Lande befindlichen Kaufleute ihre 
Firmen ꝛc. in einem fortlaufenden Protokolle angeben und Verände⸗ 


159) Vgl. Wechſelordnung von 1776 § 4, von 1785 §§ 19—21, Augs⸗ 
burger WO. 12. Kapitel 88 1—7, Nürnberger WO. von 1722 Kapitel XI, 
Frankfurter WO. von 1739 Nr. LVII; dazu Ordnung und Rolle der Wechſel⸗ 
ſenſale vom 26. Mai 1739 und der Warenmakler und Unterkäufer vom 31. Mai 
1665; dazu Art. 47 des Erneuerten Wechſelpatents für die böhmiſchen, nieder: 
und inneröſterreichiſchen Erbländer vom 1. Oktober 1773 mit Entſchließung vom 
30. April und 4. Juni 1770. Vgl. Frensdorff, Der Makler im Hanſa⸗ 
gebiet (in der Feſtgabe der Göttinger Juriſtenfakultät für Regelsberger, 
1901) S. 255— 316. 

Intereſſant iſt außerdem noch für Bayern ein Akt des Kreisarchivs 
München, M. A. 783 Nr. 1120, A-B 1903 Nr. 107, die Eingabe eines gewiſſen 
Wagner, der in Bamberg 1810 Senſal werden wollte, und die darauf ins⸗ 
beſondere in Nürnberg gepflogenen Erhebungen enthaltend; endlich ein Akt 
des Juſtizminiſteriums im Allgemeinen Reichsarchiv über die Befugniſſe der 
Wechſel⸗ und Warenſenſale. Dazu § 6 der Allerh. Verordn. vom 12. Auguſt 
1857 und vom 17. Juli 1866 (Reg. Bl. S. 595), betreffend das Verfahren bei 
Beſetzung der Handelsmakler⸗ und Senſalſtellen. 

160) Am 7. Oktober 1776 haben Wechſelrichter und Aſſeſſoren ſich bereit 
erklärt, zur Aufbringung von Kapitalien, Verkauf und Vermietung von Häuſern 
ein Frageamt oder Adreſſenkontor zu etablieren. 
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rungen anzeigen ſollten ), das wurde dann am 12. September 1801, 
14. Januar und 2. Auguſt 1802, 9. Januar, 25. Februar und 
17. Juni 1803 162) wiederholt, wenn auch ohne viel Erfolg, da 


nach einem Berichte des Wechſelgerichts vom 30. Dezember 1802 


erſt 124 Einträge ſich im neuen Vormerkungsbuche befanden. 


Nachdem fo der Verſuch, auf ſubjektivem Wege die Wechſel⸗ 


fähigkeit und die Zuſtändigkeit der Wechſelgerichte feſtzuſtellen, ſich 
nicht gangbar erwieſen hatte, kehrte man zu dem objektiven zurück, 


und der Kurfürſt beſtimmte am 5. März 1804 (bezw. ſchon 29. Hor⸗ 5 


nung) 163) den Sinn der beſtehenden Geſetze über den beſonderen 
Gerichtsſtand in Merkantilſachen dahin, daß Streitigkeiten zwiſchen 
Kaufleuten über Handlungsgegenſtände, welche nach gemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen 5) zu entſcheiden wären, nicht darunter fielen, ſondern 
nur ſolche, welche aus beſonderen und unter Handelsleuten allein 
üblichen Sätzen und Gebräuchen entſchieden werden können, als 
nämlich die unter ſolchen Perſonen entſtehenden Rechnungsirrungen 
aus Renten, Beſchwerden über die Quantität und Qualität ge⸗ 
lieferter Waren, Speditionsdifferenzen und Streitſachen, welche 
aus Sozietätsverträgen in Handlungsgeſchäften entſtehen. Und 
am 19. November 1805, veröffentlicht 31. Januar 1806 165), wurde 
auf Gutachten des königl. Hofgerichts die Kompetenz des Wechſel⸗ 
und Merkantilgerichts dahin ausgedehnt, daß alle Merkantilſchuld⸗ 
ſachen zwiſchen wirklichen Handelsleuten, Krämern und Negozianten 
untereinander für die auf Kredit und zum Handel hingegebenen 
Waren und auch jene Schuldſachen, welche aus einem Geſchäfte 


entſtehen, bei deſſen Eingehung die wechſelfähigen Kontrahenten 


ſich das Wechſel⸗ und Merkantilgericht ausdrücklich bedungen haben, 
zur Kognition des Wechſel⸗ und Merkantilgerichts gehören. 


161) Moritz a. a. O. S. 51—53; Sammlung a. a. O. S. 162— 164. 
. 162) Moritz a. a. O. S. 45; Sammlung a. a. O. S. 137—144. Weitere 
Anordnungen ergingen 1806 (Moritz a. a. O. S. 54) und 4. März 1807. Vgl. 

Riedl, Ideen über Wechſelpriorität und Wechſelfähigkeit, 1817. 

%) Sammlung a. a. O. S. 144; Moritz a. a. O. S. 71; Kletke a. a. O. 
S. 19 f. 
164) Schon Verfügungen vom 18. Mai und 25. Juni 1789 bei Meyr, 
Gen. S. Bd. V S. 9/10: nicht fo viel aus allgemeinen Rechtsprinzipien als 
beſonderen und nur unter Handelsleuten allein hem Sägen und Ge: 
bräuchen entſchieden werden. 

165) Moritz a. a. O. S. 72; S S. 146; Kletke S. 19. 
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Die zahlreichen Streitigkeiten, welche ſich in der Folge über 
die ſachliche Zuſtändigkeit der Wechſel⸗ und Merkantilgerichte er⸗ 
geben haben, ſind am beſten aus der Zuſammenſtellung der 
47 bezüglichen Erkenntniſſe bei Kletke a. a. O. S. 19—29 zu 
erſehen; vgl. auch Poſſet, Gerichtliche Entſcheidungen in Wechſel⸗ 
und Merkantilſachen. 

II. Aber auch die örtliche Zuſtändigkeit unterlag erheblichen 
Schwankungen und Bedenken. Die Wechſel⸗ und Gerichtsordnung 
vom 1. Juli 1776 beſtimmte, daß ſich nach ihr „in Unſeren 
Landen zu Bayern und der Oberen Pfalz“ durchgehends gerichtet 
werden und daß die Kompetenz des Wechſelgerichts allen anderen 
Inſtanzen dieſes Landes derogieren ſollte. Die verbeſſerte Wechſel⸗ 
und Gerichtsordnung ſowie Taxordnung von 1785 wendete ſich 
an die Untertanen der Kurfürſtlich⸗Bayriſchen, Oberpfälziſch⸗ 
Neuburgiſchen 56) und Sulzbachiſchen Lande, dann der aus 
wärtig dazu gehörigen Herrſchaften und nach Bekanntmachung vom 
29. Mai 1804167) auch an jene Landesteile, welche mit dieſen 
Provinzen vereinigt wurden. Eine Verordnung vom 18. April 1806 
beſtätigte die Ausdehnung auch nach der Verordnung vom 19. No⸗ 
vember 1805 auf Oberpfalz und Neuburg. Aber als im Jahre 
1812 immer mehr Leute aus Altbayern bei den Münchener 
Wechſelgerichten gegen Schuldner aus den neu erworbenen Ge⸗ 
bietsteilen klagten !“), legte zwar die erſte Inſtanz die Beſtimmung 
der Wechſelordnung von 1776 „in Unſeren Landen zu Bayern“ 
ihrer Zuſtändigkeit zu Grunde, die damit auf den gegenwärtigen 
Beſtand Bayerns ausgedehnt wurde; auf höhere Anordnung wurde 
aber davon abgegangen. Die Wechſel⸗ und Merkantilgerichte beider 
Inſtanzen baten nunmehr um neuerliche Kompetenzbeſtimmungen, 
indem ſie zugleich die Ausführung des organiſchen Edikts hinſicht⸗ 
lich des Wechſelappellgerichts anregten, eventuell um proviſoriſche 
Regelung in wiederholten Eingaben baten. Das Miniſterium des 
Innern holte nun Gutachten von den Generalkommiſſären des 
Regen⸗, Unterdonau⸗ und Salzachkreiſes ein, ob die Ausdehnung 


166) Hierüber auch Verordnung vom 9. Mai 1786, Sammlung S. 124; 
Moritz S. 3; Kletke S. 4. 

167) Sammlung S. 145; Moritz S. 4; Kletke S. 4. 

168) Das Weitere nach den im Kreisarchiv München befindlichen Geh. 
Ratsakten, die Wechſel⸗ und Merkantilgerichte betreffend, 1808—1817. 
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der Zuſtändigkeit der Münchener Wechſelgerichte den Wünſchen 
des Handelsſtandes entſprechen würde. 

Im Regenkreis wendete ſich der Generalkommiſſär an die 
Polizeidirektion von Regensburg. Dieſe berichtete und der General⸗ 
kommiſſär ſchloß ſich am 23. Juni 1812 dem an, man habe gegen 
die Ausdehnung der Kompetenz von München nichts einzuwenden, 
Regensburg habe weder eigenes Wechſelrecht noch gericht, es richte 
ſich formell und materiell nach dem Augsburger Recht. 

Den gleichen Standpunkt vertrat der Generalkommiſſär des 
Salzachkreiſes. Bisher habe keine Regelung beſtanden, Oſterreich 
habe verſucht, die weſtgaliziſche Wechſelordnung in Salzburg ein⸗ 
zuführen und habe ein Merkantilgericht aus Kaufleuten zuſammen⸗ 
geſetzt, das aber nie in Wirkſamkeit getreten ſei. 

Anders war die Stellung des Unterdonaukreiſes. Dort ſetzte 
ſich der Generalkommiſſär mit dem Gericht und dem Handelsſtand 
in Verbindung, und das Ergebnis war die Bitte um ein eigenes 
Wechſelgericht, früher ſei man nach München gegangen, jetzt würden 
nur Koſten und Verzögerung dadurch entſtehen. 

In einer eigenen Eingabe vom 13. Juli 1812 bat der 
Handelsſtand Paſſaus, weil das Wechſelgericht München auf Grund 
von Miniſterialbefehlen ſeine Zuſtändigkeit für die neu erworbenen 
Länder ablehne, entweder um Remedur oder um Aufſtellung des 
Stadtgerichts Paſſau als Wechſelgericht, und wiederholte ſeine 
Bitte am 14. September 1812, nachdem am Tage vorher das 
Stadtgericht Paſſau eine Wechſelklage des Hauſes Pummerer 
abgelehnt hatte. Der Vorſchlag des Miniſteriums des Innern *°°), 
die Stadtgerichte Regensburg, Salzburg und Paſſau auch zu Wechſel⸗ 
gerichten für den Kreis zu erheben und mit geeigneten Aſſeſſoren 
zu beſetzen, wurde vom Juſtizminiſterium am 24. Dezember 1812 
abgelehnt und der Gegenvorſchlag gemacht, proviſoriſch die Kom⸗ 
petenz der Münchener Wechſelgerichte und der Bayriſchen Wechſel⸗ 
ordnung auf den Iſar⸗, Regen⸗, Unterdonau⸗ und Salzachkreis 
auszudehnen. 

Durch die Verordnung vom 24. November 1812170) wurde 
dann proviſoriſch die Kompetenz der Münchener Wechſelgerichte 

169) Vom 23. Dezember 1812. 


179) Sammlung a. a. O. S. 158; Moritz a. a. O. S. 4 und 15; Kletke 
a. a. O. S. 4. 
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beider Inſtanzen auf dieſe Kreiſe erſtreckt und die Wechſelordnung 
von 1785 ſamt den erläuternden Verordnungen als allein gültiges 
Wechſelrecht, nur nicht mit rückwirkender Kraft, eingeführt. 
Darauf regte es ſich auf allen Seiten. Die Handelsgerichte 
in Nürnberg wollten ihre Kompetenz auf alle Wechſelgeſchäfte 171) 
der Stadt Nürnberg, des Main⸗ und des Rezatkreiſes erſtrecken, 
1813 und 1814 wurde für Bamberg ein Wechſelgericht erbeten 
und auch von dem Generalkommiſſär des Kreiſes für wünſchens⸗ 
wert erklärt, der Handelsſtand in München bat, die Kompetenz 
der Münchener Gerichte, abgeſehen von der Verordnung von 1812, 
auch auf die in anderen Provinzen zerſtreuten altbayriſchen Par⸗ 
zellen auszudehnen. Aus den Berichten der Generalkommiſſariate 


| ergab ſich aber 172), daß in den Parzellen der Main, Rezat⸗, 


Oberdonau⸗ und Illerkreiſe, welche ehedem noch zur Kompetenz 
des Münchener Wechſelgerichts ſich eigneten, zu wenig eigentliche 
Fabrikanten und Kaufleute beſtehen, um deswegen die merkantili⸗ 
ſchen Schuldklagen den nahegelegenen ordentlichen Gerichten zu 
entziehen und dieſe kleine Zahl der Bewohner bloß wegen hiſtori⸗ 
ſcher Verhältniſſe an ein entferntes Wechſelgericht zu binden, wäh⸗ 
rend der weit größere Teil ſeinem ordentlichen Richter in allen 
Klagſachen untergeben bleibt und bedeutende Städte wie Lindau, 
Memmingen, Kempten ohne mindeſte Stockung ihrer Handels⸗ 
geſchäfte keine eigenen Wechſelgerichte befitzen. | 
Der Münchener Handelsftand wurde daher mit Verordnung 
vom 10. Januar 1817 abgewieſen und das Wechſelgericht erſter 
Inſtanz beauftragt, ſeine Kompetenz entgegen dem Wortlaut und 
dem Sinne der Verordnung vom 24. November 1812 nicht auf 
die Parzellen obengedachter Kreiſe zu erſtrecken, womit, insbeſon⸗ 
dere für Neuburg 173), wieder ein Schritt rückwärts erfolgte. 
Immer aber ging man dabei von dem Gedanken aus, daß 


171) Nicht nur zwiſchen Kaufleuten. f 

7) Verordnung vom 10. Januar 1817; Moritz a. a. O. S. 16. 

17) Das Handelsappellationsgericht Nürnberg (Zeitſchrift für Geſetzgeb. 
und Rechtspflege im Königr. Bayern Bd. X S. 61 f. und 507 f., vgl. auch 
v. Völderndorff, Sammlung Bd. I S. 187 und 469), ſowie Lutz, Einf. ⸗ 
Geſetz zum HGB. bei Dollmann⸗Pözl 1 4 S. 160, haben darauf hin⸗ 
gewieſen, daß an der Gültigkeit der Wechſel⸗ und Merkantilgerichtsordnung für 
Neuburg nichts geändert wurde. | 
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es fih um proviſoriſche Regelung handle und daß eine allgemeine, 
gleichmäßige Regelung für das ganze Königreich erfolgen müſſe. 
Deshalb wurde in beiden angeführten Verordnungen zugeſagt, auf 
die baldige Bildung eigener Handelsgerichte für N ur 
des Königreichs Bedacht zu nehmen. 


Vierter Abſchnitt. Augsburg. 
65812. | a 
I. Das Wechſelgericht erſter Inſtanz. 


Unter diejenigen Reichsſtädte, deren Einrichtung bei Erlaß 
der Bayriſchen Wechſelordnung nachgeahmt wurde, gehörte vor 
allem Augsburg. Auf ſeine im Jahre 1778 erneuerte Wechſel⸗ 
ordnung bezog ſich die bayriſche vom Jahre 1785 ausdrücklich für 
Vorfälle, die ſie ſelbſt nicht regeln ſollte, womit die Augsburger 
Wechſelordnung zur ſubſidiären Rechtsquelle auch für das bayrijche 
Gebiet erhoben wurde. 

Eigene Wechſel⸗ oder Handelsgerichte aber beſaß Augsburg 
nicht. Hier 1˙)) wie in Frankfurt und anderen Orten erſetzte die 
ſummariſche Gerichtsbarkeit des Bürgermeiſters die beſondere 
Handelsgerichtsbarkeit, welche in Deutſchland wohl überhaupt nur 
aus der Übertragung dieſer ſummariſchen Kompetenz des Bürger⸗ 
meiſters bezw. Rats entſtanden iſt !“). | 

In Augsburg ſollten nur die Angehörigen der beiden Stuben! 15 
die dieſen Gleichgeachteten und bei dem eingeführten Firmenregiſter 
(Ragionbuch) Einverleibten unbeſchränkt wechſelfähig ſein, andere 
nur, wenn ſie den Wechſel beim Bürgermeiſteramt beſtätigen ließen, 
welches ihnen die Wichtigkeit und Folgen genügſam zu erklären 
hatte “). Vor den Bürgermeiſterämtern fand dann auch das 
gerichtliche Verfahren in Wechſelſachen 178) ſtatt, „als der erſten 


174) Entſtehung S. 116 und 117, dazu S. 30, 37—39, 44. Augsburg 
hatte auch Botenherrn und das Rottweſen für Fuhrleute, Schaffner ꝛc. Ver⸗ 


handl. der zweiten Kammer der Ständeverſamml. Bd. II S. 264. 


175) Entſtehung S. 160; vgl. auch das eee des Rats zu 
Leipzig, ebenda S. 120 f. 

176) Kap. IX. | 

177) WO. Kap. I § 2. Für ee ebenba Kap. I §$ 3 und 4. 

N WHO. Kap. X. 2 
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Inſtanz in allen ſummariſchen Sachen“ !“). Der Wechſel war 
innerhalb 24 Stunden anzuerkennen oder der Beklagte mußte 
ſchwören, daß er den Wechſel weder geſchrieben noch unterſchrieben 
hatte, noch hatte ſchreiben oder unterſchreiben laſſen 8“). Nach 
Anerkennung des Wechſels hatte ſofortige Zahlung und Exekution 
zu erfolgen 181), wobei nur zwei Ausnahmen zugelaſſen waren 18), 
während alle anderen Einreden ad separatum zu verweiſen waren. 

Nachdem Augsburg 1806 bayriſch geworden war, wurde am 
26. Januar 1807183) für dieſe Stadt ein eigenes Wechſelgericht 
erſter Inſtanz angeordnet und mit einem Wechſelrichter, einem 
ehemaligen Ratskonſulenten, ſowie zwei Aſſeſſoren aus dem Handels⸗ 
ſtande, den beiden vorſitzenden Stubenmeiſtern, beſetzt. 

Das Geſetz vom 11. September 1825 184) und das vom 
12. Auguſt 1857185) ließen das Gericht unberührt. 


§ 13. 
II. Das Wechſelappellationsgericht. 


Auf die Anträge des Handelsſtands in Augsburg und um 
demſelben einen Beweis beſonderer Aufmerkſamkeit zu geben, er⸗ 
richtete Max Joſef am 3. Oktober 1820 ein eigenes Wechſel⸗ 
appellationsgericht, an welches der Berufungszug in Wechſelſachen 
ſtatt an das Appellationsgericht für den Oberdonaukreis gehen 
ſollte, in Augsburg. Dasſelbe wurde mit einem Direktor, drei 
rechtsgelehrten Räten, ferner drei funktionierenden und zwei ſup⸗ 
plierenden Aſſeſſoren vom Handelsſtande beſetzt, die techniſchen 
Aſſeſſoren hatten gleiches Stimmrecht wie die juriſtiſchen, der 
rechtsgelehrte Vorſitzende den Stichentſcheid. Die ſupplierenden 
Aſſeſſoren ſollten auch allen Sitzungen beiwohnen und zur Votation 
aufgerufen werden, ihre Stimme ſollte aber nur in Stellvertretung 
eines funktionierenden Aſſeſſors gezählt werden 186). 

Das Wechſelappellationsgericht überdauerte ebenfalls die Or⸗ 
ganiſationen von 1825 und 1857. 


179) § 2. 180) § 3. 

181) § 4. 182) §§ 5 und 6. 

183) Sammlung a. a. O. S. 149; Moritz a. a. O. S. 32; Kletke 
a. a. O. S. 107 f. 

184) § 3 Z. 2. 185) § 13. 

186) Moritz a. a. O. S. 32 f.; Kletke a. a. O. S. 108. 


Fünfter Abſchnitt. Die bayriſche Landesgeſetzgebung bis 1825. 47 


Fünfter Abſchnitt. Die bayriſche Landesgeſetzgebung bis 1825. 
§ 14. 
I. Der Einfluß der franzöſiſchen Einrichtungen. 


Die Nürnberger Handels⸗ und die Münchener Wechſelgerichte 
waren einheimiſchen Urſprungs, das Bozener Meßgericht war aus 
den Bemühungen der deutſchen und italieniſchen Kaufleute hervor⸗ 
gegangen; daß aber alle dieſe Einrichtungen am Anfang des 
19. Jahrhunderts gleichzeitig belebt, daß ſie von der Regierung 
gefördert und von der Bevölkerung verlangt wurden, daß der 
Wunſch nach Weiterverbreitung ſich allenthalben erhob, das war 
eine Folge der Zeitſtrömung, vor allem die Nachwirkung der fran⸗ 
zöſiſchen Verhältniſſe. 

In Frankreich!“) hatte ſich zuerſt aus dem Zunftgericht, dem 
Meßgericht und dem Seegericht der Admiralitäten ein Handels⸗ 
gericht als ordentliches Gericht entwickelt. Das ſtaatliche Gericht 
des juge des marchands unter dem Beiſitz der consuls des mar- 
chands, begründet !88) durch das Edikt Karls IX. und ſeines 
Kanzlers de l'Hoſpital zunächſt für Paris, drängte die Meßgerichte 
immer mehr zurück, die franzöſiſche Revolution unterdrückte die 
Admiralitäten. Die Handelsgerichte 189) ſollten ebenfalls abge: 
ſchafft werden, de Fermont und Goupil de Prsöfeln erachteten 
ſie für überflüſſig, nachdem die Mißbräuche der ordentlichen Ge⸗ 
richte abgeſchafft ſeien, und lediglich für eine Quelle nutzloſer 
Kompetenzſtreitigkeiten. Zu ihren Gunſten wurde aber angeführt, 
ſie ſeien Gerichtshöfe der Billigkeit, Feinde der Formen und ihrer 
Langſamkeit, ſie beſäßen und erforderten eine beſondere Kenntnis 
nicht allein der Gewohnheiten und der Dinge, ſondern auch der 
Menſchen, ſie ſeien ein wahrhaftes Schwurgericht, ihre Erhaltung 
würde von allen Städten gefordert. 

Aus dieſen Gründen wurde am 17. Mai 1790 einſtimmig 


187) Vgl. Entſtehung S. 13—15 und Zitate; vgl. auch Buſch in ſeinem 
Archiv Bd. XI S. 419 f. 

188) Lyon-Caen et Renault, Traité de droit commercial t. I 
2. Edition 1889 p. 306 f. 

189) Hiver, Histoire critique des institutions judiciaires de la 
France de 1789 à 1848 p. 86. 
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beſchloſſen, beſondere Gerichte für die entscheidung von Handels⸗ 
ſachen beſtehen zu laſſen. 

Sie ſollten “”) aus einem Präſidenten und fünf Richtern, 
ſämtlich Kaufleuten, beſtehen, in der Beſetzung von mindeſtens drei 
Richtern entſcheiden. Sie ſollten errichtet werden in allen See: 
häfen, wo bisher Admiralitäten beſtanden, ferner in allen anderen 
Städten, ſobald es die Verwaltung des Departements für gut 
finde und darum bitte. Für Paris und Lyon wurden vier Sup⸗ 
pleanten ernannt und dieſe Einrichtung ſpäter auf die übrigen Ge⸗ 
richte ausgedehnt. Die Richter wurden in einer Verſammlung der 
Kaufleute, Bankiers, Fabrikanten, Reeder und Schiffskapitäne der⸗ 
jenigen Stadt gewählt, in welcher das Gericht ſeinen Sitz hatte. 
Jeder konnte nur unter Vorzeigung ſeines Patents abſtimmen, ehe⸗ 

malige Kaufleute waren wohl wählbar, konnten aber nicht ſelbſt 
wählen. In Paris und Lyon wurden zuerſt Wahlmänner gewählt, 
je einer auf 25 anwefende Stimmberechtigte. 

Vorbedingung zur Wahl des juge und suppléant war das 
vollendete 30. Lebensjahr und fünfjährige Niederlaſſung in der 
Stadt des Gerichts, für den Präſidenten 35 bezw. 10 Jahre. 

Die örtliche Zuſtändigkeit war im allgemeinen diejenige des 
Diſtriktsgerichts. Sachlich erkannten die Handelsgerichte als erſte 
und letzte Inſtanz, wenn der Streitwert 1000 Livres nicht über⸗ 
ſtieg oder die Parteien auf Berufung verzichteten, ſonſt ging die⸗ 
ſelbe an das Appellationsgericht, bei welchem Kaufleute nicht zu⸗ 
gezogen wurden. Die Urteile waren aber vorläufig vollſtreckbar, 
ohne Rückſicht auf Berufung und a bis zur per: | 
ſönlichen Haft !“). 

Wo kein Handelsgericht beſtand, ler: in Handelsſachen 
die gewöhnlichen Gerichte in denſelben Formen und mit gleicher 
Vollſtreckbarkeit. | 
Der weitere Beſchluß der Nationalverſammlung auf Heraus: 
gabe eines Handelsgeſetzbuchs führte erſt unter dem Konſulat zur 
Berufung einer Kommiſſion im Miniſterium des Innern, mit Geſetz 
vom 15. September 1807 wurde der Code de commerce vom 


190) Ebenda S. 153 f. 
191) a. a. O. S. 154, S. 156 a. E. die Zuſammenſtellung der einzelnen 
Geſetze, das Hauptgeſetz iſt die Gerichtsorganiſation vom 17.—24. Auguſt 1790. 
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1. Januar 1808 an für vollziehbar erklärt 192). Sein letztes Buch, 
De la juridiction commerciale, beſtimmte die Einrichtung und Zu⸗ 
ſtändigkeit der Handelsgerichte. Im ganzen wurde, wie überhaupt, 
wenig geändert. Die Gerichte wurden 19°) mit einem Präſidenten 
und mindeſtens zwei, höchſtens acht Richtern beſetzt, ein beſonderes 
Reglement vom 6. Oktober 1809 beſtimmte die oe der einzelnen 
Gerichte. 

Die Wahl ſollte durch commercants notables erfolgen 153 2), 
die Chefs der älteſten und durch Redlichkeit, Ordnungsſinn und 
Sparſamkeit ausgezeichnetſten Häuſer. Die Liſte der Wähler wurde 
auf Vorſchlag des Präfekten durch das Miniſterium des Innern 
aufgeſtellt, fie mußte für die Städte unter 15000 Seelen mindeſtens 
25 Namen enthalten und je einen weiteren für 1000 Seelen. Vor⸗ 
bedingung zur Wahl des juge und suppléant war 30jähriges 
Alter und 5jährige Ausübung der Kaufmannſchaft mit Ehre und 
Auszeichnung. Der Präſident mußte 40 Jahre zählen und Handels⸗ 
richter geweſen ſein. 

Daneben wurden dann, zuerſt ſeit 1806 in Lyon und danach 
in vielen anderen Städten Frankreichs, die conseils des prudhommes 
eingerichtet, welche die Streitigkeiten zwiſchen Fabrikanten und Ar⸗ 
beitern, zwiſchen Werkſtättenvorſtänden, Gehilfen und Lehrlingen zu 
ſchlichten und bis zur Summe von 60 Fr. ohne Form, Berufung 
und Koſten zu entſcheiden hatten 15 b). 

Die Erweiterung des napoleoniſchen Reiches trug auch den 
Code de commerce und mit ihm die Handelsgerichte weit über 
die früheren Grenzen Frankreichs hinaus, ſo nach Holland und auf 
das deutſche Gebiet am linken Rheinufer; in der bayriſchen Pfalz 
haben gemäß Art. 640 des Code de commerce die Zivilgerichte 
auch die Handelsgerichtsbarkeit ausgeübt !?“), was auch durch Art. 78 
des Einf. Geſ. zum HGB. aufrechterhalten wurde; erſt vom Jahre 

1870 an ſind dort Handelsgerichte errichtet worden. 


192) Lyon⸗Caen a. a. O. S. 31 f. 
193) Hiver a. a. O. S. 505 f. 
193) „Das ariſtokratiſche Element iſt unzertrennlich mit der Exiſtenz 
der Handelsgerichte verwebt.“ Oberappellationsgerichtsrat Schlink im Ge⸗ 
richtsſaal 1850 Bd. I S. 131/32. 

19 b) Vgl. unten S. 260. 

194) Blätter für Rechtsanw. Bd. XXIX S. 343. 

Zeilſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilageheft.) 4 
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Wenn wir nun nach den Beſonderheiten der franzöſiſchen 
Handelsgerichte fragen, fo werden als ſolche hervorgehoben 19°): 

1. daß ſie ausſchließlich aus Kaufleuten beſtehen, daß auch 
kein Anwaltszwang bei ihnen beſteht, 

2. daß ſie durch ihre „Pairs“ erwählt und nicht von der 
Regierung ernannt werden, 

3. daß ihr Amt ein unbezahltes Ehrenamt iſt, 

4. daß die Berufung an die gewöhnlichen Gerichte geht, 

5. daß nicht ein das Staatsganze erfüllendes Netz ſolcher Ge⸗ 
richte gebildet iſt, daß ſie nach Bedürfnis errichtet ſind, ſonſt aber 
die Zivilgerichte an ihre Stelle treten, daß aber 

6. auch dann Verfahren und Vollſtreckung raſcher und energi⸗ 
ſcher iſt, wie im gewöhnlichen Verfahren. 

Im Anſchluſſe hieran ſeien die Schwächen mitgeteilt, welche 
Creizenach 19°) aus der beſonderen Entſtehungsart der franzöſi⸗ 
ſchen Handelsgerichte abgeleitet hat: 

1. Durch den Ausgangspunkt von Orts⸗ und Zunftgerichten 
habe man beim Übergang zu Territorialgerichten die früher ſelbſt⸗ 
verſtändliche ſubjektive Beſtimmung der Kompetenz zu ſehr vernach⸗ 
läſſigt und es ſo verſäumt, „den Handelsgerichten eine auf der 
Qualität, der Perſönlichkeit oder dem Beruf von Gerichtsunter⸗ 
gebenen begründete Kompetenzſphäre zu verſchaffen“, wodurch dann 
die zahlreichen Kompetenzſtreitigkeiten entſtanden ſeien !“). Die 
letzteren find freilich auch anderen Handelsgerichten “s) nicht er⸗ 
ſpart geblieben, ſie müſſen ſich einſtellen, wenn die Zuſtändigkeit 
vor einem anderen Gerichte als dem ordentlichen Zivilgerichte be⸗ 
gründet wird. Auf der anderen Seite rügt Creizenach 19°), daß 
aktives und paſſives Wahlrecht nur den eigentlichen commercants 
eingeräumt ſei, während doch jeder acte de commerce die Kom⸗ 
petenz des Handelsgerichts begründe, ſo daß tatſächlich dem Handels⸗ 
ſtande ein Privileg eingeräumt ſei. 

195) Lyon⸗Caen a. a. O. S. 308. Vgl. auch Aſſer in der Krit. Zeit⸗ 
ſchrift für Rechtswiſſ. und Geſetzgeb. des Auslandes Bd. IX S. 454. 

196) Das Weſen und Wirken der Handelsgerichte und ihre Kompetenz. 
Nach den Ergebniſſen der franzöſiſchen und rheiniſchen Praxis, 1861. Beilage⸗ 
heft zu Bd. IV der Zeitſchrift für das geſ. Handelsrecht. 

197) a. a. O. S. 27 f., beſonders S. 35—39, 44—66. 


198) Bal. oben S. 37 und ſonſt. 
199) a. a. O. S. 70. 
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2. Durch die Entſtehung der Handelsgerichte erkläre ſich 
auch 2), daß die Stadt, in der fie ihren Sitz habe, dem Ge⸗ 
richte ihre Phyſiognomie gebe, und daß mancher wichtige Fabrik⸗ 
diſtrikt kein Handelsgericht habe, weil keine entſprechende Stadt als 
Zentrum vorhanden ſei. Dieſer Vorwurf wird im weſentlichen 
ſämtliche bisherige kaufmänniſch beſetzte Gerichte treffen, da es 
vielleicht angeht, in den ſelteneren Fällen von Kapitalverbrechen 
Bürger aus entfernteren Teilen des Landes zu Richtern heranzu⸗ 
ziehen, nicht aber in den täglich vorkommenden Zivilſtreitigkeiten. 

Mögen nun der franzöſiſchen Einrichtung auch Schwächen an⸗ 
gehaftet haben, es war vor allem von großer Bedeutung, daß ſie 
in dem Reiche beſtand, welches durch ſeine Entwicklung und Aus⸗ 
dehnung im Anfang des 19. Jahrhunderts auf den ganzen Kon⸗ 
tinent von beherrſchendem Einfluß ſein ſollte. 

Was ſpeziell Bayern betrifft, ſo war es in der Rheinbunds⸗ 
zeit zu ſehr mit dem Schickſal Napoleons verknüpft, als daß nicht 
die Einrichtungen ſeines Reiches zur Nachahmung hätten dienen 
müſſen. Eine hervorragende Rolle für die innere Entwicklung 
Bayerns in jener Zeit ſpielte neben dem leitenden Staatsmann, dem 
Grafen Montgelas, der Juriſt Gönner. In der Vorrede zum 
Entwurf eines Geſetzbuchs über das gerichtliche Verfahren in bürger⸗ 
lichen Rechtsſachen von 1815 hat er über die Beziehungen zwiſchen 
Legislation und den politiſchen Verhältniſſen?“ ) ſich dahin erklärt, 
daß der Einfluß ſich nie lauter ausgeſprochen habe, als in der 
neueſten Zeitgeſchichte. „Welches Gewicht legte der entthronte Feind 
des Friedens auf Ausbreitung ſeiner Geſetzbücher!“ „Vorwärts, 
nicht rückwärts geſteckt iſt das Ziel der Geſetzgebung, ſie muß 
anpaſſen der Gegenwart und vorarbeiten der Zukunft!“ 

Derſelbe Gönner hatte vom Jahr 1808 ab ein Archiv für 
die Geſetzgebung und Reform des juriſtiſchen Studiums heraus⸗ 
gegeben, in welchem vor allem auf die franzöſiſchen Einrichtungen 
hingewieſen wurde. Schon im erſten Bande?“ veröffentlichte er 
einen Aufſatz Erhards über den Geiſt des napoleoniſchen Handels⸗ 
geſetzbuchs, wo bezüglich der Handelsgerichte ?“?) erklärt wurde, fie 


200) a. a. O. S. 69. 
201) S. VII. 

202) S. 310 f. 

203) S. 336. 
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ſollten in anderen Staaten nachgeahmt werden, überall ſollten 
Handelsſachen nur vor eigenen Handelsgerichten erörtert werden, 
die ſchleunige Rechtspflege, welche vorgeſchrieben ſei, könne dem 
Kredit des Landes nur förderlich ſein. 

Dieſe Anſicht brach ſich immer mehr Bahn. Der Fürſtprimas 
Dalberg hatte bereits 1808 2) eine Merkantilſektion des Stadt⸗ 


und Landgerichts Frankfurt gebildet und ihr zwei Aſſeſſoren aus 


dem Handelsſtande beigeordnet. Die von Seeger entworfene, am 
5. Oktober 1812 unterzeichnete Verordnung über die künftige Ge⸗ 
richtsverfaſſung des Großherzogtums Frankfurt?) beſtimmte dann 
ebenfalls, daß die ordentlichen Gerichte erſter Inſtanz in Wechſel⸗ 
und Handelsſtreitigkeiten beſondere Wechſel⸗ uud Handelsgerichte?“ “) 
in folgender Art zu bilden hatten. In Frankfurt ſind ſechs, in 
den übrigen Städten des Großherzogtums vier Angehörige des 
Handlungsſtandes am Gerichtsſitze auf Vorſchlag dieſes Standes 
vom Juſtizminiſter zu beſtätigen und vom Gericht zu verpflichten?“ “). 
Je zwei Mitglieder haben den Gerichtsſitzungen anzuwohnen, die 
Akten find ihnen mit dem vom Referenten gefertigen Aktenauszug 
vorher vorzulegen und ſie ſind vor der Abſtimmung mit ihrem 
Gutachten zu hören?“ s), wenn in Wechſelſachen über eine der Klage 
entgegengeſetzte, nach Wechſelprozeß zuläſſige Einrede oder in Handels⸗ 
ſachen über einen die Handlungsverhältniſſe oder ⸗gewohnheiten 
betreffenden Gegenſtand zu erkennen iſt und einer der Streitsteile 
darauf anträgt oder der Direktor des Gerichts es für zweckmäßig 
findet. 

Nach dem Zuſammenbruche des Großherzogtums wurde im 
ehemaligen Fürſtentum Aſchaffenburg nach königlichen Refkripten vom 
10. Dezember 1814 und 19. Januar 1815 die bayriſche Gerichts⸗ 
ordnung von 1753 eingeführt?“), in Frankfurt ſelbſt aber wurden 


204) Staatskalender 1808 S. 58 f.; Darmſtädter, Das Großherzog⸗ 
tum Frankfurt 1901 S. 151. 

205) Regierungsblatt II S. 121 f., 134 f.; Darmſtädter a. a. O. 
S. 153 f. 

206) Art. 46. 

207) Art. 48. Ä 

208) Art. 47. Als Muſter diente hier offenbar die preußiſche A. GO. 
Vgl. unten S. 102 f. 

209) Seuffert, Kommentar zur G. Ordn. Bd. I 2. Aufl. 1853 S. 3 
Anm. 6. 
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nach § 70 der Verordnung vom 20. Mai 1817 und Art 98 des 


Wechſelprozeſſes vom 8. Februar 1820 die Handelsaſſeſſoren bei⸗ 
behalten ?® 2) 


815. 
II. Die Fortbildung der bayriſchen Wechſelgerichtsbarkeit. 


Nach dem Sturze Napoleons verlautete in Bayern zunächſt 
nichts mehr von der allgemeinen Einführung von Handelsgerichten, 
wie man ſie früher ins Auge gefaßt hatte. 

Gönner ſelbſt ſprach zwar in der Einleitung zu ſeinem Ent⸗ 
wurf über das gerichtliche Verfahren in Wechſelſachen ?! davon, 
daß man von jeher für Merkantil⸗, Bergwerks⸗ und Admiralitäts⸗ 
ſachen beſondere Gerichte mit Rückſicht auf techniſche Kenntniſſe 
eingeſetzt habe, tatſächlich ſchlug er aber nur vor 1), daß die 
Eigentümlichkeiten des Wechſels und des Wechſelprozeſſes es rätlich 
erſcheinen laſſen, dafür eigene Gerichte (Wechſel⸗ und Merkantil⸗ 
gerichte) anzuordnen und dabei auch einige Mitglieder aus dem 
Handelsſtande anzuſtellen. Auf Wechſelrecht ſollte dann nur vor 
Wechſelgerichten erkannt werden; dagegen ſeien einige Wechſel⸗ 
gerichte der irrigen Meinung, aus dem Wechſel könne auch dann 
nur vor ihnen geklagt werden, wenn man nicht den Wechſelprozeß 


anſtrengen wolle. 


In der zweiten Kammer wurde ſchon in der erſten Verſamm⸗ 
lung beantragt, im Untermainkreis Wechſelgerichte einzuführen, 
dieſer Antrag wurde in der zweiten Legislaturperiode und im Jahre 
1825 212) wiederholt und auf die übrigen, mit Wechſelrecht noch 
nicht verſehenen Gebietsteile ausgedehnt, wie ſich auch der Handels⸗ 
ſtand einiger bedeutenderen Städte in dieſem Sinne ausſprach; ins⸗ 
beſondere wieſen der Handelsſtand und der Magiſtrat von Nürn⸗ 
berg auf die e hin, die dadurch erwuchſen, daß Würzburg, 


209 a) Vgl. Mittermaier, Gem. deutſcher bürgerl. Prozeß, 2. Beitr. 
S. 41 Anm. 55. 


210) S. XVI. 

211) Bd. I S. 273, Bd. II Motive S. 690. 

212) Zuſammenfaſſend Verhandl. 1825 III. Beilagenband S. 6. Graf 
v. Soden beantragte, die Nürnberger Wechſelordnung für den Handelsſtand 


in den vorzüglichſten Städten proviſoriſch einzuführen. Vgl. III. Beilagen⸗ 
band S. 106. 
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Aſchaffenburg, Schweinfurt, Bamberg rc. kein Wechſelrecht beſaßen, 
während der Handelsſtand von Augsburg das gleiche für Lindau, 
Memmingen, Kaufbeuren ꝛc. ausführte und bat, alle wechſelfähigen 
Staatsbürger unter einem Wechſelgericht zu vereinigen oder wenig⸗ 
ſtens eine der beſtehenden Wechſelordnungen zur herrſchenden zu 
machen. 

In einer weiteren Vorſtellung des Handelsſtands zu Augs⸗ 
burg wurde nun aber auch gebeten, 

1. der Stadt Augsburg neben den dort beſtehenden Wechſel⸗ 
gerichten ein eigenes Merkantilgericht erſter und zweiter Inſtanz zu 
verleihen oder doch 

2. im Falle nicht ein allgemeines Geſetz über das Verfahren 
in Wechſel⸗ und Merkantilſtreitigkeiten zur Einführung kommen 
ſollte, wenigſtens einſtweilen die Berufungsnotfriſt auf acht oder 
zehn Tage zu beſchränken. 

Es iſt bezeichnend? !“), daß die Regierung dem Eventual⸗ 
antrage nachkam, dem primären aber die Schwierigkeit einer um⸗ 
faſſenden Merkantilgerichtsordnung entgegenhielt; ſchon der Begriff 
der Handelsſache ſei ſchwankend ?!)) und die Beſtimmung, daß die⸗ 
jenigen Streitigkeiten dahin gehören ſollten, welche aus den unter 
Handelsleuten üblichen Sätzen und Gebräuchen zu entſcheiden 
ſeien? 15), wohl nicht genügend; zudem könnten gerade nach Kap. 12 
8 7 (vgl. auch Kap. 2 § 1) der Augsburger Wechſelordnung alle 
Warenverkäufe, die durch einen Senſal geſchloſſen würden, wechſel⸗ 
mäßig behandelt werden. Auch ſonſt habe man für Augsburg den 
Mangel eines beſonderen Handelsgeſetzes durch Ausdehnung des 
Wechſelverfahrens ergänzt, insbeſondere auch das Miniſterium bei 
Entſcheidung des Kompetenzkonflikts wegen Lieferung von Staats⸗ 
papieren zu Gunſten des Wechſelgerichts. Deshalb wurde der 
Augsburger primäre Antrag durch eine Entſchließung vom 23. März 
1825, erlaſſen an das Wechſelappellationsgericht, abgelehnt. Auch 
auf einen Antrag des Appellationsgerichts des Untermainkreiſes, 
außer in Würzburg, Schweinfurt und Aſchaffenburg auch in anderen 


213) a. a. O. S. 13, ferner §§ 1, 2 und 3 des Geſetzes vom 11. September 
1825, die dann im Landtagsabſchied von 1837 S. 33 auf ganz Bayern außer 
den Gebieten Nürnbergs und des preuß. Landrechts ausgedehnt wurden. 

314) Oben S. 40 f. 

215) Ebenda. 
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Plätzen eigene Wechſelgerichte erſter Inſtanz zu bilden, wurde als 
zu hoch angelegt wegen der Koſten und des eventuellen Mangels 
an tauglichen Aſſeſſoren nicht eingegangen. 

Im übrigen erkannte die Regierung an, daß das ſtrenge 
Wechſelrecht den Kredit fördere, und ſchlug, da eine allgemeine 
Reviſion der Gerichtsverfaſſung in Wechſel⸗ und Handelsſachen noch 
nicht tunlich ſei, in teilweiſer Einlöſung ihres gegebenen Ver⸗ 
ſprechens 1), vor 1), die bayriſche Wechſelordnung auf Unter: 
main⸗, Obermain⸗ und Rezatkreis mit Ausnahme von Nürnberg 
und der ehemals preußiſchen Gebietsteile, die Augsburger Wechſel⸗ 
ordnung auf den Oberdonaukreis auszudehnen und in dieſen Kreiſen 
neue Wechſelgerichte erſter und zweiter Inſtanz mit einer Anzahl 
erfahrener Kaufleute als techniſcher Beiſitzer zu beſtellen. 

Nachdem ſchon der Abgeordnete v. Holzſchuher Bedenken 
gegen die Ausdehnung der Augsburger Wechſelordnung wegen der 
lokalen Beſtimmungen derſelben (Stubenmäßigkeit, Ragionbuch 215), 
das wöchentliche Skontrieren der Augsburger Kaufleute! !), Ans 
kunft der Poſten in Augsburg) und anderer Gründe halber vor⸗ 
getragen 22°) und der Abgeordnete Klar deshalb beantragt hatte, 
die bayriſche Wechſelordnung auf den Oberdonaukreis auszudehnen, 
genehmigte zwar die zweite Kammer zuerſt den Regierungsentwurf, 
als aber die erſte Kammer die Einführung nur der bayriſchen 
Wechſelordnung beſchloß, wurde das auch von der zweiten Kammer 
angenommen ??}). 

Auch bei den Beratungen der Stände trat der Gegenſatz 
zwiſchen den Anhängern bloßer Wechſelgerichte und denjenigen von 
Merkantilgerichten hervor. 

Die Parteinahme des Regierungsentwurfs wurde noch ver⸗ 
ſchärft durch die von der erſten Kammer beſchloſſene und von der 
zweiten angenommene Abänderung, wonach in § 1 die Anführung 
der von den Merkantilſtreitigkeiten handelnden Verordnung vom 
18. Mai 1789 222) weggelaſſen und erklärt werden ſollte, daß in 


216) Oben S. 44 f. 217) III. Beilagenband S. 16. 

218) Entſprechend dem Firmenregiſter. 

219) Kap. II §§ 91 und 92 der WO. 

220) Verhandlungen Bd. II S. 212 f. 

221) Ebenda Bd. X S. 142. 

222) Oben S. 39; im übrigen vgl. v. Wendt, Vollſtändiges Handbuch 
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den Gebietsteilen, welche noch kein Wechſelrecht haben, nur das 
bayriſche Wechſelrecht und ſeine Gerichtsbarkeit, nicht aber das 
bayriſche Merkantilrecht und ſeine Gerichtsbarkeit eingeführt werde. 
Auch in der zweiten Kammer hatte der Abgeordnete Klar?) ſich 
ſcharf gegen die Einführung von Merkantilgerichten als unnötig 
und bedenklich ausgeſprochen, weil ein Handelsgeſetzbuch fehle und 
ohne die dort vorzunehmende Begriffsbeſtimmung der Merkantil⸗ 
ſache die Einführung eine Quelle von zahlloſen Kompetenzkonflikten 
ſein würde, wie gerade die bayriſche Wechſelordnung beweiſe; 
letztere enthalte auch nur einen Wechſelprozeß, ihr Merkantilprozeß 
beruhe bisher auf Münchener Uſancen. Dagegen bat der Ab⸗ 
geordnete v. Anns??“) ausdrücklich für Regensburg um ein Wechſel⸗ 
und Merkantilgericht und wiederholte damit einen von ihm ſchon 
1819 geſtellten Antrag, dem die Regierung auch tatſächlich ent⸗ 
ſprach, indem fie mit Verordnung vom 6. November 1825 224 2) in 
Regensburg ein Wechſel⸗ und Merkantilgericht für den Regenkreis, 
ſodann am 25. November 1825525) in Straubing und Paſſau 
gleiche Gerichte im Unterdonaukreis errichtete, ſämtlich unter dem 
Wechſelappellationsgericht in München ſtehend. Der Grund für 
die Errichtung dieſer Merkantilgerichte dürfte darin liegen, daß die 
Einwohner der drei Gerichtsſprengel bisher fdon das Wechſel⸗ und 
Merkantilrecht beſaßen, nur daß ſie dem entfernten Wechſelgericht 
erſter Inſtanz zu München unterſtellt waren. 

Im übrigen wurden Wechſelgerichte errichtet, und zwar in 
Würzburg und Aſchaffenburg mit einem Wechſelappellationsgericht 
in Würzburg 22°), in Memmingen unter dem Wechſelappellations⸗ 
gericht Augsburg? ?), ferner je ein Wechſelgericht erſter und zweiter 
Inſtanz in Ansbach???) und Bamberg). 

Die neuen Gerichte beſtanden in erſter Inſtanz aus drei Juriſten 
einſchließlich des Vorſitzenden und vier ſtimmberechtigten Aſſeſſoren 


des bayriſchen Zivilprozeſſes Bd. II S. 24 Anm. 39; Plochmann, Einleitung 
in den bayriſchen Zivilprozeß 1847 S. 34. 

223) Verhandlungen Bd. II S. 249. 

224) a. a. O. S. 258. 

3248) Moritz a. a. O. S. 151. 

225) Ebenda S. 154. 

226) Ebenda S. 18. 227) Ebenda S. 22. 

228) Ebenda S. 25. 229) Ebenda S. 28. 
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aus dem Kaufmannsſtande, in zweiter Inſtanz aus ſieben Juriſten 
und vier Aſſeſſoren; die juriſtiſchen Beiſitzer wurden den beſtehen⸗ 
den Gerichten entnommen. 

Indem ſo die Einrichtung des Münchener Wechſelgerichts auf 
der Grundlage ſeiner Wechſelordnung über ganz Bayern ausgedehnt 
wurde, mußte auch die Frage der Wechſelfähigkeit von neuem ?3°) 
aufgeworfen werden. Auch hier war es die erſte Kammer, welche 
dem Geſetzentwurf einen entſprechenden, von der Abgeordneten⸗ 
kammer dann angenommenen Zujaß ??!) beifügte. In letzterer war 
ſchon die Anſchauung vertreten worden, daß Wechſel nur für Kauf⸗ 
leute und Fabrikanten da ſeien, daß die Entſchließung vom 19. Juli 
1787 gegenüber der vom 11. Mai 1787 daher ein ſchwerer Fehler 
und Rückſchritt geweſen ſei. Dem war ſcharf der Graf v. Ar⸗ 
mansperg???) entgegengetreten mit Rückſicht auf die Gleichheit 
und den unklaren Begriff des Fabrikanten, eine mittlere Anſicht 
(Stöber 255) v. Cloſen? ?), Merkel) 255), wollte jeden für wechſel⸗ 
fähig erklären, der ſich in die dazu beſtimmte Matrikel ein⸗ 
tragen laſſe. 

Nach dem Geſetze vom 11. September 1825 236) wurde dann 
die Wechſelfähigkeit denjenigen berechtigten Handelsleuten und Fabri⸗ 
kanten gewährt, welche mit eigener Firma in die nach § 4 der 
bayriſchen Wechſelordnung bei jedem Wechſelgericht zu führende 
Wechſelmatrikel einzutragen ſind, berechtigten Gewerbsleuten und 
anderen Perſonen dann, wenn ſie die Eintragung und damit die 
Wechſelfähigkeit auf Antrag durch das Wechſelgericht erlangt haben. 
Dieſem iſt durch die Antragſteller zu beſcheinigen, daß ſie der 
Wechſelfähigkeit zur Betreibung ihrer Geſchäfte bedürfen, die er⸗ 
forderlichen Kenntniſſe beſitzen und unbeſcholtenen Rufes ſind. Der 
§ 1 der Verordnung vom 19. Juli 1787 wurde aufgehoben. 

Auch Gönner vertrat in den Motiven zum Entwurf eines 
Geſetzbuchs über das gerichtliche Verfahren??“) den Satz, das 
Wechſelrecht könne umſo ſtrenger ſein, je mehr man es auf Kauf⸗ 


280) Oben S. 37 f. 

281) Verhandlungen der zweiten Kammer Bd. X S. 141. 
252) a. a. O. S. 249. 283) a. a. O. S. 257. 

234) a. a. O. S. 261. 235) g. a. O. S. 269. 

286) Kletke a. a. O. S. 5, vgl. § 4. 

337) Bd. II 3. Abt. 1817 S. 690. 
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leute und Fabrikanten, die Handelsbuch und Handelsfirma führen, 
beſchränke und je mehr man die Gewerbsleute davon ausſchließe. 

Die Wechſelregiſter wurden in Bayern bis zum Jahre 1855 23%) 
weitergeführt. Mit Eingabe vom 30. Januar 1855 regte das 
Wechſelappellationsgericht von Unterfranken und Aſchaffenburg mit 
Rückſicht auf die deutſche Wechſelordnung auf Einvernahme der 
drei Untergerichte und der techniſchen Beiſitzer einſtimmig die Auf⸗ 
hebung an. Eine Umfrage ergab, daß die Wechſelgerichte Regens⸗ 
burg, Straubing, Paſſau und Memmingen die Fortführung ſchon 
eingeſtellt hatten, daß München aber ſie für notwendig hielt, weil 
der ſtrenge Wechſelarreſt die Eintragung zur Vorausſetzung habe?“). 
Das inzwiſchen neu errichtete Wechſel⸗ und Merkantilgericht zweiter 
Inſtanz zu Freiſing ſowie dasjenige zu Augsburg hielten die 
Wechſelmatrikel für entbehrlich, dasjenige von Eichſtädt (an Stelle 
von Ansbach getreten) aus den Münchener Gründen für wünſchens⸗ 
wert, dasjenige von Bamberg aus praktiſchen Gründen nach der 
einſtimmigen Anſicht der technifchen Beiſitzer. 

Das Staatsminiſterium der Juſtiz vertrat zunächſt auch den 
Standpunkt, daß nach Art. 2 des Einf. Geſ. zur WO. vom 25. Juli 
1850 nur jene Perſonen mit Wechſelarreſt belegt werden könnten, 
gegen welche das bisher ſchon zuläſſig war, daß alſo der Kreis 
dieſer Perſonen durch die Wechſelmatrikel, welche auch die Kenntnis 
der Firmen den Gerichten und dritten Perſonen vermittle, be⸗ 
ſtimmt werde. Mit Note vom 13. Februar 1857 wurde aber 
davon abgeſehen, die Fortführung anzuordnen, weil ohnehin eine 
Anderung der Organiſation in Frage komme und der Entwurf des 
Handelsgeſetzbuchs die Einführung von Handelsregiſtern vorſehe. 


Sechſter Abſchnitt. Die bayriſche Landesgeſetzgebung bis 1870. 
§ 16. 
I. Beſtrebungen für Aufhebung der Handelsgeridte. 


So ſehr hatte das Volksbewußtſein ſich gewöhnt, die Handels⸗ 
gerichte als Ergebniſſe der franzöſiſchen Revolution zu betrachten, 


238) Für das Folgende: Akten des Juſtizminiſteriums im Allg. Reichs⸗ 
archiv, „die Fortführung der Wechſelmatrikel“, Verz. VII Nr. 107. 
289) Vgl. Rattinger, Vom Perſonalarreſte als Exekutionsmittel in 
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daß der Sturz Napoleons und die teilweiſe Wiederherſtellung der 
alten Zuſtände auch einen fortſchreitenden Kampf gegen die Handels⸗ 
gerichte zur Folge hatten. So hob insbeſondere das alte Handels⸗ 
volk der Holländer die ihm von Frankreich aufgedrängten Handels⸗ 
gerichte allmählich?““) ganz auf und feine Juriſten verteidigten 
dieſe Maßregel, auch in Deutſchland, in eindringlichſter Weiſe; 
insbeſondere ein Aufſatz des Advokaten Dr. Aſſer in Amſterdam 
in der Kritiſchen Zeitſchrift für Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung 
des Auslands von Mittermaier und Zachariä Bd. IX, 1837, 
S. 451 ff. hob im Anſchluß an die Motive (memorie van toe- 
lichting) des die Mitwirkung des kaufmänniſchen Elements aus⸗ 
ſchließenden Geſetzes von 1835 hervor, das Inſtitut ſtamme aus 
Frankreich, ſeine Nützlichkeit für Holland ſei ſo ſehr in Zweifel 
gezogen worden, daß die Regierung zur Aufhebung genötigt worden 
ſei; der Vorſchlag der Regierung ſei von den Generalſtaaten mit 
einer Ausnahme, welche fakultative Zuziehung von zwei Handels⸗ 
leuten mit beratender Stimme gewünſcht habe, beifälligſt auf⸗ 
genommen worden ?“). 

In dieſem Zuſammenhange wird es verſtändlich, daß die mit 
dem revidierten Entwurf der Zivilprozeßordnung?“ !) den Kammern 
im Jahre 1828 im Entwurf vorgelegte Verordnung die Verfaſſung 
der Gerichte betreffend in ihrem § 37 erklärte: 

Die bisherigen Wechſel⸗ und Merkantilgerichte hören mit 
dem Eintritt der neuen Prozeßordnung auf und deren Ge⸗ 
ſchäfte gehen an die Bezirks⸗ und Appellgerichte über 

und daß lediglich ein dem niederländiſchen Geſetze von 1827 ent⸗ 


Wechſel⸗ und Handelsſachen, Zeitſchrift für Geſetzgeb. und Rechtspflege Bd. X 
S. 574 f., insbeſ. S. 589 f. 

240) Königliche Beſchlüſſe vom 5. April 1817 bis 31. Januar 1819. Das 
Geſetz vom 18. April 1827 ſah noch die Zuziehung von vier Handelsrichtern 
neben dem Kantonsrichter und die Zuſammenſetzung des Bezirksgerichts aus 
drei Juriſten und zwei Handelsrichtern für Handelsſachen vor. Das revidierte 
Geſetz über die Gerichtsorganiſation vom Jahre 1835 hob jede Beteiligung des 
kaufmänniſchen Elements bei der Rechtſprechung auf. Vgl. auch den Holländer 
J. Meyer, Esprit, origine et progrés des institutions judiciaires Bd. V 
Kap. 27 S. 488 f., und Creizenach a. a. O. S. 101 ff. 

241) a. a. O. S. 463. 

2416) Vgl. „Geſchichtliches über die Reform der Zivilrechtspflege in Bayern“ 
von Otto v. Völderndorff im Gerichtsſaal 6. Jahrg. Bd. I S. 357 ff. 
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ſprechender Abſatz 2 vorgeſehen war, die bisherigen und künftigen 
Beiſitzer aus dem Handelsſtande ſollten in beiden Inſtanzen vor 
der Faſſung des Erkenntniſſes mit ihrem techniſchen Gutachten nach 
den Beſtimmungen des Wechſelprozeſſes gehört werden. 

Noch ſchärfer ſprachen ſich die Motive?“ ?) aus. Der Wechſel⸗ 
und der Merkantilprozeß habe nur den Zweck einer beſchleunigten 
und derartigen Sachbehandlung, daß der kaufmänniſche Kredit 
eines Platzes aufrecht erhalten und die Handelsverhältniſſe geſchont 
würden. Dazu bedürfe es aber nicht eigener Gerichte, ſondern 
nur der Beiziehung der Kaufleute als Sachverſtändiger. Sache 
des Richters ſei es, in den Geiſt der Geſetzgebung einzudringen 
und die Eigentümlichkeiten dieſes Rechts und Prozeſſes zu ergründen. 
Traurig wäre es, wenn man dazu Kaufleute nötig hätte. Das 
hätte wohl für eine Zeit gepaßt, wo ſich in der Kaufmannswelt 
wechſelnde Handelsgewohnheiten gebildet hätten. In der Zeit eines 
klaren Wechſelrechts ſeien die Kaufleute nur notwendig als Sach⸗ 
verſtändige, um alle Fragen, welche die Technik berühren, ſogleich 
zu beantworten. Dabei wurde es für beſſer erachtet, ſie ein für 
allemal zu ernennen und den Sitzungen beiwohnen zu laſſen, weil ſo 

1. möglichſte Schnelligkeit gewährleiſtet ſei, während die Sach⸗ 
verſtändigen erſt geladen werden müßten, ſohin jede Zögerung durch 
Antrag und Beſchluß ausgeſchloſſen ſei, 

2. aber auch die Freiheit der Parteien nicht beſchränkt werde, 
da eine genügende Zahl von Kaufleuten vorhanden ſein müſſe. 

Daß die Stimmung auch ſonſt eine den franzöſiſchen Ein⸗ 
richtungen nicht günſtige war, ergibt ſich z. B. daraus, daß bei der 
Prüfung des revidierten Entwurfs durch die Gerichte der Präſident 
des Appellationsgerichts von Unterfranken und Aichaffenburg ?*°) 
v. Seuffert in ſeinem Berichte vom 3. April 1826 anknüpfend 
an eine von ihm 1819 in der Ständeverſammlung getane Außerung 
erklärte: 


Gott bewahre uns vor der franzöſiſchen Gerichtsordnung, 
welche den ſchlichten und einfachen Sinn der Nation beleidigt! 


242) Verhandl. der Kammer der Abgeordneten 1828, III. Beilagenband 
Beil. XV S. 9. | 

243) Val. Protokoll und Bericht in der Regiſtratur des Kgl. Landgerichts 
Aſchaffenburg. 
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Zunächſt aus einem formalen Grunde wurden die vor- 
geſchlagenen Abänderungen nicht Geſetz. Der zur Prüfung ein⸗ 
geſetzte Ausſchuß entſchied ſich dahin, daß die Beſtimmungen über 
die Einrichtung der Gerichte nach der Verfaſſung durch ein Geſetz 
getroffen werden müßten, durch die vorgeſchlagene Verordnung 
daher nicht getroffen werden könnten. Auch der Entwurf kam nicht 
zur abſchließenden Beratung, wenn auch der Landtagsabfdied ?**) 
wiederholte Vorlage zuſicherte. 


§ 17. 


II. Entgegengeſetzte Strömungen auf Ausdehnung 
der Merkantilgerichtsbarkeit. 


Wohl in Zuſammenhang mit den gerade in Frankreich wieder 
erwachten freiheitlichen Ideen ſteht die Tatſache, daß in der Folge 
von Aufhebung der Wechſel⸗ und Merkantilgerichte nichts mehr ver⸗ 
lautete, ſondern im Gegenteil immer mehr das Beſtreben hervor⸗ 
trat, die Wechſelgerichte zu Merkantilgerichten zu erweitern. . 

Schon im Jahre 1828 war der Handelsftand von Augs⸗ 
burg, der um ausdrückliche Aufrechterhaltung der §§ 1 und 2 des 
XIV. Kapitels ſeiner Wechſelordnung gegenüber Beſtimmungen der 
Lokationsordnung gebeten hatte, für den kaufmänniſchen Prozeß 
energiſch eingetreten?“ ). 

Dieſer Antrag wurde 1831 und 1834 wiederholt und, da ihm 
gegenüber, insbeſondere durch v. Ehrne Einwendungen aus dem 
Verhältnis zwiſchen Landesgeſetz und Ortsrecht erhoben wurden, 
ferner daraus, daß das Geſetz von 1825 wohl das Wechſelrecht, 
aber nicht das Merkantilrecht allgemein eingeführt habe, ſo wurde 
in der zweiten Kammer ?*°) und ſodann durch Geſamtbeſchluß ?““) 
an die Regierung die Bitte geſtellt, die 88 1 und 2 des Kapitels XIV 
der Augsburger Wechſelordnung zu einem allgemeinen Geſetze zu 
erheben und an Orten, wo Wechſelgerichte beſtehen, auch Merkantil⸗ 
gerichte zu errichten. 


244) Verhandl. der zweiten Kammer Bd. XVIII S. 20. 

245) Beil. LX der Verhandl. der zweiten Kammer. f 

246) Bd. XI der Verhandl. von 1831 Prot. LVI, dann Prot. LX S. 6. 

247) Vgl. Landtagsabſchiede von 1831 Geſetzbl. S. 89 und von 1834 
Geſetzbl. S. 22. 
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Dieſem nur gelegenheitlich geſtellten Antrag folgten andere 
mit ausgeſprochener Tendenz. 

Der Handelsverein von Schweinfurt bat im Jahre 1834 248) 
um Einführung eines allgemeinen Wechſelrechts; im April 1837249) 
folgte die Handlungsinnung Würzburg mit dem gleichen Antrag, 
der insbeſondere darauf geſtützt war, daß ſchon die Frage der 
Wechſelfähigkeit in den vier in Betracht kommenden Geſetzen ganz 
verſchieden geregelt ſei. Als ebenſo dringend aber beantragte ſie 
die Einführung von Merkantil⸗ oder Handelsgerichten in den älteren 
Kreiſen des Königreichs. Der Berichterſtatter des erſten Ausſchuſſes, 
Dr. v. Moy, erachtete letztere Bitte mindeſtens in größeren 
Städten, wo der Umfang des Handelsverkehrs das Bedürfnis zu 
erkennen gibt, für berechtigt? 50); mit dieſer Einſchränkung wurden 
beide Anträge von beiden Kammern 51) angenommen, und der 
Landtagsabſchied? 2) verſprach nähere Erwägung. Gleichzeitig 
wurden Teile des Wechſelrechts (veraltete Beſtimmungen der Nürn⸗ 
berger Wechſelordnung und die Berufungsfriſten in Wechſel⸗ 
ſachen)? ??) der Verbeſſerung unterzogen? ). Der Landtagsabſchied 
vom 25. Auguſt 1843 verſprach in § 33 den Antrag der Stände auf 
Vorlegung eines allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs, eines Mer⸗ 
kantil⸗ und Wechſelrechts in Erwägung zu ziehen. Das Geſetz vom 
4. Juni 1848 255) überwies in Art. 9 I den Bezirksgerichten die 
Entſcheidung in Zivilſachen, ſoweit nicht (Abſ. II) die den Handels⸗ 
gerichten und den Einzelrichtern zugewieſenen Streitigkeiten Aus⸗ 
nahmen bilden. Der im weiteren Vollzug dieſes Geſetzes den 
Ständen vorgelegte Entwurf eines Geſetzes über die Gerichts⸗ 
verfaſſung fab in Art. 10 25°) bei denjenigen Bezirksgerichten, welche 
als Handels⸗ und Wechſelgerichte bezeichnet werden, ſowie bei den 


248) Protokollband X S. 449. 

249) Beilagenband XII S. 150. 

250) Beilagenband XII Beil. LXXIV S. 147 f. 

251) Abgeordnetenkammer, Protokollband XXI S. 306; erſte Kammer, 
Berichte Bd. IV S. 341. 

252) Regierungsblatt 1837 S. 35. 

253) Vgl. Anm. 213. 

254) Landtagsabſchied von 1837 S. 34 Z. III und IV, ſowie Geſetz vom 
15. April 1840, Geſetzbl. S. 30. 

255) Geſetzbl. S. 137. 

256) Verhandl. der Kammer der Reichsräte I. Beilagenband S. 325. 
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Kreisgerichten die Ernennung von vier Beiſitzern aus dem Handels⸗ 
ſtande vor, hinſichtlich welcher das Recht des Vorſchlags den im 
Gerichtsſprengel angeſeſſenen Handelsleuten und Fabrikanten zu⸗ 
ſtehen ſollte. Hierzu erklärten die Motive? ): „Doktrin und Er: 
fahrung ſprechen gleichmäßig für die Zuziehung der techniſchen 
Einſicht und der unmittelbar erworbenen Geſchäftskunde zur Ent⸗ 
ſcheidung der nicht ſelten nur nach den Gewohnheiten des Verkehrs 
und nach der eigentümlichen Natur der Geſchäfte zu beurteilenden 
Handels⸗ und Wechſelſachen.“ 

Das ſei aber nur an größeren Orten, d. h. bei Kollegial⸗ 
gerichten möglich; die Berufsgenoſſen würden am beſten wiſſen, 
wer von ihnen die erforderlichen Eigenſchaften beſäße. ö 

Der Referent ?°?) Heintz beantragte im erſten und dritten 
Ausſchuſſe des Reichsrats, die Handelsgerichte erſter Inſtanz aus 
Kaufleuten unter dem Vorſitze des Bezirksgerichtspräſidenten zu⸗ 
ſammenzuſetzen; wo kein Bedürfnis hierzu beſtehe, die Bezirks⸗ 
gerichte als Handelsgerichte entſcheiden zu laſſen, für die zweite 
Inſtanz aber dem Entwurfe zuzuſtimmen. Reichsrat v. Maurer 25%) 
ſprach ſich für Beſetzung der Handelsgerichte mit einem Juriſten 
als Vorſtand und zwei Kaufleuten, Reichsrat v. Arnold auf Grund 
zwölfjähriger Erfahrung als Mitglied von Wedjelgeridten für Aus: 
wahl nur großer Städte aus; auch ſeien Juriſten noch als Bei⸗ 
ſitzer notwendig. Der Juſtizminiſter betonte die Notwendigkeit, in 
Bayern auf gemeines Recht und Partikularrecht zurückzugehen. 

In der Abgeordnetenkammer kam Freiherr v. Lerchenfeld 60 
auf die vom Reichsrat nicht angenommenen Vorſchläge des Re⸗ 
ferenten Heintz zurück, beſonders betonend, daß jeder Bezirk ſein 
Handelsgericht haben müſſe und daß nicht benachbarte Bezirke ein⸗ 
bezogen werden dürften. Der Abgeordnete Dr. Arnheim?) ſprach 
ſich gegen die ganze Einrichtung als überflüſſig aus, wurde aber 
von dem Juſtizminiſter v. Kleinſchrod bekämpft. 

Die Abgeordnetenkammer entſchied ſich für den Heintz⸗ 


257) Ebenda S. 357 f. Vgl. v. Völderndorff im Gerichtsſaal a. a. O. 
S. 385. 

258) 1849, III. Beilagenband S. 168. 

259) Ebenda S. 217. 

260) Verhandl. Bd. V S. 204 ff. 

2608) a. a. O. S. 205. 
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Lerchenfeldſchen Antrag?), ging aber wieder von ihm ab, als 
Heintz im Reichsrat ihn ſelbſt nicht aufrecht erhielt?“ ). 

So erhielt das Geſetz vom 25. Juli 1850 in ſeinem Art. 7 
die Beſtimmung, daß Handelsgerichte nach Bedürfnis einzurichten 
find und aus Mitgliedern des Bezirksgerichts, in zweiter Inſtanz 
des Kreisgerichts, und aus Beiſitzern vom Handelsſtande zu beſtehen 
haben. Letztere ſollten auf Vorſchlag der im Bezirk anſäſſigen 
Kaufleute und Fabrikanten aus einer doppelten Kandidatenliſte 
durch den König ernannt werden; der letztere Satz ſtammt aus 
dem Antrage Heintz⸗ Lerchenfeld. 

Das Geſetz garantierte insbeſondere auch der Stadt Nürnberg 
ihre bisherige Handelsgerichtsverfaſſung infolge von Petitionen ins⸗ 
beſondere auch der Marktvorgeher, die unter allen Umſtänden darum 
baten, daß die kaufmänniſchen Beiſitzer die Majorität über die 
Juriſten haben müßten. Der von dem Abgeordneten Dr. Morgen⸗ 
ſtern vertretene weitere Wunſch, die Zuſtändigkeit der Nürnberger 
Handelsgerichte auf die Vorſtädte auszudehnen, führte auf einen 
Antrag des Handelsappellationsgerichts Nürnberg hin 269) zu einer 
Geſetzvorlage, welche auf den Vorſchlag des bezüglichen Ausſchuſſes 
der Kammer der Reichsräte ?““) noch dahin ausgedehnt wurde, daß 
dieſe Zuſtändigkeit ſich auf Wechſel jeder Art, nicht nur auf ſolche 
von Kaufleuten erſtrecken ſollte. 

Freilich kam das Gerichtsverfaſſungsgeſetz und mit ihm die 
allgemeine Einführung von Handelsgerichten nicht zur Ausführung, 
der Landtagsabſchied vom 28. Mai 1852 265) ſah nur einen teil⸗ 
weiſen Vollzug vor, und ein Schreiben des Juſtizminiſteriums an 
die Kammern vom 20. November 1853 266) erklärte, daß auch 
dieſer teilweiſe Vollzug nicht möglich ſei. Auch in der Praxis 
wurden Rückſchritte gemacht, insbeſondere die Stelle eines beſon⸗ 
deren Wechſelrichters bei dem Wechſelgericht Augsburg erſter Inſtanz 
längere Zeit nicht beſetzt? s 7. 

261) a. a. O. S. 209. 

262) V. Beilagenband S. 160 (Kammer der Abgeordneten). 

262) Verhandl. der Reichsräte 1855/56 Bd. II S. 299. 

264) Ebenda S. 300. 265) Geſetzbl. S. 189. 

266) Verhandl. der Kammer der Abgeordneten 1855/56, I. Beilagenband 
S. 258, und Juſtizminiſter v. Ringelmann ebenda S. 8; dazu Vortrag von 
Edel ebenda Beil. XXX S. 485 ff. 

267) Ebenda S. 177 3. 5. 
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Dagegen brachte am 17. Oktober 1855 der Abgeordnete 
Simmerl, veranlaßt durch den Handelsrat und das Handels⸗ 
gremium von München, den Antrag auf Erlaſſung einer Wechſel⸗ 
und Handelsgerichtsordnung ein, dem er am 30. Oktober den 
Eventualantrag folgen ließ, es möchten eine Reihe von Beſtim⸗ 
mungen der Bayriſchen Wechſelordnung von 1785 verbeſſert wer⸗ 
den?“), nachdem die Novellen zur Zivilprozeßordnung von 1819 
und 1837 gerade auf die Bayriſche Wechſelgerichtsordnung ſich 
nicht erſtreckt hatten und dieſe daher noch hinter dem ordentlichen 
Prozeß zurückgeblieben war. 

Ein ausgezeichneter Bericht Barths“) ftellte die ganze Frage 
der Wechſel⸗ und Handelsgerichte im Zuſammenhang dar und gab 
insbeſondere dem Befremden Ausdruck, daß die Kreiſe Schwaben 
und Franken mit ihrem reichen Verkehrsleben der Wohltat eines 
Merkantilgerichts entbehren müßten, daß kaufmänniſche Beiſitzer 
für das Wechſelgericht vorhanden ſeien, wo ſie unter Umſtänden 
fehlen könnten, daß ſie aber in Handelsfragen, wobei insbeſondere 
an Aktien⸗ und Aſſekuranzrecht zu denken ſei, nicht entbehrt werden 
könnten. 

Bei der Verhandlung in der Abgeordnetenkammer bemängelte 
Völk ?)), daß das Avpellationsgericht mit techniſchen Beiſitzern 
für Oberbayern ſich in Freiſing befinde: in der kleinen Stadt 
fänden ſich zu wenig Leute mit großem Geſichtskreis. 

Inzwiſchen war auch die allgemeine deutſche Wechſelordnung 
in kraft getreten?? “), Simmerl und Völk wieſen auf die durch 
die Ausdehnung der Wechſelfähigkeit veranlaßte erhebliche Ver⸗ 
mehrung der Wechſelklagen hin. 

Selbſt der Juſtizminiſter v. Ringelmann mußte er⸗ 
klären, daß ihm vielſache Petitionen der Bevölkerung um neue 
Handelsgerichte zugingen. Wenn er aber in einer geſchichtlichen 
Betrachtung die Handelsgerichte mit den Meßgerichten identifizierte 
und erklärte, daß, von dem Augenblicke an, wo die Handelsgeſchäfte 
nicht mehr bloß auf den Meſſen betrieben wurden, das Intereſſe 


268) Beilagenband II S. 462. 
260) Ebenda S. 457 f. 
270) Verhandl. Bd. II S. 78. 
271) d. a. O. S. 79. 
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an Handelsgerichten ſich verloren hätte, daß davon nur Frankreich 
eine Ausnahme mache, deſſen Beiſpiel in Deutſchland lediglich nach⸗ 
geahmt werde, ſo vergaß er ganz die Entwickelung der Handels⸗ 
gerichte ſeines engeren Vaterlandes. Auch die weitere Ausführung, 
daß Handelsgerichte nur da und dann möglich ſeien, wenn ein 
klares und für jeden faßliches Geſetz bezüglich des materiellen Rechts 
vorhanden ſei, verkennt die Bedeutung der Handelsgerichte für die 
Erkenntnis des Gewohnheitsrechts. 

Intereſſant iſt endlich noch, daß man bei der Beratung des 
Antrags Simmerl in der Reichsratskammer ?“) den Ausdruck 
„Merkantilſachen“ auf Antrag des Reichsrats Dr. v. Bayer 
durchaus in „Handelsſachen“ umwandelte. 

Durch Verordnung vom 12. Auguſt 1857 (Reg. Bl. S. 1033) 
wurde mit Wirkung vom 1. Oktober ab das Wechſel⸗ und Mer⸗ 
kantilgericht zweiter Inſtanz zu Freiſing, wie Völk gewünſcht hatte, 
aufgehoben, Handelsgerichte bei den Bezirksgerichten München rechts 
und links der Iſar, Deggendorf, Landshut, Paſſau, Straubing, 
Amberg, Regensburg und Weiden mit dem Handelsappellations⸗ 
gericht bei dem Bezirksgericht München links der Iſar an Stelle 
der bisherigen Wechſel⸗ und Merkantilgerichte erſter und zweiter 
Inſtanz errichtet, wobei einzelne der Handelsgerichte die Sprengel 
benachbarter Gerichte mit umfaßten, in Nürnberg wurden wie bisher 
bei dem Stadtgericht, ſo jetzt bei dem Bezirksgericht die Handels⸗ 
gerichte beider Inſtanzen gebildet, in Bamberg, Kronach, Hof, Ans⸗ 
bach, Aſchaffenburg, Schweinfurt, Würzburg, Donauwörth, Kempten 
und Memmingen wurden bei den Bezirksgerichten, auch zum Teil 
den Sprengel anderer Gerichte umfaſſend, Wechſelgerichte errichtet, 
während es bezüglich der Gerichte in Augsburg und der Wechſel⸗ 
appellationsgerichte Bamberg, Eichſtädt und Aſchaffenburg beim 
alten blieb. 

818. 
III. Die allgemeine Einführung der Handelsgerichte 
im diesſeitigen Bayern. 

Die Motive des Geſetzes vom 25. Juli 1850 hatten ſchon 
erklärt? 7s), daß die Beſtimmungen über die Einrichtung der Handels⸗ 

272) Verhandl. Bd. II S. 239. 


273) Verhandl. der Abgeordnetenkammer V. Beilagenband S. 214, vgl. 
auch Art. 74 des GBG. von 1861. 
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gerichte in dem zu erwartenden Einführungsgeſetz zum Allgemeinen 


deutſchen Handelsgeſetzbuch ihre Stelle zu finden hätten. 

Inm Entwurf zum Handelsgeſetzbuch ſelbſt 274) hatte urſprüng⸗ 
lich das letzte Buch die Gerichtsbarkeit in Handelsſachen behandelt, 
war aber nicht mehr beraten und von Preußen wegen Ausſichts⸗ 
loſigkeit zurückgezogen worden. Auch die Beratung eines neuen 
abgekürzten Entwurfs, der ſich auf gewiſſe leitende Grundſätze be⸗ 
ſchränkte, wurde mit zwölf gegen zwei Stimmen abgelehnt, weil 
die Prozeßgeſetze zu verſchieden ſeien und eine Einigung nicht zu 
erzielen ſei. 

War ſo die Entſcheidung nunmehr den einzelnen deutſchen 
Staaten zugewieſen, ſo kamen, was Bayern anlangt, die Schwierig⸗ 
keiten der verſchiedenen Prozeßſyſteme auch hier in Frage: neben 
dem Hauptgebiete der bayriſchen Wechſelordnung beſtand dasjenige 
des Nürnberger Rechts, der Augsburger Wechſelordnung und das 
Recht der ehemals preußiſchen Gebietsteile; von dieſen Rechten ſah 
z. B. nur das preußiſche 275) eine dritte Inſtanz in Wechſelſachen 
vor. Außerdem hatte die Pfalz ihr eigenes, auf dem Code de 
commerce beruhendes Recht. 

Die bayriſche Geſetzgebung verſuchte nun zunächſt im Ein⸗ 
führungsgeſetz zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch eine 
proviſoriſche Regelung, indem ſie bis zur Erlaſſung der im Ent⸗ 
wurf bereits feſtgeſtellten neuen Prozeßordnung die beſtehenden 
Geſetze im allgemeinen unverändert beließ?“ ') und nur ganz wenige 
ergänzende Rechtsſätze allgemein aufſtellte, ſo insbeſondere über die 
Beweiskraft von Handelsbüchern? ), über die Vollſtreckung handels⸗ 
gerichtlicher Erkenntniſſe in unbewegliche Sachen?) und über die 
Stellung deutſcher Ausländer?“ ). 

Die wichtigſte Frage, welche geregelt werden mußte, war die 
der Handelsgericht. 


. 2 Goldſchmidt, Abſchluß und Einführung des Allg. D. HGB. in 

ſeiner Zeitſchrift Bd. V S. 206 f. 

275) v. Stürzer, Theoretiſch⸗praktiſche Bemerkungen zum age 
bayriſchen Zivilgerichtsverfahren 1838 S. 172. 
1 755 276) Art. 70 f. Einf. Geſ.; dazu Motive und Vortrag des Abgeordneten 
Dr. Lauf, Verhandl. der Geſetzgebungsausſchüſſe ꝛc. 1861 Bd. I S. 77 und 
Bd. II S. 98, ſowie Goldſchmidt in ſeiner Zeitſchrift Bd. VI S. 399. 

277) Art. 73. 278) Art. 75. 279) Art. 76. 
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Gerade um jene Zeit hatte Regelsberger in der Zeitſchrift 
des Anwaltsvereins für Bayern? 80) zu der Frage Stellung ge 
nommen. 

In einem viel beachteten Buche von J. G. Leue: Ideen zu 
einer Gerichts⸗ und Prozeßordnung für Deutſchland, Leipzig 1861, 
deſſen XVIII. Abſchnitt? 1) „von Handelsgerichten“ handelte, waren 
dieſe ſchlecht weggekommen. Die Meßgerichte in Frankreich wären 
eine Notwendigkeit geweſen, um den erforderlichen ſchnellen Rechts⸗ 
ſchutz zu ſchaffen, die kaufmänniſchen Richter ebenfalls, weil die 
Juriſten nichts vom Handelsrecht gewußt hätten. Beide Urſachen 
ſeien längſt weggefallen. Wenn man heute ſage, es ſei Verſtändnis 
der Handelsgeſchäfte, Kenntnis der Waren, Gewohnheiten, Gebräuche 
und Ausdrücke der Kaufleute in Handelsſachen erforderlich, dann 
ſei zu entgegnen, daß die wenigſten Streitfragen techniſche Kennt⸗ 
niſſe erfordern und daß keineswegs jeder Kaufmann auch die Technik 
in jedem Geſchäft kennt. Die Schnelligkeit ſei nichts dem Handels⸗ 
gericht Eigenes, ſondern Sache des Prozeſſes. Die Kaufleute hätten 
weder die Fähigkeit noch die Unparteilichkeit zum Richteramt, erſteres 
nicht, weil die Kenntnis des Zivilrechts, insbeſondere des römiſchen 
Obligationenrechts und des Prozeſſes unentbehrlich ſei und die Kauf⸗ 
leute nur von ihrem juriſtiſchen Sekretär in Frankreich abhängig 
ſeien, während der Juriſt ſo leicht in der Praxis das Techniſche 
des Handels lerne; die Unbefangenheit aber fehle, weil die Ge⸗ 
ſchäfte des Schuldners auch die des Richters ſeien, es ſpreche immer 
das eigene Intereſſe mit. Ganz inkonſequent ſei, daß die erſte, 
proviſoriſche, Entſcheidung von Kaufleuten, die zweite, definitive, 
von Juriſten gegeben werde. Das Syſtem der Einzelrichter, welches 
an ſich das beſte ſei, ſchließe die Handelsrichter von ſelbſt aus, der 
Wechſel ſei ſeit der Allgemeinen deutſchen Wechſelordnung auch kein 
Handelsgeſchäft mehr; was bleibe da noch für Handelsgerichte übrig? 

Dabei erkannte Leue auch Gutes an?). „Was die aus 
Kaufleuten beſtehenden Handelsgerichte wirklich Nützliches haben, 
das iſt ihre Entſcheidung über das Tatſächliche, das ſie immer 
richtig beurteilen; dann über die Zweifel, die übrig bleiben, wenn 
die Beweisaufnahme keine vollſtändige Aufklärung ergeben hat. 

280) 1861 Bd. I S. 226. 


281) S. 114—122. 
282) S. 121. 
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Sie beſtimmen ſich dann durch ein gewiſſes Gefühl der Billigkeit, 
welches ſie in der Regel ganz richtig leitet, wie bei einem Schadens⸗ 
erſatz, wo ſie mehr als Sachverſtändige wie als Richter urteilen. 
Leider aber führt ſie das Gefühl der Billigkeit in anderen Fällen 
wieder zu weit, nämlich über das poſitive Geſetz hinaus. Sie ver⸗ 
fahren mit aller Energie gegen böſe Schuldner und die von den⸗ 
ſelben vorgebrachten Ränke und Ausflüchte. Jeder rechtliche Kauf⸗ 
mann hat einen Abfcheu gegen alles, was Treu und Glauben verletzt, 
und keine Einrede findet vor ihnen Gnade, die nur dahin abzielt, 
ſich ſeinen Verbindlichkeiten zu entziehen und den Gläubiger zu 
hintergehen. Als geübte Geſchäftsleute durchſchauen ſie ſogleich 
die Abſicht, und wenn fie in letzter Inſtanz erkennen .. ., ſo ſetzen 
ſie ſich über alle prozeſſualiſche Formen und nötigenfalls auch über 
das poſitive Geſetz hinaus und erkennen auf das, was ihnen 
materiell Rechtens zu ſein ſcheint.“ Dabei werde oft das materielle 
Recht ſo gut verletzt wie das formelle. 

Dagegen betonte nun Regels berger die Zweckmäßigkeit von 
Handelsgerichten. An größeren Handelsplätzen ſei das Bedürfnis 
nach ihnen gar nicht zu verkennen und gerade die oben wörtlich 
wiedergegebenen Ausführungen Leues ſeien geeignet, das nachzu⸗ 
weiſen. Freilich die bayriſche Einrichtung führe leicht zu einer 
gewiſſen Beherrſchung durch die Juriſten, die techniſchen Beiſitzer 
würden häufig zu Figuren herabgedrückt. Ganz anders, wenn ihnen 
ſelbſtändige Verrichtungen übertragen würden. Gerade hier ſei die 
Ziviljury vorteilhaft und habe in England, das Leue neben Holland 
für ſich anführte, eigene Handelsgerichte entbehrlich gemacht. 

Gegen Leue wendete ſich ſofort auch der Bericht des Ab⸗ 
geordneten Dr. Lauf :s“) zum Entwurf eines Einf. Geſ. Der Wunſch 
des Handelsſtands ſei ein allgemeiner, ſei vom Allg. D. HGB. 
ſchon anerkannt und ſei auch berechtigt. Das Handelsrecht werde 
im Wege des Gewohnheitsrechts fortgebildet, die Wirkſamkeit der 
Handelsgebräuche ſei im Geſetzbuch ebenfalls anerkannt. Immer 
würden ſich Fragen finden, die ein Rechtsgelehrter ohne verant⸗ 
wortliche Mitwirkung von Kaufleuten nicht entſcheiden könne. Die 
Erholung von Gutachten ſei zeitraubender und erfülle den Zweck 


288) a. a. O. Bd. II S. 87; vgl. hierzu auch Bezold in Buſchs Archiv 
Bd. XXXIV (1876) S. 154. 
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nicht ſo gut. „Die perſönliche Gegenwart befähigt die Handels⸗ 
leute viel mehr, den ſtreitigen merkantiliſchen Punkt mit ſeinen 
oft verdeckten und feinen Nebenbeziehungen und Schattierungen in 

das Auge zu faſſen, als dieſes bei der ſchriftlichen Abforderung 
eines Gutachtens möglich iſt. Die Aufgabe der Aufhellung der 
merkantiliſchen Punkte wird ganz anders gelöſt werden können von 
einem Fachmanne, der die ganze Verhandlung vom Anfange leb⸗ 
haft und aufmerkſam begleitet und an der Diskuſſion teilnimmt, 
als wenn ein Referent ohne die gehörige Sach⸗ und Fachkenntnis 
an den Sachverſtändigen Fragen ſtellt, die dieſer vielleicht ſofort 
als durchaus weder zutreffend noch erheblich erkennt, ſo daß er 
vorher dem Richter eine Belehrung erteilen muß, ehe der letztere 
ihm die Fragen ſtellen kann.“ So würden die Handelsgerichte ſowohl 
der Beſchleunigung der Prozeſſe als der dem materiellen Rechte 
mehr entſprechenden Entſcheidung derſelben dienen; dazu gewinne 
für den Bürger das Intereſſe am öffentlichen Leben, wenn er zur 
Entſcheidung herangezogen werde. Gegen dieſe Ausführungen wurde 
von keiner Seite etwas erinnert. 

Beſtrittener war die Frage der Zuſammenſetzung. Die Be⸗ 
gründung des Geſetzes? “) hatte lediglich auf die Beſtimmungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 25. Juli 1850 verwieſen. Der 
Referent ?35) forderte Zuſammenwirken der juriſtiſchen und mer: 
kantilen Intelligenzen, weil der Handelsmann auch ſonſt in ſolchen 
materiell⸗ rechtlichen und prozeſſualen Fragen ſich mit Juriſten 
berate und weil ſo jeder der Intelligenzen das Übergewicht auf der 
Seite geſichert ſei, auf welcher ihre Stärke beruhe. | 

Der Minifter Freiherr v. Mulzer??°) ging von dem bereits 
an anderer Stelle zuriidgewiefenen?®"), damals wegen des Einfluſſes 
der franzöſiſchen Einrichtung ſehr häufigen Irrtum aus, daß er 
als Handelsgerichte nur ſolche Gerichte anſah, „welche ganz oder 
wenigſtens teilweiſe mit Perſonen aus dem Handelsſtande als 
Richtern mit entſcheidender Stimme beſetzt find”. 

Die franzöſiſche Einrichtung reiner Kaufmannsgerichte, eventuell 
unter dem Vorſitze eines Juriſten, wünſchte der Abgeordnete 


284) g. a. O. Bd. I S. 69. 
285) a. a. O. Bd. II S. 89. 
286) Ebenda S. 214; fo auch Motive Bd. I S. 69. 
287) Entſtehung S. 1. 
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Dr. Arnheim ?s )), der ſchon in der vorausgegangenen Budget: 
beratung? ?) ſich in dieſem Sinne geäußert und das bayriſche 
Syſtem als das ſchlechteſte bezeichnet hatte; auch die Abgeordneten 
Freiherr v. Lerchenfeld und Brater hatten bei jener Gelegen⸗ 
heit das Übergewicht des kaufmänniſchen Elements im Handels⸗ 
gericht als wünſchenswert bezw. als Wunſch des Kaufmannsſtandes 
bezeichnet. 

Es verblieb aber bei dem bayriſchen Syſtem. Der Art. 57 
des Einf. Geſ. zum HGB. beſetzt die Handelsgerichte mit mindeſtens 
drei rechtsgelehrten Richtern und zwei Beiſitzern aus dem Kauf⸗ 
mannsſtande, die Senate ſind aus drei Richtern und zwei Kauf⸗ 
leuten zu bilden, den Vorſitz hat der Vorſtand oder bei deſſen 
Verhinderung der älteſte rechtskundige Richter zu führen; die 
früheren Suppleanten erſcheinen wieder als „Ergänzungsrichter“ 
für Fälle der Verhinderung der ordentlichen Gerichtsmitglieder. 
Die kaufmänniſchen Mitglieder haben regelmäßig nur das Recht 
der Abſtimmung und können alſo nicht Kommiſſäre oder Urteils⸗ 
verfaſſer fein 29°). Dieſelben Grundſätze wurden für die „nach Be: 
dürfnis“ zu beſtellenden Handelsappellationsgerichte, welche in zweiter 
und letzter Inſtanz entſcheiden ſollten, aufgeſtellt?? !), nur daß das 
Verhältnis der Juriſten zu den Kaufleuten hier 4: 3 war. 

Die rechtsgelehrten Richter konnten Mitglieder des betreffenden 
Bezirksgerichts oder Appellationsgerichts fein ?“, die Beiſitzer aus 
dem Handelsſtande waren vom König auf die Zeit der Dienſttaug⸗ 
lichkeit zu ernennen, wobei der Fabrik⸗ und Handelsrat des Gerichts⸗ 
ſitzes für jede Stelle zwei Kandidaten vorzuſchlagen hatte. Der 
Gedanke, die Handelsgerichte mit der adminiſtrativen Vertretung 
des Handelsſtands in Zuſammenhang zu bringen, war ein ſehr 
glücklicher und fruchtbarer, er ging von dem Berichterſtatter 
Dr. Lauf???) aus, der ſich gegen die von der Regierung vor⸗ 
geſchlagene Wahl durch alle Kaufleute des Bezirks wendete. 
Dr. Barth ??*) wollte das Wahlrecht ſämtlichen Fabrik: und Han⸗ 


288) Verhandl. a. a. O. Bd. II S. 217. 

289) Verhandl. der Kammer der Abgeordneten 1859 —1861 Bd. III 
S. 222 f. 

290) Lutz a. a. O. S. 63. 

291) Art. 58. 292) Art. 59. 

798) a. a. O. Bd. II S. 93. 294) a. a. O. Bd. II S. 126. 
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delsräten des Gerichtsſprengels einräumen, es wurde aber ent⸗ 
gegengehalten, daß zu ernennen nur ſolche Kaufleute ſeien, die am 
Sitze des Handelsgerichts wohnen, und daß daher die Mitbürger 
am beſten die Tauglichkeit zu beurteilen vermöchten. 

Der von dem Referenten Lauk ??) ausgeſprochene Wunſch, 
nur ein einziges Handelsappellationsgericht, für das diesrheiniſche 
Gebiet wenigſtens, zu errichten, damit ſo die Rechtseinheit gewahrt 
wäre und wenigſtens für die zweite Inſtanz Richter gewonnen 
würden, die nur dem Handelsgerichte anzugehören hätten und ins⸗ 
beſondere nicht etwa dem Gerichte, deſſen handelsgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung angefochten wurde, iſt durch die Schaffung des Handels⸗ 
appellationsgerichts Nürnberg berückſichtigt worden. Seine vom 
1. Juli 1862 bis 1. Oktober 1871 ſich erſtreckende Judikatur iſt 
in der Zeitſchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege des Königreichs 
Bayern und in der Sammlung wichtiger Entſcheidungen des bay⸗ 
riſchen Handelsappellationsgerichts, 3 Bände, 1868 — 1870, ver⸗ 
einigt, vgl. auch v. Völderndorff Sammlung handelsgerichtlicher 
Entſcheidungen ſeit Einführung des Allg. D. HGB. in Bayern, 
2 Bände, 1865 - 1867, ferner die Blätter für Rechtsanwendung und 
die Zeitſchrift für Gerichtspraxis und Rechtswiſſenſchaft in Bayern. 

Auf die allgemeinen Sammlungen von Rechtsſprüchen ?““) 
(von Kletke, Seuffert u. a.) ſei hier ein für allemal hin⸗ 
gewieſen. 

Beſondere Schwierigkeiten bereitete wieder die Frage der Zu⸗ 
ſtändigkeitsbeſtimmung für die Handelsgerichte. 

1. In örtlicher Beziehung erklärte der Entwurf mit Billigung 
des Referenten der Abgeordnetenkammer 297) für jeden Ort ein 
Handelsgericht als zuſtändig und beließ 2. ſachlich die Handels⸗ 
ſachen ſtets bei dem Handelsgerichte. Dadurch mußte einerſeits 
der Begriff der Handelsſachen, entgegen dem Handelsgeſetzbuch, 
ſcharf beſtimmt werden, anderſeits mußten große Handelsgerichts⸗ 
ſprengel gebildet werden, da man an den kleinen Gerichten ge⸗ 
eignete techniſche Richter nicht glaubte finden zu können, es mußten 
die kleinen Sachen an Orten ohne Handelsgerichte dieſen entzogen 


295) g. a. O. Bd. II S. 91. 

296) Goldſchmidt, Handbuch Bd. 1 § 23 a Ziff. VI und VIII. 

297) a. a. O. S. 91; vgl. auch Lutz, Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetz⸗ 
buch a. a. O. S. 160. 
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und den Stadt: oder Landgerichten zugewieſen werden 29%). Der 
Abgeordnete Weis, welcher auch die Wichtigkeit ſicherer Kompetenz⸗ 
beftimmungen ?“) betonte, wies in der Kammer der Abgeordneten 
den richtigen Weg 5°°), insbeſondere auch ſoweit Klagen gegen Nicht: 
kaufleute in Frage kommen. 

Hiernach erſtreckte ſich die Zuſtändigkeit der Handelsgerichte auf 
alle Handelsſachen ), alle Wechſelſachen und Klagen aus kauf⸗ 
männiſchen Anweiſungen, indem die beſtehenden Wechſelgerichte mit 
den Handelsgerichten vereinigt wurden“). 

In Art. 63 wurden dann elf Gruppen von Gegenſtänden aus⸗ 
drücklich für Handelsſachen erklärt?). Wenn nun in einer ob⸗ 
jektiv unter den Art. 63 fallenden Sache der Beklagte ein Nicht⸗ 
kaufmann wäre, ſollte das dann an der Zuſtändigkeit nichts ändern, 
wenn das Geſchäft auf ſeiner Seite ein Handelsgeſchäft war oder 
wenn er als Widerbeklagter belangt wurde °°). 

Für die Pfalz verblieb es bei den bisherigen Gerichten und 
ihrem Verfahren, der Begriff der Handelsſache wurde aber auch 
für fie durch Art. 63 beſtimmt 305), abgeſehen von einigen weiteren 
in Art. 79— 81 getroffenen Beſtimmungen. 

Durch die Königl. Verordnung vom 19. April 1862 306) wurden 
mit Wirkung vom 1. Juli als Handelsgerichte beſtellt für: 

Oberbayern: München rechts und links der Iſar; 
Niederbayern: Landshut und Paſſau; 
Oberpfalz: Amberg und Regensburg; 
Oberfranken: Bamberg, Bayreuth und Hof; 
Mittelfranken: Ansbach, Nürnberg und Fürth; 
Unterfranken: Aſchaffenburg, Schweinfurt und Würzburg; 
Schwaben: Augsburg, Kempten und Memmingen; 

je zum Teil wieder auch für benachbarte Gerichtsſprengel. 


298) Art. 64 Abſ. 2. 

259) a. a. O. Bd. II S. 133. 

30%) a. a. O. Bd. II S. 209 — 214. 

301) Art. 62. 302) Art. 67. 

$08) Vgl. a. a. O. Bd. II S. 129 f. 

$04) Art. 64 Abſ. 1. 305) Art. 78. 

306) Regierungsblatt S. 569; ſchon die Verordnung vom 12. Auguſt 1857 
hatte die Wechſel⸗ und Merkantilgerichte in Handelsgerichte umgewandelt. 
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8 19. 


IV. Die definitive Beibehaltung der Handelsgerichte 
durch die Prozeßordnung von 1869. 


Noch fehlte den Handelsgerichten die einheitliche Prozeßordnung, 
bis zu deren Erlaſſung ſelbſt der Referent der Abgeordnetenkammer 
die Einrichtung der Handelsgerichte als proviſoriſch betrachtet wiſſen 
wollte 07). Je allgemeiner aber die Handelsgerichtsbarkeit ge: 
worden war, deſto drückender machten ſich die veralteten Prozeß⸗ 
ordnungen, deren Geltungsbereich vielfach ſtreitig war, fühlbar. 

Schon in Band I der Zeitſchrift für Gerichtspraxis und Rechts⸗ 
wiſſenſchaft in Bayern S. 204 begann eine Unterſuchung, welchen 
Prozeß in Handelsſachen und welchen in Wechſelſachen die neuen 
Handelsgerichte anzuwenden hätten. Daß Oberbayern, Niederbayern 


und Oberpfalz ſowohl in Handels⸗ als Wechſelſachen die bayriſche 
Wechſel⸗ und Merkantilgerichtsordnung mit Novellen anzuwenden 


hätten, war klar, aber ſchon beſtritten war, was für jene Teile 


gelte, die früher zu dieſen Kreiſen gehört hatten °°*), jetzt aber 


nicht mehr dazu gehörten, und umgekehrt. Die übrigen Kreiſe 
hatten den bayriſchen Judiziarkodex mit Novellen in Handelsſachen 
anzuwenden, wobei aber Nürnberg auszunehmen war, das weitere 


Schwierigkeiten bot, weil nur für Stadt, Vorſtädte und Burgfrieden 


die Handelsgerichtsordnung von 1804 Geltung hatte 305). 
In Wechſelſachen ergaben ſich wieder erhebliche Zweifel für 


jene Gerichte, welche ſubſidiär das preußiſche Landrecht anzuwenden 


hatten 10), da fie, wenn man ſich für Anwendung des preußiſchen 
Rechts entſchied, die Allgemeine Gerichtsordnung als Prozeß zu 
gebrauchen hatten (ſo Hof, Bayreuth, Ansbach, Fürth); Nürnberg 
und Augsburg folgten für ihre Gebiete ihrer Wechſelordnung. 
Nach dem angeführten Aufſatze kam ein ſolcher in der Zeit⸗ 
ſchrift des Anwaltsvereins für Bayern Bd. II S. 145—160 „Über 


307) a. a. O. Bd. II S. 221; ſiehe auch Goldſchmidt a. a. O. S. 399 ff. 

n 808) Zeitſchr. für Gerichtspraxis Bd. I a. a. O. S. 206; Zeitſchr. des 

Anwaltsvereins für Bayern Bd. II S. 224; Blätter für Rechtsanw. Bd. XXVIII 

(1863) S. 113 ff.; v. Völderndorff, Sammlung Bd. I S. 306; Zeitſchr. für 
Geſetzgeb. und Rechtspflege Bd. X S. 507 und 901. 

209) Zeitſchr. des Anwaltsvereins für Bayern Bd. II S. 156 und 222. 
310) Zeitſchr. für Gerichtspraxis Bd. I a. a. O. 
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die Geſtaltung des Wechſel⸗ und Merkantilprozeſſes in Bayern 
diesſeits des Rheins nach dem Geſetze vom 10. November 1861”, 
darauf wurde in der erſtgenannten Zeitſchrift S. 249 geantwortet, 
es folgte der Aufſatz in Bd. II S. 222 der Zeitſchrift des Anwalts⸗ 
vereins und dann drei ſolche in Bd. XXVIII der Blätter für Rechts: 
anwendung S. 17, 33 und 113. 

So zeigt ſchon das Bild der Literatur, wie ſehr die bayriſche 
Juriſtenwelt damals durch die prozeſſualen Fragen in Handels⸗ 
ſachen bewegt war. Eine Miniſterialinſtruktion vom 15. Februar 
1862311) ſollte die Überleitung erleichtern: 

Nun kam der Entwurf einer Prozeßordnung. Er hielt im 
ganzen an der durch das Einf. Geſ. zum HGB. in Handelsſachen 
getroffenen Einrichtung feſt, die vom Juſtizminiſter bei der Beratung 
des erſteren Geſetzes gelegentlich 31?) ausgeſprochene Befürchtung, 
die Handelsgerichte würden eine ſo große Beläſtigung des Kauf⸗ 
mannsſtandes enthalten, daß ſie bald nicht mehr als wünſchens⸗ 
wert erſcheinen würden, war nicht in Erfüllung gegangen. 

In den Motiven ?!?) wurde als nächſtes Ziel ausgeſprochen, 
in der Frage der Handelsgerichte die Einheit für Bayern herzu⸗ 
ſtellen, nachdem Handelsgeſetzbuch und Zivilprozeßordnung ganz 
Bayern umfaßten. Deshalb fei es notwendig, die Handelsgericht 
für Bayern einheitlich zu organiſieren. Nun entſpreche die fran⸗ 
zöſiſche Einrichtung eines reinen Kaufmannsgerichts mit dem Über: 
gewicht des juriſtiſchen Sekretärs weder unſeren Verkehrs⸗ noch 
unſeren Rechtsverhältniſſen. Noch weniger fei es angängig, in erſter 
Inſtanz Kaufleute, in zweiter Juriſten entſcheiden zu laſſen, das 
gemiſchte Gericht verbürge am eheſten einen Ausgleich der Gegen⸗ 
ſätze, die bisherige Einrichtung in der Pfalz widerſtreite dem Grund⸗ 
ſatz, den Staatsbürger tunlichſt zur Rechtſprechung heranzuziehen 
und verlangſame auch die Entſcheidung. 

Tatſächlich war das Zutrauen zu den kaufmänniſchen Richtern 
ſo groß, daß die Anträge, dort, wo ſich gemiſchte Handelsgerichte 
nicht errichten ließen, die Bezirksgerichte als Handelsgerichte ent⸗ 


311) Zeitſchr. für Geſetzgeb. ai Red tapflee 1863 S. 1 ff. 
$12) d. a. O. Bd. II S. 135. | 
$38) Verhandl. der Kammer der Abgeordneten 1863 II. Beilagenband 
Abt. 1 S. 207. 
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ſcheiden zu laſſen, abgelehnt wurden, weil man ſo einen Teil der 
Bevölkerung um die Vorteile der techniſchen Beiſitzer brächte !“). 

Beſonders bemerkenswert iſt aus der Beratung des Geſetzes 
eine Rede des Abgeordneten Volk 19). Er betonte, daß das 
Volk ſeinen Richter ganz nahe haben will, daß mit der Zeit auch 
noch eine weitere Abzweigung nach unten kommen müſſe, den 
württembergiſchen Gemeindegerichten entſprechend, daß wie dort 
auch die Zivilrechtſprechung immer mehr unter das Volk verlegt 
werden müſſe; Schöffengerichte, Geſchworenengerichte und Handels⸗ 
gerichte ſeien der Anfang der Entwickelung. 

Was ſpeziell die Handelsgerichte anlangt, ſo ſtellte er den 
ganz richtigen Satz auf, je mehr bei ihnen die Kompetenzſtreitig⸗ 
keiten vermieden würden, die bis jetzt eine greuliche Verwirrung 
angerichtet hätten, umſo beſſer ſei es. Deshalb ſei ihre Kom⸗ 
petenz möglichſt gleich mit derjenigen der Zivilgerichte zu geſtalten. 
Wenn dann einmal die Handelsgerichte, bei denen der Anwalts⸗ 
zwang verlaſſen werden ſollte, gezeigt hätten, daß letzterer nicht 
notwendig ſei, dann würde er auch bei den Zivilgerichten fallen, 
es werde immer mehr ein volkstümlicher Zuſtand der Rechtspflege 
eintreten, je mehr der Juriſtenſtand als ſolcher verſchwinden und 
der einzelne Juriſt ſich darauf beſchränken würde, ſeine Mitbürger 
gut zu beraten. 

So kamen die Prozeßordnung für bürgerliche Rechtsſtreitig⸗ 
keiten und ihr Einführungsgeſetz mit dem Landtagsabſchied vom 
29. April 1869 zu ſtande und zur Veröffentlichung. 

Die Prozeßordnung enthielt für die Handelsgerichte (und 
Einzelgerichte) ein eigenes Verfahren, das ſich „durch die eigentüm⸗ 
liche Raſchheit ſeines Verlaufs, die Einfachheit ſeiner Formen und 
die volle Freiheit der Parteivertretung“ 16) auszeichnete 317. 

In der Frage der Zuſtändigkeit wurde nur inſofern von der 
bisherigen Regelung abgegangen, als die in Art. 63 Ziff. 1, 4, 6, 
8, 9 und 10 des Einf. Geſ. zum HGB. erwähnten Sachen dann 


314) Verhandl. des Geſetzgeb. Ausſch. der Kammer der Reichsräte 1868/69 
Beilagenband II S. 11. 

$15) Verhandl. der Kammer der Abgeordneten 1868/69 Bd. V S. 467 f. 

316) Schmitt, Der bayriſche Zivilprozeß 1870 Bd. II S. 400. 

317) Vgl. Marquard A. Barth, Kommentar zur neuen Zivilprozeß⸗ 
ordnung 1869 Bd. 1 § 56 S. 96. 
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nicht vor die Handelsgerichte gehören ſollten, wenn der Streitwert 
in der Hauptſache 150 fl. nicht übertreffe und alle Klagen aus 
Handelsgeſchäften gegen Nichtkaufleute von der Zuſtändigkeit der 
Handelsgerichte dann ausgenommen waren, wenn das Geſchäft 
auf ſeiten des Beklagten kein Handelsgeſchäft war 1). 

Schon nach dem Handelsgeſetzbuch und dem Einführungs⸗ 
geſetz dazu waren die Handelsregiſter 31?) bei den Handelsgerichten 
zu führen. 

Neu eingeführt wurde durch das Einführungsgeſetz zur Prozeß⸗ 
ordnung: 

1. Die Ausdehnung der im diesſeitigen Bayern eingeführten 
Handelsgerichte auf die Pfalz, 

2. die Vermehrung der Handelsappellationsgerichte ??), 

3. die Entziehung der Gerichtsferien für Handels⸗ und Han⸗ 
delsappellationsgerichte, 

4. die Beſtimmung des Art. 127 Einf. Geſ. zur PO., durch 
welche die Auswahl der kaufmänniſchen Beiſitzer der Handels⸗ und 
Handelsappellationsgerichte erleichtert wurde, da auch am Sitze des 
Gerichts oder in einer eine Störung ausſchließenden Nähe wohn⸗ 
hafte Prokuriſten, Handlungsbevollmächtigte und kaufmänniſch ge⸗ 
bildete Beamte von Handelsgeſellſchaften, ferner am Gerichts⸗ 
ſitze wohnhafte ehemalige Kaufleute, welche ſich von den Geſchäften 
zurückgezogen haben, für wählbar erklärt wurden. 

Der Kaſſationshof endlich ſollte auch gegen die Urteile der 
Handelsappellationsgerichte angerufen werden können, ſoweit ſie 
eine Geſetzesverletzung enthalten?). 

Die alten Prozeßgeſetze und insbeſondere auch „die in den 
verſchiedenen Gebietsteilen bezüglich des Verfahrens in Handels⸗ 
und Wechſelſachen beſtehenden beſonderen Beſtimmungen“ wurden 
aufgehoben. 

Mit Verordnung vom 27. Mai 187032?) wurde das ſchwä⸗ 
biſche Appellationsgericht von Neuburg nach Augsburg verlegt; 
in der Pfalz wurden durch die Verordnung vom 12. Juni 1870 32°) 


318) Art. 7. 319) Art. 8 und Inſtruktion vom 30. April 1862. 

20) Schmitt a. a. O. Bd. J S. 40. 

$21) Schmitt a. a. O. Bd. J S. 234; Barth a. a. O. Bd. I S. 204. 
322) Regierungsblatt S. 809. 

328) Ebenda S. 865; eine anfängliche Abneigung der Pfälzer Kaufmann⸗ 
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die Handelsgerichte bei den Bezirksgerichten Frankenthal, Kaiſers⸗ 
lautern, Landau und Zweibrücken, ferner das Handelsappellations⸗ 
gericht in Zweibrücken eingerichtet. Wichtig in dieſem Zuſammen⸗ 
hange iſt auch die Organiſation der Handels⸗ und Gewerbekammern 
in der Verordnung vom 20. Dezember 1868 224), welche in ihrem 
§ 2 Ziff. 3 beſtimmte, daß den Kammern ihr geſetzlicher Einfluß 
auf die Ernennung von Senſalen und Handelsgerichtsbeiſitzern zu⸗ 
ſtehen ſollte. Die Verordnung vom 16. April 1855525) hatte 
zuerſt eine Vertretung des Handels⸗ und Gewerbeſtands für die 
Pfalz geſchaffen, $ 149 der Gewerbeordnung vom 21. April 1862 
hatte ſie auf ganz Bayern ausgedehnt. Daß man Handelsgerichts⸗ 
beiſitzer und Handelskammer in Beziehung zueinander ſetzte, hat 
ſich beſonders in Bayern ausgezeichnet bewährt. 
3 Gegen die getroffene Regelung wurden freilich auch Bedenken 
geltend gemacht. Hauſer wendete ſich in einem ſehr ſchönen 
Referate in der Kritiſchen Vierteljahrsſchrift für Geſetzgebung und 
Rechtswiſſenſchaft von Bekker und Pözl 25) beſonders gegen die 
Tätigkeit des Kaſſationsgerichts ? als bloß vernichtend und des⸗ 
halb Zeit, Arbeit und Koſten verurſachend, forderte die dritte In⸗ 
ſtanz bei unrichtiger Geſetzesanwendung nur zur Herbeiführung 
einer endgültigen Entſcheidung in der Sache und hielt auch für 


den Senat am Oberſten Gerichtshof für Handelsſachen die Zu⸗ 


ziehung von kaufmänniſchen Beifigern für unentbehrlich“), indem 
er ſich als Analogon auf die Zuſammenſetzung des Senats in Berg⸗ 
werksſachen berief. Er verlangte auch für alle in Beziehung auf 
Wechſel eingegangenen Geſchäfte und damit zuſammenhängende 
Rechtsverhältniſſe die Zuſtändigkeit der Handelsgerichte, nicht bloß 

für Klagen aus Wechſeln ??“), und wendete ſich beſonders gegen 
die Zuweiſung geringwertiger Handelsſtreitigkeiten an die gewöhn⸗ 

lichen ee Es ſcheine, daß die Anſprüche an die kauf⸗ 


ſchaft war bald überwunden, ſiehe Bezold in Buf 58 Archiv a. a. O. Bd. XXXIV 
S. 161. 

824) Regierungsblatt S. 2553. 825) Ebenda &. 501. 

326) Bd. VI S. 186 ff. 327) Ebenda S. 189 f. 

828) S. 194; vgl. auch Marſchner, Über kaufmänniſch beſetzte Handels⸗ 
gerichte, in der Zeitſchr. für das geſ. N Bd. XI S. 489—492 über 
dieſe „Inkonſequenz“. 

329) S. 204. Sl. 
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männiſche Befähigung für den Sitz in einem Handelsgerichte etwas 
zu hoch geſpannt wurden, ſo daß Städte, welche ſchon Handels⸗ | 
gerichte (Straubing, Deggendorf, Weiden, Donauwörth) und felbft 
Wechſel⸗ und Merkantilgerichte (Freiſing, Eichſtädt) in einer Zeit 
beſeſſen hätten, in der ſogar mehr kaufmänniſche Beiſitzer nötig 
geweſen wären, übergangen worden ſeien. Die Beurteilung der 


Handelsſachen durch Handelsgerichte mit kaufmänniſchen, wenn 


auch in minderem Grade handelswiſſenſchaftlich befähigten Kauf⸗ 
leuten ſei der rein juriſtiſchen vorzuziehen, im übrigen lägen alle 
bisher bekannt gewordenen Fehler von Handelsgerichten auf der 
juriſtiſchen Seite, und es müſſe bedacht werden, daß die kauf⸗ 
männiſchen Handelsrichter bildungsfähig wären und ſich raſch ein⸗ 
arbeiten würden. So ſollten, wenn irgend möglich, an jedem 
Bezirksgerichte, aber auch in ſonſtigen geeigneten Städten, Handels⸗ 
gerichte errichtet, geringfügige Streitigkeiten aber kauf männiſ chen 
Einzelgerichten überlaſſen werden. 

Im übrigen ſprach ſich Hauſer für die gewählte Zuſammen⸗ 
ſetzung der Gerichte aus; in einer nahezu hundertjährigen Erfah⸗ 
rung ſeien in Bayern keine Zwieſpältigkeiten zwiſchen Juriſten 
und Kaufleuten vorgekommen, der Handelsrat München habe ſich 
für die bewährte Einrichtung, und zwar auch in der Berufungs⸗ 
inſtanz ausgeſprochen. Für letztere müſſe man ſuchen, durch die 
Wahl geeigneter Städte eine höhere kaufmänniſche Intelligenz zu 
erreichen. 

Was das gegenſeitige Zahlenverhältnis anlangt, ſo ee 
Hauſer 38) es für keine jo beſonders wichtige Frage, die Ber: 
mehrung der Juriſten ſei auf praktiſche Gründe zurückzuführen, um 
weitere Kräfte für die Abfaſſung der Urteile zu haben, dann aber 
auch, weil man die kaufmänniſchen Richter nicht ſo ſehr in An⸗ 
ſpruch nehmen wolle und weil Hinderungsgründe wegen Einrede⸗ 
mäßigkeit vorkämen. Zu empfehlen ſei das früher augsburgiſche 
Syſtem (dann auch hamburgiſche) von zwei Kaufleuten mit juriſti⸗ 
ſchen Vorſitzenden, in zweiter Inſtanz entſprechend mehr. 

In dem ſpeziell für die Zwecke der Handelsgerichte ent⸗ 
ſtandenen ee Anzeiger für Handelsgerichte nn ze 


331) S. 195; fo auch der Bayer Bezold a. a. O. in Buſchs Archiv 
Bd. XXXIV S. 157. 
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intereſſen“ von 1869 ab erſchienen, wurde im zweiten Jahrgang 
Einrichtung und Verfahren der Handelsgerichte eingehend be⸗ 
ſprochen. Dort wird als Abſchluß s:) geurteilt, daß Vorzüge der 
bisherigen Prozeßgeſetzgebung, wie die Möglichkeit raſcher und 
ſtrammer Erledigung unter der Herrſchaft des bayriſchen Mer⸗ 
kantilrechts, die Beſeitigung bindender Beweiserkenntniſſe aus dem 
Nürnberger Recht, beibehalten und neue, für den Handel vorteil⸗ 
hafte Beſtimmungen hinzugekommen ſeien. Und gelegentlich der 
Klage, daß man, mit Ausnahme von Wechſelſachen, auf die Be⸗ 
zirksgerichte prorogieren dürfe, aber nicht umgekehrt, wird gejagt °°°): 
„Es iſt aber je nach Maßgabe des Standpunkts nicht leicht zu hoffen 
oder zu fürchten, daß bei der Art der Beſetzung der Handelsgerichte, 
bei dem beſonderen Vertrauen, welches ſie bisher genoſſen und das 
ſich auch in einer bereitwilligeren Unterwerfung unter ihre Aus⸗ 
ſprüche kundgab, die Parteien anſtatt der Handelsgerichte künftig 
aus freiem Willen die Bezirksgerichte anrufen werden.“ 

Mit Verordnung vom 11. September 1871555 wurden, nach⸗ 
dem inzwiſchen einſtweilen das Handelsappellationsgericht Nürnberg 
für das diesſeitige Bayern beibehalten worden war, drei Handels⸗ 
apellationsgerichte für das diesſeitige Bayern geſchaffen: München 
für Ober⸗ und Niederbayern, Augsburg für Schwaben und Nürn⸗ 
berg für die übrigen Kreiſe. Sie alle wurden mit techniſchen 
Beiſitzern ausgeſtattet. 

Die Entſcheidungen des Oberſten Landesgerichts in Handels⸗ 
ſachen und die wichtigeren Entſcheidungen der Handelsappellations⸗ 
gerichte ſind, bis zur Organiſation vom 1. Oktober 1879 reichend, 
in drei Bänden herausgegeben worden; die Zuſtändigkeit des 
Oberſten Landesgerichts war ſchon vom 1. Juli 1871 ab durch 
diejenige des Reichsoberhandelsgerichts eingeengt worden“ ). 

Statiſtiſches Material über die Aufgaben der bayriſchen 
Handelsgerichte ergeben die Geſchäftsanzeigen derſelben. 


$32) Jahrgang 1870 S. 507; über die Geſchichte des Anzeigers und der 
ſich vom 1. Januar 1871 ab anſchließenden „Bayriſchen Handelszeitung“ vgl. 
„die fünfundzwanzigjährige Tätigkeit der Handels⸗ und Gewerbekammer für 
Oberbayern von Dr. Julius Kahn“ 1894 S. 88 ff., ferner die Aufſätze von 
Grätzer zum Jubiläum der „Bayriſchen Handelszeitung“. 

333) S. 303. 334) Regierungsblatt S. 1585. 

335) Reichsgeſetz vom 22. April 1871 § 5, B. GBl. Nr. 17. 
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Schon Gönner hat in einer großen Abhandlung in ſeinen 
und Schmidleins „Jahrbüchern für Geſetzgebung und Rechts⸗ 
pflege im Königreich Bayern“ S. 221 ff. die Wichtigkeit der ſeit 
1806 in Bayern eingeführten tabellariſchen Geſchäftsüberſichten 
erörtert. Eine ſpätere Verordnung (Juſtizminiſterialblatt 1864 
S. 53) regelte insbeſondere die Geſchäftsanzeigen der Handels⸗ 
gerichte. Aus denſelben ergibt ſich die prompte Art der Geſchäfts⸗ 
erledigung. Ganz beſonders zeichnet ſich auch hier das Merkantil⸗, 
Friedens⸗ und Schiedsgericht in Nürnberg aus. Nach den An⸗ 
zeigen von 1861 — 1872 (Akt. im Allgemeinen Reichsarchir) find 
alle angefallenen Sachen im ſelben Jahre erledigt worden, von 1851 
bis 1864 iſt kein Rechtsmittel ergriffen worden, ein dann 1866 ein⸗ 
gelegtes wurde verworfen. Insbeſondere durch die Organiſation von 
1870 fällt die Zahl der angefallenen Sachen: 1866: 281, 1868: 
265, 1869: 238, 1870: 192, 1871: 83, 1872: 70. Aber auch 
die anderen Handelsgerichte erledigten insgeſamt z. B. 1868 von 
6040 angefallenen Spruchſachen 5949, 1869 von 5942 5852 
(Akt. ebenfalls im Allgemeinen Reichsarchiv). Vgl. auch die Über⸗ 
ſicht über die Tätigkeit des Handelsappellationsgerichts Nürnberg 
vom vierten Quartal 1861/62 bis zum dritten Quartal 1866/67 
bei v. Völderndorff, Samml. a. a. O. Bd. II S. III. 

Damit ſtehen wir am Ende der Entwickelung des partikulären 
bayriſchen Handelsgerichts. Entſtanden in einzelnen Teilen des 
aus der Revolutionszeit emporgewachſenen Königreichs war es 
ſchließlich eine ſich über das ganze Land erſtreckende Einrichtung 
geworden. An derſelben war faſt alles, beſonders die Zuſammen⸗ 
ſetzung des aus Juriſten und Kaufleuten beſtehenden Gerichts, ein⸗ 
heimiſchen Urſprungs. Und doch wurde die deutſche Einrichtung 
geſtützt und getragen zuerſt von den der Revolution entſproſſenen 
Ideen des Code de Commerce und dann nach kurzer Reaktion 
von der allgemeinen Nachahmung des franzöſiſchen Prozeſſes ge⸗ 
rade in Bayern. „Trotz der Proteſtation des bayriſchen Ver⸗ 
treters in der hannöverſchen Kommiſſion gegen die in derſelben 
erhobene Behauptung, der bayriſche Entwurf enthalte im weſent⸗ 
lichen franzöſiſches Recht — Protokolle Bd. 1 S. 10 — wird man 
nicht umhin können, die innige Verwandtſchaft desſelben mit den 
rheiniſch⸗franzöſiſchen Einrichtungen zuzugeſtehen“ 33%). Der Haupt: 
2530 Herm. Seuffert in der Krit. Vierteljahrsſchr. Bd. VI 5 169. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilageheft.) 
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nachteil der bayriſchen Handelsgerichte war ihre Organiſation als 
eigener Sondergerichte; hierdurch wurde das Überwuchern der Zu⸗ 
ſtändigkeitsſtreitigkeiten hervorgerufen, welche ſich vor den eigent⸗ 
lichen Rechtsſtreit legten, ſehr häufig die Vorteile des raſcheren 
Verfahrens hinfällig machten und die Zeit der Gerichte vor allem 
in Anſpruch nahmen. Welche Errungenſchaften trotzdem die deut⸗ 
ſchen Kammern für Handelsſachen der bayriſchen Einrichtung 
ſchulden, iſt an anderer Stelle vorzutragen. 


Zweites Kapitel, 
Preußen. 
8 20. 


Allgemeines. 


In Preußen war zur Zeit der Errichtung des Deutſchen Reiches 
das Handelsgericht nicht zur allgemeinen Einführung gelangt. Es 
beſtanden jedoch See⸗ und Handelsgerichte in einer Reihe von 
Oſtſeeſtädten fort, in Naumburg hatte ſich das alte Meßgericht in 


veränderter Form erhalten, in den Rheinlanden verblieben aus 


der napoleonifchen Zeit die franzöſiſchen Handelsgerichte, und die 
durch dieſe Tatſachen geförderten Beſtrebungen zur allgemeinen 
Einführung von Handelsgerichten waren bis zur geſetzgeberiſchen 
Tätigkeit gediehen, die nicht ohne Einfluß auf die Geſtaltung der 
ſpäteren Verhältniſſe geblieben iſt. 

Im Geltungsgebiete der Allgemeinen Gerichtsordnung be⸗ 
ſtanden die Vorſchriften derſelben über den Handlungs⸗ und 
Merkantilprozeß. 


Erſter Abſchnitt. Die Gerichte und Kommerzienkollegien der 
Seeſtädte. 


§ 21. 
I, Die Wettgerichte und ſonſtige Untergerichte. 


In der „Entſtehung des deutſchen Handelsgerichts“ habe ich 
anhangsweiſe!) die Ausbildung der Seegerichtsbarkeit an der 


1) S. 141— 145. 
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Nord⸗ und Oſtſeeküſte beſprochen. Im allgemeinen muß ich zu⸗ 
nächſt auf das dort Angeführte verweilen; eine erſchöpfende ?) Be⸗ 
handlung dieſes Gegenſtands fehlt bis jetzt und kann auch hier 
nicht gegeben werden, wo es ſich hauptſächlich darum handelt, die 
Handelsgerichte des 19. Jahrhunderts und den Einfluß der modernen 
Ideen auf ihre Geſtaltung darzutun. 

An den Küſten der Oſtſee war in den Handelsſtädten die 
Aufſicht über den Seehandel ſamt der erforderlichen polizeilichen 
Regelung ſowie der ſchleunigen Entſcheidung entſtandener Zwiſtig⸗ 
keiten unter Kaufleuten und Schiffern teils Sache des Rats, teils 
Angelegenheit zünftiſcher bezw. genoſſenſchaftlicher Regelung, wohl 
anknüpfend an die zunächſt für die Seereiſe geſchloſſenen Gemein⸗ 
ſchaften mit Aufſicht und Rechtſprechung eines gewählten Alder⸗ 
manns ). 

Bei der genoſſenſchaftlichen Rechtſprechung hatte der Träger 
derſelben ſehr häufig Anſpruch auf eine „Wette““) — Gewette —, 
welche der Verurteilte an ihn zu zahlen hatte, außer der etwaigen 
Buße an einen Verletzten ). Schon im Jahre 1420 ſpricht 
der Königsberger Lieger Koynn ) von dem „Wettgericht“ in 
Brügge. 

So finden wir, wohl anſchließend an die Entwickelung von 
Lübeck“), Wetteherren und Wettegerichte für die gewerbliche, ſee⸗ 
und handelsrechtliche Judikatur an der ganzen Oſtſeeküſte: neben 
Lübeck in Danzig, Stettin, Königsberg“), Wismar, Roſtock, Stral⸗ 


2) Mit Recht haben die Beſprechungen Lehmanns bei Gruchot 1895 
S. 478 und Rehmes im Juriſt. Literaturblatt das hervorgehoben; ich ſelbſt 
wollte nur die binnenländiſche Entwickelung in der Hauptſache ſchildern; die 
Durchforſchung der Archive von Seeſtädten war mir ſchon aus äußeren Grün⸗ 
den unmöglich. 

3) Lamprecht, Urſprung des Bürgertums ꝛc. in Deutſchland bei Sybel 
Bd. 91 S. 385 ff., insbeſondere S. 400 und 402. 

4) Vgl. Rudolf Eberſtadt, Urſprung des Zunftweſens 1900 S. 38, 
im Anſchluß an eine Urkunde von 1112 aus Saint⸗Trond und die Zitate auf 
S. 39 Anm. 2. | 

5) v. Miltitz, Manuel des consuls Bd. I S. 414 Anm. 1; Entſtehung 
S. 144 Anm. 2 und Zitate. 

5) Sattler, Handelsrechnungen des deutſchen Ordens 1887 S. 457. 

e) Entſtehung S. 143 und 144. | 

7) Entſtehung S. 144. 
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fund, Greifswald), Riga), Elbing, Tilſit, Inſterburg und Rag⸗ 
nit 10); in Kolberg ſtellte die angeſehenſte Gilde, diejenige der Sülz⸗ 
herren (Kaufleute) zwei Beiſitzer neben zwei weiteren aus dem Rate 
zu dem Hafengericht, welches im weſentlichen Streitſachen zwiſchen 
fremden Kaufleuten zu erledigen hatte 1), während das aus fünf 
Kaufleuten und drei Schiffern beſtehende Kollegium der Alterleute 
des Seglerhauſes alle bei Handlung und Schiffahrt vorkommenden 
Streitigkeiten nach Seerecht und nach ihren Statuten zu entſcheiden, 
jedenfalls aber die gütliche Beilegung zu verſuchen hatte. 

Aus Königsberg ſind Willküren von 1394, neu revidierte 
Wettordnungen von 1632 und 1633, 1642, 1666, 1669, 1670 
erwähnt bezw. erhalten 12). „Das Beſte in dieſen Wettordnungen 
war wohl die Handhabung der Juſtiz.“ Das Schriftliche wurde 
ſo viel wie möglich dabei ausgeſchloſſen. Die Parteien hatten ſich 
perſönlich zu geſtellen. Die Urteile durften nur mit Zuziehung 
von ſachverſtändigen Kaufleuten und anderen Gewerbetreibenden 
gefällt werden. Die Beiſitzer beſtanden aus Vertretern des Ge⸗ 
richts, des Rats, der Zünfte der Kaufleute, der Mälzer und Bräuer 
und der Gewerke. Die landesherrlich beſtätigte neu revidierte 
Wett⸗ und Liegeordnung vom 16. Februar 1715 traf nähere 
Beſtimmungen über das Wettgericht, die verbeſſerte Wettgerichts⸗ 
und Handlungsordnung vom 2. März 1734 beſchleunigte das 
Verfahren und traf Anordnungen über das perſönliche Erſcheinen 
der Parteien, in gewiſſen Fällen unter Ausſchluß der Advokaten. 
Bis zum Streitwert von 30 Talern war die Appellation aus⸗ 
geſchloſſen. Das „Wettamt“, der Präſes konnte „geringſchätzige 
Sachen allein entſcheiden“. Mit Recht erklärt Frommer **) als 
Ziel dieſer Judikatur: ſchnelles Verfahren vor fachverſtändigen 


8) Pyl, Beiträge zur Pommerſchen Rechtsgeſchichte 1891 S. 84 f. 

9) Büſching, Magazin für die neue Hiſtorie und Geographie Bd. IX 
S. 177; v. Miltitz S. 414. 

10) v. Miltitz a. a. O. S. 431. 

11) Riemann, Geſchichte der Stadt Colberg 1873 S. 367. 

12) Hierfür und für das Folgende: H. Meier, Beiträge zur Handels⸗ 
und politiſchen Geſchichte Königsbergs in den Neuen preuß. Provinzialblättern 
Dritte Folge Bd. IX S. 216 f., beſonders S. 300 f. 

18) Dr. Otto Frommer, Anfänge und Entwickelung der Handelsgerichts⸗ 
barkeit in der Stadt Königsberg, in Gierkes Unterſuchungen zur deutſchen 
Staats: und Rechtsgeſchichte XXXVIII Heft S. 19. 
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Richtern. Freilich die zünftiſchen Berechtigungen “) mußten in 
dem erſtarkenden preußiſchen Beamtenſtaat zurücktreten. Das 
Reglement vom 29. April 1783 hob das Wettgericht in Königs⸗ 
berg auf und überwies die Handelsſachen dem Stadtgericht. Aber 
auf Beſchwerde der Kaufmannszünfte wurde im Jahre 1788 be⸗ 
fohlen, ein neues Reglement für das Wettgericht mit Zuziehung 
der Alterleute der Kaufmannszünfte zu entwerfen. Hiernach er⸗ 
ſchien das Reglement vom 28. Juni 1792, welches die Befugniſſe 
des Wettgerichts noch etwas ausdehnte. Es erkannte über eigent⸗ 
liche Handelsſtreitigkeiten zwiſchen den Kaufleuten von Königsberg, 
die kaufmänniſchen Beiſitzer führten von Anfang des Jahrhunderts 
den Titel „Stadtkommerzienrat“, ſie verteilten ſich ſpäter auf die 
Großkaufleute und Detailliſten. 

Sehr alt war auch das Wett⸗ und Handlungsgericht zu 
Danzig !“), ſowie das See⸗ und das Wettgericht zu Stettin, 1466 
gegründet 15), 1723 beſtätigt. 

Durch Reglement vom 9. Februar 178719) wurde 

1. in Pillau ein See⸗ und Hafengericht eingeſetzt mit aus⸗ 
gedehnten Polizei⸗ und Verwaltungsbefugniſſen in Seeſachen und 
in Angelegenheiten der Bernſteinfiſcherei, aber auch zur Entſchei⸗ 
dung aller Streitigkeiten zwiſchen den Kaufleuten, den Reedern 
und Schiffskapitänen hinſichtlich der Schiffsfracht und einigen 
ſonſtigen, dringend der Beſchleunigung bedürftigen Angelegenheiten, 

2. in Memel das Handels- und Schiffahrtsgericht, welches 
ebenfalls weitgehende polizeiliche Befugniſſe hatte, als Gericht aber 
alle Streitigkeiten zwiſchen Kaufleuten aus Kauf und Verkauf, 
Pfändung oder Sequeftration von Schiffen oder Waren und in 
Klagen aus traſſierten oder trockenen Wechſeln zu entſcheiden hatte. 

Endlich wurde mit Reglement vom 18. Juli 1800 in Swine⸗ 
münde 1“ eine Schiffahrtskommiſſion errichtet; zu ihrer Kognition 
gehörten alle Zivil⸗ und Strafrechtsſachen, welche bei Benützung 


138) Urſprünglich, lange vor 1595, ftand den „Zünften und Gemeinen“ 
je der drei Städte Königsberg ein Wettgericht zu, daraus „Generalwette“. 
Frommer a. a. O. S. 7. 

14) Entſtehung S. 144. 

15) v. Miltitz Bd. J S. 434. 16) Ebenda S. 430 und 431. 

17) Starke, Darſtellung der beſtehenden Gerichtsverfaſſung in dem 
preußiſchen Staate 1839 S. 13 Z. 8. 
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des dortigen Hafens und bei der Schiffahrt auf dem Swineftrom 
vorkamen und durch einen Juſtitiar unter Beiziehung der betref⸗ 
fenden techniſchen Mitglieder, des Lootſenkommandeurs und des 
kaufmänniſchen Beiſitzers, bearbeitet und im Plenum der Kom⸗ 
miſſion entſchieden wurden. 


8 22. 


II. Die Admiralitäten, Kommerzkollegien und höheren 
Gerichte. 


1. Nach dem engliſchen und franzöſiſchen Vorbild 19), welches 
den Admiralitäten mit der Ordnung der militäriſchen Seite zu⸗ 
gleich die bürgerliche Oberaufſicht auf das Seeweſen und die Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten in Bezug auf dasſelbe überwies, er⸗ 
wuchſen auch in Holland !?) und Deutſchland Admiralitäten, welche 
hier vor allem die Vereinigung zur gemeinſamen Seefahrt und 
insbeſondere zur vereinten Abwehr von Piraten bezweckte, durch 
den Zweck der Gemeinſamkeit aber ein Kollegium von Vertretern 
erforderte. 

Der Große Kurfürſt richtete Admiralitäten in Königsberg, 
Pillau und Emden unter der Oberadmiralität zu Berlin ein ). 
Von ſeinem holländiſchen Berater erſchien 1680 der Plan „van 
een nieuwe Admiraliteyts en Commerciencollegii in Colbergen, 
Conigsbergen ende Muemmel“. Im felben Jahre war Raules??) 
vom Kurfürſten nach Preußen geſchickt worden, hatte aber zunächſt 
wenig ausgerichtet. Am 24. Dezember 1680 aber erſchien das Edikt, 
„die Freiheit derjenigen betreffend, ſo nach Königsberg in Preußen 
und in Pommern zu Schiffe handeln“ mit dem Zwecke, die Reederei 
in Königsberg, Memel und Kolberg zu heben. Es ſieht neben 
Verbeſſerung der Schiffahrts⸗ und Zolllerhältniſſe zur ſchleunigen 
Erledigung aller in Handelsſachen entſtehenden Irrungen und Ver⸗ 
meidung von weitläufigen Prozeſſen ein Kommerzienkollegium vor, 


18) Entſtehung S. 15, 17, 18. 

19) Ebenda S. 142, beſonders Anm. 3. és 

20) v. Miltitz Bd. J S. 477. | 

21) Für das Folgende: A. Meinardus, „Beiträge zur Geſchichte der 
Handelspolitik des Großen Kurfürſten“, in Sybels Zeitſchr. Bd. LXVI 
S. 444 f., insbeſondere S. 451 f.; dazu Forſchungen zur Brandenburgiſchen 
und Preuß. Geſchichte IV, I. 
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das der Kurfürſt ſchon einige Jahre vorher einzuſetzen unternommen 
hatte?). In diefen Kommerzkollegien verkörperte ſich der merkanti⸗ 
liſtiſche Zug der Zeit?). Bezeichnenderweiſe erklärt auch eine 
Denkſchrift Raules vom 27. Januar 16812), die Seele des 
Kommerzii beſtehe in barem Gelde, einer prompten Juſtiz und 
einer akkuraten Wechſelordnung, wobei neben einer Hinweiſung 
auf die Lehnbanken von Amſterdam und Hamburg“), auf die 
Amſterdamer Wechſelordnung und auf die Notwendigkeit, in Wechſel⸗ 
ſachen und Streitigkeiten absque forma processus et stante pede? “ 
zu entſcheiden und ſofort mit körperlichem Arreſt zu verfahren, 
dem Kommerzkollegium die Ausübung der Juſtiz in Handel⸗ und 
Schiffahrtsſachen für die erſte Inſtanz aufgetragen wurde. Das 
Recht ſollte mit möglichſter Beſchleunigung geſprochen werden und 
jeder gehalten ſein, ohne Zuhilfenahme eines Advokaten ſeine Sache 
ſelbſt zu vertreten. 

Bis zu 200 Talern ſollte keine Appellation zuläſſig ſein, im 
übrigen ſollte dieſelbe an das Kammergericht gehen, das auch 
innerhalb vier Wochen entſcheiden mußte. 

Als erſtes Kommerzkollegium trat am 28. Auguſt 1684 das 
von Königsberg ins Leben. Offenbar wurde es den beſtehenden, 
mit der Erhebung der Akziſe (nach dem niederländiſchen „Lizent“) 
betrauten Kollegien ?“), dem Lizentkollegium in Königsberg mit 
Lizentkammern in Pillau und Memel angegliedert: zum Direktor 
wurde der Oberzolldirektor Heidekampf ernannt?*), der ſchon 
vorher beſtrebt war, die im Kommerzweſen anfallenden Streitig⸗ 
keiten ohne Weitläufigkeit zu entſcheiden. Neben ihm ſtanden als 
Vizepräſident der Kommerzienrat v. Workum und ſechs Beiſitzer, 
welche aber nicht immer erſchienen, ſo daß beſtimmt wurde, die 
beiden Präſidenten könnten auch allein Sitzung halten. Das 


22) v. Miltitz Bd. 1 S. 440 f. 

28) Ihre Bedeutung für die Geſchichte der Handelsgerichte im allgemeinen 
ſiehe Entſtehung S. 146— 153; vorher Ehrenberg, Das Kgl. Kommerzkolle⸗ 
gium in Altona 1892, beſonders Einleitung. 

24) Meinar dus a. a. O. S. 476. 

25) Vgl. Entſtehung S. 72 f. und 149. 

26) Ebenda S. 44 f. 

27) p. Miltitz Bd. J S. 427; Schmoller, Die Epochen der preußifchen 
Finanzpolitik, jetzt in „Umriſſe und Unterſuchungen“ ꝛc. 1898 S. 104 f. 

28) Meinardus a. a. O. S. 479. 
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Gericht erhielt eine Lizentgerichtsordnung und eine Wechſelord⸗ 
nung. 

In ganz ähnlicher Weiſe wurde dann das Kommerzienkolle⸗ 
gium für Hinterpommern in Kolberg eingerichtet. 

Der Plan, das Kammergericht als zweite Inſtanz zu geſtalten, 
wurde aufgegeben; Holge?*) meint, daß, wenn der Plan verwirk⸗ 
licht worden wäre, das Kammergericht ſich von ſelbſt aus einem 
Staatsoberhandelsgericht zum oberſten Staatsgericht hätte ent⸗ 
wickeln müſſen. Der Kurfürſt richtete vielmehr ein Generalkom⸗ 
merzkolleg als zweite Inſtanz in Berlin ein, ein Kommerzkolleg 
erſter Inſtanz dortſelbſt beſtand nur kurze Zeit. Der Vorſitzende 
der Amtskammer ſollte zugleich den Vorſitz im Generalkommerz⸗ 
kollegium führen, unter den Mitgliedern ſteht an erſter Stelle der 
Vertreter des Generalkriegskommiſſariats, daneben Juriſten, Kauf⸗ 
und Handelsleute. 

Gegen die Kommerzkollegien bezw. Lizentgerichte wurde von 
ſeiten derjenigen Widerſtand geleiſtet, welche bis dahin aus den 
Erträgniſſen der Wettgerichte Einnahmen erzielt hatten?“), und 
nach dem Tode des Großen Kurfürſten verfielen zunächſt die Ein⸗ 
richtungen als ſolche und wurden nur als Ideal von Marperger ?) 
aufrechterhalten. 

Tatſächlich erſtanden fie aber ſehr bald wieder?). Dem am 
17. Auguſt 1718 errichteten Kommerzkollegium zu Königsberg 
waren die Wettgerichte zu Königsberg, Tilſit, Inſterburg und 
Ragnit, ſowie das See⸗ und Hafengericht zu Pillau und das Han⸗ 
dels⸗ und Schiffahrtsgericht zu Memel unterſtellt. Nächſt höhere 
Inſtanz war das Oberreviſionskollegium und die Oberreviſions⸗ 
deputation des Generaldirektoriums, je für die Urteile des Kom⸗ 
merzkollegiums in erſter und zweiter Inſtanz ). Die (vier) kauf⸗ 
männiſchen Beiſitzer führten den Titel: Kommerzienrat. 


29) Geſchichte des Kammergerichts in Brandenburg⸗Preußen 1891 Bd. II 
S. 299. 

80) Meinardus a. a. O. S. 498. 

3) Neu eröffnetes Handelsgericht S. 47; vgl. auch Entſtehung S. 51. 
Konſtitut. in der Altpreuß. Monatsſchrift Bd. XXVII Heft 1 und 2 (1890). 

32) Vgl. Reviſionsordnung vor das Kommerciikollegium im Königreich 
Preußen vom 17. Januar 1721; v. Miltitz Bd. I S. 428. 

33) v. Miltitz Bd. J S. 419, 
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§ 23. 
III. Die Fortbildung dieſer Gerichtsbarkeit. 


Das Beſtreben nach einheitlicher Durchführung der Gerichts⸗ 
verfaſſung, Trennung der Rechtſprechung von der Verwaltung und 
klarer Beſtimmung der Zuſtändigkeitsgrenzen führte allmählich, 
unterbrochen von örtlichen Gegenſtrömungen zur Vereinigung der 
getrennten Organiſationen. 

1. In Königsberg verurſachte das Nebeneinander der ähnlich 
eingerichteten Sondergerichte Reibungen und ſtändige Zuſtändigkeits⸗ 
ſtreitigkeitens“). Dem Wettgericht ſtand der Wettrichter vor, aus 
dem Rat genommen und den Titel Stadtrat führend, zwei weitere 
dem Stadtrat entnommene Mitglieder führten den Titel „Wett⸗ 
Aſſiſtenten“ oder „Senatoren“. Der Wettrichter, die Aſſiſtenten 
und die zwei Gerichtsmitglieder waren von 1724 ab lebenslänglich. 
Die Befugniſſe des Wettamts, des Vorſitzenden, — der Vergleich 
mit dem Nürnberger Merkantil⸗, Friedens⸗ und Schiedsgericht 
ſowie ſeinen Marktvorſtehern drängt ſich von ſelbſt auf — wurden 
erweitert, es wurde ihm am 29. Juli 1721 auch die Anlegung 
von Arreſten übertragen. Hingegen ſollte das Kommerzienkollegium 
in erſter Inſtanz außer den Wechſelklagen der Kaufleute die den 
Handel betreffenden Streitigkeiten behandeln, welche vor den Wett⸗ 
gerichten nicht abgetan werden könnten. Den Verwirrungen ſuchte 
ein Reglement vom 3. Februar 1733 zu ſteuern, „wie es zu 
Königsberg bei dem Kommerzkollegium, auch Wett⸗ und Stadt⸗ 
gericht wegen der vorkommenden Wechſel⸗ und Handlungsſachen 
gehalten und vor welchem von ſolchen Gerichten ſelbige abgetan 
werden ſollen.“ 

So kam man dazu, durch die Deklaration vom 29. April 
1783 das Wettgericht ganz aufzuheben; gleichzeitig verknüpfte man 
wieder das Kommerzkollegium, welches bisher auch die zweite In⸗ 
ſtanz für das Lizentdirektorium gebildet hatte, mit letzterem; das 
nach Reglement vom 7. Auguſt 1783 „in ein einziges Kollegium 
kombinierte „Oſtpreußiſche Kommerzien⸗ und Admiralitätskollegium“ 
war mit einem Direktor und fünf Kommerzien⸗ und Lizenträten 
beſetzt, von denen zwei Rechtsgelehrte und drei Kaufleute ſein 


84) Frommer a. a. O. S. 34. 


90 Zweites Kapitel. Preußen. 


ſollten. Das mit dem Reſkript vom 28. Juni 1792 wieder ein: 
geführte Wettgericht umfaßte einen Syndikus des Magiſtrats, einen 
kaufmänniſchen Stadtrat, ein rechtserfahrenes und ein kaufmänni⸗ 
ſches Mitglied des Stadtgerichts (für dieſe zwei ſeit 1803 ein Mit⸗ 
glied des Magiſtrats und einen Deputierten der Kaufmannszünfte), 
ferner vier ſolche Deputierte und einen Aſſeſſor“ ). 

2. Auch in Danzig wurde ein „Kommerzien⸗ und Admirali⸗ 
tätskollegium“ eingerichtet und mit ihm 1801 das Wett⸗ und 
Handlungsgericht dortſelbſt vereinigt; die Appellationsinſtanz war 
beſonders gebildet aus Mitgliedern des Landesjuſtizkollegiums und 
der Kammer zu Marienwerder; Reviſionsinſtanz war das Ober⸗ 
reviſionskollegium ?). 

Als Danzig 1814 an Preußen zurückkam, wurde das Kom⸗ 
merz⸗ und Admiralitätskollegium mit Reglement vom 17. September 
181437) neu beſtellt. 
| 3. Inzwiſchen hatte die Kabinettsordre vom 21. Januar 1808 
den Willen ausgeſprochen, die vielen beſonderen, oft willkürlichen 
und oft zufälligen Jurisdiktionsabteilungen, oft in einer Stadt 
nebeneinander, aufzuheben, wovon nur die Handels⸗ und Schiff⸗ 
fahrtsprozeſſe, deren Kognition eine beſondere Sachkunde und Be⸗ 
ſchleunigung bedürfen, eine Ausnahme bilden könnten. Mit Pub⸗ 
likandum vom 16. Dezember 1808 wurden unter anderem auch 
die Kammerjuſtizdeputationen, das Oberreviſionskollegium und die 
Oberreviſionsdeputation aufgehoben?. 

Die Verordnung vom 26. Dezember 1808 wegen verbeſſerter 
Einrichtung der Provinzial⸗, Polizei⸗ und Finanzbehörden ſprach 
dann die Abſicht aus, auch die beſtehenden geſonderten Handels⸗ 
gerichte mit den Stadtgerichten zu vereinigen. Da das Oberlandes⸗ 
gericht aber am 24. März 1809 gegen die gänzliche Aufhebung 
der Sondergerichte Bedenken äußerte, ſo einigte man ſich zunächſt 
dahin, das Kommerzkollegium zu Königsberg und das See⸗ und 


38) Frommer a. a. O. S. 23—27. 

3e) v. Miltitz Bd. S. 433; im übrigen Starke, Darſtellung S. 13 Z. 7. 

37) Starke a. a. O. S. 401 II. 

38) Starke a. a. O. S. 15; Motive zum preußiſchen Entwurf eines 
Handelsgeſetzbuchs S. 526; Buſch, „über die Einrichtung von Handelsgerichten 
in den Ländern des Norddeutſchen Bundes“ in ſeinem Archiv für Handels⸗ 
und Wechſelrecht Bd. XI S. 419 f. 
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Handelsgericht zu Pillau ſowie die übrigen Untergerichte mit Aus⸗ 
nahme des Wettgerichts zu Königsberg und der Schiffahrtsdeputa⸗ 
tion zu Swinemünde aufzuheben, letztere anders zu organiſieren 
und dem Wettgericht die erſtinſtanziellen Sachen des Kommerz⸗ 
kollegiums zu überweiſen“ ). 

Es iſt aber charakteriſtiſch““), daß die Königsberger Kaufmann⸗ 
ſchaft, im höchſten Grade unzufrieden und unterſtützt durch die 
Kaufmannſchaft zu Stettin, die Beibehaltung des Kommerzkollegiums 
durchſetzte. Zunächſt wurde am 30. Januar 1811 proviſoriſch 
angeordnet, daß das durch Vereinigung des Wettgerichts und Kom⸗ 
merzienkollegiums gebildete Gericht bis zur Organiſation der in 
Ausſicht genommenen Merkantildeputation des Stadtgerichts den 
Namen „Kommerz und Admiralitätskollegium“ führe. Aber zu 
der am 29. Auguſt 1811 angeordneten Merkantildeputation kam 
es infolge des hartnäckigen Widerſtands der Kaufmannſchaft 
nicht, es wurde nicht nur der Deputation vorläufig die weitere 
Führung der früheren Bezeichnung geſtattet, ſondern am 6. März 
1812 erlaubte der König ausdrücklich, daß das Kommerzkollegium 
als geſonderte Behörde beſtehen bleibe“ !“). Da wiederum ein Sonder: 
gericht in Frage kam, ſo erging zur Abſchneidung der häufigen 
Kompetenzſtreitigkeiten das Reglement vom 3. Juli / 30. Oktober 
1813 mit ausführlichen Zuſtändigkeitsvorſchriften. Dasſelbe iſt 
mit wenigen Abänderungen vom 28. Auguſt 1826 und 18. Juli 
1850 bis 1. Oktober 1879 in Geltung geblieben. 

Das Reglement des Kommerz⸗ und Admiralitätsgerichts von 
Danzig war dem von Königsberg nachgebildet. Beide Gerichte 
ſtanden unter der Aufſicht des Oberlandesgerichts von Königsberg 
bezw. Marienwerder. Beide beſtanden aus einem Direktor und 
aus teils rechtsverſtändigen teils kaufmänniſchen Mitgliedern. Die 
Angaben der letzteren waren in Königsberg, was Handelsuſancen, 
techniſche oder Verfahrungsarten im Handel betraf, als wider⸗ 


39) Frommer a. a. O. S. 28; Starke a. a. O. S. 399; Motive zum 
preuß. Entwurf eines HGB. S. 526. 

400 Frommer a. a. O. S. 29. 

41) Meier a. a. O. S. 303; Frommer a. a. O. 8. 30; Dr. Ziehm, 
„über die Errichtung von Handelsgerichten im preußiſchen Staate mit Aus⸗ 
ſchluß der Rheinprovinzen — unter Benutzung der Akten des Juſtizminiſte⸗ 
riums“ — Berlin 1843, S. 1. 
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legbares Zeugnis zu betrachten, deſſen Beweiserheblichkeit, recht⸗ 
liche und geſetzliche Begründung von den rechtsverſtändigen Mit⸗ 
gliedern zu entſcheiden war. 

In Danzig hatten die kaufmänniſchen Mitglieder in der Regel 
nur beratende Stimme; wenn es aber auf Konſtatierung eines 
Sachumſtands ankam, welcher auf ein von Sachverſtändigen eidlich 
abzugebendes Gutachten gegründet werden mußte und die Beur⸗ 
teilung diejenigen techniſchen Kenntniſſe erforderte, welche bei den 
kaufmänniſchen Mitgliedern vorausgeſetzt werden, ſo war ihre 
Stimme gleich der der Rechtsverſtändigen zu zählen“). 

Das Geſetz vom 3. April 1847 ſah vor, daß die Kommerz⸗ 
und Admiralitätskollegien zu Königsberg und Danzig zu Handels⸗ 
gerichten umgeſtaltet werden könnten, trotz mancher Beſtrebungen 
iſt es aber nicht dazu gekommen!). Zur Statiſtik der Tätigkeit 
des Danziger Gerichts von 1848 — 1862 vgl. Zeitſchrift für das 
gef. Handelsrecht Bd. 1 S. 207, II S. 474, III S. 317, IV S. 492 
und VI S. 358, 645, zur Statiſtik für das Königsberger von 
1850-1875 ebenda S. 370. N 

4. Was die übrigen Seegerichte anlangt, ſo war 

a) in Pillau lediglich ein Kommiſſär des Kommerz⸗ und 
Admiralitätsgerichts von Königsberg tätig“); 

b) beſondere Schiffahrts⸗ und Handlungsdeputationen be⸗ 
ſtanden bei den Land⸗ und Stadtgerichten 

a) Stettin nach Reſkript vom 16. Februar 181145) — die 
Remonſtration der Kaufmannſchaft für Beibehaltung des früheren 
Zuſtands wurde mit Kabinettsordre vom 8. September 1815 zurück⸗ 
gewieſen — unter einem Direktor je vier kaufmänniſche, von der 
Kaufmannſchaft nach § 16 des Statuts vom 15. November 1821 
gewählten Mitglieder mit konſultativem Votum neben den vier 
richterlichen Beiſitzern, zur Entſcheidung von Verſicherungs⸗ und 
kaufmänniſchen Wechſelſachen; 


42) Starke a. a. O. S. 401 und 402; vgl. Otto Lewald, „Das 
Handelsgericht als Staatsinſtitut und als Schiedsgericht“, Berlin 1845, S. 22 f.; 
Ziehm a. a. O. S. 2. 

48) Frommer a. a. O. S. 32. 

) Starke a. a. O. S. 399; v. Miltitz a. a. O. S. 434; Ziehm 
a. a. O. S. 1. f 

45) Starke a. a. O. S. 403; v. Miltitz Bd. J S. 434. 
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8) zu Memel nach Juſtizminiſterialreſkript vom 29. Dezember 
1810 und Reglement vom 22. Februar 1811 mit ausgedehnter 
handels⸗ und ſeerechtlicher Zuſtändigkeit““) in ähnlicher Weiſe — 
vgl. § 17 des Statuts vom 21. März 1822 — beſtellt wie zu a; 
die kaufmänniſchen Mitglieder führten den Titel „Kommerzien⸗ 
rate ““); 

c) Kaufleute mit beratender Stimme wurden zu den Handels⸗ 
und Schiffahrtsſachen zugeordnet: 

a) vier in Elbing 48); 

B) zwei in Tilfit mit dem Titel „Stadtgerichtsaſſeſſoren“, 
von denen einer zur Inſtruktion der Prozeſſe, bei denen es auf 
kaufmänniſche Kenntniſſe ankam, als Kodeputierter beigegeben 
war!), vgl. Reglement vom 30. März 1830; 

d) die Schiffahrtskommiſſion zu Swinemünde hatte bis 1. April 
1838 auch gerichtliche Zuſtändigkeit, dieſelbe iſt aber dann auf 
das Land: und Stadtgericht dortſelbſt übertragen worden“); 

e) was endlich die Rechtſprechung des Seglerhauſes in Col⸗ 
berg betrifft, ſo blieben die Statuten und Privilegien desſelben 
vom 24. März 1692 und die revidierte Seglerhausordnung vom 
10. September 1726 ſoweit in Anwendung, als die Parteien an⸗ 
gewieſen waren, vor Erhebung einer Klage an die „Alteſten“, 
denen ein rechtskundiger Sekretär zur Seite ſtand, zum Verſuch 
der Sühne und zur Erholung eines Parere ſich zu wenden. Die 
Alteſten konnten Zeugen vernehmen und bei Sachen unter 10 fl. 
definitiv entſcheiden. 

Der ſrühere Rekurs an das Seegericht, das aus zwei Mit⸗ 
gliedern des Rats und zwei alten Kaufleuten, die nicht Alteſte des 
Seglerhauſes waren, gebildet wurde und welches das Parere der 


46) Starke a. a. O. S. 402 und 408; v. Miltitz a. a. O. Bd. J S. 434. 
Vgl. auch Reſkript vom 29. März 1813; v. Ramps, Jahrbuch Bd. 1 S. 7; 
Ziehm a. a. O. S. 2; Mannkopf, Allgemeine Gerichtsordnung Bd. II 
S. 686. 

4) Kabinettsordre vom 30. März 1827; Ziehm a. a. O. S. 2. 

48) Mallinkrodt, Allgemeines Handelsrecht für die preußiſchen 
Staaten 3. Aufl. 1825 S. 462; Statut der Kaufmannſchaft zu Elbing vom 
30. April 1824 § 17, Geſetzſammlung S. 85. | 

4°) Starke a. a. O. S. 403 und 404; v. Miltitz a. a. O. Bd. I 
S. 436. 

50) Starke a. a. O. S. 404; v. Miltitz a. a. O. S. 437. 
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Alteſten als judicium peritorum zu beachten hatte, verwandelte 
ſich aber in die einfache, beim Stadtgericht einzureichende Klage“). 

Die dem Seglerhaus weiter zuſtehenden Handlungen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſind inzwiſchen auch gegenſtandslos ge⸗ 
worden, es beſchränkt ſich heute auf Erteilung von Gutachten“). 

Die Errichtung der Handelsdeputation zu Tilſit gab Ver⸗ 
anlaſſung, auf Erlaß gleichmäßiger reglementariſcher Anordnungen 
für ſämtliche Handelsgerichte und Deputationen unter Beilegung 
einer entſcheidenden Stimme für die technifchen Mitglieder anzu⸗ 
tragen. 

Mittels Kabinettsordre vom 28. November 1831 wurden 
die Miniſterien der Juſtiz, des Innern und des Handels zu gemein⸗ 
ſamen Beratungen über die Organiſation der Handelsgerichte in 
den dem Allgemeinen Landrecht unterworfenen Provinzen veranlaßt, 
der Beſchluß des Staatsminiſteriums vom 12. Dezember 1835 
beendigte aber dieſe Tätigkeit, da hiernach ein Handelsgeſetzbuch 
ausgearbeitet und in dieſem das Verfahren von den Handels⸗ 
gerichten mit abgehandelt werden follte??). Im übrigen hatte 
das Staatsminiſterium noch 1835 beſchloſſen, alle Stellen mit 
Ausnahme des Vorſitzenden durch Kaufleute zu beſetzen ). 


§ 24. 
Ergebniſſe. 


Hervorzuheben iſt hier, wie fic) allgemein?) in den ſeerecht⸗ 
lichen Fragen, die noch eine erhöhtere Sachkunde erfordern wie die 
gewöhnlichen Handelsſachen, das Bedürfnis nach Zuziehung von 
Kaufleuten geltend macht. Solange die Entſcheidung überhaupt 
den mit Kaufleuten und Schiffern beſetzten Innungs⸗ und ſon⸗ 


51) Starke a. a. O. S. 404 — 406. 

52) Riemann a. a. O. S. 99. 

53) Ziehm a. a. O. S. 4. 

54) Ziehm a. a. O. S. 32. 

55) Den Seeſtädten Neuvorpommerns, Stralſund, Greifswald, Wolgaſt 
und Barth, ſtand ohnehin die Gerichtsbarkeit in erſter und zweiter Inſtanz zu 
und wurde von gelehrten und bürgerlichen Richtern ausgeübt, ſiehe Starke 
a. a. O. S. 284. — Vgl. auch die Erklärungen des Konſuls Langemark 
von Stralſund auf dem dritten deutſchen Handelstage, Deutſche e 
1865 S. 199. 


Zweiter Abſchnitt. Naumburg. 95 


ſtigen Gerichten zuſtand, war das Bedürfnis von ſelbſt befriedigt. 
Als mit der zunehmenden Stärke des preußiſchen Staatsgedankens 
der Berufsrichterſtand immer größere Bedeutung gewann, da ent⸗ 
zog man zwar den kaufmänniſchen Mitgliedern der Gerichte nahezu 
ganz die entſcheidenden Stimmen °°), ohne aber deshalb auf die 
Mitwirkung der Kaufleute bei der Rechtſprechung ganz zu ver⸗ 
zichten. Dies wäre auch deshalb nicht wohl möglich geweſen, weil 
der Kaufmannsſtand mit großer Energie insbeſondere an den 
größeren Seeplätzen an der Forderung dieſer Mitwirkung feſthielt. 

Ein direkter Einfluß der franzöſiſchen Einrichtungen iſt nicht 
wahrzunehmen. 


Zweiter Abſchnitt. Naumburg. 
§ 25. 
Das Handelsgericht Naumburg. 


In der „Entſtehung des deutſchen Handelsgerichts“ “) wurde 
ausgeführt, wie die Meſſen von Naumburg in Konkurrenz mit 
denen von Leipzig ſich entwickelten, wie für beide Städte ein 
Marktedikt erlaſſen wurde, aber auf die Dauer nicht genügte, und 
wie ſchließlich für Naumburg ein Handelsgericht unter Zuziehung 
von Kaufleuten zunächſt für die Zwecke der Meſſen errichtet wurde. 

In dem Vertrage ss), durch welchen Naumburg an Preußen 
kam, wurde die Beibehaltung des Handelsgerichts ausbedungen; 
dieſelbe ijt dann durch die Verordnung vom 4. Mai 18195) aus: 
geſprochen worden. 


56) Lewald a. a. O. S. 36 regt an, die beratende Stimme in eine 
entſcheidende umzuwandeln. 

57) S. 138. Die Naumburger Kaufleute, welche die Leipziger Meſſen 
beſuchten, ſcheinen aber zuerſt den „Merkantilmagiſtrat“ wie in Bozen für 
Leipzig zur Entſcheidung der Streitigkeiten der Fremden unter ſich 1681 verlangt 
zu haben. Biedermann, Geſchichte der Leipziger Kramer⸗Innung S. 85. 
Vgl. auch Dr. J. H. Knötſchker, Die Naumburger Wechſelordnung, Dresden 
und Leipzig 1801; Dr. J. L. U. Dedekind, Geſchichte der Quellen und der 
Bearb. des Wechſelrechts 1843 S. 107, 113 f. 

58) v. Miltitz a. a. O. Bd. J S. 435. 

58) Starke a. a. O. S. 406; abgedruckt auch bei Meißner, Kodex der 
europäiſchen Wechſelrechte Bd. 1 S. 138 f.; Geſetzſammlung 1819 S. 50, 141 f., 
171 f., 182. 
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Bei dem Land» und Stadtgericht Naumburg wurde das 
Handelsgericht durch eine Deputation gebildet, welcher, ſoſern es 
auf ein kaufmänniſches Gutachten ankam, drei Mitglieder der 
Kaufmannſchaft, welche als Stadtgerichtsaſſeſſoren ein für allemal 
verpflichtet waren, angehörten °°). 

Vor dieſes Handelsgericht gehörten alle Streitigkeiten, welche 
während der beiden jährlichen Meſſen in Naumburg nicht nur 
über eigentliche Handlungs⸗ und Wechſelgeſchäfte entſtanden, ſon⸗ 
dern auch über alle auf die Handlung oder die Meſſe Bezug 
habenden Angelegenheiten ). 

Nach der Kabinettsordre vom 22. Juni 18306) ſollten die 
kaufmänniſchen Mitglieder der Kommerzien⸗ und Admiralitäts⸗ 
kollegien zu Königsberg und Danzig und der Deputationen in 
Stetin, Memel, Elbing und Naumburg aus dem Amte ſcheiden, 
wenn ſie ſelbſt aufhörten, die Handlung zu betreiben, aber den 
verliehenen Titel fortführen dürfen. 


Dritter Abſchnitt. Die Handelsgerichte der rheiniſchen Städte. 
§ 26. 
I. Die Einführung der franzöſiſchen Handelsgerichte. 


Die Propaganda für die franzöſiſchen Handelsgerichte hatte 
ihren Hauptſitz in der Rheinprovinz. 

Dort hatte ein arrété vom 12. Germinal VI (1. April 1798) 
des directoire exécutif zunächſt für die Gemeinden Mainz und 
Köln die Errichtung von Handelsgerichten angeordnet und befohlen, 
daß der commissaire du gouvernement die Geſetze über die Bil⸗ 
dung und die Kompetenz derſelben als Reglement für die vier 
neuen Departements zu veröffentlichen habe?). Das geſchah durch 
die Art. 557 ff. des reglement sur l'ordre judiciaire en matiére 
civile vom 6. Floréal VI. Das Geſetz vom 27. Ventose VIII 


60) Reſkript vom 12. März 1821; v. Kamptz, Jahrb. Bd. XVII S. 82. 

6) Lewald a. a. O. S. 37 regt an, das Meßgericht in Permanenz zu 
erklären. 

62) Geſetzſammlung S. 110. 

68) Starke a. a. O. S. 231 und 232. Vgl. des Frh. v. Fahnen⸗ 
berg Magazin für die Handlung. Handelsgeſetzgebung und Finanzverordnung 
Frankreichs und der Bundesſtaaten Bd. I—VI, 1810— 1815. 
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hielt in Art. 2 die bisherige Regelung aufrecht, mit Geſetz vom | 


15. September 1807 wurde der Code de commerce dann aud 


in den Rheinlanden eingeführt“). Danach beſtanden die Handels⸗ 
gerichte ausſchließlich aus Kaufleuten und hatten ihre aus den 
angeſehenen Handelsleuten nach Liſten der Verwaltungsbehörden 
für 2 Jahre gewählten Präſidenten, Richter und Suppleanten; in 
den Bezirken, für welche keine Handelsgerichte beſtanden, verſahen 
die Richter der Zivilgerichte die Verrichtungen derſelben und ur⸗ 
teilten inſoweit nach dem Handelsgeſetzbuch. 

Beim Sturze Napoleons befanden ſich Handelsgerichte in 
Köln, Trier, Aachen, Koblenz, Krefeld und Elberfeld 5), ſowie 
in Mainz; die Landgerichte Düſſeldorf und Kleve urteilten als 
Handelsgerichte. Mit der Zeit mußte ſowohl die Zahl der Handels⸗ 
gerichte als die der handelsrechtlich entſcheidenden Landgerichte ver⸗ 
größert werden. Zu den letzteren kamen bis Ende der Sechziger⸗ 
jahre noch Bonn und Saarbrücken, während Düſſeldorf von 1832 
ab 30 Jahre lang kämpfte, bis es endlich ein Handelsgericht er⸗ 
hielt“), auch die Entwickelung von Gladbach führte dazu, ihm 
ein ſolches zu gewähren, und Barmen ſtrebte ebenfalls lange nach 
einem derartigen Gerichtes“). 

In der heſſiſchen Rheinprovinz beſtand Mainz als Handels⸗ 
gericht, während das Bezirksgericht Alzey als mit e beſetztes 
Handelsgericht entſchied⸗ ). 


64) N Handbuch des Handelsrechts 2. Aufl. Bd. I S. 211 f. 
— Die kaiſerlichen Dekrete vom 9. Oktober 1809 und 18. November 1810 ent⸗ 
halten die Verzeichniſſe aller im Reiche geſchaffenen Handelsgerichte, ihrer 
Sprengel und die Zahl ihrer Richter und Ergänzungsrichter. Siehe Schlink 
im Gerichtsſaal 1850 S. 130. 

65) Starke a. a. O. S. 200 f., 232 f. 

66) Drewen in der Deutſchen Gerichtszeitung 1865 S. 148; vgl. Allerh. 
Erlaß vom 16. Dezember 1861, Geſetzſammlung 1862 S. 30. 

67) Ebenda S. 148; vgl. für Gladbach: Kab. O. vom 11. Dezember 1845 
Geſetzſammlung 1846 S. 17; für Barmen: Allerh. Erlaß vom 12. Auguſt 1865, 
Geſetzſammlung S. 898. 

68) Vgl. die Gegenüberſtellung der Berufungen bei Creizenach a. a. O. 
S. 113. 
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§ 27. 
II. Der Kampf um das franzöſiſche Handelsgericht. 


Im ganzen kann ein unbedingtes Streben nach dem fran⸗ 
zöſiſchen Handelsprozeß, aber auch eine große Propaganda für die 
kaufmänniſchen Handelsgerichte konſtatiert werden. 

Die Vermittelung zwiſchen franzöſiſcher und deutſcher Recht⸗ 
ſprechung und Wiſſenſchaft ſowie den Kampf um den Prozeß der 
franzöſiſchen Handelsgerichte führte insbeſondere Mittermaier in 
der Zeitſchrift für die Rechtswiſſenſchaft des Auslands, im Archiv 
für ziviliſtiſche Praxis, Goldſchmidts Zeitſchrift für das geſamte 
Handelsrecht 2c. 

Als dann die Bewegung mehr ins Volk drang, da waren 
es gerade die Richter und Sekretäre der rheiniſchen Handelskammern 
ſowie die Mitglieder des rheiniſchen Kaufmannsſtands, welche 
energiſch für ihre Einrichtungen eintraten. 

So erſtattete der Handelsgerichtspräſident Kaufmann Karl 
Röder zu Mainz in dieſem Sinne ein Gutachten für den fünften 
deutſchen Juriſtentag “) mit einer Statiſtik über die Tätigkeit 
des Großh. Handelsgerichts Mainz vom Juſtizjahre 1851/52 bis 
1860/61. Hiernach wurden in dieſer Zeit insgeſamt 8753 Urteile 
von dieſem Gerichte erlaſſen, davon 5173 kontradiktoriſche und 
3580 Kontumazialurteile. Hiergegen wurden 172 Berufungen 
eingelegt, von denen gerade 86, alſo die Hälfte, Erfolg hatten. 

Eine ähnliche ſtatiſtiſche Beilage enthält die Abhandlung des 
Handelskammerſekretärs Drewen“) von Eſſen: zunächſt eine Taz 
belle, welche die Tätigkeit der acht rheiniſchen Handelsgerichte in 
den zehn Juſtizjahren 1854/5 1863/64 erſehen läßt. Aus der⸗ 
ſelben läßt ſich durch Einſetzung der Einzelergebniſſe nachfolgende 
Überſicht gewinnen: 


6e) Deutſche Gerichtszeitung 1864 S. 109 ff.; vgl. hiermit die Statiſtik 
für die rheinheſſiſchen Handelsgerichte Mainz und Alzey von 1852— 1858, Zeit⸗ 
ſchrift für das gef. Handelsrecht Bd. II S. 194, Bd. III S. 318, Bd. V S. 327. 

70) Deutſche Gerichtszeitung 1865 S. 148 f., insbeſ. S. 150 und 151; 
vgl. dazu die Statiſtik für die Handelsgerichtsprozeſſe im Appellationsgerichts⸗ 
bezirk Köln von 1857—1859, Zeitſchrift für das geſ. Handelsrecht Bd. IV 
S. 492 und für die frühere Zeit Mittermaier im Archiv für die ziviliſt. 
Praxis Bd. XXVIII (1845) S. 126 ff. 
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1854/55 bis 1863/64: 


Kontradikto⸗ Summe 


urteile 


13 114 


Koblenz. . || 16672 2692 9 248 18 234 
Köln 54 798 6022 40 311 54 420 
Krefeld.. 18190 2269 11 267 18 363 
Düffeldorf**) 4 370 — 2 873 4 096 
Elberfeld. 48017 5158 29 242 46 001 
Gladbach.. 14648 — 9 113 15 149 
Trier 9 521 1211 3 895 11 501 
*) ohne 1862/68. **) feit 1. Oktober 1862. 


In zwei weiteren Tabellen wird das Verhältnis der kontra⸗ 
diktoriſchen Vorbeſcheide und Endurteile ſowie der Verſäumnis⸗ 
ſachen zur Geſamtzahl der ergangenen Urteile, ferner das pro⸗ 
zentuale Verhältnis von Kontumazial⸗ und kontradiktoriſchen Sachen 
dargeſtellt. Letztere Tabelle ergibt, daß unter 100 Urteilen ge⸗ 
ſprochen wurden: 


Kontumazial⸗ Kontradiktoriſche 
Urteile Urteile 
in Köln 74 26 
Düffeldorf 70 80 
Aachen 69 831 
Elberfeld 64 36 
Krefeld 61 39 
Gladbach 60 40 
Koblenz 51 49 
Trier 34 66 


Mit Recht wurde dabei darauf hingewieſen, daß die Städte 
mit zahlreichen Kontumazialurteilen eben bedeutende Wechſelplätze 
ſind. Endlich ergab eine Zuſammenſtellung der bei den neun 
rheiniſchen Landgerichten anhängigen Zivilſachen (a) verglichen 
mit denjenigen der acht Handelsgerichte (b): 

1861 1862 1863 


(a) 15 459 16 612 15 584 
(b) 18914 22 580 28 379 


100 Zweites Kapitel. Preußen. 


Aus dieſen Zahlen ergibt ſich ein auch jetzt noch intereſſantes 
Bild über die Bedeutung der rheiniſchen Handelsgerichte. Die 
Handelskammer Düſſeldorf erftattete ſogar als Korporation über 
„die Organiſation der Handelsgerichte“ ein Gutachten für den 
Juriſtentag!!) und die ſämtlichen rheiniſchen Handelskammern 
und Handelsgerichte verfaßten in Verfolgung eines Konferenz⸗ 
beſchluſſes vom 19. Februar 1865 eine Denkſchrift über Organi⸗ 
ſation der Handelsgerichte, Wahl der Handelsrichter und Kompetenz 
der Handelsgerichte, die noch an anderem Orte!) zu beſprechen 
ſein wird. 

Immer wieder berief man Sih??) auf die günſtigen Ergebniſſe 
der franzöſiſchen Handelsgerichte, wie ſchon Mittermaier“) dies 
getan hatte. | 

Freilich erhoben ſich gegneriſche Stimmen auch aus den 
Rheinlanden. Des Buchs von J. G. Leue, Appellationsgerichts⸗ 
rats in Köln, iſt bereits gedacht worden“). Ein beſonders heftiger 
Gegner der rheiniſchen Handelsgerichte war der Advokat Dr. Georg 
Löhr in Köln, der den Ausführungen der rheiniſchen Handels⸗ 
kammern als einer Gruppe von Intereſſenten entgegentrat, vor 
allem in einer Artikelſerie „Über die Zweckmäßigkeit von kauf⸗ 
männiſchen Handelsgerichten“ in der „Deutſchen Gerichtszeitung““ )), 
dann aber auch in einer Abhandlung „Über Organiſation und 
Kompetenz der Handelsgerichte“ in dem von ihm ſelbſt heraus⸗ 
gegebenen „Zentralorgan für das deutſche Handels⸗ und Wechſel⸗ 


) Deutſche Gerichtszeitung 1864 S. 135— 138; vgl. Gredy, Zu: 
ſammenſtellung der Entſcheidungen der Kaſſationshöfe zu Berlin, Brüſſel, 
Darmſtadt, München und Zweibrücken, Paris und des Oberhofgerichts zu 
Mannheim von 1862-1866; ferner die Zeitſchrift für franz. Zivilrecht von 
Puchelt; und das Archiv für das Zivil⸗ und Kriminalrecht der Kgl. preuß. 
Rheinprovinzen ſeit 1819. 

72) Vgl. unten S. 121. Auf dem dritten deutſchen Handelstage vertrat 
der Handelsrichter Lupp den Standpunkt der rheiniſchen Handelskammern, 
ſiehe Gerichtszeitung 1865 S. 199. 

78) Handelskammer Düſſeldorf a. a. O. S. 135, nach dem Appellations⸗ 
gerichtsrat Schlink in Köln. 

7%) Vgl. z. B. Archiv für ziviliſt. Praxis Bd. XXVIII S. 288. 

75) Oben S. 68; vgl. auch Levita, Gerichtsſaal 7. Jahrgang Bd. II 
S. 204. | 
7e) 1865 S. 91 f., 94 ff., 164 f., 166 f., 170 f. 


Dritter Abſchnitt. Die Handelsgerichte der rheiniſchen Städte. 101 


recht“). Er verwies insbeſondere darauf), daß in dem „Nieder⸗ 
rheiniſchen Archiv für Geſetzgebung von S. Sandt und Zum 
Bach“, das gerade für die Beibehaltung der rheiniſchen Ein⸗ 
richtungen gekämpft habe, ſchon 1817 die Unzweckmäßigkeit rein 
kaufmänniſcher Handelsgerichte dargetan worden jei’?), daß auch 
ſonſt weite Kreiſe des Kaufmannſtandes, z. B. die Alteſten der 
Kaufmannſchaft von Berlin, in ihrem Berichte von 186580) und 
die Handelskammern von Minden und Altona in denjenigen für 
18648!) von der rheiniſchen Einrichtung nichts wiſſen wollten. 
Indem die rheiniſchen Handelskammern) — vgl. z. B. auch die 
von Köln in ihrem Berichte für 1864 32) und die für Düſſeldorf in 
dem für 186533) — das Wahlrecht von der Höhe eines beſtimmten 
Steuerſatzes abhängig machen wollten, gaben ſie den Gegnern ſelbſt 
Waffen in die Hände. Daß die kurzen zweijährigen Wahlperioden 
nicht zweckmäßig ſeien, wies z. B. auch der Mainzer Advokatanwalt 
Creizenachs“) an dem Beiſpiele feiner Vaterſtadt Mainz nach: 
die elf Richter fungieren, je zu dritt, in etwa 65 Sitzungen im 
Jahr, ſo daß auf jeden in 2 Jahren nur 11 Sitzungen treffen, 
worauf er dann 1 Jahr lang nicht wiedergewählt werden kann, 
ſo daß er in 5 Jahren höchſtens 22 Sitzungen anwohnt, wobei 
es ſchwer iſt, die entſprechende Geſchäftsgewandtheit zu erwerben. 
Creizenach führte auch“) das oft gebrauchte Argument von dem 
günſtigeren Verhältnis der Handelsgerichte im Berufungsverfahren 
auf das richtige Maß zurück. „Es ergibt ſich daraus, daß die 
franzöfiſchen und rheiniſchen Appellhöfe, der Grenzen ihrer Fach⸗ 
wiſſenſchaft ſich bewußt, auf die Würdigung der Sache durch das 
Handelsgericht mit weiſer Mäßigung und Diskretion, wohl auch 
hin und wieder mit Selbſtbeherrſchung den Wert legen, der ſeinen 
Urteilen ſchon deshalb zukommt, weil ihnen, neben und abgeſehen 
von ihrer Geltung als richterliche Urteile, auch noch die von Gut⸗ 
achten ſachkundiger Fachmänner zukommt.“ 


77) 1866 N. F. Bd. II S. 497—521. 

78) Gerichtszeitung S. 166. 

79) a. a. O. S. 269. 80) S. 94. 

81) Zentralorgan a. a. O. S. 508 Anm. 1. 

818) Denkſchrift a. a. O. S. 17. 

82) Zentralorgan a. a. O. S. 514 Anm. 1. 

83) S. 4. 84) a. a. O. S. 72. 5) a. a. O. S. 111. 
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Inſoweit endlich in der Rheinprovinz nach der Verordnung 
vom 11. Mai 1843 die Friedensgerichte bis zum Betrage von 
100 Talern auch über Handelsſachen erkennen konnten, hat zwar 
die Bevölkerung von dieſer Befugnis wenig Gebrauch gemacht; 
wenn aber die Handelskammern (z. B. Düſſeldorf im Berichte für 
186486) und 18658"), vgl. auch die Denkſchrift von 1865579 für 
die unbegrenzte Zuſtändigkeit der Handelsgerichte eintraten und 
den beſtehenden Zuſtand als Beweis dafür betrachteten, daß die 
Bevölkerung lieber bei Sachverſtändigen Recht nehme, ſo hat 
Löhr??) mit Recht darauf hingewieſen, daß dies deshalb geſchehe, 
weil der Beklagte für berechtigt erklärt war, die Entſcheidung vor 
den Handelsgerichten zu wählen und damit die Sache in die Länge 
zu ziehen. 

Im ganzen wird man aber dem Urteile des rheiniſchen 
Appellationsgerichtsrats Schlinkss a) vertrauen dürfen, der den 
rheiniſchen Handelsgerichten das beſte Zeugnis ausſtellt. Der Präſi⸗ 
dent ſei ſtets der gerechteſte, erfahrenſte, gebildetſte Kaufmann des 
Bezirks, den man auch durch Dispenſe lange im Amte halte, die 
Urteile ſeien gut und würden weniger aufgehoben wie die anderer 
Gerichte, unſolide Kaufmannspraktiken würden verſcheucht, der 
Rechtsſinn geweckt, die Kaufleute ſeien unverdroſſen und pünktlich, 
in Rechnungsſachen hätten ſie einen bedeutenden Vorſprung vor 
den Juriſten. Die Zeit der ausſchließlichen Herrſchaft der Juriſten 
habe ihr Ende erreicht. 


Vierter Abſchuitt. Der Prozeß der Allgemeinen Gerichtsordunng. 
§ 28. 
I. Der Handlungsprozeß. 


Eine Mitwirkung der Kaufleute bei der Entſcheidung von 
Handelsſachen hatte ſchon die Allgemeine Gerichtsordnung 3?) vom 


86) S. 6f. 87) S. 4f. 

87a) S. 17 f.; vgl. auch Referat in der Verſammlung der rheiniſchen 
Handelskammern und -geridte vom 12. Dezember 1869. 

88) Zentralorgan a. a. O. S. 517. 

8a) „Die franzöſiſchen und rheiniſchen Handelsgerichte“ im Gerichtsſaal 
2. Jahrg. 1850 Bd. I S. 128. 

89) Teil I Titel 30. 


— ̃ x.. ͤ—— 
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6. Juli 1793 vorgeſehen, wenn ſie ſelbſt auch eigene Handels⸗ 
gerichte nicht eingerichtet hat; die Verordnung vom 1. Juni 1833 
hat daran nur wenig geändert. 

Die Allgemeine Gerichtsordnung beließ es einmal, da, wo 
„beſondere Handlungs⸗, Wett: oder Seegerichte oder wie fie ſonſt 
genannt werden“ ) errichtet find, bei dieſer Einrichtung und ſchrieb 
dann folgendes vor: Wenn aus der Klage oder deren Beantwor⸗ 
tung ſich ergibt, daß es auf genauere Kenntnis des kaufmänniſchen 
Verkehrs, auf die Art, die Geſchäfte zu verhandeln und abzu⸗ 
ſchließen, auf die bei Führung der Rechnungen und Bücher übliche 
Methode oder auf andere dergleichen Handlungsuſancen, Gebräuche 
und Gewohnheiten ankommt, dann ſoll ein in ſolchen Angelegen⸗ 
heiten geübter und erfahrener, auch ſonſt wegen ſeiner Ehrlichkeit 
und Rechtſchaffenheit in gutem Anſehen ſtehender Kaufmann als 
Gehilfe beigezogen werben ??). 

Inwiefern dazu ein für allemal gewiſſe Perſonen als ſtändige 
Beiſitzer des Gerichts zu verpflichten oder in jedem einzelnen Falle 
aus der Mitte der Kaufmannſchaft des Orts, allenfalls nach dem 
Vorſchlag der Alteſten oder Gildemeiſter zu beſtellen und zu ver⸗ 
pflichten find, iſt für jeden Handelsplatz beſonders zu beſtimmen “!). 
Dieſer Gehilfe iſt bei der ganzen Inſtruktion, wo es erforderlich 
iſt, insbeſondere aber bei Prüfung der Rechnungen, bei Erörterung 
der unter den Parteien ſtreitigen Tatſachen und geführten Korre⸗ 
ſpondenz, bei Prüfung der Bücher auf ihre Richtigkeit, Ordnung 
und Übereinſtimmung zuzuziehen, wobei auf ſeinen Rat und ſein 
Gutachten Rückſicht zu nehmen iſt'“). Am Schluſſe der Inſtruktion 
war dieſer Gehilfe mit ſeiner Meinung über die Sache ſelbſt, ſofern 
ſie auf wirklichem Handlungsverkehr beruhte, ſolange der ſchriftliche 
Prozeß beſtand, zum Protokolle zu vernehmen, ſpäter mußte er der 
mündlichen Verhandlung beiwohnen und vor der Beſchlußfaſſung 
des Gerichts ſich äußern, dieſes aber hatte auch da auf das Gut⸗ 
achten, ſofern es mit vernünftigen, ſachgemäßen und aus kauf⸗ 
männiſcher Wiſſenſchaft und Erfahrung hergenommenen Gründen 
verſehen war, gehörig zu achten“). 


90) Geſetzſammlung S. 37. 

1) § 2; vgl. Teil I Titel 50 § 681 und v. Kamptz, Jahrb. Bd. III S. 7. 
29 § 8. 50 § 4. 

*4) 8 5. 55) § 6. 
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Für die zweite Inſtanz galten die gleichen Vorfdriften ?°). 
Bei Widerſtreit zwiſchen dem Sachverſtändigen erſter und zweiter 
Inſtanz, falls der Grund nicht in neuen Tatſachen gelegen war, 
in welchem Falle dem zweiten Sachverſtändigen zu folgen war, 
mußten beide Gutachter vorgeladen, mit ihren Gründen gegenüber⸗ 
geſtellt und entweder zur Übereinſtimmung gebracht werden, oder 
es mußten die Akten mit ihren Gutachten und dem Ergebnis der 
Gegenüberſtellung einem dritten erfahrenen Kaufmann vorgelegt 
werden, der dann als Obmann ein mit Gründen verſehenes Gut⸗ 
achten abzugeben hatte; auf dieſes war vorzüglich Rückſicht zu 
nehmen). 

Um den mit den Pareres 98) getriebenen Mißbräuchen zu 
ſteuern, war ausdrücklich darauf hingewieſen, daß ſolche zwar der 
Erläuterung wegen zu den Akten genommen werden könnten, aber 
nicht die gleiche Rückſicht verdienen wie die unter Direktion des 
Richters aus den vorgelegten Akten abgeſtatteten Gutachten ver⸗ 
eideter Sachverſtändiger . 

Ein kaufmänniſcher Konkommiſſarius ift auch für die Abnahme 
von kaufmänniſchen Sozietäts⸗ und anderen Rechnungen in der 
Allgemeinen Gerichtsordnung vorgeſehen ??), während in Aſſekuranz⸗ 
ſachen ein näher geregeltes Schiedsgericht angeordnet war“ d). 


8 29. 


II. Der eigentliche Merkantilprozeß und cine 
Fortbildung. 


Zur Beſchleunigung von Rechtsſtreitigkeiten, die an Orten mit 
Meſſen und ſtarkbeſuchten Märkten unter den Fremden oder zwiſchen 
ihnen und Einheimiſchen entſtehen, war eine Deputation 100), aus 
Mitgliedern des ordentlichen Gerichts und Polizeimagiſtrats, ſowie 
aus Handlungserfahrenen beſtehend, vorgeſehen, deren nähere Ver⸗ 
faſſung für jeden Handlungsort beſonders beſtimmt werden ſollte !“ ). 


96) § 7. 97) 8 81. 

98) Vgl. Zentralorgan für das deutſche Handels⸗ und Wechſelrecht N. F. 
Bd. II S. 326 Anm. 2 und Zitate, Heiſes Handelsrecht 1858 § 38. ö 

99 § 81. ö 

90) Teil I Titel 46 § 36, vgl. mit Titel 45 § 17. 

99 b) § 46 und Kabinettsordre vom 10. April 1832, Geſetzſamml. S. 136. 

100) 88 9 ff. 101) § 10. 
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Vor dieſe Deputation gehörten alle Prozeſſe, bei denen ein Orts⸗ 
fremder als Kläger, Beklagter, Adzitat oder Litisdenunziat be⸗ 
teiligt!“?) war. Sie ſollte zunächſt den Vergleich verſuchen!“ , unter 
allen Umſtänden aber mit beſonderer Beſchleunigung !“) urteilen, 
umſomehr, als beide Teile in Perſon oder doch durch ihre Hand⸗ 


lungsbedienten, Faktoren oder Generalbevollmächtigten vertreten 


zugegen ſeien und die Sache ein erſt vorgefallenes Geſchäft zum 
Grunde habe. 
Dieſe Grundſätze ſollten ‘te Homer Be außer den 


Marktzeiten, aber in ſolchen Zeiten, wo wegen des Ab⸗ und Zus. 


gangs fremder Handelsleute und Schiffe ein vorzüglich lebhafter 


Verkehr getrieben wird! s). Dann follen dem beſtändigen Depu⸗ 


tierten des Gerichts ein oder mehrere Sachverſtändige zugeordnet 
werden 105), denen dann die ſchnellſte Erledigung der Sache vor: 
züglich obliegen ſollte, und zwar mit Hintanſetzung aller anderen 
Geſchäfte ſelbſt auf nur mündliche Anmeldung ſeitens einer Partei. 
Die hierzu beſtellten Perſonen ſollten der Kaufmannſchaft durch 
Anſchlag an der W oder 2) ſonſtige Weiſe bekannt gemacht 
werden. a 
Die Abſicht dieſer Abe war, erleiden Streitigkeiten 
dadurch, daß ſie auf der Stelle erörtert erden und durch die Ver⸗ 
mittelung der zugezogenen Sachverſtändigen ee in Güte ab⸗ 
zumachen ). 


Die ſummariſche Behandlung der Meß und Marktſachen if 


allmählich auch eine Forderung des gemeinen Rechts geworden, 
wobei man auf die Analogie des mittelalterlichen Gaſtrechts auch 


102) § 11. 

103) § 27; über die früheren Vorſchriften für die Magdeburger 1687 ein⸗ 
gerichtete Meſſe vgl. Entſtehung S. 151 und über die Meß⸗ und Handels⸗ 
gerichtsordnung für Breslau von 1792 ebenda S. 118, ſowie Gräff in ſeinem 
Archiv für das preußiſche Handels⸗ und Wechſelrecht Bd. II Heft 1 S. 19 
Anm. 1. | 

104) 88 14 ff. 108) 8 44, : 

105) Lewald fragt im Jahre 1845: Wo iſt der beſtändige Deputierte, 
wo ſind die Sachverſtändigen, wo der Anſchlag an der Börſe, obwohl die Vor⸗ 
ſchriften nicht aufgehoben ſind? a. a. O. S. 38. 

106) § 46. Vgl. bei Hierſemenzel, Preußiſches Handelsrecht 1856, die 
Zuſätze des ſpäteren Rechts, insbeſondere aus den Verordnungen vom 1. n 1833 
und 21. Juli 1846. 
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hier Bezug nahm !). So find in Bayern mündlich, bezw. durch 
Einzelrichter nach den Geſetzen vom 17. November 1837192) und 
1. Juli 1856 19) zu erledigen geweſen: Streitigkeiten über Gegen: 
ſtände des Handelsverkehrs auf Meſſen und Märkten, ſoweit ſie 
während der Dauer der Meſſe oder des Marktes bei Gericht an⸗ 
gebracht werden und nicht den Handelsgerichten zugewieſen wer⸗ 
den 110). Für die Anwendbarkeit des Titels 30 in den bayriſchen 
Wechſelgebieten preußiſchen Rechts hat ſich Wendt!!!) auf Grund 
analoger Anwendung des Reſkripts vom 29. November 1810 aus⸗ 
geſprochen. Die für die einzelnen Orte vorbehaltene Ernennung 
der Sachverſtändigen ſcheint aber in Bayern ſicher nicht erfolgt zu 
ſein, in Preußen ſelbſt gewiß auch nur in ſeltenen Fällen. 1809 
wurde die Entſcheidung der Rechtsſachen für die Meſſen in Frank⸗ 
furt a. d. O. lediglich dem Gericht übertragen 11?) und dabei blieb 
es in der Revidierten Meßordnung vom 31. März 1832 118); ähn⸗ 
lich für den Poſener Wollmarkt 114). Sachverſtändige gemäß § 4 
der Allgemeinen Gerichtsordnung finden wir überhaupt nur in 
den Seeſtädten 115), wo dieſe Form der Beiziehung des Laien⸗ 
elements einen Erſatz bot, als man vom Jahr 1808 ab die nach 
§ 2 der Allgemeinen Gerichtsordnung belaſſenen Sondergerichte auf⸗ 
hob 1%), und in Magdeburg. Das Statut für die kaufmänniſche 


107) Mittermaier, Der gemeine deutſche bürgerliche Prozeß, Beitr. IV 
2. Aufl. S. 104; Bayer, Theorie der ſummariſchen Prozeſſe 6. Aufl. 1853 
S. 11; Mittermaier, Die ſummariſchen Verfahrungsarten des gemeinen 
deutſchen bürgerlichen Prozeſſes 2. Aufl. 1840 S. 104. 

108) § 1 Ziff. 6; vgl. auch ſchon das Geſetz vom 22. Juli 1819 und 
Gönners Kommentar dazu. 

109) Art. 3 Ziff. 5. 

110) Vgl. Kleiner, Die außerordentlichen Zivilprozeßarten in Bayern 
diesſeits des Rheines 1. Teil 1856 S. 11 ff. 

11) Vollſtändiges Handbuch des bayriſchen Zivilprozeßrechts 1827 2. Teil 
S. 25 und Anm. 45. 

112) Starke a. a. O. S. 406. 

118) 8 8 in Geſetzſammlung S. 150, vgl. mit § 52 S. 165 ebenda; 
Gräff a. a. O. S. 23 und die Kabinettsordre vom 27. September 1836. 

114) Lewald a. a. O. S. 26; Starke a. a. O. S. 407. 

115) Vgl. oben § 22, beſonders Ziff. 4 b und c. 

116) Vgl. außer § 14 der angeführten Verordn. vom 26. Dezember 1808 
die Reſkripte vom 20. November und 5. Dezember 1809, 19. Januar und 
2. Februar 1810 und Anhang zur Allg. GO. § 39; Grävell, Praktiſcher 
Kommentar zur Allg. GO. Bd. I § 109. 
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Korporation der letzteren Stadt vom 9. April 1825 enthielt in 
§ 75117) eine Vorſchrift, daß die Alteſten alle zwei Jahre eine 
Vergleichsdeputation aus ihrer Mitte zu wählen hätten, die den 
Behörden Gutachten zu erſtatten und die nach der Gerichtsordnung 
erforderlichen Sachverſtändigen zu ſtellen hätten. Merkwürdiger⸗ 
weiſe fehlt letztere Beſtimmung in den Statuten der anderen Kor⸗ 
porationen; in Stettin 1185), Danzig! !) und Elbing !?) ſollen die 
Vorſteher bezw. Alteſten die gütliche Beilegung von Streitigkeiten 
verſuchen und die Erſtattung der erforderten Gutachten veranlaſſen, 
in Berlin 124), Memel 122), Tilſit 125) und Königsberg 12) find 
beſondere Kommiſſionen für dieſe Zwecke vorgeſehen, die Stellung 
der Sachverſtändigen iſt aber in dieſen Fällen nicht erwähnt. So⸗ 
weit in den fraglichen Städten Kommerz⸗ und Admiralitätskollegien 
ſowie Handels⸗ und Schiffahrtsdeputationen beſtanden, deren kauf⸗ 
männiſche Mitglieder von den Korporationen gewählt wurden, 
kam wohl die Berufung weiterer Sachverſtändigen nicht in Frage; 
am auffallendſten iſt die Nichterwähnung für Berlin und Tilſit. 
Berlin hatte im Jahre 1810 125) allerdings ein „Handelsgericht“ 
in zwei Inſtanzen erhalten, aber nur zur Entſcheidung der Kon⸗ 
fiskationsprozeſſe aus Anlaß der Einführung von Kolonialwaren 
entgegen der Kontinentalſperre — an dieſem Gerichte wirkten keine 
Kaufleute mit —; am 4. April 1815 war für Berlin eine Fabriken⸗ 
deputation des Stadtgerichts — ein Richter mit einem techniſchen 
Mitglied — errichtet worden, am 26. November 1829 wurde eine 
ſolche auch für den Regierungsbezirk Arnsberg geſchaffen 129). Die 


117) Geſetzſamml. S. 34; Grävell a. a. O. Bd. IV S. 175. 

118) § 39 des Statuts vom 15. November 1821, Geſetzſamml. S. 202. 

119) § 54 des Statuts vom 25. April 1822, Geſetzſamml. S. 136. 

120) § 54 des Statuts vom 30. April 1824, Geſetzſamml. S. 92. 

121) § 36 des Statuts vom 2. März 1820, Geſetzſamml. S. 51; dazu 
Entſch. des ROHG. Bd. XV S. 37. 

122) § 57 des Statuts vom 21. Mai 1822, Geſetzſamml. S. 159. 

128) § 53 des Statuts vom 22. April 1823, Geſetzſamml. S. 83. 

124) § 57 des Statuts vom 25. April 1823, Geſetzſamml. S. 98. Vgl. 
auch Grävell a. a. O. Bd. IV S. 177. 

128) Geſetzſamml. S. 724; Inſtruktion vom 16. Auguſt 1810, ebenda 
S. 725. 

126) Mannkopf a. a. O. Bd. II S. 686; Starke a. a. O. S. 163; 
v. Kamptz, Jahrb. Bd. V S. 16, XI S. 200, XXXVIII S. 360 f.; Stein, 
Das Reichsgeſetz vom 29. Juli 1890 S. 144 ff. Vgl. unten S. 262. 
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Nichterwähnung der Sachverſtändigen dürfte ſich damit erklären, 
daß man bei der Fürſorge für die Erſtattung von Gutachten die 
Tätigkeit als Sachverſtändiger mitbegriff und daß man nur im 
letzten Statut, eben dem von Magdeburg, ausdrücklich zwiſchen 
beiden unterſchied. 

Im übrigen reihten ſich die kaufmänniſchen Sachverſtändigen, 
wie ſie in der Allgemeinen Gerichtsordnung vorgeſehen waren, voll⸗ 
ſtändig folgerichtig an den Begriff des Sachverſtändigen 12“), wie 
ihn dieſes Geſetzbuch aufſtellte, an, da es ganz allgemein den Sach⸗ 
verſtändigen als Gehilfen des Richters betrachtete und ihn, wo es 
notwendig war, dem Inſtruenten beigab 12). 

Die Einrichtung des Merkantilprozeſſes der Allgemeinen Ge⸗ 
| richtsordnung hat ſich wohl auch bewährt, und noch am 31. März 1845 
ſchärfte eine Verfügung ein, daß auch bei den nach ſummariſchem Ver⸗ 
fahren eingeleiteten kaufmänniſchen Prozeſſen die Sachverſtändigen 
zuzuziehen ſeien 12), während in eigentlichen Merkantilſachen nach 
der Verordnung vom 21. Juli 1846 wie in Wechſelſachen verfahren 
werden follte !“). Dagegen war in Reſkripten vom 10. Juni 1835 
und 6. Dezember 183618) erklärt worden, daß der Mandats⸗ 
prozeß, ſummariſche Prozeß und Bagatellprozeß auch in den vor 
die Handelsgerichte gehörigen, beſonders zu beſchleunigenden Sachen 
anzuwenden ſei, und die Deputation für die ſummariſchen Sachen 
war angewieſen worden, ſich während der Meßzeit Vor⸗ und Nach⸗ 
mittags täglich zu verſammeln, um allein oder vorzugsweiſe die 
Merkantilſachen zu entſcheiden. 
5 Trotzdem aber hat der Merkantilprozeß der Allgemeinen Ge⸗ 
richtsordnung, auch nach Hinzutritt der Verordnung vom 21. Juli 
1846 182), für das Volksempfinden niemals die Handelsgerichte 
erſetzt oder entbehrlich gemacht, weil die Praxis von der Anwen⸗ 
wendung der Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung meiſtens 

127) Vgl. Mittermaier im Archiv für ziviliſt. Praxis Bd. II S. 121 
Anm. 10 und Walther ebenda Bd. XXVI S. ds ff. 

128) Allg. GO. 1 9 8 38. 

129) Gräff 2c., Ergänzungen und Erläuterungen zur Allg. GO. 3. Aufl. 
1848, I. Abteilung S. 845. 180) Ebenda. 

181) Kamptz, Jahrb. Bd. XLVIII S. 454; Mannkopf a. a. O. Bd. II 
S. 649. 


182) § 13 N. 5 und § 27 lit. o. Vgl. C. F. Koch, Die Prozeßordnung 
nach ihrer heutigen Geltung S. 744. ate 
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abſah !“? ). Dieſen fehlten vor allem genügende Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und die Stellung der Sachverſtändigen war eine 
unklare und undankbare: ſie waren zu wenig Richter und zu wenig 
ſelbſtändig, als daß die Kaufleute gerne ſich der läſtigen Funktion 
unterzogen hätten, anderſeits beſchränkte und beläſtigte die Vor⸗ 
ſchrift den Richter. Die Notwendigkeit häufiger Terminsverlegungen 
nötigte auch dazu, den Sachverſtändigen immer wieder zu beſtellen; 
die immer ſich mehrende Zahl der Rechtsſtreitigkeiten erforderte 
immer mehr Sachverſtändige, jeder Inſtruent hätte ſeinen ſtändigen 
Sachverſtändigen zur Seite haben müſſen. „So geſchah es denn, 
daß die Allgemeine Gerichtsordnung immer ſeltener zur Ausführung 
gebracht wurde“ und man ſich damit begnügte, über beſtimmte 
techniſche Einzelfragen Sachverſtändige einzuvernehmen, während 
insbeſondere die Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung, den 
Sachverſtändigen am Schluſſe über die Sache ſelbſt einzuvernehmen, 
unausgeführt blieb!“ 5). | 


Fünfter Abſchnitt. Die weitere preußiſche Geſetzgebung. 
8 30. | 
I. Bis zum Geſetz vom 3. April 1847. 


Zunächſt machten fid auch in Preußen die Wirkungen der 
Revolution in dem Streben nach Handelsgerichten geltend, zumal 
die Rheinprovinz dieſe Einrichtung aus den Stürmen der napoleoni⸗ 
ſchen Zeit ſich gerettet hatte. 

So wurden bald nach Beendigung der franzöſiſchen Kriege 
auch in den übrigen Landesteilen Wünſche des Handelsſtandes nach 
Einführung von Handelsgerichten laut!“). Die an die Staats⸗ 
regierung gerichteten Petitionen wurden der Begutachtung der Ge⸗ 
richte unterworfen 15“), hatten aber zunächſt keinen Erfolg, das 
Material wurde lediglich bei den Arbeiten bezüglich der Reviſion 
des Allgemeinen Landrechts und der Allgemeinen Gerichtsordnung 
verwendet. 


1828) Ziehm a. a. O. S. 13; vgl. auch oben Anm. 38a. 

182b) Ziehm a. a. O. S. 113—115. 

188) Bal. Motive zum deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz 6. Titel; Hahn, 
Materialien zu den Reichsjuſtizgeſetzen I 1 S. 109. 

184) Die Gutachten habe ich bisher nicht zu ermitteln vermocht. 
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Als Ergebnis der Revifionsarbeit brachten die als Manuſkript 
gedruckten „Penſa“ als Penſum VI zu Teil III Titel 1 der All⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung den Entwurf eines Geſetzes über die 
Juſtizeinrichtung, wonach bei denjenigen Obergerichten, in deren 
Bezirk ein bedeutender Handels⸗, Fabrik⸗ und Schiffahrtsverkehr 
ſtattfinde, beſondere Deputationen 135) als Handelsgerichte ange⸗ 
ordnet werden ſollten. Dieſe Deputationen ſollten zum Teil aus 
techniſchen Mitgliedern mit entſcheidender Stimme beſtehen, und es 
ſollte die Wahl der Mitglieder im weſentlichen nach den Grund⸗ 
ſätzen des franzöſiſchen Rechts erfolgen (§§ 189, 193, 199, 203 
a. a. O.). | 

Der Standpunkt, daß nur an den hervorragendſten Handels: 
plätzen Handelsgerichte errichtet werden ſollten, blieb nun für lange 
Zeit derjenige des preußiſchen Rechts. 

In der Periode der preußiſchen Geſetzesreviſion aber unter 
Kamps lagen, wie Stölzel 130 mit Recht erklärt, die Keime 
unſerer ſpäteren handels⸗ und wechſelrechtlichen Geſetzgebung, und 
insbeſondere erſtarkten dabei, je mehr die altpreußiſchen Rechts⸗ 
inſtitutionen in ihrer Lebensfähigkeit abnahmen, deſto mehr die 
rheiniſchen 157). 

Eduard Gans rief der Reviſionskommiſſion in ſeinen „Bei⸗ 
trägen zur Reviſion der preußiſchen Geſetzgebung, Berlin 1830 
bis 1832“ 138), das Wort zu: „Wenn ein Handelsrecht nicht tot⸗ 
geboren ſein ſoll, muß man ihm die Kraft geben, leben zu können: 
ohne Handelsgerichte kein Handelsrecht!“ Ein dürftiges Handels⸗ 
geſetzbuch, dem vom Handelsgericht lebendige Erläuterungen an die 
Seite geſetzt werden, ſei nach Verlauf von einigen Jahren beſſer 
als zur Zeit, da es gegeben wurde. 

Von großer Bedeutung war dabei die Entwickelung der kauf⸗ 
männiſchen Intereſſen vertretungen, vor allem der Handelskammern, 
die auch zuerſt im Rheinland unter franzöſiſchem Einfluß ins 


135) Über die Fabrikendeputationen in Berlin und im Kreis Arnsberg 
vgl. oben § 28. Sie urteilten über Streitigkeiten, die unmittelbar die Fabri⸗ 
kation betrafen. 

136) Stölzel, Brandenburg⸗-preußiſche Rechtsverfaſſung und Rechts⸗ 
verwaltung Bd. II S. 502. 

187) Ebenda S. 508. 

. 87. 
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Leben traten 15°). Zuerſt Köln nach Konſularbeſchluß vom 27. April 
1803, Krefeld 1804, Nach den Befreiungskriegen beließ man die 
im Rheinland damals beſtehenden ſechs Kammern, die ſich bis 
1830 um weitere ſechs vermehrten, dehnte die Einrichtung allmäh⸗ 
lich auf andere Teile des Staates aus (Erfurt, Hagen, Halle), bis 
dann durch die Königliche Verordnung vom 11. Februar 1848 140) 
die Errichtung für jeden Ort, wo ein Bedürfnis beſteht, in Aus⸗ 
ſicht geſtellt wurde. 

Neben den Handelskammern erſtarkten die von uns ſchon er⸗ 
wähnten 1“) kaufmänniſchen Korporationen, denen durch das Geſetz 
vom 7. September 1811142) Beitrittszwang eingeräumt wor: 
den war. 

Dieſe Intereſſenvertretungen machten ihren Einfluß vor allem 
auch bei der Reviſion des Handels⸗ und Wechſelrechts geltend. Die⸗ 
ſelbe war der achten Deputation übertragen !*?.) Dieſe legte 1836 
einen Entwurf mit Motiven vor. Nachdem Trennung des Handels⸗ 
und Wechſelrechts beſchloſſen war, wurde letzteres in einer eigenen 
Kommiſſion beraten, der die Mitglieder der Berliner kaufmänniſchen 
Korporation, Benecke v. Gröditzberg und Joſeph Mendel⸗ 
ſohn angehörten, „welche, zumal letzterer, die Geſchäfte des Kor⸗ 
referenten übernahm, durch ihre dem Gegenſtand fortwährend ge⸗ 
widmete Teilnahme und ihre nähere Kenntnis der auswärtigen 
Wechſelrechte um dieſen Teil der Geſetzgebung ſich ein entſchiedenes 
Verdienſt erworben haben“ !“). Es wurden ſodann die Gutachten 
der Oberlandesgerichte und der Handelsgerichte eingeholt und im 
Reviſionsminiſterium mit Zuziehung der Kommiſſion ausführlich 
beraten. Die aus dieſen Beratungen im Jahre 1838 hervor- 
gegangenen Entwürfe find von Goldſchmidt!“ ) zuſammengeſtellt, 
ich verweiſe dabei auf die „Zuſammenſtellung der von den rheini⸗ 


189) Vgl. Rudolf Grätzer, Die Organiſation der Berufsintereſſen 1890 
S. 16 f., insbeſondere Anm. 38 und die dort angegebene weitere Literatur; 
dazu Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften 2. Aufl. Bd. IV S. 1022 f. 

140) RofdersStieda a. a. O. S. 659. 

141) Bal. oben S. 106. 

142) Bal. auch oben S. 31. 

148) Für das Folgende: Kamptz, Jahrb. Bd. LX S. 121 f. 

44) a. a. O. S. 122; Gräff in feinem Archiv für das preuß. Handels⸗ 
und Wechſelrecht Bd. 1 1844 S. 120. 

145) Handbuch des Handelsrechts Bd. 1 2. Aufl. S. 71 Ziff. 2. 
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ſchen Handelsgerichten!““) und Handelskammern gegen den von 
der Kommiſſion vorgelegten Entwurf des Wechſelrechts aufgeſtellten 
Monita“ und auf die „Abänderungen einiger Beſtimmungen des 
revidierten Entwurfs des Wechſelrechts, welche in der zufolge auf⸗ 
geſtellter. Erinnerungen am 26. November 1838 ſtattgefundenen 
Geſetreriſionskonferenz für nötig erachtet worden ſind, Berlin 
1888” 147), 

In. derſelben Weiſe wurden über den Entwurf des Handels⸗ 
rechts Gutachten der Landeszjuſtizkollegien, Handelsgerichte und 
Handelskammern eingefordert 148). Freilich gerade über die Frage 
der Handelsgerichte waren die Anſichten ſehr geteilt. Während 
Bornemann !“), auf das Gewohnheitsrecht den Nachdruck legend, 
gehörig organiſierte Handelsgerichte forderte, damit dieſelben über 
die Anwendung des Gewohnheitsrechts wachen ſollten, forderte 
Graff) zunächſt im Gegenſatz zu Gans ein eigenes Handels⸗ 


geſetzbuch, da ein in die ganze bürgerliche Geſetzgebung verzweigtes 


Recht nicht die Quelle einer ſelbſtändigen Entſcheidung für die 
Kaufleute abgeben könne. 

Am 2. November 1840 wurde im Juſtizminiſterialblatt 151) 
der Entwurf eines Geſetzes über die Handelsgerichte mit der an 
das Kammergericht, die Oberlandesgerichte und das Oberappellations⸗ 
gericht zu Greifswald gerichteten Aufforderung bekanntgegeben, 
darüber zu beraten, ob Handelsgerichte in ſämtlichen Provinzen 
der Monarchie Bedürfnis ſeien, wenn ja, aus welchen Gründen 
und an welchen Orten. Es wurde nicht verſäumt, darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß eine genaue Kenntnis des Zivilrechts auch in handels⸗ 
rechtlichen Fragen nötig ſei, und daß Holland die Handelsgerichte 
abgeſchafft habe. Vorgeſehen war die Beſetzung durch einen Direktor 


146) Das größte, Köln, hatte ſich zunächſt beharrlich geweigert, auf die 
Sache einzugehen. 

147) Vgl. auch Gräff in ſeinem Archiv Bd. J Heft 3 S. 118. 

148) Kamptz, Jahrbuch Bd. LX a. a. O. § 31 S. 24. 

149) Syſtematiſche Darſtellung des preußiſchen Zivilrechts 1. Ausgabe 
Bd. I S. 180 Anmerkung. 

150) In feinem Archiv für das preuß. Handels⸗ und Wechſelrecht Bd. I 

S. 14f. 

151) S. 347; Grundlage war die Kabinettsordre vom 27. Juli 1840; 
vgl. Ziehm a. a. O. S. 4. Auf Grund der angeführten Kabinettsordre wurden 
auch Gutachten der Verwaltungsbehörden erholt. 


Fünfter Abſchnitt. Die weitere preußiſche Geſetzgebung. 113 


und eine gleiche Anzahl (nicht weniger als vier) juriſtiſcher und 
techniſcher Mitglieder 15), erſtere ſollten in der Regel aus den 
Mitgliedern des Land: und Stadtgerichts genommen 155), letztere 
von der kaufmänniſchen Korporation, eventuell den Kaufleuten des 
Bezirks gewählt werden 0). 

Eine Verarbeitung der eingegangenen Gutachten beſitzen wir in 
dem wiederholt zitierten Buche von Dr. Ziehm „über die Errich⸗ 
tung von Handelsgerichten im preußiſchen Staate“. Auf die Frage, 
ob die Zuziehung kaufmänniſcher Richter erforderlich oder doch nütz⸗ 
lich ſei, haben ſämtliche Kaufmannſchaften und von zwölf Landes⸗ 
juſtizkollegien acht bejahend geantwortet, drei der letzteren haben 
ſich aus örtlichen Gründen verneinend verhalten !??). Die Kaufmann: 
ſchaften in Berlin, Breslau, Stettin, Magdeburg, Münſter, Halle 
und die Handelskammer zu Duisburg haben die Errichtung von 
Handelsgerichten je für dieſe Städte beantragt 15, von den Landes⸗ 
juſtizkollegien ſind die Städte Königsberg, Memel, Tilſit, Pillau, 
Elbing, Danzig, Stettin, Magdeburg, Münſter, Weſel, Emmerich, 
Duisburg, Eſſen, Broich, Hagen, Iſerlohn, Lüdenſcheid, Schwelm 
und Hattingen, von einigen Untergerichten Liegnitz, Grüneberg und 
Brandenburg, von Verwaltungsbehörden auch noch Neiße, Ratibor, 
Oppeln und Gleiwitz mit einer Jurisdiktion für je vier Kreiſe, ferner 
Schweidnitz (zugleich für die Kreiſe Glatz und Habelſchwerdt), Frank⸗ 
furt und Siegen als Sitze von Handelsgerichten in Vorſchlag gebracht 
worden 157). Ziehm ſelbſt ſprach fic dafür aus 158), Handels⸗ 
gerichte nur in größeren Städten einzuführen, mit beſchränkter 
Prorogationsbefugnis für die in anderen Gerichtsbezirken wohnen⸗ 
den Parteien, das Erkenntnis vom Handelsgericht zu verlangen, 
während die Beweiserhebungen von den Ortsgerichten zu pflegen 
wären. 

Was die Organiſation anlangt, ſo hatte das Staatsminiſterium 
im Jahre 1835 für angemeſſen erachtet, alle Stellen mit Aus⸗ 
nahme derjenigen eines rechtskundigen Direktors mit Kaufleuten 
zu beſetzen 15%). Dieſer Anſicht trat aber nur ein Obergericht bei, 
während alle anderen Juſtizkollegien und ſämtliche Kaufmannſchaften 


152) § 3. 153) 8 4. 154) § 5. 
155) Ziehm a. a. O. S. 7. 156) Ebenda. 
157) Ebenda S. 25. 158) Ebenda S. 110. 


19) Ziehm a. a. O. S. 32 Anm. 2. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Bellageheft.) 8 
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für gleichheitliche Beſetzung mit Juriſten und Kaufleuten eintraten. 
„Ein einziger Juriſt, der Direktor, werde, wenn ſich nicht ganz 
ungewöhnliche Eigenſchaften und Talente in ihm vereinigen, der 
größeren Zahl der techniſchen Mitglieder gegenüber niemals im 
ſtande ſein, die Rechtsgrundſätze, die von ihm unter Erläuterung 
der betreffenden Geſetze ausgehen, und die von den Kaufleuten zu 
ſubpetitierenden faktiſchen Momente dergeſtalt zu verbinden, daß die 


Rechtsprinzipien die Entſcheidung in dem gehörigen Maße beherr⸗ 


ſchen, die faktiſchen Momente aber eine vollkommen ſichere Baſis 
für die Anwendung der Rechtsgrundſätze auf den konkreten Fall 
gewähren.“ | 
Sämtliche Kaufmannſchaften und die Mehrzahl ee Landes⸗ | 
juſtizkollegien haben ſich dafür ausgeſprochen, den kaufmänniſchen 
Beiſitzern eine entſcheidende Stimme wie den Juriſten zu ge⸗ 
währen 160), während von anderen Seiten hierfür gewiſſe Ein⸗ 
ſchränkungen (Wartezeit, nur für Erkenntniſſe) vorgeſchlagen wur⸗ 
den oder die kaufmänniſchen Mitglieder nur auf Anordnung der 
Vorſitzenden beigezogen werden wollten. Ziehm ſelbſt 17) bean⸗ 
tragt gemeinſchaftliche Abſtimmung darüber, welche Fragen techni⸗ 
ſcher Natur ſeien; die letzteren ſollten dann allein von den Kauf⸗ 
leuten, die übrigen allein von den Juriſten entſchieden werden. 

Vorgeſchlagen wurde auch 1°?), für jeden der Hauptzweige des 
Handels, das Getreidegeſchäft, den Materialhandel, das Fabrik⸗ 
weſen und das Reedereigeſchäft einen Sachverſtändigen zu erwählen. 

Gegen die Errichtung beſonderer Handelsgerichte zweiter In⸗ 
ſtanz haben ſich die Gerichte ausgeſprochen, indem ſie zum Teil 
eine beſondere Deputation unter Zuziehung von Technikern vor⸗ 
ſchlugen, zum Teil verſuchte man, die Berufung ganz auszuſchalten 
oder die einzelnen Handelsgerichte gegenſeitig als eee 
zu beſtellen 1°). 

In der Zuſtändigkeitsfrage entſchied ſich die Mehrzahl der faut: 
männiſchen und der gerichtlichen Gutachten für einen rein objektiven 
Maßſtab 164), wobei aber die Fabriken⸗ und Manufakturſachen 155), 


160) Ziehm a. a. O. S. 34 Anm. 1. 161) Ebenda. 
162) Ebenda S. 42 Anm. 2. 
168) Ebenda S. 45 Anm. 2. 
164) Ebenda S. 67 Anm. 2. 
165) Ebenda S. 75 Anm. 2. 
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nicht aber die ſonſtigen Gewerbeſachen den Handelsſachen gleich⸗ 
geſtellt werden ſollten !“). 

Nach Eingang der erforderten Gutachten wurde zur Bera⸗ 
tung eine Kommiſſion mit den Miniſterien der Juſtiz, des Innern, 
der Finanzen und des Handels ernannt, die unter Zuziehung an⸗ 
geſehener Kaufleute ihre Beſchlüſſe in einem zweiten Entwurfe 
niederlegte. Derſelbe unterſchied ſich in weſentlichen Punkten von 
dem erſten Entwurfe, ſo ſollten die Handelsgerichte insbeſondere 
ſelbſtändige fora specialia bilden (§ 1), gegenüber dem Wahl⸗ 
prinzip war Vorſchlag der Handelsrichter durch die Korporationen 
bezw. Handelskammern (§ 5) ee, Aufſtellung von Subſti⸗ 
tuten (§ 3) 2c. . 

Für die nächſten Jahre aber verblieb es zunächſt bei dem bez 
ſtehenden Zuſtand. Mit Verordnung vom 7. Juni 1844 167 fam 
es zur Anordnung eines Handelsrats und Errichtung eines Handels⸗ 
amts, welches zur Aufgabe hatte, im Staatsganzen die Erforder⸗ 
niſſe des Handels zu betätigen. Aber noch am 18. Februar 1845 
erklärten die Alteſten der Berliner Kaufmannſchaft, nachdem ſie 
das immer ſtärker ſich geltend machende Bedürfnis nach Handels⸗ 
gerichten betont hatten, daß die Zeit noch ſehr fern ſein dürfte, 
bis der Staat ein Handelsgericht ins Leben rufe 168) und daß es 
dann immer noch ſehr fraglich ſei, ob hinſichtlich der Formen und 
der übrigen Bedingungen des Verfahrens den Wünſchen und Be⸗ 
dürfniſſen des Handelsſtandes entſprochen würde. 

Deshalb ſchlugen ſie die Bildung von Handelsſchiedsgerichten 
zunächſt für Berlin ) vor, dem Beiſpiele folgten viele der größeren 
preußiſchen Handelsplätze. Das wiederholt zitierte Buch von Lewald 
trat insbeſondere für dieſe ee ein 170), indem es die 


166) Ebenda S. 76 Anm. 1. 

167) Geſetzſammlung S. 148; val. hierzu Lewald in Gräffs Archiv 
Bd. 1 Heft 2 S. 5 ff.: fachkundige, insbeſondere auch von den Handelskammern 
bezeichnete (§ 7 der Verordnung) Männer ſollen zur Beratung einberufen 
werden. | 

168) Lewald a. a. O. S. 40. ; 

169) Rompe in der Beitfdr. für das gef. Handelsrecht Bd. IX S. 79; 
Anſchütz in der Degen Gerichtszeitung 1864 ©. 22 für Berlin und 
Stettin. 

170) ©,.40—66; vgl. insbeſondere auch Lauf in der 1. sia des 
Bluntſchliſchen Staatswörterbuchs. 
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Notwendigkeit der Offentlichkeit der Verhandlungen, die Ausdehnung 
auf Nichtangehörige der Handelskorporation, die definitive Entſchei⸗ 
dung der Zuſtändigkeit durch das Schiedsgericht und die Inappella⸗ 
bilität des Schiedsſpruchs, endlich die nicht eidliche, aber feierliche 
und öffentliche Abhörung von Zeugen empfahl. 

Beſonders bewährt haben ſich die Schiedsgerichte von Berlin 
und Stettin 17), die Erfolge in letzterer Stadt wurden insbeſondere 
auch gegenüber der Handelsabteilung Stettin hervorgehoben!“ ). 


§ 31. 
II. Un ausgeführte Geſetze. 


Für Handelsgerichte nach dem rheiniſchen Muſter ſprach ſich 
insbeſondere die Autorität Kochs aus 178). Am 3. April 1847 er: 
ſchien auch ein Geſetz über die Errichtung von Handelsgerichten !“). 
Danach ſollten an Orten, wo wegen bedeutenden Handels⸗ oder 
Schiffahrtsverkehrs Bedürfnis beſteht, auf Antrag der Kaufmann⸗ 
ſchaft oder der Handelskammer Handelsgerichte errichtet werden “)), 
während die beſtehenden Kollegien und Deputationen auf gleichen 
Antrag umzuwandeln wären 1“). Wo beſondere Geſchäftsräume 
nötig würden, ſollte deren Beſchaffung und Unterhaltung den Kauf⸗ 
mannſchaften obliegen 7). Als Beſetzung war ein rechtsverſtän⸗ 
diger Direktor mit zwei rechtsverſtändigen und mindeſtens vier kauf⸗ 
männiſchen Beiſitzern mit gleichem Stimmrecht vorgeſehen 1“). Die 
Kaufleute mußten mindeſtens dreißig Jahre alt ſein, die zur Über⸗ 
nahme eines obrigkeitlichen Amts erforderlichen Eigenſchaften be⸗ 
ſitzen und fünf Jahre ſelbſtändig den Handel betreiben 179), fie 
ſollten durch 25—60 von der Regierung ernannte Notabeln ge⸗ 
wählt werden 130). Die Amtsdauer war auf ſechs Jahre berechnet, 
die einzelnen ſollten nach und nach turnusmäßig ausſcheiden 1), 


171) Daneben iſt Breslau und Danzig zu nennen; außerdem von nicht⸗ 
preußiſchen Städten Hamburg und Bremen. 

172) Noch bei der Beratung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 

173) Stölzel a. a. O. S. 636; vermutet wird der Einfluß Hanſemanns. 

174) § 1. 175) § 2. 

176) Geſetzſammlung S. 182; val. auch Gräff, Ergänz. zur Allg. GD. 
1. Abt. 3. Aufl. S. 485 ff. 

177) § 3. 178) §§ 5 und 16. 88, 

180) 89. 181) § 11. 
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während ſie in fünf einzeln aufgeführten Fällen (Konkurs, Aus⸗ 
ſchluß aus der Korporation ꝛc.) des Amtes verluſtig gehen ſollten 182). 
Den Parteien ſollte die freiwillige Prorogation auf die gewöhn⸗ 
lichen Gerichte oder die Handelsgerichte zuſtehen 18), letztere ſollten 
vor allem die Erzielung eines Vergleichs verſuchen 18“). Zur Ent⸗ 
ſcheidung ſollten mindeſtens drei Richter erforderlich fein 185); die 
Zuſtändigkeits⸗ 186) und Verfahrensgrundſätze 18) können hier über: 
gangen werden. 

Das Geſetz, welches im ganzen eine Ausdehnung der rheini⸗ 
ſchen Handelsgerichte mit juriſtiſcher Beimiſchung auf den ganzen 
Staat darſtellte, gab in einigen ſeiner Beſtimmungen zu Bedenken 
Veranlaſſung 189) und blieb unausgeführt, insbeſondere auch, weil 
man die Einrichtung der Handelsgerichte bis zur Einführung des in 
Ausſicht genommenen Handelsgeſetzbuchs ausſetzen wollte 159). Die 
„gründlichen, dem Geſetzentwurf vorausgegangen Beratungen“ 190) 
wurden damit zum großen Teile zwecklos. 

Der Art. 90 der Verfaſſungsurkunde vom Jahre 1848 191) 
enthielt dann wieder die Zuſicherung, daß Handelsgerichte nach Be⸗ 
dürfnis errichtet werden ſollten, dies wiederholte die Verordnung 
vom 2. Januar 1849192) mit der Zuſicherung, daß die Handels⸗ 
richter von den Berufsgenoſſen frei gewählt werden ſollten, und 
Art. 91 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 19°). 


§ 32. 
Ill. Unausgeführte Entwürfe. 


Man hatte auf den Ausbau des materiellen Handelsrechts 
warten wollen, und dieſer kam unter tatkräftiger Beihilfe der Or⸗ 
gane des Handelsſtands verhältnismäßig raſch zu ſtande. Unter 
den 30 Mitgliedern der Leipziger Konferenz zur Beratung einer 


18%) § 13. 188) § 23. 184) § 26. 185) § 81. 

186) §§ 18—21. 187) §§ 25 ff. 

188) Motive zum RGVG. bei Hahn, Materialien 1. Abt. S. 109. 

189) Motive zu dem Entwurf einer Prozeßordnung in bürgerl. Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten für den preußiſchen Staat 1864 S. 220. 

190) Ebenda S. 224. 

191) Geſetzſammlung S. 387 (vgl. §§ 40, 85, 88, 103). 

192) § 18, Geſetzſammlung S. 6. 

198) Ebenda S. 30; Kompe a. a. O. S. 80. 
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Deutſchen Wechſelordnung befanden ſich 10 Kaufleute !?“). Der zur 
Grundlage der Beratung genommene preußiſche Entwurf ſchwieg 
aber über die Wechſelgerichte, auch die Allgemeine deutſche Wechſel⸗ 
ordnung ſelbſt enthält darüber keine Beſtimmung. 

Im Jahre 1856 übergaben die Kaufmannſchaften verſchiedener 
bedeutender Handelsplätze (Berlin, Breslau, Magdburg, Frank⸗ 
furt a. d. O.) einen auf Einführung von Handelsgerichten ab⸗ 
zielenden Geſetzentwurf der preußiſchen Regierung 195). 

Dieſe hatte im Mai 1850199) die Vorarbeiten zu einem 
Handelsgeſetzbuch dadurch gefördert, daß ſie den Entwurf in 
Miniſterialkonferenzen mit kaufmänniſchen Sachverſtändigen aus 
den verſchiedenen Provinzen beraten ließ. Der im Jahre 1856 
veröffentlichte erſte Entwurf behandelte im fünften Buch!“) die 
Gerichtsbarkeit in Handelsſachen. Er wurde wiederum in einer 


Kommiſſion von kaufmänniſchen Sachverſtändigen und praktiſchen 


Juriſten, die von den Miniſterien der Juſtiz und des Handels in 
Berlin einberufen worden war 98), erörtert, worauf dann 1857 
der zweite Entwurf mit Motiven erſchien, in welchem die Gerichts⸗ 
barkeit in Handelsſachen das ſechſte Buch bildete !“). Dieſen 
Entwurf hat die Nürnberger Konferenz zur Beratung eines Allg. 
D. HGB. zur Grundlage genommen, das ſechſte Buch hat ſie aber 
nicht beraten, weil die Verſchiedenheiten in den deutſchen Staaten 
zu groß erſchienen. Der preußiſchen Regierung war ſchon die 
einheitliche Regelung für ihren Staat ſchwer geworden Der 


Art. 975 hat es z. B. für zuläſſig erklärt, daß die ſämtlichen 


Richterſtellen einſchließlich des Vorſitzenden mit Kaufleuten beſetzt 
werden, um die Einrichtung der Rheinlande beizubehalten, wäh⸗ 
rend im übrigen die Beſetzung mit einem rechtskundigen Vor⸗ 
ſitzenden und zwei Kaufleuten nach den Erfahrungen anderer 


194) Gold ſchmidt a. a. O. S. 70. 
195) Motive zum GWG. a. a. O. S. 109. 
196) Goldſchmidt a. a. O. S. 94 f.; "00, Allgemeines Deutſches 
Handelsgeſetzbuch 1863 S. 1 f., Vorbericht. 
197) §§ 1029 —1126. f 
. 198) Protokolle über die Beratungen mit kaufmänniſchen Sachverſtändigen 


und praktiſchen Juriſten, betreffend den Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs we 


die Preußiſchen Staaten — Berlin 1856. 
199) Art. 971-1063. 


— . E— — 
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Lender in ausführlicher Darſtellung?“ “) empfohlen wurde; die 
Handelsrichter ſollten aber volles Stimmrecht erhalten?). 

7 Immerhin ging das Allg. D. HGB. von der Annahme aus, 
daß regelmäßig Handelsgerichte errichtet würden, wenn auch der 
Art. 8 erklärte, daß in Ermangelung von ſolchen die gewöhnlichen 
Gerichte an ihre Stelle treten ſollten 202). 

Dennoch wurde im preußiſchen Einführungsgeſetz 203) „wegen 
der Schwierigkeit der Vorbereitung“?““) ein Geſetz über Errich⸗ 
tung und Organiſation von Handelsgerichten lediglich vorbehalten, 
die Handelsgerichte der Rheinprovinz wurden als ſolche anerkannt, 
indem zugleich, insbeſondere hinſichtlich der Zuſtändigkeit, nähere 
Beſlimmungen getroffen wurden 5). Die handelsrechtlichen Or⸗ 
ganiſationen zu Königsberg, Danzig, Stettin, Memel und Elbing 
ſollten gleichfalls beſtehen bleiben, im übrigen follten die Kreis: 
oder Stadtgerichte an N der Handelsgerichte bis auf weiteres 
treten. 

Die beiden Häuſer des Landtags ſprachen übereinſtimmend 
die Erwartung aus, die Regierung werde mit Einführung des 
Handelsgeſetzbuchs überall, wo die Verhältniſſe ſachgemäße Be⸗ 
ſetzung ermöglichten, Handelsgerichte mit kaufmänniſchen Beiſitzern 
einführen?“). Die Erlaſſung des Geſetzes wurde auch in fo 
ſichere Ausſicht genommen, daß das Einführungsgeſetz ebenfalls 
der Handelsgerichte als in allen Landesteilen bereits beſtehender 
Gerichte gedachte (Art. 4, 7, 9 8 4; Art. 16, 53 § 2; Art. 57 bis 
59 und 71) 20. 

Nun arbeitete die Regierung einen Entwurf aus, nach welchem 
bei den Handelsgerichten das rechtsgelehrte Element überwiegen 
ſollte?“?). Da fic aber die gutachtlich einvernommenen Handels: 


200) Motive S. 529 — 533. 
201) Ebenda S. 525 f. mit Bezugnahme auf die Erfahrungen in anderen 
Ländern. 
202) Motive zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz a. a. O. S. 109. 
205) Art. 73. 204) Motive S. 353. 
205) Bal. beſonders Art. 47 f. 
206) Vgl. Goldſchmidt in feiner Zeitſchrift Bd. V S. 569 und Zitate; 
v. Kräwel in Buſchs Archiv für Theorie und Praxis des Allg. D. HR. 
Bd. XI S. 422. 
207) Motive zur preuß. Zivilprozeßordnung S. 221. 
208) Rompe in Goldſchmidts Zeitſchrift Bd. IX S. 80. 
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kammern und kaufmänniſchen Korporationen dagegen ausſprachen, 
wurde infolge der zahlreichen Monita eine Umarbeitung vorgenom⸗ 
men 9, und der abgeänderte Entwurf mit Motiven im Februar 1862 
den Kammern vorgelegt. Danach wurde wieder von der Errichtung 
ſelbſtändiger Handelsgerichte abgeſehen, weil, wie die Motive an⸗ 
gaben, das zu viel Zeit erfordert hätte und im übrigen erſt die 
neue Prozeßordnung abgewartet werden ſollte, welch letzteren Grund 
Goldſchmidt ?!) nicht als berechtigt anerkannte. 

Nach dem Entwurfe 21) ſollte für jedes Stadt⸗ oder Kreisgericht, 
in deſſen Bezirk ein bedeutender Handels: oder Schiffahrtsverkehr 
beſteht, durch Königl. Verordnung beſtimmt werden, daß die im 
Geſetz näher beſtimmten Handelsſachen von einer beſonderen Ab⸗ 
teilung des Gerichts unter Zuziehung von kaufmänniſchen, ſtimm⸗ 
berechtigten Mitgliedern entſchieden werden. Während der erſte 
Entwurf drei Juriſten und drei Kaufleute als Beſetzung vor⸗ 
geſehen hatte? !), wurde jetzt das Verhältnis umgedreht. Aber 
jetzt ſprach man ſich ſchon von faſt allen Seiten mit großer Ent⸗ 
ſchiedenheit für das Syſtem des rechtsverſtändigen Vorſitzenden 
mit zwei kaufmänniſchen Beiſitzern aus 19). 

Der Entwurf kam infolge des Verfaſſungskonflikts nicht zur 
Beratung? !“). Auch der Entwurf, auf welchen mit der Einfüh⸗ 
rung der Handelsgerichte gewartet werden ſollte, der Entwurf 
einer Prozeßordnung in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten für den 
preußiſchen Staat vom Jahre 1864, führte nicht zur Erlaſſung 
eines bezüglichen Gefegeds 215). In dieſem Entwurf handelte das 
ſiebente Buch?!) von den Handelsgerichten. 

Solche ſollten wiederum nur an Orten errichtet werden, wo 
ein bedeutender Handels⸗ oder Schiffahrtsverkehr beſteht, nur daß 


209) Kompe a. a. O.; Goldſchmidt in ſeiner Zeitſchr. Bd. V S. 575 
und die in Anm. * zitierten Berichte der Alteſten zu Berlin, der Danziger 
Kaufmannſchaft und der Breslauer Handelskammer, ferner die in Anm. 
erwähnten Gutachten. 

210) a. a. O. S. 574. 

211) §§ 1 und 2. 

212) Von Leſſe in der Deutſchen Gerichtszeitung 1862 verteidigt. 

21) Goldſchmidt am letztangeführten Orte S. 580 — 582. 

214) Rompe a. a. O. S. 81. 

215) Motive zum GG. a. a. O. S. 110; v. Kräwel a. a. O. S. 422. 

216) §§ 899— 945. 
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mit dem preußiſchen Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs? 1“) und 
dem Geſetz von 1862 218) nicht mehr der Antrag eines Organs 
des Handelsſtands gefordert wurde. Dagegen forderte die Kritik?!“ 
die Aufteilung des ganzen Landes unter die vorhandenen Handels⸗ 
gerichte, um eine ungleichartige Juſtiz und eine verſchiedene Aus⸗ 
legung des Handelsgeſetzbuchs je durch Juriſtengericht und Handels⸗ 
gericht zu vermeiden. 

Als Beſetzung hatte man ſich jetzt?? für die zwei Kaufleute 
als Handelsrichter mit vollem Stimmrecht unter einem juriſtiſchen 
Vorſitzenden entſchieden, und das wurde von der Kritik ſchon weit 
überwiegend gebilligt; von den Gegnern ſei außer den rheiniſchen 
Intereſſenten, die reine Kaufmannsgerichte verlangten?? ), Marſch⸗ 
ner???) hervorgehoben, der in den §§ 917 und 928 eine Be⸗ 
ſchränkung der richterlichen Vollberechtigung für die Kaufleute er⸗ 
blickt, eben, weil ſie nicht Vorſitzende werden könnten. Die Vor⸗ 
ſchriften über die Wahl der Handelsrichter???) ſchloſſen ſich dem 
Geſetz von 1847 und den früheren Entwürfen in der Hauptſache 
an, die Kritik??) bekämpfte das ariſtokratiſche Syſtem, und Rompe 
bezweifelte, daß die Verſprechung des § 18 der Verordnung vom 
2. Januar 1849 (freie Wahl durch die Berufsgenoſſen) erfüllt fei. 

Erhebliche Meinungsverſchiedenheiten erwuchſen wegen des 
Disziplinarrechts. Der Entwurf verlieh nicht nur im allgemeinen??“ 
den Handelsrichtern alle Rechte und Pflichten richterlicher Beamten, 
ſondern er ſprach??“) ausdrücklich aus, daß die für die letzteren 
geltenden Vorſchriften über Amtsverluſt, Entlaſſung und Suſpenſion, 
auch für die kaufmänniſchen Richter gelten ſollten; der Entwurf 


217) Art. 971. 1. 

219) Kompe a. a. O. S. 84; v. Kräwel a. a. O. S. 426. 

220) §§ 900, 903 und 918. 

221) Bal. die bereits erwähnte Denkſchrift der rheiniſchen Handelskammern 
und Handelsgerichte, Düſſeldorf 1865, die den Vorſchlag S. 15 als „Zwitter⸗ 
ſchöpfung“ bekämpfte und ihn höchſtens für den Übergang zulaſſen wollte. 

323) Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. XI S. 466. 

228) §§ 906 ff. 

324) Rompe a. a. O. S. 93 ff.; v. Kräwel a. a. O. S. 430; Jahres: 
bericht des Vorſteheramts in Königsberg für 1864 gelegentlich der Nichtbeſtäti⸗ 
gung gewählter Handelsrichter. Denkſchrift a. a. O. S. 16. 

225) § 911. 

326) § 913. 
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zum Handelsgeſetzbuch hatte dieſe Konſequenz abſichtlich nicht ge⸗ 
zogen. Es iſt begreiflich, daß ſich in der politiſch erregten Zeit 
zahlreiche Stimmen, vor allem auch der Handelskammern ??) gegen 
dieſe Vorſchrift, insbeſondere ihre Anwendung auf das außeramt⸗ 
liche Verſchulden, ausſprachen und daß man darauf hinwies, „die 
öffentliche Stimme, welche den Mann gewählt habe, würde ihn 
bei Unwürdigkeit auch zum Rücktritt zwingen“. 

Was die Einrichtung des Gerichtes anlangt, ſo wurde z. B. 
von der Breslauer Handelskammer 228) richtig erkannt, daß es 


Aufgabe der Handelsrichter ſein würde, den Fall kaufmänniſch zu 


beurteilen und feſtzuſtellen, was unter den Parteien wirklich ver⸗ 
handelt worden iſt, während die Übernahme des Referats und die 
Ausarbeitung der Beſcheide Sache der Juriſten wäre, eine unnötige 
Belaſtung der Handelsrichter darſtellen und die Neigung zur Über⸗ 
nahme des Amts ſtark verringern würde. 


Bezüglich der Zuſtändigkeit hielten Kompe und Kräwel 0 


eine Überweiſung der Wechſelſachen an die Handelsgerichte, wie es 
der Entwurf 280) vorſah, nicht für geboten, während anderſeits 
der größte Teil der Handelskammern, insbeſondere die rheiniſchen 
mit ihren Handelsgerichten ?) fich energiſch gegen die Beſtimmung 
ausſprachen, daß die Sachen im Streitwert unter 100 Talern den 
Handelsgerichten entzogen werden ſollten. Nur vereinzelt???) be⸗ 


fürchtete man von einer zu weiten Ausdehnung der Kompetenz 


eine Gefährdung der ganzen Einrichtung. 
Für die zweite Inſtanz waren kaufmänniſche Beiſitzer nicht 
vorgeſehen? ?), was mit den Erfahrungen der rheiniſchen Handels: 


gerichte und in den Motiven des Entwurfs von 1857 234) damit 


227) Kompe a. a. O. S. 102 und die dort zitierten Jahresberichte von 


Berlin, Breslau und Magdeburg; v. Kräwel a. a. O. S. 435. 

228) Rompe a. a. O. S. 106. 

229) Ebenda S. 108; v. Kräwel a. a. O. S. 444. 

280) 8 919. 

231) Rompe a. a. O. S. 108 und Anm. ++ dazu z. B. Denkſchrift der 
rheiniſchen Handelskammern und Handelsgerichte S. 19 und den Jahresbericht 
der Handelskammer Düſſeldorf für 1864: „Will man den Handelsgerichten 


bloß die Streitigkeiten über 100 Taler hinaus belaſſen, ſo halten wir es für 


beſſer, ſie ganz aufzuheben.“ 
232) Breslau bei Kom pe a. a. O. S. 108 Anm. ***, 
233) § 931. 284) S. 520. 
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begründet wurde, daß man der Meinung des einen Kaufmanns 

kein geſetzliches Übergewicht über die des anderen beilegen könne. 
Während die Handelskammern z. B. von Frankfurt, Breslau, Berlin 
und Magdeburg ſich dagegen wendeten? ?), vertrat Rompe ?““ 
die Anſchauung, daß eine gut organiſierte Inſtanz völlig genüge, 
daß die ſämtlichen kaufmänniſchen Schiedsgerichte mit Ausnahme 
des Börſenſchiedsgerichts von Breslau auch nur eine Inſtanz haben 
und daß die zweite Inſtanz (Handelskammer) auch da ſelten an⸗ 
gegangen würde und noch viel ſeltener abändere ?). 

Alle dieſe Entwürfe ſind ſchließlich Entwürfe geblieben. Wie 
aber die öffentliche Meinung in Deutſchland ſich immer mehr, bei 
den Zuſammenkünften der Juriſten, der Volkswirtſchaftler und der 
Kaufleute für kaufmänniſch beſetzte Gerichte in Handelsſachen aus⸗ 
ſprach und wie dann das neue Deutſche Reich ſchließlich dazu kam, 
ſolche Gerichte ins Leben zu rufen, das ſoll zuſammenhängend bei 
der Beſprechung der Kammern für Handelsſachen erörtert werden. 


Priftes Rapitel. 
Vraunſchweig und Fachſen. 
Erſte Abteilung. Brannſchweig. 

| 8 33. 
I. Das Kaufgericht der Braunſchweiger Meſſe. 


In der „Entſtehung“ ) wurde erzählt, wie Herzog Rudolf 
von Braunſchweig ſeiner Hauptſtadt Meſſen zuwendete, ſie mit 
Rechten ausſtattete, insbeſondere nach dem Vorbilde Bozens eine 
Jahrmarktsmatrikel und ein auf Vorſchlag und aus der Mitte der 
Meßbeſucher beſtelltes Meßgericht, das Kaufgericht, und eine Wechſel⸗ 
ordnung 1681 und 1686 ins Leben rief und wie das Kaufgericht 
beſtellt und mit Zuſtändigkeiten verſehen war. Nach einer Dekla⸗ 
ration vom 13. Oktober 1712 wurde beſtimmt, daß, wenn nur 


285) Kompe a. a. O. S. 1167. 330) a. a. O. S. 112. 
337) Rompe a. a. O. S. 115 und Anm. *. 
) S. 120—122. 
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die Parteien durch die Meſſe in Debit und Kredit geraten ſind, 
vor dem Kaufgericht auch Poſten, die zwiſchen den Meſſen kontra⸗ 
hiert wurden, occasione der Meßhandlung erörtert und entſchieden 
werden dürfen ?). 

Die Wechſelordnung wurde 1715 erneuert ?) und derart ein⸗ 
gerichtet, daß ſowohl in als zwiſchen den Meſſen nach ihr ver⸗ 
fahren werden konnte“) „und alſo Treue und Glaube im Handel 
und Wandel beſtmöglichſt erhalten werden könne auch männig⸗ 
lich .. . ſchleuniger und unparteiiſcher Adminiſtration der Juſtiz 

ſich zu erfreuen haben möge“. Im übrigen ſollte es bei den 
früher getroffenen Beſtimmungen, „insbeſondere über die Be⸗ 
ſetzung des Kaufgerichts und Verabſchiedung der dahin verwieſenen 
Sachen“ ſein Bewenden haben ?); wegen Wechſelſachen ſollte aber 
weder in noch zwiſchen den Meſſen Appellation oder ein ſonſtiges 
remedium suspensivum geſtattet fein®). Dies wurde durch Rez 
ſkript vom 8. Oktober 17447) noch weiter dahin eingeſchärft, daß 
in Markt⸗ und Kaufgerichtsſachen die Appellation ausſchließlich 
nur an die Appellationsinſtanz des Kaufgerichts gehen ſollte. 

Als das Kaufgericht 1731 um Entſcheidung von drei Zwei⸗ 
felsfragen den Herzog bat, wies dieſer mit Reſkript vom 3. Sep⸗ 
tember ®) das Gericht an, nach Recht zu verfahren und es den 
Parteien zu überlaſſen, ſich gegen den Entſcheid zu beſchwe ren. 

Schon in der Wechſelordnung von 1715 war die Einſetzung 
eines beſtändigen Kaufgerichts vorbehalten und bis dahin verordnet 
worden!), daß die aus den eingeſeſſenen Kaufleuten zu Richtern 
und Aſſeſſoren des Kaufgerichts erwählten Perſonen mit den Mäk⸗ 
lern auch zwiſchen den Meſſen alle Poſttage wenigſtens den Kurs 
feſtſetzen ſollten. Weil dann die Übung ſich einſchlich, daß die 
Meſſen tatſächlich ſchon früher begannen, als ſie eingeläutet 
wurden, ſo wurde auch das Kaufgericht ſchon früher eröffnet, ſeit 
31. Juli 173719 fon fünf und ſeit 25. Januar 174411) ſchon 


2) Entſtehung S. 122; Meißner a. a. O. S. 594. 


2) Meißner a. a. O. S. 575. 4) Einleitung. 
5) Art. LII. 6) Art. LVIII. 

7) Meißner a. a. O. S. 595. 

8) Meißner a. a. O. S. 598. 9) Art. XLVII. 


10) Meißner a. a. O. S. 599. 
11) Ebenda S. 602. 
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acht Tage vor dem urſprünglichen geſetzlichen Beginn. Später 
ſcheint ſich die Jurisdiktion erweitert zu haben, 177312) wurde 
ausgeſprochen, daß in Wechſel⸗ und Kommerceſachen auch die 
Lottobedienten 12*) dem Kaufgericht unterworfen ſein ſollten, gleich 
andern. 

Die Wollmarktsſachen wurden gleichfalls dem Kaufgericht 
unterſtellt 12) (1823) und es wurde ihm bei der Organiſation im 
Jahre 1825 ausdrücklich ſeine Zuſtändigkeit vorbehalten 1). 


§ 34. 
II. Das Handelsgericht. 


Durch Geſetz vom 28. Dezember 18501?) wurde für das 
Herzogtum Braunſchweig ein Handelsgericht errichtet. Dasſelbe 
hatte ſeinen Sitz in der Stadt Braunſchweig und beſtand aus fünf 
Handelsrichtern und zwar aus zwei vom Herzogl. Staatsminiſterium 
auf drei Jahre ernannten Mitgliedern des Kreisgerichts Braun⸗ 
ſchweig und drei von der Kaufmannſchaft !*) der Stadt Braun⸗ 
ſchweig auf drei Jahre gewählten und vom Herzog beſtätigten 
Kaufleuten 15) mit entſcheidender Stimme 15. 


12) Meißner a. a. O. S. 623. 

128) Auch das Handelsgericht Leipzig ſprach ſich in einem Gutachten vom 
22. Auguſt 1828 (Akten I. Sekt. Tit. XIII Nr. 32) dafür aus, die Bücher der 
Lotteriekollekteure als kaufmänniſche zu erachten. 

12b) Schneider, Fragmente über Privatrecht ꝛc. des Herzogtums 
Braunſchweig 1836 S. 126. 

120) Ebenda unter Bezugnahme auf das Geſetz vom 9. Juni 1825. 
| 18) Geſetz und Verordnung 1851 S. 7 f. Schon lange vorher war die 
Errichtung ins Auge gefaßt, ſobald die Vorarbeiten, namentlich die Reviſion 
der Wechſelordnung, es geſtatten würden, ſiehe Schneider, Fragmente über 
Privatrecht ꝛc. des Herzogtums Braunſchweig 1836 S. 126, 141. 

14) Mit dem Vorſtand des Kaufmannsvereins zu Braunſchweig hatte 
Dr. Liebe 1843 den Entwurf einer Wechſelordnung beraten, Dedekind 
a. a. O. S. 136. 

15) 88 1—3. 

16) Wahlberechtigt ſollten nach dieſem Geſetze in der Stadt Braunſchweig 
die Mitglieder des Kaufmannsvereins, im übrigen Lande diejenigen Kaufleute 
ſein, welche entweder Großhandel, Wechſel⸗ und Speditionsgeſchäfte oder ein 
ſolches Handelsgeſchäft betrieben, zu deſſen Gründung ein Vermögen von 
2000 Talern erforderlich war, oder die Konzeſſion für ein In⸗ und Ausland 
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| Für den Kreis Braunſchweig bildete das Handelsgericht die 
zuſtändige Behörde in allen Handelsſtreitigkeiten mit einem Wert 
von über 50 Talern, aus den übrigen Kreiſen konnten ſolche 
Sachen im Werte zwiſchen 50 und 200 Talern mit Zuſtimmung 
beider Teile, bei einem höheren Werte auf Anſuchen einer Partei 
angebracht werden 15. 

Die Definition der Handelsſache !“ ging auf „alle Zivilrechts⸗ 
ſtreitigkeiten, die in Handelsverhältniſſen ihren Grund haben oder 
ſich unmittelbar darauf beziehen“, mit Einzelaufführung 18). Ob 
eine Handelsſache vorliege, darüber ſollte das Handelsgericht allein 
entſcheiden. Dasſelbe konnte über ſolche Gegenſtände, deren Be⸗ 
gutachtung einer kaufmänniſchen Beurteilung unterlag, vermöge 


eigener Sachkunde feiner Mitglieder und über das Daſein oder 


Nichtdaſein handelsrechtlicher Gewohnheiten aus eigener Wiſſen⸗ 
ſchaft feiner Mitglieder erkennen 1°). 

Das Verfahren war öffentlich und, mit Ban. Ausnahmen 
für größere Sachen, mündlich. 

Über Appellationen entſchied das Obergericht zu Wolfenbüttel 
ohne Zuziehung von Kaufleuten; beſondere Nachteile oder Klagen 


konnten weder in dieſer Hinſicht noch ſonſt bezüglich der ganzen 


Einrichtung feſtgeſtellt werden ?“). 

Im Jahre 1867 ergingen aber zwei weitere Geſetze, welche das 
urſprüngliche vielfach abänderten. 

Dasjenige vom 4. April 1867 betreffend Abänderung des 


Geſetzes vom 28. Dezember 18562) regelte unter Erſetzung der 
§§ 7, 8 und 11 des früheren Geſetzes die Wahl der kaufmänni⸗ 


ſchen Mitglieder und deren Stellvertreter dahin, daß die ein⸗ 
getragenen, wohnortsberechtigten Firmeninhaber und Vertreter von 
Aktiengeſellſchaften, die 25 Jahre alt ſind und ſtaatliche Ehrenämter 


umfaſſendes Fabrikunternehmen beſaßen ($ 7). Für die Wählbarkeit war die 


Summe von 2000 Talern auf 4000 Taler erhöht (§ 8). 

16a) §§ 20— 22. 17) § 23. 

18) § 24. Die Verwandtſchaft mit den hanſeatiſchen Vorſchriften ſpringt 
ſofort in die Augen; ſchon bezüglich der Wechſelordnung ſiehe Dedekind, 
Geſchichte der Quellen S. 99. 

19) §§ 41 und 42. 

20) So ein Urteil von 1866 in Buſchs Archiv Bd. VIII S. 208 und 212. 

2) Geſetz⸗ und Verordnungsblatt vom 12. April 1867, F 
a. a. O. N. F. Bd. IV S. 315. 
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befleiden können, wahlberechtigt? ), wählbar aber die 30 Jahre 
alten Wähler der Stadt Braunſchweig fein follten ?°). Die Han⸗ 
delskammer, welche von den Eintragungen in das Handelsregiſter 
in Kenntnis zu ſetzen war, N durch ihre e die Wahl 
zu leiten 24). 

Die Handelsgerichtsſachen follten ſummariſch tt Meßſachen 
mit beſonderer Beſchleunigung behandelt werden, das faktiſche 
Material durfte in einem Rezeß, der zur Berichtigung zurückgegeben 
werden konnte, zu den Akten übergeben werden?“) 20). 
| In den Sitzungen mußten ſämtliche Mitglieder oder ihre 

Vertreter anweſend ſein, es konnte aber der Vorſitzende oder ein 
Vertreter proviſoriſche Verfügungen, insbeſondere Arreſte, vor⸗ 
behaltlich der Rechtfertigung vor verſammeltem Gericht, allein er⸗ 
laſſen und jedes der rechtsgelehrten Mitglieder war befugt, Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſcheide zu erlaſſen und Urteile für vollſtreckbar zu 
erklären; in allen dieſen Fällen . es keines Beſchluſſes 
des Geſamtgerichts 2“) 

Dieſen Einzelverbeſſerungen gegenüber bob dann das Geſetz 
vom 10. Auguſt 186722) die 88 1—19 des Geſetzes von 1850 
ganz auf und erſetzte ſie durch 21 andere. 

Das Gericht ſollte dem Obergericht untergeordnet, den Kreis 
gerichten nebengeordnet ſein. Die Stadtgerichte und Amtsgerichte 


ſeollten verpflichtet fein, feine Aufträge zu erledigen??). Der Vor⸗ 


ſitzende führte den Titel „Handelsgerichtsdirektor“ und wurde vom 
Herzog ernannt, nur der rechtsgelehrte Handelsrichter war Mit⸗ 
glied des 5 en cue Die kaufmänniſchen 


22) 8 1. 28) f 2. 
= § 3. 25) § 5. i 
26) „Das Verfahren ift durch die regelmäßig e 


Friſten (§ 11 der Marktgerichtsordnung), durch Nichtzulaſſung von Advokaten 


und Prokuratoren in den meiſten Fällen, ſowie durch Nichtberückſichtigung der 
dilatoriſchen Einreden und Ladungen sub poena confessi et convicti (§ 8) 
und durch die terminlichen Verhandlungen über den Beweis (§ 9) ſehr abge⸗ 
kürzt; die Verordnung vom 3. Februar 1814 § 14 hat auch die eee 
aufgehoben.“ Schneider a. a. O. S. 141. | 
1) 8 6. N 

26) Geſetz⸗ und Verordn. Bl. vom 28. Bi 1867, Zentralorgan a. a. O. 
N. F. Bd. IV S. 316. 

25) § 1. *) §§ 8, 4 unb 5. 
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Richter wurden auf drei Jahre gewählt, jedes Jahr trat ein Mit⸗ 
glied und ein Stellvertreter aus!). Die Beſtimmungen über die 
Wahl wurden nur ergänzt ??). Befreiungsgründe waren ins⸗ 
beſondere das 60. Lebensjahr und Bekleidung des Handelsrichter⸗ 
amts im vorigen Jahre 3°), über andere entſchied die Handelskammer. 
Der Verluſt einer für die Wählbarkeit erforderlichen Eigen⸗ 
ſchaft hatte das Ausſcheiden aus dem Gerichte zur Folge ). 


Zweite Abteilung. Sadjfen. 
Erſter Abſchnitt. Leipzig. 
§ 35. 
I. Das Handelsgericht bis 1833. 


Die äußere Geſchichte des Handelsgerichts zu Leipzig wurde 
auf Grund von Archivalien des Rats zu Leipzig bis zum Jahre 
1833 in der „Entſtehung des deutſchen Handelsgerichts“ !) bereits 
dargeſtellt; hier kann lediglich darauf Bezug genommen werden. 
Doch iſt es notwendig, einige die Einrichtung und das Verfahren 
des Gerichts behandelnde Punkte zuſammenfaſſend zu behandeln. 

I. Die urſprüngliche Bitte der Kaufleute war dahin gegangen!), 
daß in Kaufmannsſachen ein „ſonderliches Kaufmannsgericht“ ge⸗ 
ſtattet werden möge; in der Handelsgerichtsordnung ?) war, ſchon 
weit weniger beſtimmt, dem Rat zu Leipzig aufgetragen worden, 
„ein von denen Stadtgerichten verſchiedenes Gericht“ aus der Mitte 
des Rats zu errichten und mit wenigſtens vier Perſonen, „Ge⸗ 
lehrten und Kaufleuten“, zu beſtellen, ohne daß über das Ziffern⸗ 
verhältnis etwas Näheres beſtimmt wurde. Das Gericht ſollte die 
Sachen aufs ſchleunigſte entweder von ſich ſelbſt oder, da hierbei 
etwas Bedenkliches, vermittels bei unſerem Schöppenſtuhl zu Leipzig 
eingeholten rechtlichen Erkenntniſſes entſcheiden. Indem nun einer⸗ 


51) § 9. 33) § 12. 
38) § 13. $4) § 17. 

1) a. a. O. S. 122—138; vgl. aber auch oben Anm. 57 zu § 24. In 
Einzelheiten befördert unſere Kenntnis das Aktenmaterial des Kramerarchivs; 
leider reißt Biedermann, Geſchichte der Leipziger Kramerinnung 1477 bis 
1880 die Darſtellung auseinander (vgl. S. 47 ff. und 113 ff.). 

a. a. O. S. 126. 8) Z. 1. 


Erſter Abſchnitt. Leipzig. | 129. 


ſeits das letztere Verfahren, bei welchem an ſich die kaufmänniſchen 
Mitglieder von der Entfcheidung ausgeſchloſſen waren, immer mehr 
überhandnahm, andererſeits auch im Handelsgericht ſelbſt der 
Schwerpunkt auf die juriſtiſchen Mitglieder fiel, verringerte ſich 

im gleichen Maße die Bedeutung der kaufmänniſchen Mitglieder. 

So beſtätigt Genfel®), daß in neuerer Zeit und bis zur Ein⸗ 
führung des HGB. die kaufmänniſchen Beiſitzer faſt nur dem 
Namen nach beſtanden. 

Als ein gewiſſer Anaſtaſius Papapanno wegen angeblich f 
widerrechtlich erwirkten und erlaſſenen Wechſelarreſts eine Ent: 
ſchädigungsklage gegen den Kaufmann Kiriak Baſili von Chem⸗ 
nitz und das Handelsgericht zu Leipzig 1796 zum Oberhofgericht 
eingereicht hatte), da ſpricht das im weſentlichen abweiſende Er: 
kenntnis vom 15. Juni 1796 ſchlechtweg von den Syndiken des 
Handelsgerichts zu Leipzig als den Beklagten. 

Beſonders intereſſant ift aber ein Geſuch !) des Handlungs⸗ 
konſulenten Dr. Wieſand, der Handlungsdeputierten und der 
Kramermeiſter an die Krone um Verbeſſerung des Handelsgericht ⸗ 
prozeſſes vom 7. März 1825. Hier wird insbefondere über die 
häufige Abgabe der Akten vom Handelsgericht an den Schöppen⸗ 
ſtuhl Klage geführt, ſo daß das Erkenntnis ſehr häufig nicht von 
dem Gericht gefällt werde, das in Handelsſachen Erfahrung habe. 
In Vorſchlag war zu dieſem Punkte gebracht, daß künftig das 
erſte Erkenntnis vom Handelsgericht ſelbſt gefällt werden müſſe, 


jedoch binnen 4 Wochen vom Schluß der Akten ab der Beſcheid 


zu eröffnen ſei, daß ferner jede Entſcheidung vom Vorſitzenden mit 
den gelehrten Richtern beraten werden müſſe, ſobald aber bei der 


Entſcheidung merkantiliſche Erfahrung von Wichtigkeit und Einfluß 


ſei, die dem Gericht beiſitzenden Kaufleute nach des Vorſitzenden 


Ermeſſen beigezogen werden ſollten. Die ſelbſtverſtändlich er⸗ 


ſcheinende Forderung wird alſo als etwas ganz Neues vorgetragen. 
| Der Schöppenſtuhl ſollte in zweiter Inſtanz entſcheiden. | 
f Der Rat’) ſpricht ſich auch energiſch gegen die Eingabe in 


N 4) Dr. Walter Julius Genſel, Der Entwurf einer bürgerlichen 
Prozeßordnung für Sachſen und die Handelsgerichte, Leipzig 1864 S. 8. 
ne 6) Akten des Rats zu Leipzig I. Sekt. Tit. XIII Nr. 21. 
e) Ebenda I. Sekt. Tit. XIII Nr. 33. 7 
) Berichte vom 29. April und 29. Oktober 1825. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilageheft.) 9 
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dieſen Punkten aus. Vielleicht bei keinem Gegenſtand rechtlicher 
Entſcheidung ſei die Kenntnis des Geſchäfts ſo unentbehrlich als 
bei Handelsſachen, aber gerade dieſe Kenntnis, die nur durch lange, 
reiche Erfahrung, nicht in den Schulen der Rechtsgelehrten erlangt 
werde, — beſitze der Schöppenſtuhl, der ſeit anderthalb Jahr⸗ 
hunderten die Handelsſtreitigkeiten erledige. Dagegen wurde aber 
von höchſter Stelle mit Reſkript vom 16. November 1826 erklärt, 
die Eingabe ſei nicht von der Hand zu weiſen, Zweck des Handels⸗ 
gerichts ſei es innerhalb und außerhalb Deutſchlands insbeſondere, 
die Erkenntniſſe ſelbſt abzufaſſen; wenn es zu viel Arbeit gebe, 
möge man ſich äußern, ob ein dritter rechtsgelehrter Richter bei- 
gegeben werden follte ®) und wie es mit dem votum der Kaufleute, 
decisivum oder consultativum, gehalten werden ſollte. Und nun 
beharrten die Verordneten zum Handelsgericht, darunter die zwei 
Juriſten Dr. Kind und Dr. Karl Einert, nicht nur auf ihrem 
Standpunkt, ſondern ſie erklärten geradezu, durch den Vorſchlag 
würde das Gericht aus ſeiner bisherigen Stellung verändert, es 
würde zu einem Spruchkollegium werden! So weit war man von 
der urſprünglichen Abſicht abgekommen. Wie ſehr die Entſchei⸗ 
dungen des Schöppenſtuhls in zweifelhaften Fällen, d. h. in wirk⸗ 
lich ſtreitigen Rechtsfragen, durchaus die Regel waren, das erſieht 
man insbeſondere aus einem Gutachten des Handelsgerichts vom 
22. Auguſt 1828 über die Frage, ob der Befehl vom 3. April 1683 
vom Valor derer Handelsbücher?) einer Verbeſſerung bedürfe 10). 
Der die Frage bejahende ausführliche Bericht erörtert das ganze 
Gebiet der Beweisführung mit Handelsbüchern 10) (die einzelnen 
erforderlich zu erachtenden Bücher und ihre Eigenſchaften, die 
Perſon des Beweisführers, die Art der Vorlage, den Grad des 
Beweiſes, die Ergänzung desſelben ꝛc.) faſt ausſchließlich durch 
Anführung von Präjudizien des Schöppenſtuhls und des Appel⸗ 
lationsgerichts. 


6) Es wurde alſo doch die Handelsgerichtsordnung fo ausgelegt, daß 
auf Juriſten und Kaufleute je die Hälfte treffen ſollte. 

9) Vgl. Meißner a. a. O. S. 318. 

10) Akten I. Sekt. Tit. XIII Nr. 32; vgl. auch das Separatvotum von 
Dr. Karl Einert S. 39—95; auch Entſtehung S. 136 f. 

10a) Zu dem für Leipzig grundlegenden Art. XX der Handelsgerichts⸗ 
ordnung vgl. Pöhls I S. 360 Anm. 2. 
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II. Trotzdem war der befondere, das Leipziger Handelsgericht 
auszeichnende Charakter der des Meßgerichts. Das ſprach ſich vor 
allem in der Zuſtändigkeit aus, wonach „auswärtige Kaufleute, 
welche daher handeln und dafelbſt anzutreffen, wenn ſie gleich nur 
durchreiſen oder auch ihre Faktoren, Güter und Handelseffekten 
allda haben“ !), vor dieſem Gerichte Recht nehmen mußten; z. B. 
ſagte Genſel 1), der die Vorſchrift nur durch die frühere relativ 
größere Bedeutung der Leipziger Meſſen für gerechtfertigt hielt, 
ein New Yorker Kaufmann könne einen Petersburger, der zur 
Meſſe in Leipzig iſt, wegen eines beim Beklagten abgeſchloſſenen, 
beim Kläger zu erfüllenden Vertrages beim Leipziger Handels⸗ 
gericht verklagen. Genſel !) beſtätigt auch, daß dieſes Gericht 
ſeine Haupttätigkeit während der Meſſen entfalte, daß es regel⸗ 
mäßig mehrere Sitzungen wöchentlich halte, während eines Teils 
der Meſſen aber ſogar täglich. 

Damit hing die ſummariſche Art des Prozeßbeginns zu⸗ 
ſammen: ohne ſchriftliche Klage, auf die bloße Anmeldung (z. B. 
100 Taler Warenforderung) wurde der Beklagte durch die Boten 
zur nächſten Sitzung vorgeladen “). Der Charakter als Meß: 
gericht bedingte auch tunlichſte Beſchleunigung; wenn auch oft das 
Verfahren in dieſer Beziehung zu wünſchen ließ, ſo wurde doch 
faſt ſtändig beraten, wie man die Sache verbeſſern könne 19). So 
fanden auch noch 1823 Erhebungen über Abkürzung der Gegen⸗ 
beſcheinigungsfriſt 15) ftatt, die zu einem abkürzenden Reſkript vom 
2. November 1824 führten, woran ſich dann wieder das bereits 
erwähnte Geſuch vom 7. März 1825 anreihte 17); eine Verordnung 
vom 8. Juni 1832 18) beſchleunigte das Appellationsverfahren, bis 
dann vom Jahre 1833 ab umfaſſendere Maßregeln erfolgten. 


11) Handelsgerichtsordnung von 1682 Ziff. III. 

12) a. a. O. S. 16. 

18) a. a. O. S. 9. 

14) Handelsgerichtsordnung Z. V; Genſel a. a. O. S. 8; vgl. Reſolu⸗ 
tion vom 16. April 1720 Z. 1; Freiesleben, Handbuch der .. . Zivilprozeß⸗ 
geſetze des Königreichs Sachſen I. Teil S. 63. 

15) Entſtehung S. 187 und 138. 

16) Akten I. Sekt. Tit. XIII Nr. 30. 

17) Oben S. 129. 

18) Freiesleben a. a. O. II. Teil S. 328 und 1829. 
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| 8 36. 
II. Das Leipziger Handelsgericht von 1833 ab. 


I. Das Geſetz vom 21. September 1833, einige Beſtimmungen 
in Anfehung des Handelsgerichtsprozeſſes betreffend !), ſuchte die 
Hinderniſſe zu beheben, welche der bei Einführung des Handels⸗ 
gerichtsprozeſſes beabſichtigten Beſchleunigung entgegenftanden 2°), 
verkürzte Friſten und ſetzte ſolche feſt, die vorher nicht beſtanden, 
insbeſondere auch für die bei Beſcheinigung oder Gegenbeſcheinigung 
angetragenen Eide ?), wendete Beſchleunigungsmittel, die für den 
gewöhnlichen Prozeß gegeben waren, ausdrücklich auch für den 
Handelsgerichtsprozeß an und regelte insbeſondere die ſofortige 
Verkündigung und Vollſtreckung des „Beſcheids“, aus welchem ſo⸗ 
fortiger Perſonalarreſt ſo lange zuläſſig war, bis durch das zweite, 
wenn auch appellable, Erkenntnis dieſer „Beſcheid“ wieder auf⸗ 
gehoben war? ?). 

II. Das Geſetz über privilegierte Gerichtsſtände und einige 
damit zufammenhängende Gegenſtände vom 28. Januar 1835 2°) 
unterſchied vom privilegierten Gerichtsſtand als „Kauſalgerichts⸗ 
ſtand“ ) denjenigen in Handelsſachen nach Maßgabe der des: 
fallſigen Beſtimmungen, denen Zivilprozeßſtreitigkeiten über Eigen⸗ 
tum und Verlagsrechte an Büchern ?°) gleichſtehen ſollten. 

III. Damals ſchwebten ſchon Verhandlungen über Einführung 
von Handelsgerichten an anderen Orten wie Leipzig, und es wurde 
deshalb in § 24 Ziff. 1 des genannten Geſetzes dasſelbe ausdrück⸗ 
lich neben Leipzig auch für diejenigen Orte ſonſt vorgeſehen, an 
denen Handelsgerichte errichtet werden ſollten. Während des Land⸗ 
tags von 1836 wurde in dieſer Hinſicht beſonders verhandelt, und 
es erging das Dekret vom 10. April 1837 2°). 

IV. Durch das Geſetz, die Entſcheidung einiger zweifelhaften 
Rechtsfragen betreffend, vom 19. Februar 1838 25) wurde aus⸗ 


19) Freiesleben a. a. O. S. 336. ö 
20) Einleitung. 20 § 1. 22) §§ 8—10.. 
23) Freiesleben II. Teil S. 361 ff. 
24) § 24 Ziff. 1. 25) § 23 Ziff. 1. | ' 
26) Bal. Haubold⸗Hänſel, Lehrbuch des Königl. ſächſ. Privatrechts 
2. Abt. 1848 § 414 Anm. c und Zitate. 
*) Freiesleben a. a. O. III. Teil S. 112. 
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Ä drüclich e daß Erkenntniſſe des Handelsgerichts zu 


Leipzig, nach welchen der Verklagte zur Erfüllung der eingeklagten 


Verbindlichkeit in Gemäßheit der Handelsgerichtsordnung vom 
21. Dezember 1682 nach Handelsgerichtsgebrauch anzuhalten ſei, auch 
von Gerichten außerhalb Leipzigs mittels perfönlichen Arreſts des 


Schuldners zu vollſtrecken ſeien. 


Haubold⸗Hänſel 25) erklärt, daß mit dieſer Beftimmung 
das Leipziger Handelsgericht aufgehört habe, eine bloß ſtatu⸗ 
tariſche Einrichtung zu ſein. Vgl. dann Organiſationsgeſetz vom 
11. Auguſt 1855 § 20 und Verordnung vom 13. September 1856 
8 119), 


Zweiter Abſchnitt. Die allgemeine Regelung. 
| § 37. 


| Das ene zum Allgemeinen Deutſchen 
| Handelsgeſetzbuch. 


Das ſächſiſche Einführungsgeſetz zum HGB. vom 30. Oktober 
1861 °°) beſtimmte in § 5 zu Art. 3 des HGB., daß an Orten, 
wo ein Bedürfnis ſich herausſtellt, Handelsgerichte, beſtehend aus 
rechtskundigen und aus dem Handelsſtande angehörigen, beiderſeits 
ſtimmberechtigten Mitgliedern errichtet werden ſollten. Gemäß 
§ 20 dieſes Geſetzes wurde hierzu von den Minifterien der Juſtiz 
und des Innern eine Ausführungsverordnung vom 30. Dezember 
1861 erlaſſen ), welche in den 88 1—13 die Organiſation und 
Zuſtändigkeit der Handelsgerichte und ſonſtigen in Handelsſachen 
erkennenden Gerichte und das Verfahren vor denfelben regelte. 
Danach ſollten an den Orten, an welchen ſich Bezirksgerichte be⸗ 
finden, für den gerichtsamtlichen Bezirk derſelben “) vom 1. März 
1862 ab Handelsgerichte gebildet werden und jedes derſelben aus 


28) a. a. O. S. 52. 

29) Oſterloh, Der ordentliche bürgerliche Prozeß nach Königl. ſächſ. 
Rechte Bd. I 4. Aufl. 1860 S. 272 Anm. 1. 

30) Siegmaun, Die Einführung des Handelsgeſetzbuchs im Königreich 
Sachſen, in der Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. VI S. 96 f. 

31) Ebenda S. 88 f. 

32) Gemeindebezirk der Stadt, in der ſich das Bezirksgericht befindet. 
Siegmann a. a. O. S. 92 Anm. **. 
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zwei Mitgliedern des Bezirksgerichts und drei Kaufleuten beſtehen, 
welch letztere bei etwaiger Vermehrung immer die Mehrheit um 
eine Stelle bilden ſollten; zur Beſchlußfähigkeit ſollte die Anweſen⸗ 
heit mindeſtens eines rechtsgelehrten Mitglieds neben zwei kauf⸗ 
männiſchen erforderlich ſein, den letzteren volles Stimmrecht zu⸗ 
ftehen ). 

Es war vorgeſehen, daß der Vorſitzende bezw. das zweite 
rechtsgelehrte Mitglied ermächtigt ſein ſollte, in gewiſſen Fällen 
allein zu entſcheiden, nämlich in geringen und ganz geringen Rechts⸗ 
ſachen ?“), ferner in Angelegenheiten, welche eine ſchleunige Be: 
handlung erfordern, namentlich in Wechſelſachen, endlich konnten 
alle die Prozeßleitung betreffenden Geſchäfte ohne Zuziehung der 
Handelsrichter erledigt werden. Für die Handelsrichter waren 
Stellvertreter vorgefehen, die insbeſondere auch vom Vorſitzenden 
einberufen werden konnten, falls von ihnen in einer beſtimmten 
Sparte eine beſondere Sachkenntnis vorausgeſetzt werden konnte. 

Die rechtsgelehrten Richter wurden vom Juſtizminiſterium be⸗ 
ſtimmt, die kaufmänniſchen nach Errichtung der Handelskammern 
aus einem von der Handelskammer des Bezirks ausgehenden Vor⸗ 
ſchlag vom König ernannt. 

Die Kompetenz erſtreckte ſich auf Anſprüche gegen Kaufleute 
aus Handelsgeſchäften, auf Anſprüche aus Wechſeln und kauf⸗ 
männiſchen Anweiſungen und auf weitere beſonders aufgeführte 
Fälle 3°). 

Dieſe Beſtimmungen follten, in Abänderung von II und III 
der Handelsgerichtsordnung von 1682, auch für das Handelsgericht 
der Stadt Leipzig gelten, jedoch ſollte es dabei?“) bewenden, daß 
Kaufleute, welche nach Leipzig handeln und daſelbſt anzutreffen 
ſind oder ihre Faktoren, Güter und Handelseffekten dort haben, 


ss) Siegmann a. a. O. S. 93 fragt noch bezeichnender Weiſe: alſo 
auch über reine Prozeßfragen? 

$4) Über 100 bezw. 50 Taler, ſiehe Siegmann a. a. O. S. 93 und 
Anm. *. 

350 § 8 Ziff. 1—11. 

36) Oben S. 131; vgl. über das Verhältnis von § 8 der Verordn. zu 
II/III der Leipziger Handelsgerichtsordnung Erkenntnis des Oberappellations⸗ 
gerichts Dresden vom 7. April 1865 in Siebenhaars Archiv für deutſches 
Wechſelrecht und Handelsrecht Bd. XV S. 208; ferner Entſch. des ROG. 
Bd. XI S. 341 und Bd. VII S. 237. 
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in den zur Kognition des Handelsgerichts gehörigen Rechtsſachen 
vor dieſem Recht zu nehmen haben, auch ſollte das Handelsgericht 
zu Leipzig aus Mietverträgen über Handelslokalitäten dortſelbſt 
gegen Kaufleute urteilen. 

Weitere Beſtimmungen betrafen den Gerichtsſtand der Nieder⸗ 
laſſung ?“) und der Geſellſchaft 38). 

Das Verfahren war das allgemeine, beim Handelsgericht in 
Leipzig das von 1682 und 1833. Über Gegenſtände kaufmänniſcher 
Begutachtung und über das Vorhandenſein von Handelsgebräuchen 
konnten auch dieſe Handelsgerichte auf Grund eigener Sachkunde 
urteilen, nur war die Zuſtändigkeit der Sachverſtändigenvereine 
in Fragen des Nachdrucks ꝛc. ausdrücklich vorbehalten 3°). 

Die Untergerichte der Bezirksgerichte, abgeſehen von dem am 
Sitze desſelben, ſollten ebenfalls an die Stelle der Handelsgerichte 
treten, mit derſelben Kompetenz wie dieſe, ſie ſollten zur eigenen 
Inſtruktion kaufmänniſche Sachverſtändige von Amts wegen bei⸗ 
ziehen und konnten dann auf Grund der eigenen Sachkenntnis der 
zugezogenen Sachverſtändigen entſcheiden “)), fie konnten aber auch 
die Sachen, mit Ausnahme der ganz geringwertigen, an das vor⸗ 
gefetzte Bezirksgericht zur handelsrechtlichen Verbeſcheidung ein⸗ 
ſenden, und mußten dies auf Antrag einer Partei. Die Parteien 
konnten auch direkt auf das Handelsgericht am Bezirksgericht kom⸗ 
promittieren. 

Die Art der Ausführung erſieht man wieder aus der Streit⸗ 
{drift Genfels. Es wurden z. B. im Jahre 1863 vom Handels⸗ 
gericht Chemnitz 431 einzelrichterliche Beſcheide erteilt, davon 211 
in Wechſelſachen, dagegen nur 84 größere Rechtsſachen (59 beim 
Handelsgericht anhängig gemachte und 25 zur Entſcheidung ein⸗ 
geſendete der Gerichtsämter) in elf geheimen Sitzungen unte Mit⸗ 
wirkung der kaufmänniſchen Richter entſchieden! !“). Im ganzen 
waren es 16 folder Handelsgerichte *?). 

Der Entwurf einer bürgerlichen Prozeßordnung für Sachſen 
behielt die Organiſation der Handelsgerichte bei!“), jah auch in 
zweiter Inſtanz wie bisher von ſolchen ab“), wogegen ſich 


87) § 9. 88) § 10. 30) § 11. 

40) Vgl. hierzu Siegmann a. a. O. S. 97—99. 
41) a. a. O. S. 8. 42) a. a. O. S. 7. 

8 7. 40 § 15. 
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Senfels) wendete und wollte ben Handelagerichten in größeren 
Sachen direkte Kompetenz für den ganzen Bezirksgerichtsſprengel 
erteilen“). Die dem rechtsgelehrten Richter eingeräumte Befug⸗ 
nis), nach eigenem Ermeſſen nicht nur ſchleunige und Wechſel⸗ 
ſachen, ſondern auch alle ſolche bis zu 100 Talern allein zu ent⸗ 
ſcheiden, wurde als zu weitgehend bekämpft“). Die Zuſtändigkeit 
wurde im weſentlichen unverändert belaſſen“ “). Die perſönliche 
Haft als Exekutionsmittel geſtattete der Entwurf, abgeſehen von 
Wechſelſachen, nur gegen Kaufleute 5°). 

In letzterer Beziehung erging, während der Entwurf einer 
bürgerlichen Prozeßordnung nicht Geſetz wurde, ein Geſetz vom 
14. März 1870 550, welches im Wechſelprozeß die Haft als Voll⸗ 
ſtreckungsmittel näher regelte und ſie für den Prozeß am Handels⸗ 
gericht Leipzig auch für rechtskräftige Sachen in anderer Prozeßart 
beibehielt; insbeſondere auch gegen Ausländer, wenn die Voll⸗ 
ſtreckung in ihrem Heimatlande nicht geſichert war ), ferner auf 
Grund Ziff. XIII und XX der Handelsgerichtsordnung und 88 8 
bis 10 des Geſetzes vom 21. September 1833. Schon vorher 


hatte § 17 der Ausführungsverordnung zu dem Geſetz, betreffend die 


Abkürzung und Vereinfachung des bürgerlichen Prozeßverfahrens, 

beide vom 30. Dezember 1861, diejenigen Beſtimmungen des ge⸗ 

nännten Gefetzes bezeichnet, welche auch auf den Leipziger Handels⸗ 
gerichtsprozeß Anwendung finden ſollten ö). ' 


43) Henſel a. a. O. S. 14. 


48) § 6. 47) § 1083. 
48) a. a. O. S. 15. 
4°) § 1082. 50) § 1037. 


. 51) Val. Zeitſchr. für das gef. Sunbelötent Bd. XV S. 519—526; Ges 
ſetz⸗ und Verordn. Bl. Nr. 84; Zentralorgan N. F. Bd. VI S. 525 f. 

52) §§ 28, 1—6, 8—10 des Geſetzes. 

63) Vgl. Wend, Die Königl. ſächſ. Zivilprozeßnovelle 1866 S. 4 
Anm. 4 ff. 
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L Bis zur r Auflöſung des alten Reiches. 


| Bereits in der „Entſtehung des deutſchen Handelsgerichts“ ) 
wurde als auffallend hervorgehoben, daß Hamburg, die Banner⸗ 
- trägerin des neuen deutſchen Handelsrechts, verhältnismäßig ſpät 
zu einem eigenen Handelsgerichte gekommen iſt. Zugleich wurde 
aber auch?) ſchon auf die verſchiedenen früheren Anſätze hierzu, 
insbeſondere ſeerechtlicher Art, hingewieſen. Als Kaufmannsgilde 
erſcheint die Korporation „des gemeinen Kaufmanns“, urſprünglich 
gebildet durch die Geſellſchaften der Englandsfahrer, der Flander⸗ 
fahrer und, ſchon ſpäter, der Schonenfahrer !), endlich noch ſpäter 
der Bergenfahrer. Der aus den drei erſteren Geſellſchaften hervor⸗ 
gegangene Kaufmannsrat von 1517, wie die ſpäteren Vorſtände 
der Kaufmannſchaft hatten ihre Hauptaufmerkſamkeit der Einrich⸗ 
tung und dem Schutze der Schiffahrt, insbeſondere der gemein⸗ 
ſchaftlichen Konvois zu widmen“); gewiſſe adminiſtrative und 
polizeiliche Befugniſſe übten dabei die Vorſteher der einzelnen Ge⸗ 
ſellſchaften, die ſogenannten Frachtherrn, aus ). Als die Geſell⸗ 


ſchaften und der aus ihnen gewählte Vorſtand feine Bedeutung 


verloren hatten, traten „die allhier zur See handelnden Kaufleute“ 
zuſammen und wählten 1665 die Kommerzdeputation, die ſeitdem 
ihr Vorſtand und Vertreter wurde). Schon 16237) war auf 
Veranlaſſung der Kaufmannfchaft ein neues Kollegium, die Admiral⸗ 


1) S. 142. 2) S. 142 und 143. 

2) C. H. Kirchenpauer, Die alte Börſe, ihre Gründer und ihre Vor⸗ 
ſteher 1841 S. 15 ff. 

4) Ebenda S. 22 f., 29, 36. 

5) „Fundation der Börſenalten“ S. 12 f.; Kirchenpauer a. a. O. S. 24 
Anm. 65; Kleſeker, Geſetze und Verf. Bd. VI S. 425 ff. 

6) Kirchenpauer a. a. O. S. 29; für die frühere Zeit: Entſtehung 
S. 142. 

7) Kirchenpauer a. a. O. S. 43; Entſtehung S. 142. 
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ſchaft, eingeſetzt worden, beſtehend aus Ratsmitgliedern, Deputierten 
der Kaufmannſchaft, welche aus der Zahl der zur See handelnden 
Kaufleute gewählt und in kurzen Zwiſchenräumen ergänzt wurden, 
und zwei Alten der Schiffergeſellfchaft. Auf diefe Admiralität ging 
die Aufſicht auf das Seeweſen und die polizeiliche Jurisdiktion in 
Frachtſachen von den Alterleuten des Kaufmanns, ſeit dem 17. Jahr⸗ 
hundert „Börſenalten“ genannt, über, und neben vielen anderen 
Funktionen kam ihnen insbeſondere die Jurisdiktion erſter Inſtanz 
in allen See⸗, Fracht⸗ und Aſſekuranzſachen zu, wobei die Ad⸗ 
miralität als delegiertes Gericht des Obergerichts fungierte ®); da⸗ 
neben beſtand eine polizeiliche und untergeordnete Zuſtändigkeit der 
Duepe⸗ und Havenherrn ſowie des Waſſerſchouts ). 

Immerhin brach ſich um die Mitte des 18. Jahrhunderts die 
Überzeugung von der Notwendigkeit eines Handelsgerichts auch in 
Hamburg Bahn, und am 18. September 1750 trug daher die 
Kommerzdeputation auf Veranlaſſung „anſehnlicher Kaufleute der 
Börſe“ die Bitte um Einführung eines ſolchen Gerichts als Wunſch 
des geſamten Handelsſtandes vor 10). Der Senat ging aber nicht 
auf die Sache ein, er verwies in ſeinem Beſcheide vom 26. März 
1751 auf die beſtehenden Gerichte, insbeſondere das Admiralitäts⸗ 
gericht, und machte geltend, daß der Zweck, die Beſchleunigung der 
Merkantilſachen, ſo lange nicht erreicht würde, als die Möglichkeit 
der Appellation beſtehe. 

Die nächſten Beſtrebungen gingen nun dahin, die Appellation 
an die Reichsgerichte und das Inſtitut der Aktenverſendung, das 
man ſelbſt bei den der Appellation entzogenen Sachen für zuläfſig 
erachtete, in Handelsfachen zu befeitigen. Georg Heinrich 
Sieveking ſchlug in einem Vortrag vom 17. November 179111) 
freiwilligen Verzicht hierauf in Prozeſſen unter Bürgern vor, der 
Senator Dr. Günther konſtruierte den Vorſchlag als freiwilliges 


8) Langenbeck, Seerecht S. 321—330; Kirchenpauer a. a. O. 
S. 44; M. Pöhls, Darſtellung des gemeinen deutſchen und des hamburgiſchen 
Handelsrechts Bd. I S. 86. 

9) Pöhls a. a. O. Bd. I S. 361; Entſtehung S. 143. 

10) Sutor, Die Errichtung des Handelsgerichts in Hamburg 1866 
S. 4f. 

11) Verhandl. der Geſellſchaft zur Beförderung der Künſte und nützlichen 
Gewerbe Bd. IV; Sutor a. a. O. S. 5. 
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perpetuelles Kompromiß im Wege einer Vereinigung 17), der Syn: 
dikus Nikolaus Matſen in einem im hamburgiſchen Stadt⸗ 
archiv erhaltenen, handfchriftlichen Entwurf für eine Handels⸗ 
gerichtsordnung 13), ſowie Johann Michael Gries in einer 
1798 erſchienenen Schrift „Über die Notwendigkeit und die Cin: 
richtung eines Handelsgerichts für Hamburg“ !) kamen auf die 
der Stadt Hamburg erteilten Privilegien von 1554 und 1603, 
wonach in Handelsſachen nicht an die Reichsgerichte appelliert werden 
durfte 1°), zurück, womit Gries, um auch die Aktenverſendung 
auszuſchließen, den Vorſchlag verband, die Kaufleute ſollten ſämt⸗ 
lich durch Unterſchrift im Börſenſale auf Appellation an die Reichs⸗ 
gerichte und Aktenverſendung verzichten, alſo genau das, was 
Sieveking und Günther vorgeſchlagen hatten. Matfen wollte 
ein rein kaufmänniſches Gericht mit einem Syndikus, dem nur bei 
Stimmengleichheit entſcheidende Stimme zukommen ſollte, ſchnelles 
Verfahren, bis 600 fl. Banko ohne Appellation, ſonſt Berufung an 
das Obergericht; Advokaten waren zugelaſſen; intereſſant iſt, daß 
für den erſten Termin!) hiervon eine Ausnahme gemacht und bei 
Strafe den Parteien vorgeſchrieben war, ſelbſt zu erſcheinen. 
Gries, welcher hauptſächlich den Klagen über die Langſamkeit 
der Juſtiz und die Unbeſtimmtheit ihrer Grundſätze abhelfen wollte, 
ſchlug als Beſetzung einige Senatoren, zwei graduierte, eigens hier 
zu beſchäftigende Juriſten und etwa ſieben Kaufleute vor; die Ent⸗ 
ſcheidungen in Fällen, für welche kein beſonderes Geſetz beſteht, 
ſeien dem Senate vorzulegen und von dieſem, eventuell mit deſſen 
abweichender Anſicht, der Bürgerfchaft zur definitiven Entſcheidung. 

Dieſe Beſtrebungen wurden durch die politiſchen Ereigniſſe jäh 
unterbrochen. Nach der Niederlegung der deutſchen Kaiferkrone 
durch Kaiſer Franz wurde die Kaiſerliche freie Reichsſtadt Hamburg 
am 20. Auguſt 1806 zur Freien Hanſeſtadt, und damit war ſie 
Herrin ihrer Einrichtungen geworden, die Frage der Appellation 
an die Reichsgerichte war von ſelbſt gelöſt. Am 10. Dezember 
1810 aber wurden die drei Hanfeſtädte Hamburg, Lübeck und 
Bremen mit dem franzöſiſchen Reiche vereinigt. 


12) Sutor a. a. O. S. 6. 

18) Ebenda S. 9f. 14) Ebenda S. 12. 
15) Entſtehung S. 141. 

158) Alſo Vortermin! 
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8 39. 
II. Das franzöſiſche Handelsgericht. 


Nachdem am 12. Februar 1811 die ſofortige Bildung eines 
proviſoriſchen Obergerichts angeordnet worden war, regelte ein 
Dekret vom 4. Juli 1811 die Generalorganiſation des hanſeatiſchen 
Departements und verfügte insbeſondere, daß in den Städten 
Hamburg, Bremen, Lübeck, Osnabrück und Travemünde je ein 
Kommerztribunal errichtet werden ſollte 10). 

Der Einrichtung und dem Verfahren lagen ſelbſtverſtändlich 
die Beſtimmungen des Code de commerce zu Grunde, ſpeziell für 
Hamburg war beſtimmt, daß das Gericht aus einem Präſidenten, 
der ein graduierter Juriſt ſein könne, acht Handelsrichtern, die 
Kaufleute ſein müßten, zu beſtehen habe und zwei Sektionen bilden 
ſollte. Bis zur Bildung und Einſetzung des Kommerztribunals, 
die am 11. Februar 1813 erfolgte, fungierte das Gericht erſter 
Inſtanz als Handelsgericht. 

Am 28. April 1812 hatte ſich die Kommerzdeputation auf⸗ 
gelöſt und hatte Archiv und Kaſſe der neugebildeten Handelskammer 
übergeben. Erſtere Behörde hatte aber noch die Liſte der als 
Wähler zum Handelsgericht geeigneten Kaufleute, 103 Namen um⸗ 
faſſend, aufgeftellt. 
| Das Tribunal hat 87 Sitzungen von je etwa 3—4 Stunden 
Dauer gehalten und in jeder Sitzung drei bis vier kontradiktoriſche 
| Sachen erledigt 1). 


§ 40. 
III. Die Zeit der Wiederaufrichtung. 


Am 27. Mai 1814 beſchloſſen Rat und Bürgerſchaft die 
Wiederaufnahme der Freiheit und Selbſtändigkeit Hamburgs, die 
Wiederherſtellung der Grundverfaſſung der Stadt, insbeſondere 
auch der Kämmerei, der Bank⸗ und der Kommerzdeputation, die 
Wiedereinführung der früheren Geſetze, nur die Amterverfaſſung 
blieb weiterer Beratung vorbehalten. 

Dabei kämpften nun die Lobredner der alten Zeit ſowie die⸗ 
jenigen, welche jedes Andenken an die Franzoſenzeit vernichten 


16) Sutor a. a. O. S. 22. 17) Ebenda S. 27. 


Erſter Abſchnitt. en . = 141 


wollten, gegen diejenigen, welche das Gute, das die franzöſiſche 
Herrſchaft gebracht hatte, beizubehalten wünſchten. Da die offiziellen 
Akten zum großen Teil durch den Hamburger Brand vernichtet 
wurden, ſo ſind wir in vielen Dingen auf die zahlreichen Streit⸗ 
ſchriften der damaligen Zeit angewieſen. 

Schon im Jahre 1813 machte der ſpäter als Präſident für 
das Handelsgericht auf die Kandidatenliſte geſetzte Advokat 
Dr. Chr. Koſegarten „Vorſchläge für die Rechtspflege in Ham⸗ 
burg” 1), die hinſichtlich des Handelsgerichts ein rein kaufmänniſches 
Gericht von ſieben Mitgliedern vorſahen, das über Wechſel, Waren⸗ 
empfang und Frachtgelder auf der Stelle definitiv entſcheiden ſollte, 
in anderen Sachen ein rechtsgelehrtes Ober⸗ und ein gemiſchtes 
Reviſionsgericht; für die ſummariſchen Sachen ſollten die Handels⸗ 
richter offenes Gericht halten, in anderen Sachen müßte ſchriftlich 
verfahren werden. Einen ſehr geſunden Gedanken enthält die Vor⸗ 
ſchrift, daß eine zweite Inſtanz nicht den Vergleich der Güte ver⸗ 
ſuchen dürfe. „Es verunglimpft nach einem abgegebenen Urteil 
beſtändig eine Partei, nachher von Richtern zur Beilegung der 
Sache aufgefordert zu werden.“ 

Im ſelben Jahre verfaßte der ſpäter zum Vizepräſes des 
Handelsgerichts erwählte Dr. Spangenberg eine Schrift „Über 
die Notwendigkeit einer Juſtizreform im allgemeinen und beſonders 
über die Notwendigkeit einer Organiſation der hamburgiſchen Ge⸗ 
richte und über die Art, wie diefe Organiſation einzurichten 
wäre“ 19). Er will das Admiralitätsgericht in ein Handelsgericht 
umwandeln, mit Kaufleuten unter juriſtiſchem Vorſitz beſetzt und 
für alle Handelsgeſchäfte zuſtändig; das aus Juriſten zuſammen⸗ 
geſetzte Obergericht ſollte die Chefs der erſten Handelshäuſer zu⸗ 
ziehen und definitiv entſcheiden, während ſonſt ein hanſeatiſches 
Oberappellationsgericht vorgeſchlagen wurde. Das Verfahren ſollte 
mündlich ſein, jedem Richter müßte zuvor aber eine ſummariſche 


Darſtellung des Streitgegenſtandes überreicht werden. Die Not⸗ . 


wendigkeit der Handelsgerichte wird darauf geſtützt, daß beim 
Handel alles nach Billigkeit und gutem Glauben beurteilt werden 
müßte und das ſtrenge Recht nur im äußerſten Notfall anzuwenden 


8) Sutor a. a. O. S. 28. 
19) Ebenda S. 30. 
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ſei, die Billigkeit aber nur aus einer vollſtändigen Kenntnis der 
kaufmänniſchen Verhältniſſe geſchöpft werden könne. 

Dagegen trat der gleichfalls als Vizepräſes des Handels⸗ 
gerichts in Vorſchlag gebrachte Advokat Auguſt Friedrich Ebert 
mit zwei Broſchüren auf. „Soll man in dieſem Augenblick refor⸗ 
mieren?“ 2°) verneint die Frage, will bei den „als Erbteil unſeres 
grauen Altertums überkommenen Einrichtungen“ bleiben und keine 
franzöſiſchen Einrichtungen nachahmen, insbeſondere nicht die Münd⸗ 
lichkeit, während Ebert gegen die Betonung der Billigkeit in der 
Schrift ankämpfte: „Gedanken über die Unrichtigkeit und das Ge⸗ 
fährliche des Grundſatzes: der Richter ſoll bei Entſcheidung der 
Rechtsſtreitigkeiten beſonders in Handelsſachen mehr der allgemeinen 
Billigkeit als dem ſtrengen Recht folgen“? !). Spangenberg 
antwortete dagegen in einer „Abgedrungenen Erklärung gegen eine 
Schrift des Herrn Juſtizrats Ebert“ ??): Der Handel erzeuge 
immer neue, von keinem Geſetze vorgeſehene Fälle; da müſſe das 
Geſetz mit Billigkeit und mit ſteter Berückſichtigung der Abſicht der 
Kontrahenten und ihres guten Glaubens angewendet werden. Dieſe 
Gedanken führte Spangenberg dann weiter aus in den „Ideen 
über die Notwendigkeit und die Organifation eines Handelsgerichts 
für Hamburg” 25). Raſche Juſtizpflege nach aequitas und bona 
fides werde am eheſten durch ein kaufmänniſches Gericht unter 
juriſtiſchem Vorſitz gewährleiſtet. Dazu ſei mündliches Verfahren 
erforderlich, wenn auch nicht gerade die franzöſiſche Plädoirie. 

Ein ähnlich organiſiertes Gericht ſchlug vor Abendroth: 
„Wünſche bei Hamburgs Wiedergeburt 1814“ 24); ſchon unter der 
früheren Verfaſſung ſei der Wunſch nach einem Handelsgericht 
hervorgetreten. Während der franzöſiſchen Herrſchaft habe man 
die wohltätigen Wirkungen desſelben verſpürt, und es ſei zweifellos 
nützlich, dasſelbe beizubehalten. Auch eine weitere Schrift, „Ge⸗ 
danken und Vorſchläge über die künftige Einrichtung unſeres Juſtiz⸗ 
wefens“ 5), kommt zu ähnlichen Ergebniſſen. 

Dagegen ſteht auf einem ſchroff entgegengeſetzten Standpunkt 
die Eingabe d. d. 1. bezw. 3. September 1814 von 19 Advokaten. 


20) Sutor a. a. O. S. 33. 21) Ebenda ©. 34. 
22) Sutor a. a. O. S. 36. 33) Ebenda S. 48. 
2) Sutor a. a. O. S. 45. 

25) Ebenda S. 53. 
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Das früher erſtrebte Handelsgericht ſei durch die franzöſiſche Ein⸗ 
richtung verleidet worden. Das Plädieren eigne ſich am wenigſten 
für den Handelsprozeß. Es ziehe die Sachen auf Monate hinaus, 
bis man daran kommen könne, die Advokaten hätten auch dazu 
keine Zeit. Es ſei für ſchönredende Franzoſen, aber nicht für 
Deutſche. „Nach der Leipziger Schlacht muß auch kein Deutſcher 
mehr plädieren!“ 

Spangenberg hatte auf die ungünſtigen Erfahrungen, die 
auch früher ſchon mit der Aktenverſendung gemacht worden ſeien, 
hingewieſen, und man möchte heute annehmen, daß dieſes Inſtitut 
nicht leicht zurückgewünſcht worden wäre. Tatſächlich aber wendete 
man ſich gegen das in Art. 12 Abſ. III der deutſchen Bundesafte 
den vier Freien Städten vorbehaltene gemeinſchaftliche oberſte Ge⸗ 
richt vom Standpunkt der Aktenverſendung, die nach Abſ. IV 
dieſes Artikels nur dieſes oberſte Gericht ſelbſt geſtatten ſollte. 
Dr. N. v. Graffen, „Bemerkungen, veranlaßt durch die ver? 
änderte Rechtspflege in Hamburg“ 2°), kämpfte ſchon im Eingang?“ 
für die muſterhafte Rechtspflege Hamburgs zur Zeit der höchſten 
Reichsgerichte und weiter?“ für das ſo ſehr heilſame Rechtsmittel 
der Aktenverſendung, indem er zugleich dem Verfaſſer der „Wünſche 
bei Hamburgs Wiedergeburt“ beftritt?*), daß die wohltätigen Wir⸗ 
kungen eines Handelsgerichts wahrgenommen worden ſeien; vorher 
ſei es notwendig, ein Handelsgeſetz zu ſchaffen, unter allen Um⸗ 
ſtänden hätte man das Admiralitätsgericht erweitern ſollen. Da⸗ 
gegen trat Dr. Hudtwalker, „Einige Worte über die Bemer⸗ 
kungen des Herrn Dr. N. v. Graffen veranlaßt durch die ver⸗ 
änderte Rechtspflege in Hamburg” 3%), auf: Das Handelsgericht fei 
die Vorbereitung zum Handelsgeſetzbuch. Die Uſanzen erhalten 
Begrenzung, nehmen mehr Einförmigkeit an und werden geſtützt 
durch Präjudikate !). Speziell gegen die Aktenverſendungen wendete 
ſich „Ein Wort über Aktenverſendungen an deutſche Fakultäten 
oder Schöppenſtühle“ 2). Dieſelben ſeien z. B. für Handelsſachen 
gewiß ſchädlich, da den Mitgliedern der Fakultäten jede Geſchäfts⸗ 
kenntnis abgehe; freilich ſeien auch Handelsgerichte mit wohlgeord⸗ 


26) Hamburg. Zu finden bei Perthes und Beſſer 1816. 
27) S. 8. 28) S. 22/23. 29) S. 25. 

30) Verlagsort und Zeit wie v. Graffen. 3) S. 10. 
32) Bremen 1817 bei Johann Georg Heyſe. 
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neter Rechtspflege unvereinbar ?°). Dagegen traten wieder auf 
„Einige Bemerkungen veranlaßt durch das Bremiſche Eine Wort“ )), 
welche die Handelsgerichte in Schutz nahmen, die Aktenverſendung 
nach Gönners Ausſpruch als Palladium deutſcher Freiheit er⸗ 
klärten und ſich gegen ein gemeinſchaftliches Oberappellationsgericht 
ausſprachen. „Gedanken über die Errichtung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Appellationsgerichts für die vier Freien Städte“ 5) behaup⸗ 
teten dagegen wieder, es ſei eine Seltenheit, einen Univerſitäts⸗ 
lehrer mit gediegenen handelsrechtlichen Kenntniſſen zu finden“); 
die gleiche Tendenz hat die „Beleuchtung der durch das in Bremen 
herausgekommene Eine Wort ꝛc. veranlaßten Bemerkungen ac. 2c.” ), 
ſie beurteilt die Handelsgerichte je nach ihrer Organiſation ver⸗ 
ſchieden?s). In Hamburg fei früher die Rechtspflege ſehr langſam 
geweſen, wofür insbeſondere auf Spangenbergs „Über die Not⸗ 
wendigkeit einer Juſtizreform ꝛc.“ Bezug genommen wurde. Im 
übrigen komme für die Beurteilung des Gerichts ſehr viel auf die 
Perſonen an, die es bilden, insbeſondere auf den Vorſitzenden. 
Der Streit darüber, ob es angängig und rätlich ſei, ſtatt der 
Errichtung eines Oberappellationsgerichts ſich auf die Aktenverſen⸗ 
dung für Hamburg zu beſchränken ), ging noch weiter, ergibt 


33) S. 17. . 
34) Hamburg 1817 bei Hoffmann und Campe. 
35) Hamburg 1817 bei Perthes und Beſſer. 
$8) S. 17. 
87) Bremen 1817 bei Johann Georg Heyſe; vgl. Bülow, „Das 
Ende des Aktenverſendungsrechts, eine Gerichtsverfaſſungsfrage,“ im Archiv für 
die ziviliſt. Praxis Bd. LAV ©. 1—58, wo die Aktenverſendung als Erſetzung 
der ungelehrten Urteiler durch gelehrte betrachtet wird. 
88) S. 26 ff. | 

39%) Vgl. „Gründliche Erörterung der Frage: Iſt die Aktenverſchickung 
als dritte oberſte Gerichtsinſtanz der Hamburgiſchen Verfaſſung angemeſſen? 
1817,“ „Audiatur et altera pars! Hamburg den 14. Juli 1817". — „Iſt die 
Errichtung eines gemeinſchaftlichen Appellationsgerichts für die vier freien 
Städte notwendig, nützlich und rätlich?“ Hamburg 1817 bei Perthes und 
Beſſer. — Hr. Koſegarten, „Grundzüge für das Appellationsgericht der 
vier freien Städte Deutſchlands,“ Hamburg 1817, gedruckt bei Friedr. Herm. 
Neſtler. — Dazu die drei Frankfurter Broſchüren: „Vorträge, das Ober⸗ 
appellationsgericht und Patriziat betreffend,“ Frankfurt a. M. 1817, in der 
Hermannſchen Buchhandlung; „Abdruck eines in der Sitzung des geſetz⸗ 
gebenden Körpers vom 11. Dezember 1816 dahier gehaltenen Vortrags, den 
Vorſchlag eines zu errichtenden gemeinſchaftlichen Gerichtshofs der vier Bundes⸗ 
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aber für unſeren Gegenſtand direkt keine weitere Ausbeute; nur 
ſpiegelt ſich auch hier wie im ganzen Kampfe der Gegenſatz zwiſchen 
den Beſtrebungen, den Prozeß, insbeſondere den Handelsprozeß, 
möglichſt kurz zu geſtalten und den Überlieferungen einer früheren 
Zeit, die zum gegenteiligen Ziele führen mußten. 


§ 41. 
IV. Die Einſetzung des Handelsgerichts. 


Inzwiſchen waren die Behörden ans Werk gegangen. Die 
einfache Wiederherſtellung des früheren Zuſtands war gerade in 
Handelsſachen nahezu undenkbar. Zu ſehr hatte die Kaufmann⸗ 
ſchaft die Vorteile eines kurzen mündlichen Verfahrens kennen ge⸗ 
lernt, als daß die Rückkehr zu den früheren Zuſtänden anders wie 
als Drohung gegenüber hemmenden Eingriffen hätte in Frage 
kommen können ). 

Aber auch die Beibehaltung der franzöſiſchen Einrichtung war 
bei der Stimmung des Volks untunlich und bot größere Schwierig⸗ 
keiten, als ſie ſelbſt der Senat ſich vorgeſtellt haben mochte. Es 
war bekannt!), daß die franzöſiſchen Behörden das Handelsgericht 
in Hamburg als das erſte und beſte im ganzen franzöſiſchen Reiche 
betrachteten, und wenn Männer wie Spangenberg?) und 
Abendroth +3) es als wünſchenswert betrachteten, die bisher im 
Handelstribunal tätigen Männer darin zu belaſſen, ſo konnte der 
Senat es auch für das Richtige halten, den Art. 1 des Entwurfs 
für das Handelsgerichtsreglement dahin zu faſſen, daß das „unter 
der Herrſchaft der franzöſiſchen Geſetze angeordnet geweſene Handels⸗ 


ſtädte betreffend,“ Frankfurt a. M., gedruckt bei Heinr. Ludw. Brönner; 
endlich diejenige, welche den Ausgangspunkt der ganzen Bewegung bildete, 
„Über das uralte Grundverfaſſungsrecht deutſcher Reichsuntertanen auf drei 
Gerichtsinſtanzen, im allgemeinen ſowie in beſonderer Beziehung auf die freie 
Stadt Frankfurt a. M.“, Frankfurt 1814. 

10) Z. B. Schreiben des Rats vom 16. Januar 1815: ſo bleibe be Rat 
fein anderer Ausweg, als auf die Beibehaltung der vorigen Juſtizverfaſſung 
zurückzugehen; Sutor a. a. O. S. 79, ähnlich S. 98. 

4) Spangenberg, Ideen über die Notwendigkeit, zitiert bei Sutor 
a. a. O. S. 48. 

42) Ebenda. ) Sutor a. a. O. S. 45. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilageheft.) 10 
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gericht ... beftehen bleibt” **) und daß ſeine bisherigen Mitglieder 
den Stamm für das neue Gericht bilden ſollten. Und doch iſt 
daran ſowie an der Einführung des für franzöſiſch gehaltenen 
öffentlichen und mündlichen Verfahrens ſeitens der Bürgerſchaft 
ſolcher Anſtoß genommen worden, daß ſich die Einführung viel 
länger hinauszog, als man hätte annehmen ſollen. 

Freilich noch die Oberalten gaben dem Redaktor, Senator 
Jäniſch, das Zeugnis eines liberalen Geiſtes und der Anerkennung 
des Wertes des franzöſiſchen Juſtizweſens „bis zu einem gewiſſen 
Grade“ 45), die Bürgerſchaft aber verwarf am 10. September 18146) 
den Entwurf des Handelsgerichtsreglements, und die Oberalten 
gaben am 12. September“) als Grund neben der unterlaſſenen 
Einvernahme der Kommerzdeputation im weſentlichen die Bildung 
des Stammes aus den Mitgliedern des vormaligen Kommerz⸗ 
tribunals, zum Teil auch die Verfahrensvorſchriften an. Als aber 
dann der abgeänderte Entwurf der Kommerzdeputation vorgelegt 
wurde, da wollte dieje *°) ein rein kaufmänniſches Gericht, zu dieſem 
Zwecke zunächſt ein Handelsgeſetzbuch, und tadelte beſonders die 
Bezugnahmen auf franzöſiſche („fremde“) Geſetze und Einrichtungen 
ſowie das mündliche Verfahren, zu dem die Kaufleute keine Zeit 
hätten. Das Kollegium der Sechziger und Hundertachtziger wollten 
nun auch das Handelsgericht nur zum Verſuche für 2 Jahre ein⸗ 
führen “), die Bürgerſchaft genehmigte wenigſtens das Reglement 
zunächſt nur für 2 Jahre ), und als der Senat ſich damit nicht 
einverſtanden erklärte, wurde eine Bürgerſchaftsdeputation ernannt, 
welche mit dem Senate fic) vereinigen ſollte ). Nach langwierigen 
Verhandlungen, insbeſondere über ſchriftliches oder mündliches Ver⸗ 
fahren, womit auch wieder die Broſchürenliteratur ſich beſchäftigte, 
wurde dann das Geſetz über Errichtung eines Handelsgerichts in 
Hamburg am 3. Auguſt 1815 genehmigt und am 15. Dezember 1815 
veröffentlicht 5°). 


44) Sutor a. a. O. S. 61. 

45) Sutor a. a. O. S. 40. 46) Ebenda S. 60. 
47) Sutor a. a. O. S. 74. 48) Ebenda S. 76. 
19) Sutor a. a. O. S. 79 und 85. 

50) Ebenda S. 91. | 

51) Sutor a. a. O. S. 99. 52) Ebenda S. 117. 
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§ 42. 


V. Die Grundſätze der hamburgiſchen Handelsgerichts⸗ 
| ordnung vom 15. Dezember 1815. 


I. Bezüglich der Organiſation wurde die Bezugnahme auf das 
franzöſiſche Tribunal weggelaſſen und vorgeſchrieben, daß das Ge⸗ 
richt aus je einem Präſes und Vizepräſes ſowie neun Richtern 
beſtehen ſollte ?). Das Handelsgericht ſelbſt ſollte in geheimer 
Wahl für die Präſidialſtellen vier und für die Ratsſtellen zwei 
Kandidaten vorſchlagen. Im letzteren Falle wählt hiervon der Ehr⸗ 
bare Kaufmann den einen, bei Erledigung der Präſidialſtellen 
ſchlägt er zwei von den vier ihm Genannten dem Senat vor b). 
Sämtliche Kandidaten müſſen 30 Jahre alt 5“), Präſes und Vize⸗ 
präſes graduierte Juriſten, die Richter in gutem Rufe ſtehende 
Kaufleute ſein. Präſes und Vizepräſes bleiben in ihren Stellen 
permanent und verzichten auf Advokatur °°). Für die erſtmalige 
Beſetzung des Gerichts wurde in keiner Weiſe mehr auf das frühere 
Tribunal zurückgegriffen, vielmehr hatte 5°) die Kommerzdeputation 
diejenigen Wahlrechte auszuüben, welche ſpäter dem Handelsgericht 
ſelbſt zukamen. Die Richter wurden auf 3 Jahre gewählt, von 
den erſten neun Richtern hatten drei nach 1 Jahre und drei nach 
2 Jahren nach dem Loſe auszuſcheiden :). Das Amt war ein 
nicht ausſchlagbares 5°) Ehrenamt, nur eine Wiederwahl, die nach 
einem Zwiſchenraum von 1 Jahre möglich war, konnte abgelehnt 
werden 5°), Das Gericht teilte ſich in zwei Kammern, je unter 
den beiden Präſidenten 0), und entſchied in der Beſetzung von drei 
Richtern, wenn nicht der Präſidierende eine größere ungleiche An⸗ 
zahl nötig erachtete 1). Das Los verteilte die Richter (je vier bezw. 
fünf) in die Kammern, die Richter wechſelten jeden Monat, hatten 


53) Art. 1, ſpäter wurde die Zahl erhöht; Sutor a. a. O. S. 118 f. 

53a) Später trat das Obergericht an Stelle des Ehrbaren Kaufmanns bei 
den rechtsgelehrten Richtern. Vgl. Geſetz vom 28. September 1866. 

54) Art. 3. 55) Art. 2. 

56) Art. 3. 

57) Art. 5; ſpäter, ſeit 17. Dezember 1840 auf fünf, ſeit 30. April 1858 
auf ſechs Jahre erhöht. 

58) Art. 4. 59) Art. 5. 60) Art. 1. 

61) Art. 8 und Art. 1 des Reglements vom 21. Februar 1816 über den 
Dienſt in den Kammern; Sutor a. a. O. S. 147 f. 
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aber auch in den Sitzungen noch zu erſcheinen, in welchen die in 
ihrem Beiſein angefangenen Sachen fortgeſetzt wurden 5). Die 
Sitzungen hatten regelmäßig 3 Stunden zu dauern, dennoch konnte 
die Sitzung noch verlängert werden, es konnten aber auch die un⸗ 
erledigten Sachen auf die nächſte Sitzung verſchoben werden °°). 
Jede Woche einmal ſollte eine Sitzung der vereinten Kammern 
ſtattfinden, für welche beſondere Audienz beim Präſidenten nach⸗ 
zuſuchen war “). Vorgeſehen war auch die Zuziehung von Schiffern 
in nautiſchen Fragen®**) mit beratender Stimme. 

II. Die Zuſtändigkeit wurde objektiv beſtimmt: für alle 
Streitigkeiten, die auf Handelsgeſchäfte Bezug haben““), mit 
namentlicher Aufführung von beſtimmten einzelnen Fällen °°), 
darunter Geſellſchaftsſachen, Klagen von Angeſtellten und gegen 
ſolche in Bezug auf das Geſchäft; vgl. dazu noch § 2 der Ver⸗ 
ordnung vom 5. März 1849 betreffend die Einführung der Allg. 
D. WO. 

Das Gericht hatte ſeine Zuſtändigkeit ſelbſt zu prüfen“) und 
zweifelhafte oder ſtreitige Präjudizialpunkte, die eines befonderen 
Verfahrens bedurften, an die ordentlichen Gerichte zu verweiſen ““ a). 

III. Das Verfahren war öffentlich und, ſoweit nicht das Ge⸗ 
richt das Gegenteil anordnete, mündlich. Auf dieſe Formel hatte 
man ſich ſchließlich geeinigt. Die Vertretung durch Advokaten als 
ſolche war ausgeſchloſſen “?). Die Friſten zwiſchen der Ladung 
und dem Termin umfaßten regelmäßig zwei Tage oder einen Tag, 
es konnte aber in beſonderen Fällen ſelbſt von Stunde zu Stunde 
geladen werden““). Das Gericht konnte, bei Meidung von Strafen, 
das perſönliche Erſcheinen der Parteien anordnen und einen Ver⸗ 
gleich verſuchen““), auch die Parteien vor ein oder drei Handels: 
verſtändige verweiſen, die, wenn die Sache nicht zu vergleichen 


62) Art. 4 des Reglements. 83) Art. 6 ebenda. 

64) Art. 12 ebenda. 64 a) Art. 3, letzter Abſatz. 

65) Art. 9; vgl. auch Art. 29 des Einf. Geſ. zum HGB. 

66) Art. 10 und 11, 12, 13. 67) Art. 14. 

$74) Art. 16; dazu Entſch. des ROHG. Bd. II S. 166. 

68) Art. 20. Bevollmächtigung war aber geſtattet; vgl. Pöhls, Dar: 
ſtellung des gemeinen deutſchen und Hamburger Handelsrechts Bd. I S. 364 
Anm. 1. 

69) Art. 22. 

70) Art. 25 und 26, ferner Reglement Art. 11. 


Erſter Abſchnitt. Hamburg. 149 


war, einen Bericht zu erſtatten und zu beeidigen hatten“); in 
ähnlicher Weiſe waren Beſichtigungen und Schätzungen zu be⸗ 
tätigen??). Die Zeugen waren vor einem beauftragten Richter zu 
verhören, die Gide aber in öffentlicher Audienz zu ſchwören ““). 
Vorläufige Vollſtreckung gegen Sicherheit ſollte erteilt werden““). 

IV. Die Appellation war ausgeſchloſſen, wenn der Streit⸗ 
wert 500 fl. Banko nicht erreichte oder wenn die Parteien von 
vorneherein darauf verzichtet hatten?“), ſonſt war fie innerhalb 
20 Tagen einzureichen“). Gegen ein beſtätigendes Erkenntnis 
ſollte kein weiteres Rechtsmittel zugelaſſen werden, gegen ein auf⸗ 
hebendes zunächſt nur die Aktenverſendung“ “). In den nicht 
appellabeln Sachen war Reſtitution an die andere Kammer und 
gegen ein abänderndes Erkenntnis derſelben, Kontrareſtitution an 
das Plenum möglich“). Auch das Obergericht entſchied ſeit 1861 
mit ſieben Rechtsgelehrten und ſechs Handelsrichtern “ b). 

V. Während die Amtskleidung des franzöſiſchen Gerichts die 
Robe war, wurde zunächſt der Bürgermantel bei ſchwarzer Klei⸗ 
dung als neue Auszeichnung des neuen Handelsgerichts beſchloſſen“ )), 
am 5. Februar 1816“) wurde ſchwarze Amtstracht (Kleid und 
Mantel von Tuch, Schuhe und Strümpfe nebſt dreieckigem Hut) 
eingeführt. | 

VI. Am 21. Februar 1816 fand die Einführung des neuen 
Gerichts ſtatt. Der Kommiſſär des Senats, Senator Schlüter, 
rühmte auch hierbei die Männer, welche unter der Fremdherrſchaft 
durch die Art, wie ſie das Amt geführt, wie ſie in den Geiſt der 

71) Art. 27. 72) Art. 28. 78) Art. 31. ) Art. 35. 

76) Art. 36. 

76) Art. 38, ſeit Notifikation vom 18. Februar 1816 (Sutor a. a. O. 
S. 161) innerhalb 10 Tagen, in Wechſel⸗ und Frachtſachen innerhalb 3 Tagen. 


An Stelle der Aktenverſendung trat das rein juriſtiſche Oberappellationsgericht 
zu Lübeck. 
77) Art. 39. 

774) Durch Verordn. vom 24. Oktober 1845 wurde die Entſcheidung der 
Kontrareſtitution dem Obergericht übertragen, und da dieſes ſchriftliches Ver⸗ 
fahren hatte, wurde der Schriftwechſel vor dem Handelsgericht gepflogen und 
dann die Entſcheidung des Obergerichts eingeholt. Vgl. Buſchs Archiv Bd. XII 
S. 408. 

77 b) Hier mußten die Juriſten die Mehrheit haben, vgl. Buſchs Archiv 
Bd. XII S. 408. 

77e) Sutor a. a. O. S. 139. 78) Ebenda S. 190. 
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Geſetze eingedrungen waren, dem Amte Achtung und den Wunſch 
nach einem ähnlichen hervorgerufen hatten“); aber es war doch 
ein anderes Gericht mit anderen Männern, an die ſich die Rede 
richtete? ). 


§ 43. 


VI. Die Erfolge des Hamburger Handelsgerichts. 


Das Hamburger Handelsgericht hat den Erwartungen, die 
man in der alten Hanſeſtadt bei ſeiner Gründung hegte, nicht 
nur vollſtändig entſprochen, ſondern es hat auch bei Einheimiſchen 
und Fremden, insbeſondere aber für die deutſche Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft den Beweis, daß Handelsgerichte günſtig wirken können, in 
hervorragender Weiſe geführt. 

1. Von Urteilen der Einheimiſchen ſei hier Bezug genommen 
auf „Dr. Adolf Soetbeer, Über Hamburgs Handels) und auf 
den Kommiſſionsbericht an die Unterzeichner der Petition vom 
8. Juni 1842“); die Anerkennung in letzterem Aktenſtücke erſcheint 
um ſo wertvoller, als die berichtende Kommiſſion, zuſammengeſetzt 
aus hervorragenden Kennern des Staatslebens ihrer Vaterſtadt, 
die Aufgabe hatte, die vorhandenen Schäden in Verfaſſung und 
Verwaltung bloßzulegen. 

Beide Zeugniſſe rühmen die Tätigkeit des Gerichts? ?). Der 
Bericht bezeichnet das Verfahren als Verbindung der Formen der 
franzöſiſchen Prozedur mit den materiellen Prinzipien des deutſchen 
Prozeßrechts, lobt das „Überwiegen des kaufmänniſchen Elements“, 
wobei „durch das jährliche Eintreten zweier neuen Kaufleute, zu 
welchen immer nur durch Einſicht und Erfahrung ausgezeichnete 
Glieder unſerer Börſe gewählt werden, neue Auffaſſungen der 
merkantiliſchen Verhältniſſe dem Gerichte nicht fremd bleiben 


79) Srutor a. a. O. S. 159. 

80) Sutor a. a. O. S. 25 die Richter des Handelstribunals, S. 138 die 
des Handelsgerichts. 

8!) Hamburg. Bei Hoffmann und Campe 1840. 

82) Hamburg. Bei Perthes-Beſſer und Mauke 1842. Vgl. auch 
den Art. „Handelsgerichte“ bei Rotteck-Welker, 3. Aufl. Bd. VII S. 354: 
größtes Anſehen, weitreichender Einfluß ꝛc. 

83) Soetbeer a. a. O. S. 67 f., Bericht S. 195 ff. 
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können“ 3). Die Zuſammenſetzung gewähre der merkantiliſchen 
Intelligenz Raum und verhüte doch eine „Verwirrung vom Boden 
des objektiven Rechts auf den der ſubjektiven Rechtsmeinung“; tat⸗ 
ſächlich würden die Urteile meiſt einſtimmig gefaßt. So beſtehe 
eine Garantie für gerechte und richtige Entſcheidungen. Dabei 
könne kein Verfahren ſchleuniger und von Pedanterie freier ſein; 
wobei freilich trotzdem die Prozeſſe teils wegen der inneren Natur 
der Sachen teils wegen der gegenſeitigen Bewilligung von Friſten 
durch die Advokaten lange dauern könnten. Das mündliche und 
öffentliche Verfahren befördere die Ermittelung der Wahrheit, 
Schikane und Unwahrheit ſei ſchwerer möglich als auf dem nicht 
errötenden Papiere. Das Handelsgericht habe die Moralität der 
Anwälte, der ſtreitenden Teile und damit der Börſe gehoben?) 
und die Rechtsbildung gefördert. Der Bericht ſprach ſich im 
weſentlichen nur für Zeugenvernehmungen vor vollem Gericht und 
gegen das Reſtitutions⸗ und Kontrareſtitutionsverfahren aus. 

Soetbeer hob, außer den im Bericht erwähnten Vorzügen, 
unter denen auch noch die Geringfügigkeit der Gerichtskoſten an: 
zuführen iſt, hervor: das günſtige Verhältnis der Vergleiche, die 
Wirkſamkeit für die Intereſſen des auswärtigen Handelsſtands, 
die Vorbereitung geſunder Rechtsprinzipien in Handelsſachen, ins⸗ 
beſondere durch die in den Privatſtand zurücktretenden Handels⸗ 
richter. Die Einrichtung habe durch ihren praktiſchen Nutzen den 
Handelsſtand befriedigt und den Beifall angeſehener Rechtslehrer 
erworben? ). 

2. Was die letzteren Punkte betrifft, ſo war es vor allem 

a) Mittermaier, der an Ort und Stelle bei den Handels⸗ 
gerichten in Hamburg und Bremen das Verfahren ſtudierte und 
die gewonnenen Ergebniſſe wiſſenſchaftlich verwertete. „Nie iſt ihm 
die Überzeugung von den Vorteilen der Mündlichkeit ſo klar ge⸗ 

84) a. a. O. S. 197; dazu Mittermaier im Archiv für die ziviliſt. 
Praxis Bd. XXVIII S. 285. 

85) a. a. O. S. 204. 

88) a. a. O. S. 67; vgl. aber auch vom hamburg. Standpunkt Rotteck⸗ 
Welker a. a. O. S. 353: vom Geſchäft zurückgetretene Kaufleute ſind doch 
ſchwerlich die rechten Leute, um für das Geſchäft Recht zu ſprechen, ſchon weil 
ihre Anſchauungen einem vergangenen Geſchäftsleben angehören. Denn gerade 


darin beſteht der Hauptvorteil, daß ſie die bewußte Gegenwart des Geſchäfts⸗ 
lebens in die Gerichte mitbringen. 
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worden als nach den Beobachtungen des Verfahrens in den zwei 
zuletzt genannten Städten!“ ?“) „Jener Geiſt, welcher den wahr: 
haft großen, ehrenwerten Kaufmann auszeichnet, jener Geiſt einer 
gewiſſen Redlichkeit und wechſelſeitigen Vertrauens verſchmäht die 
Rabuliſtereien und die ſchlauen Schlangenwindungen, durch welche 
der Unwürdige hinter beſtändigen Ableugnungen und Verdrehungen 
ſich verſteckt und etwas zu gewinnen ſucht. Die eigene Klugheit 
nötigt den ehrenwerten Kaufmann zu einem offenen, ſtreng recht⸗ 
lichen Benehmen. Ein Kaufmann, von dem es bekannt wäre, daß 
er in ſeinen Geſchäften durch Ableugnungen, durch liſtige Aus⸗ 
legungen und durch Verletzungen der ſogenannten bonne foi ſich 
zu helfen ſucht, wäre ein verlorener Mann, mit welchem niemand 
gern ein Geſchäft macht. Seine Schlauheit käme ihm teuer zu 
ſtehen. Dieſer edlere kaufmänniſche Geiſt wirkt, daß auch die 
Anwälte nicht auf den Beifall der Rechtſuchenden rechnen dürfen, 
wenn ſie vor Gericht in das Blaue hinein leugnen, was häufig 
gemeinkundig iſt.“ So ſeien z. B. verzögerliche Einreden in Ham⸗ 
burg ſelten, und, wo ſie vorkämen, wäre ihre einzige Wirkung, 
daß ſie dem Anſehen des Vorbringenden ſchaden. Vor allem 
rühmt Mittermaier die Gewandtheit und Rechtsbildung der 
Präſidenten, wie dies auch von vielen anderen Seiten geſchehen ift?®). 

Später war es dann 

b) Gold ſchmidt, der die Hamburgiſchen Einrichtungen zur 
Nachahmung für ganz Deutſchland vertrat®®). Er hat in der 
unten angeführten Beſprechung des Sutorſchen Buches ſein Ur⸗ 
teil dahin zuſammengefaßt: 

„Das Handelsgericht der erſten deutſchen Handelsſtadt 
Deutſchlands iſt in ſeiner fünfzigjährigen Praxis ein treuer 
Wächter und Wahrer des ungeſchriebenen Gewohnheitsrechts 
geweſen, es hat vortrefflich verſtanden, die Grundſätze des 
gemeinen Zivilrechts den Bedürfniſſen des Handels gemäß 
zu verwenden; das durchweg mündliche Verfahren hat nicht 
zum wenigſten dazu beigetragen, ſowohl deſſen Zweckmäßig⸗ 
keit allgemein einleuchtend zu machen wie den Hamburger 
Advokatenſtand auf eine ausgezeichnete Stufe zu erheben. 
87) Mittermaier im Archiv für ziviliſt. Praxis Bd. XXX S. 422. 
88) a. a. O. S 423. 

89) Vgl. unten S. 191, dazu feine Zeitſchrift Bd. X S. 607. 


— 
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Seine bewährte Zuſammenfetzung ift für die Organifation 

der deutſchen Handelsgerichte in neuerer Zeit vorbildlich 

geweſen, da hier zuerſt die richtige Miſchung des kauf⸗ 
männiſchen und gelehrten Elements in erfreulicher Einfach⸗ 
heit gelungen iſt.“ 

3. Dieſem Urteil entſprach die ſtetig zunehmende Zahl der 
vor dem Handelsgericht verhandelten Sachen. Für die Zeit vom 
1. März 1857—1858 vgl. die Statiſtik in Goldſchmidts Zeit⸗ 
ſchrift Bd. I, S. 372, für die Zeit von 1816 - 1865 die Zahlen 
bei Sutor, S. 182— 185. Damit ergab ſich aber auch einer⸗ 
ſeits die Notwendigkeit, die rechtskundigen Mitglieder über die 
Zahl der beiden Präſidenten hinaus zu vermehren?“), andererſeits 
aber mußte man ſich fragen, ob man die notwendige Anzahl von 
kaufmänniſchen Richtern (im Jahre 1869 ſchon 25) %*) ſtets zur 
Verfügung haben würde. Auch dieſe Frage hat das Hamburger 
Handelsgericht in einer auch heute noch nachahmenswerten Weiſe 
gelöſt. Indem man das Gericht in eine Reihe von Abteilungen, 
je in der Zuſammenſetzung des juriſtiſchen Vorſitzenden mit zwei 
Handelsrichtern, zerlegten), ſuchte man doch die das unbeſoldete 
Ehrenamt ausübenden Richter nur inſoweit zu beläſtigen, als dies 
wirklich erforderlich war. Für die Aufnahme von Vergleichen in 
anhängigen Sachen, insbeſondere, wenn es ſich nur um Zahlungs⸗ 
friſten handelte, erklärte man ſchon den Aktuar allein für genügend, 
wobei auf die ähnliche Praxis unſerer Gewerbegerichte“?) zu ver⸗ 
weiſen iſt. | 

Vor allem richtete man aber Audienzen für rein juriſtiſche 
Fragen ein, in denen die Zuziehung der Handelsrichter nicht not⸗ 
wendig erſchien; auch hier kann als Analogie auf § 54 des GGG. 
verwieſen werden. In dieſen Audienzen wurden insbeſondere 
die Fragen der Vollſtreckung und die Koſtenfeſtſetzung erledigt“). 

Sodann wurde eine Reihe von Fällen feſtgeſtellt, für welche 
die Tätigkeit nur rechtsgelehrter Richter genügen ſollte: zur Fällung 


90) Geſetzſamml. der freien und Hanſeſtadt Hamburg 1866 S. 42, 1869 
S. 40, Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. XV S. 178. 
999 8 1 des Gef. von 1869. | 
918) Gef. vom 17. März 1869 §§ 3—6, Geſetzſamml. S. 92. 
92) Das Geſetz ſelbſt hat keine Beſtimmung. 
9) § 8 des Geſetzes vom 4. Mai 1866. 
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von Verſäumnis⸗ und Anerkennungsurteilen, Ausſetzungs⸗ und 
Verweiſungsbeſchlüſſen (an andere Abteilungen), Anordnung von 
Sühneverſuchen, Beweisbeſchlüſſen ꝛc.““), wobei“) aber die Zu: 
ziehung der Handelsrichter dem rechtsgelehrten Richter freigeſtellt war. 

Die Plenarverſammlungen des Gerichts wurden entlaſtet durch 
einen aus den fünf rechtsgelehrten und den älteſten kaufmänniſchen 
Richtern zuſammengeſetzten Ausſchuß, welcher über die das Gericht 
betreffenden weniger erheblichen Angelegenheiten ſowie über die 
vom Gerichte zu erſtattenden Berichte, ſofern ſolche nicht vom 
Präſidium allein zu erſtatten waren, nach Anordnung des Präſi⸗ 
denten zu beſchließen hatte, vorbehaltlich der Verweiſung an das 
Plenum, welches auch das Recht hatte, jede an den Ausſchuß ge⸗ 
brachte Sache an ſich zu ziehen“). 

Ein ähnlich einfaches Verfahren konſtruierte das Geſetz über 
gerichtliche Entſcheidung privatrechtlicher Streitigkeiten zwiſchen 
Schiffer und Schiffsmannſchaft vom 27. November 18749"), Da: 
nach unterſtanden die Zivilſtreitigkeiten über dienſtliche Verhält⸗ 
niſſe der Mannſchaft auf Kauffahrteiſchiffen dem Handelsgericht“), 
es konnte aber die Verhandlung erſter Inſtanz vor dem rechts⸗ 
gelehrten Richter allein ſtattfinden“?), der auch zwei Schifferalte 
oder ſonſtige erfahrene Schiffer nach Maßgabe des § 3 der Handels⸗ 
gerichtsordnung zuziehen und die Ladung der Zeugen zum 1. Termin 
geſtatten ſowie die Anordnung von Urkundenvorlagen ſofort ver⸗ 
fügen konnte. Auch das Reſtitutionsverfahren konnte nur vor 
einem rechtsgelehrten Richter, ſelbſtverſtändlich nicht dem gleichen 
des erſten Verfahrens, durchgeführt werden; demſelben ſtand eben⸗ 
falls nur das Recht der Beiziehung von Schiffern zu. 

4. Schließlich ſei darauf hingewieſen, daß nach dem Geſetze 
vom 12. April 1867 der von der Kaufmannſchaft erwählte Vor⸗ 
ſtand und Ausſchuß aus ſieben Mitgliedern beſtand, ſeit 1. Januar 
1867 den Namen „Handelskammer“ führte, noch ſieben „Alt⸗ 
adjungierte“ zuziehen konnte und Delegierte in die verſchiedenen 


94) § 9 daſelbſt. 

95) § 10 daſelbſt. 

96) Gef. vom 17. März 1869, Geſetzſamml. S. 41. 

97) Geſetzſamml. 1. Abt. Nr. 27 und Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht 
Bd. XX S. 504. 

95) § 1. 90 § 5. 


Erſter Abſchnitt. Hamburg. 155 


Deputationen entſendete; ſeine Anträge hatte er an die Deputation 
für Handel und Schiffahrt zu richten. 

5. Die Entſcheidungen der Hamburger Handelsgerichte wurden 
vielfach geſammelt. Schon 1818 —1820 erſchien unter dem Titel 
„Archiv für das Handelsrecht“ eine Sammlung wichtiger, vor 
dem Hamburgiſchen Handelsgerichte verhandelter Rechtsfälle in 
zwei Bänden 10), anfangs der Dreißigerjahre gab C. W. Aſher 
und dann G. H. Kirchenpauer Rechtsfälle aus dem Gebiete 
des Handelsrechts in der „Hamburgiſchen Monatsſchrift für Politik 
und Handel“, ſpäter „Hamburgiſchen Monatsſchrift für Politik, 
Handel und Handelsrecht“ 11) heraus, 1861 —1868 brachte die 
„Hamburgiſche Gerichtszeitung“, herausgegeben von Hamburger 
Juriſten unter Redaktion von Dr. J. Nathan, Entſcheidungen 
von Handelsrechtsfällen, von 1868 ab wurde ſie durch die „Ham⸗ 
burgiſche Handelsgerichtszeitung“ 102) abgelöſt. 

Ganz beſonderes Anſehen freilich verſchafften ſich gerade in 
handelsrechtlichen Fragen die Entſcheidungen des Oberappellations⸗ 
gerichts zu Lübeck. Ausgewählte Urteile von 1821—1840 wurden 
1857 durch Thöl herausgegeben 1, kurze Zeit darauf die „Juris: 
prudenz des Oberappellationsgerichts in Wechſelſachen (1821 bis 
1857)“; ihr war ein Anhang aus der Jurisprudenz des Handels⸗ 
und Obergerichts zu Hamburg in Wechſelſachen (November 1855 bis 
1857) beigegeben. Im übrigen wurden die Entſcheidungen des 
Oberappellationsgerichts je für Hamburg, Bremen, Lübeck und 
Frankfurt a. M. geſondert veröffentlicht. Die „Sammlung der 
Erkenntniſſe und Entſcheidungsgründe in Hamburgiſchen Rechts⸗ 
ſachen nebſt den Erkenntniſſen der früheren Inſtanzen“ umfaßt 
in fieben Bänden die Zeit von 1826— 1863, die „Sammlung 
der Entſcheidungsgründe in Bremiſchen Zivilrechtsſachen“ in fünf 
Bänden die Zeit von 1842 — 1865 1%), in Lübecker Rechtsſachen 
hat C. G. J. Bruhn 1858 eine „Sammlung von Entſchei⸗ 
dungen“ in zwei Bänden und Oberappellationsgerichtsrat Wunder⸗ 


100) Herausgegeben von einigen Hamburgiſchen Rechtsgelehrten. 

101) 3 Jahrgänge 18341836. 

102) Herausgegeben von einem Verein Hamburgiſcher Juriſten. 

| 108) Ausgewählte Entſcheidungsgründe des Oberappellationsgerichts der 
vier freien Städte Deutſchlands 1821 —1840. 

104) Bremen 1846 — 1866. 
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lich „Die Jurisprudenz des Oberappellationsgerichts der vier 
freien Städte Deutſchlands in bürgerlichen Rechtsſachen aus 
Lübeck 1848 — 1864“ gleichfalls in zwei Bänden 1866 heraus⸗ 
gegeben; vgl. auch die juriſtiſchen Abhandlungen mit Entſchei⸗ 
dungen des Oberappellationsgerichts c. von A. Heiſe und 
F. Cropp?°). 

Die ſeerechtlichen Erkenntniſſe des Handelsgerichts zu Ham⸗ 
burg nebſt den Entſcheidungen der höheren Inſtanzen aus den 
Jahren 1851 - 1864 wurden von Ullrich, Seebohm, Her: 
mann und Hirſch veröffentlicht. 

Aus der neueren Zeit iſt am bekannteſten „Die Sammlung 
der Entſcheidungen des Oberappellationsgerichts zu Lübeck“, heraus⸗ 
gegeben von Dr. J. F. Kierulff, Präſident des Oberappellations⸗ 
gerichts 1865 ff. 


Zweiter Abſchnitt. Bremen und Lübeck. 
§ 44. 
I. Bremen. 


In Bremen haben ſich die Verhältniſſe ſehr ähnlich wie in 
Hamburg entwickelt. Daß auch Bremen während der Vereinigung 
mit dem Reiche Napoleons Sitz eines tribunal de commerce war, 
wurde bereits erwähnt. Die Bewegung, welche dann einſetzte 00), 
verlief in Bremen ergebnislos, es kam zunächſt nicht mehr zur 
Einrichtung eines Handelsgerichts, weil man ein lediglich kauf⸗ 
männiſch beſetztes vorgeſchlagen hatte, das in Handelsſtreitigkeiten, 
bevor ſie an das ordentliche Gericht kämen, einen Vergleich ver⸗ 
ſuchen, und, wenn ein ſolcher nicht zu ſtande käme, nur dann 
als Gericht entſcheiden ſollte, wenn beide Teile im voraus er⸗ 
klären würden, daß fie ſich dem Urteil unterwerfen !“)). Wir 


105) 2 Bände 1827 — 1830. 

106) „Über Handelsgerichte in Bezug auf Bremen. Bremen 1817; vgl. 
„Ein Wort über Aktenverſendungen“ a. a. O. S. 17 und „Beleuchtung der“ ꝛc. 
a. a. O. S. 12, 26. 

107) Mittermaier im Archiv für die ziviliſt. Praxis Bd. XXVIII S. 278, 
Deputationsbericht vom 28. März 1845 in den Bürgerkonventsverhandlungen 
dieſes Jahres, S. 45. Vgl. freilich über die Bedeutung des Schiedsgerichts 
im Bremiſchen Recht, Entſch. des ROHG. Bd. IV S. 430 ff. und Arch. 
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haben nun wiederholt ſchon geſehen, daß derartige Schiedsgerichte 
von den Schuldnern, die nicht zahlen wollen oder können, nur 
benutzt werden, um die Sache in die Länge zu ziehen, daß ſie 
daher das Gegenteil erreichen von dem, was ſie bezwecken ſollen. 
Als daher im Jahre 1844 insbeſondere auf Grund der Ham⸗ 
burgiſchen Erfahrungen wiederum über die Einrichtung eines 
Handelsgerichts beraten wurde, war man auch da darüber einig, 
daß auf den Vorſchlag von 1817 nicht zurückgegangen werden 
konnte; letzterer hatte auch den Begriff des kaufmänniſchen Ge⸗ 
richts ſo eng gefaßt, daß dasſelbe gar nicht an das poſitive Zivil⸗ 
recht, ſondern nur an die beſonderen örtlichen Geſetze und Ge⸗ 
wohnheiten und an die aus der Natur der Geſchäfte fließenden 
Rechtsbegriffe gebunden fein ſollte. 

Vielmehr kam auf Grund Vereinbarung des Senats mit der 
Bürgerſchaft die am 16. Juni 1845 publizierte „Handelsgerichts⸗ 
ordnung der freien Hanſaſtadt Bremen“ 1) zu ſtande; auf Grund 
derſelben begann am 2. September 1845 das Handelsgericht ſeine 
Tätigkeit. 

I. Dasſelbe war beſetzt mit zwei rechtsgelehrten Mitgliedern 
des Senats und ſieben Kaufleuten der Bremiſchen Börſe ſowie 
mit vier Stellvertretern für dieſe Handelsrichter !“). Die rechts⸗ 
gelehrten Richter wurden vom Senat ernannt, die kaufmänniſchen 
beſtätigt nach vorhergegangener Wahl durch die Kaufmannſchaft 110). 
Das Wahlkollegium 1) beſtand aus den kaufmänniſchen Mitgliedern 
des Senats und des Kollegiums der Altermänner, ferner den⸗ 
jenigen Angehörigen der Bremiſchen Börſe, welche das 30. Lebens⸗ 
jahr vollendet hatten, die zu bürgerlichen Ehrenämtern erforder⸗ 
lichen Eigenſchaften ſowie das Bremiſche Bürgerrecht mit Hand⸗ 
lungsfreiheit beſaßen und ſeit fünf Jahren in Bremen etabliert 
waren. Aus ihnen waren auch die Handelsrichter zu wählen, nur 
die kaufmänniſchen Mitglieder des Senats konnten nicht gewählt 


für die ziviliſt. Praxis Bd. XIV S. 191 über § 53 der Gerichtsordnung 
von 1820. | 

106) Bremen, gedruckt und zu haben bei Karl Schünemann. 

. 110) §§ 2 u. 3. 

111) § 4; ſpäter Kaufmannskonvent unter Leitung der Handelskammer, 
ſeit Verordn. vom 11. April 1853 7 Mitglieder des Kaufmannskonvents, ſeit 
8. Mai 1873 12 mit 3 Rechtsgelehrten. Zeitſchr. für das gef. HR. Bd. XX S. 482. 
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werden 12). Die das ganze Geſetz kennzeichnende Vorſicht zeigt 
ſich auch darin, daß zuerſt drei Kandidaten mit relativer Mehrheit 
und aus ihnen dann der eine mit abſoluter Mehrheit gewählt 
werden ſollte !!?). Entſchlagungsgründe !!)) waren die Vollendung 
des 60. Lebensjahr und frühere Mitgliedſchaft des Handelsgerichts; 
jedes Jahr hatte ein ordentliches Mitglied, alle zwei Jahre ein 
Stellvertreter auszuſcheiden ! 15). Ausnahmsweiſe ſtand dem Senat 
das Recht zu, aus der Liſte der Wahlfähigen die Zahl der Richter 
bei Verhinderung mehrerer Mitglieder zu ergänzen 1). 

II. Als allgemeine Zuſtändigkeitsnorm war ausgeſprochen, daß 
das Handelsgericht ſachlich in Anſehung aller Handelsſachen für das 
Bremiſche Staatsgebiet die zuſtändige Behörde bilde !!“), d. h. in 
allen Zivilſtreitigkeiten, welche in Handelsverhältniſſen ihren Grund 
hätten oder ſich darauf unmittelbar bezögen, die Parteien mochten 
dem Handelsſtande angehören oder nicht!!), während bei Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Kaufleuten die Eigenſchaft der Handelsſache ver⸗ 
mutet wurde !!?). Das Handelsgericht konnte 120) Streitpunkte, 
die nicht auf Handelsverhältniſſe Bezug haben, durch die gewöhn⸗ 
lichen Gerichte, und dieſe konnten handelsrechtliche Inzidentpunkte 
durch das Handelsgericht entſcheiden laſſen! n!). Sonſt hatte das 
letztere Sachen, die vor andere Gerichte gehören, von Amts wegen 
abzuweiſen !?), die letzteren !??) konnten handelsrechtliche Sachen, 
wenn die Gegenpartei keine Einwände erhob, nach eigenem Er⸗ 
meſſen entſcheiden oder verweiſen. 

III. Das Handelsgericht entſchied regelmäßig in der Beſetzung 
durch einen Vorſitzenden und zwei kaufmänniſche Beiſitzer, für 
Endurteile und in die Sache eingreifende Zwiſchenkenntniſſe war 
das die Mindeſtbeſetzung!?“). Die Parteien konnten ihre Sache 
ſelbſt vertreten !??). Die Vorträge waren mündlich, vorbehaltlich 
entgegengeſetzter Anordnungen des Gerichts !?). Viele Einzel⸗ 


* 8 5. 
118) § 6; eventuell ſpäter nach § 5 des Gef. vom 11. April 1853 engere 
Wahl zwiſchen den zwei Meiſtgewählten. 


114) § 8. 115) § 11, ſpäter die zwei älteften. 116) § 12. 
117) § 16. 118) § 17. 119) § 19. 

120) In Hamburg zwingend, vgl. Deputationsberidt a. a. O. S. 101. 
121) 8 20. 122) § 22. 225) 8 23. 124) § 29. 


125) § 31. 120) § 34, 
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vorſchriften ſind jetzt noch geltendes deutſches Recht, und werden 
hier nicht weiter erwähnt. Über Gegenſtände, deren Begutachtung 
einer kaufmänniſchen Beurteilung unterliegt, und über das Daſein 
handelsrechtlicher Gewohnheiten kann das Gericht aus eigener 
Wiſſenſchaft urteilen !?“). Soweit nicht beſondere Beſtimmungen 
erlaſſen find, entſcheidet die allgemeine Gerichtsordnung !?). 

IV. Hiernach war auch gegen die Erkenntniſſe des Handels⸗ 
gerichts die Reſtitution !?“) möglich, ferner auch die Reviſion, wenn 
die Appellationsſumme nicht gegeben war, zwiſchen einem Streit⸗ 
wert von 30 und 300 Talern 80), in gewiſſen Fällen gegen die 
Reviſion noch eine Beſchwerdeführung an das Handelsgericht: in 
den Fällen der letzteren und der Reviſion führt dasjenige rechts⸗ 
gelehrte Mitglied, welches beim angefochtenen Erkenntnis nicht 
mitgewirkt hat, den Vorſitz unter Teilnahme von wenigſtens vier 
kaufmänniſchen Mitgliedern!“ ). 

Die Appellation an das Obergericht fand gegen Erkenntniſſe 
erſter Inſtanz oder über das Rechtsmittel der Reſtitution nur bei 
einem Streitwert von über 300 Talern ſtatt, ferner gegen ab⸗ 
ändernde Urteile der Reviſionsinſtanz 132), im letzteren Falle als 
letztes Rechtsmittel !). Über ſonſtige Erkenntniſſe des Obergerichts 
in der Appellationsinſtanz urteilte noch das Oberappellationsgericht, 
wenn das Urteil des Handelsgerichts abgeändert wurde oder der 
Streitwert 1000 Taler überſtieg 13. 

Für die Einführung des mündlichen Verfahrens berief man 
ſich 155) auf die günſtigen Erfahrungen in Bremen zur Zeit der 
franzöſiſchen Juſtizverfaſſung und bei dem Handelsgericht in Ham⸗ 
burg. Daß die Erfahrungen mit der Handelsgerichtsordnung auch 
ſehr gut ausfielen, wurde ſchon oben !?“) unter Bezugnahme auf 
Mittermaier erklärt. Letzterer hat ſich insbeſondere bei dem 
von ihm hochgeſchätzten Vorſtand des Bremiſchen Handelsgerichts, 
Senator Dr. Heiniken, informiert!“), der im Archiv für zivi⸗ 


127) 88 53 und 54. 125) § 26. 
129) § 56. 180) § 55 a u. b. 181) 8 55 h. 182) § 56 b. 
188) § 60. 


134) § 61, ſ. auch Entſch. des ROHG. in Bd. IV S. 397 und den Vere 
gleich mit dem Vorbild Hamburg. Bezüglich der „Abänderung“ ROHG. Bd. XII 
S. 403 und Zitate. 

185) S. 448 Deputationsbericht. 186) S. 151. 

137) Archiv für ziviliſt. Praxis Bd. XXXV S. 2. 
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liſtiſche Praxis! 88) „Die Bremiſchen Einrichtungen zur Beförderung 
des Kredits“ beſprochen und auch eine Auswahl der vor dem 
Handelsgericht verhandelten Streitfälle herausgegeben hat. Sehr 
intereſſant iſt auch ſein aus der Praxis geſchöpfter Aufſatz im 
„Archiv für die ziviliſtiſche Praxis“ 139), „Über das Schriftliche Vor⸗ 
verfahren bei mündlicher Verhandlung“, worin er den Gerichten 
unter anderem den Rat gibt, das Schriftliche der Advokaten ganz 
zu ignorieren. „So leicht es iſt, auf dem Papier zu entſtellen, 
zu verdrehen, ſich oberflächlich zu erklären, auch wohl mit Fleiß 
zweideutige und bedenkliche Wege einzuſchlagen, ſo ſchwierig iſt es 
im mündlichen Vortrag, wenn der Vorſitzende aufpaßt.“ 

Durch die Verordnung vom 11. April 1853140) wurde das 
mündliche Verfahren auch beim Obergericht eingeführt und durch 
die Verordnung vom 27. Juni 1864141) wurden einige dabei 
getroffenen Verbeſſerungen auch beim Handelsgericht eingeführt. 

Für die Tätigkeit des Gerichts vgl. die Tabellen für 1846 
bis 1850 im Archiv für die ziviliſtiſche Praxis Bd. XXXV S. 3, 
für die Zeit von 1846— 1858 in der Zeitſchrift für das geſ. Handels⸗ 
recht Bd. I S. 367 —370. Vgl. auch das Bremer Handelsblatt 
und Bremer Handelsarchiv, ferner „Auswahl handelsrechtlicher 
Streitfälle, verhandelt vor dem Handelsgerichte der freien Hanſe⸗ 
ſtadt Bremen, nebſt den von dem Handelsgericht und den höheren 
Gerichten abgegebenen Erkenntniſſen und Entſcheidungsgründen,“ 
1851. 


§ 45. 
II. Lübeck. 


In Lübeck wurde das Handelsgericht erſt durch das Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz vom 17. Dezember 1860142) eingeführt. 

Dasſelbe beläßt es 4s) bei Streitigkeiten zwiſchen einem 
Schiffer und ſeiner Mannſchaft ſowie Disziplinarwidrigkeiten im 
Innern der Zünfte und Arbeiterkorporationen bei den beſtehenden 


188) Bd. XXXII S. 83 f. 

139) Bd. XXXV S. 2f. 140) Geſetzblatt S. 257. 

141) Geſetzblatt S. 367. 

142) Sammlung der Lübeckiſchen Verordnungen und Bekanntmachungen 
S. 89 f. 

148) § 11. 
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Vorſchriften, behält die Einrichtung von Vergleichsgerichten vor!“) 
und bildet das Handelsgericht als eine Abteilung des Untergerichts 
aus einem Mitgliede des Stadt⸗ und Landgerichts ſowie zwei kauf⸗ 
männiſchen Richtern !“), während auch das Obergericht in Handels⸗ 
ſachen durch zwei kaufmänniſche Richter verſtärkt wird !“). Zur 
Wahl ſolcher Richter bringt die Handelskammer dem Senat 16 Mit⸗ 
glieder der Kaufmannſchaft in Vorſchlag, von denen je vier für 
beide Inſtanzen auf 6 Jahre gewählt werden; regelmäßig ſind 
je zwei ½ Jahr in Tätigkeit!““). Weitere Vorſchriften enthielt 
die ZPO. vom 28. April 1862, insbeſondere war die Zuſtändig⸗ 
keit ähnlich wie in Bremen geordnet!“ ). 

Für die Zeit vor dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz ſei auf „Ent⸗ 
ſtehung“ S. 143 und 144 verwieſen. 


Jünftes Kapitel. 
Württemberg. 


§ 46. 
I. Die Judikatur in Wechſelſachen. 


Die am 24. März 1759 gegen den Einſpruch des ſtändiſchen 
Ausſchuſſes!) erlaſſene Wechſelordnung fah?) ein Wechſelgericht in 
Stuttgart vor, das aus einem Geheimrat als Präſidenten und 
acht Beiſitzern gebildet war, nämlich drei Räten des Regierungs⸗ 
rats und Oberhofmarſchallamts, dem jeweiligen Oberauditor, dem 
jeweiligen Stadtoberamtmann und drei Leuten von der Handel⸗ 


ſchaft“). 


44) § 14. 145) §§ 10 Z. 1, 19 3.2, 21. 

148) §§ 23 u. 29. 147) § 29. 

148) §§ 10 ff. daſelbſt; Sammlung der Lübeckiſchen Verordnungen 1862 
S. 16, vgl. daſelbſt auch § 9. 

1) v. Wächter, Handbuch des im Königr. Württemberg geltenden Privat: 
rechts 1839 Bd. J § 72; Goldſchmidt, Handbuch Bd. J S. 171. 

2) 5. Kapitel §§ 1 f. 

8) Meißner, Kodex des europ. Wechſelrechts 1836 Bd. J S. 467. 
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Im Jahre 1803 wurde für Neuwürttemberg die Gerichtsbar⸗ 
keit in Wechſelſachen den Landvogteigerichten, unter Zuziehung des 
älteſten Vorſtehers der Handlung, übertragen“), im Jahre 1806 
nach der Vereinigung von Alt⸗ und Neuwürttemberg dem zweiten 
Senat des Oberjuſtizkollegiums ). Im Jahre 1817 °) wurden den 
beiden Appellationsgerichten zu Tübingen und Ulm die Funktionen 
des Oberjuſtizkollegiums in Wechſelſachen beigelegt für ihre Diſtrikte, 
dagegen ſollte wegen der beſonderen Verhältniſſe der Stadt Stutt⸗ 
gart der Zivilſenat des Obertribunals die bisherigen Obliegenheiten 
des Oberjuſtizkollegiums für den Stadtgerichtsbezirk übernehmen. 
Schon im Jahre 1818") traten an die Stelle der beiden Appella⸗ 
tionsgerichte die vier Gerichtshöfe zu Eßlingen, Tübingen, Ellwangen 
und Ulm. 

Gegen Perſonen mit privilegiertem Gerichtsſtand konnten die 
Stabsbeamten, ſpäter die Oberamtsgerichte gemäß ſtändiger Kom⸗ 
miſſion in klaren Wechſelſachen erkennen “), während fie ſchwierigere 
auch an das Wechſelgericht zu verweiſen hatten; in Stuttgart ſelbſt 
beſtand nur die Zuſtändigkeit des letzteren Gerichts. 

Jeder Klage über nicht ſchleunige oder nicht unparteiiſche Juſtiz 
ſollte ſofort abgeholfen werden). 


§ 47. 
II. Der Handelsprozeß der Novelle von 1822. 


Nach der Novelle vom 15. September 1822 1%) ſollte in allen 
Inſtanzen zur Entſcheidung ſchwieriger Handelsſtreitigkeiten ein Kauſ⸗ 
mann mit vollem Stimmrecht beigezogen werden. 

Bei den Oberamtsgerichten ſtand es zunächſt den Parteien zu, 


4) Organiſationsedikt vom 1. Januar 1803; Lorenz Friedr. Hezel, 
Grundſätze des Wechſel⸗ und Handlungsrechts. Schw. Hall 1838 S. 166. 

5) Organiſationsmanifeſt vom 18. März 1806, § 43 und Inſtruktion für 
den 2. Senat des Oberjuſtizkolleg. vom 4. Mai 1806, §§ 20, 34; Hegel 
a. a. O. S. 167. 

8) Edikt vom 18. November 1817; Hegel S. 165. 

7) Verordn. vom 8. Oktober 1818, Hezel a. a. O. S. 166. 

8) Wechſelordn., 5. Kap., §§ 7 ff., Edikt vom 31. Dezember 1817 n. IV 
§ 185; Hezel a. a. O. S. 168. 

9) Kap. 5 §§ 12, 18. 

10) 8 6, Reyſcher⸗Kappler Bd. IV S. 1069. 
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einen ſolchen Sachverſtändigen, ſei er Mitglied des Gerichts oder 
nicht — die Oberamtsgerichte hatten Laien als Gerichtsbeiſitzer !!) — 
zu ernennen. Ein ſolcher außerordentlicher Beiſitzer war vor der 
Teilnahme an den Gerichtsverhandlungen zu beeidigen. Bei den 
höheren Gerichtshöfen war der Sachverſtändige von der Staats⸗ 
behörde zu ernennen und wurde allgemein beeidigt 1). 

Dieſe Einrichtung, die wie die ganze damalige Prozeßgebung 
Württembergs unter dem Einfluſſe der preußiſchen Gerichtsordnung 
ſtand 15), wurde ebenſo wie dort ſelten angewendet. Die Parteien 
und Gerichte begnügten ſich ſtatt deſſen mit der Einziehung kauf⸗ 
männiſcher Gutachten 1). 

Auch der ausgezeichnete „Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs für 
das Königreich Württemberg mit Motiven“ 15) bezeichnete die Ein⸗ 
richtung als „ſehr unvollſtändig“, immerhin aber knüpfte er an ſie, 
an § 185 des IV. Edikts von 1818 und an die Novelle an, in: 
dem er für Württemberg die Handelsgerichte in der Weiſe vor⸗ 
ſchlug, daß die Beiſitzer lauter Handelsleute fein ſollten “)“; in 
den mehr Ackerbau treibenden Gegenden ſollten die Bezirksgerichte 
als Handelsgerichte entſcheiden 17). Das Handelsgericht ſollte außer 
dem Bezirksrichter und dem Aktuar aus 6—9 Beiſitzern beſtehen !), 
die von den immatrikulierten Kaufleuten auf zwei Jahre gewählt 
werden !?). Die Handelsſtädte in Württemberg ſeien nicht fo groß, 
daß es einer Notabelnliſte bedürfte. Wählbar ſollte jeder voll⸗ 
jährige, am Gerichtsſitze wohnende Handelsmann ſein, der wenigſtens 
fünf Jahre ein Handelsgewerbe ehrenhaft betrieben hat?“). Als 
Regel wurde ausgeſprochen, daß nur Handelsſachen vor die Handels⸗ 
gerichte gehören? !). Es wurden ſolche aufgezählt, die dahin ge⸗ 


11) Edikt betr. die Rechtspflege in den unteren Inſtanzen vom 31. De⸗ 
zember 1818, §§ 46, 47. 

12) § 6, Hezel a. a. O. S. 480. 

13) Schwartz, 400 Jahre deutſcher Zivilprozeßgeſetzgebung S. 533. 

14) p. Kräwel in Buſchs Archiv a. a. O. S. 420. 

15) Stuttgart 1839, vgl. darüber Goldſchmidt, Handbuch a. a. O. S. 66. 

16) a. a. O. S. 681. 17) Art. 809. 18) Art. 810. 

19) Art. 811, 813. 

20) Art. 812; S. 683 wird das hohe Intereſſe betont, die Kenntniſſe 
und Erfahrungen derjenigen zu verwerten, welche das Handelsgewerbe auf⸗ 
gegeben haben. 

21) S. 685. 
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hören und ſolche, die nicht dahin gehören ??). Streitſachen im 
Wert bis 200 fl. ſollten inappellabel ſein; zugleich war die end⸗ 
gültige Entſcheidung dann vorgeſehen, wenn die Parteien im voraus 
auf Appellation verzichtet hätten??). Die Appellationsſumme für 
die weitere Appellation betrug 500 fl. 


§ 48. 
III. Die freiwilligen Schiedsgerichte. 


Schon in dem genannten Entwurfe, der ja zu geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen nicht geführt hat, enthielt das dritte Buch „von dem 
Verfahren in Handelsſachen“, als drittes Kapitel die Regelung des 
Schiedsgerichts. In Geſellſchafts⸗ und Verſicherungsſachen wurde 
dasſelbe, auch hier der A. GO. entſprechend, als Regel aufgeitellt?*) 
vorgeſehen war auch die Beſtellung des ordentlichen Gerichts als 
Schiedsgericht ?°), die Entſcheidung nur der Tatfrage durch das 
Schiedsgericht 2°), die Beſtimmung einer zweiten Inſtanz?“) für 
dasſelbe; endlich konnte bei Klagen gegen Handelsleute die Orts⸗ 
obrigkeit oder der Vorſtand der Handelsinnung als Friedensgericht 
angerufen werden 7%). 

Das Bedürfnis nach Handelsgerichten tritt dadurch beſonders 
hervor, daß die Kaufmannſchaft, wie kurze Zeit darauf in Berlin, 
anfangs der vierziger Jahre ſich ſelbſt im Wege des Schiedsgerichts 
ſolche Gerichte ſchuf. 

„Die Konvention der Mitglieder des Vereins der Buchhändler 
zu Stuttgart, betreffend die Niederſetzung eines Schiedsgerichts“ 
vom 10. Juni 1842 2°) und die Statuten des „Württembergiſchen 
Handelsvereins“ vom 29. Oktober 1843 39) führten zu dieſem Er: 
gebnis. Der Stuttgarter Buchhändlerverein ſtellte dabei fein Schieds⸗ 
gericht ausdrücklich?!) in buchhändleriſchen Fragen auch Nichtmit⸗ 
gliedern zur Verfügung. Beide Vereine ſchloſſen jede Appellation 
gegen den Schiedsſpruch aus, erklärten eine entgegenſtehende Ver⸗ 


22) Art. 816—821. 23) Art. 823. 
24) Art. 828. 25) Art. 832. 26) Art. 833. 
27) Art. 850. 28) Art. 863. 


29, Stuttgart, J. B. Metzlerſche Druckerei, Februar 1844. 
30) Stuttgart, Druck von J. Wachendorf, 1843. 
51) § 4. | 
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einbarung für ungültig ), geſtatteten aber die Ablehnung eines 
Schiedsrichters ohne Angabe von Gründen ?). 

Der Handelsverein teilte ſich in je vier Handelskammern, in 
Stuttgart, Heilbronn, Ulm und Reutlingen; in dieſen vier Städten 
tagte das Schiedsgericht öffentlich vom Frühling 1844 ab?“), wie 
ähnlich ſchon vorher in Stuttgart das Buchhändlerſchiedsgericht ? )). 
Der Vorſitzende des Handelsvereinsſchiedsgerichts in Stuttgart hatte 
die Bewegung in ſeiner Eröffnungsrede als „Ausdruck eines mit 
Notwendigkeit der öffentlichen Überzeugung ſich aufdrängenden Ge⸗ 
dankens“ 5°) bezeichnet. 

Und 1864 wurde in der württembergiſchen Kammer erklärt?“, 
die Kaufleute hätten ſeinerzeit ihrer Unzufriedenheit mit der ſtaat⸗ 
lichen Juſtiz einen ſehr draſtiſchen Ausdruck gegeben, als ſie die 
Handelsgerichte aus freiem Antriebe im Wege des Vertrags ein⸗ 
führten; von anderer Seite 3°) wurde dann hervorgehoben, daß ſich 
weder bei den Handels⸗ noch bei den Buchhändlerſchiedsgerichten 
bis dahin erhebliche Mißſtände ergeben hätten. Ja, es ſollten die 
Gewerbsleute energiſch die Zulaſſung beantragt haben? ). Bei 
der Einführung habe man den Kaufleuten vorgeſtellt, daß doch ſo 
viel für ſie auf dem Spiele ſtehe, wenn ſie ein Verfahren durch 
gewählte Richter eintreten ließen, welche nicht einmal durch einen 
Eid gebunden wären; dabei die höchſten Summen ohne Appellation 
zu wagen, das könne doch nicht ihre Abſicht ſein. Da hätten aber 
die erſten Firmen des Landes erklärt: „Für uns iſt die Sache ein 
Lebensbedürfnis, wir wollen die Probe mit unſerem Vermögen 
machen“! Und die Probe ſei ſehr günſtig ausgefallen. 

„Die rechtlichen Entſcheidungen und Gutachten der Württem⸗ 
bergiſchen Handelsgerichte und Privathandelskammern“ von 1843, 
1859 wurden, abgeſehen von der Bekanntgabe in der Tagespreſſe, 
insbeſondere dem „Schwäbiſchen Merkur“, in zwei Lieferungen 1851 
und 1868 veröffentlicht. 

32) Buchhändlerverein § 21, Handelsverein § 34. 

38) § 14 bezw. 27. 

$4) Vgl. die Berichte bei Lewald, Handelsgericht S. 57—66. 

35) Ebenda S. 66 Anm. 

36) Ebenda S 58, vgl. auch von Kräwel a. a. O. S. 421. 

37) Verhandl. der württ. Kammer der Abgeordneten 1862 — 1864, 2. Pro⸗ 
tokollband S. 891. 

38) Ebenda S. 958. 88a) Ebenda S. 892. 
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§ 49. 
IV. Die Einführung des Handelsgerichts. 


I. Am 16. November 1862 legte das Juſtizminiſterium einen 
Geſetzentwurf betreffend die Errichtung von Handelsgerichten und 
das Verfahren vor denſelben den Ständen vor?). Es ſollten in 
jedem der vier Kreiſe zwei bis drei Handelsgerichte, beſetzt mit zwei 
rechtsgelehrten Richtern und ſechs bis zwölf Kaufleuten errichtet 
werden“), letztere ſollten von den ins Handelsregiſter eingetragenen 
Kaufleuten auf zwei Jahre und eventuell dann ſofort wieder ge: 
wählt werden!), und zwar in der Weiſe, daß aus einer doppelten 
Anzahl von Kandidaten der König die Stellen beſetzt. 

Begründet war der Vorſchlag, der mit dem Einführungsgeſetz 
zum Handelsgeſetzbuch Geſetz werden ſollte, vor allem mit dem Be⸗ 
dürfnis dieſes Handelsgeſetzbuchs *?), welches dem Handelsgewohn⸗ 
heitsrecht und den Handelsgebräuchen einen weiten Spielraum ge⸗ 
währe; gegenüber dem Sachverſtändigen wurde auf die Wichtigkeit 
der unerbetenen Geltendmachung der berufsmäßigen Kenntniſſe hin⸗ 
gewieſen. 

II. Der Bericht der handelsrechtlichen Kommiſſion — Bericht⸗ 
erſtatter Geßler und Weber — )) erörtert eingehend die zwei 
Fragen: 

1. Liegt ein Bedürfnis zur Errichtung von Handelsgerichten, 
d. h. „von teilweiſe mit Kaufleuten beſetzten Gerichten” **) vor? und 

2. Iſt das Bedürfnis ſo dringend, daß ſofort zu ihrer Er⸗ 
richtung zu ſchreiten iſt? 

Beide Fragen werden bejaht, an der Hand eingehender Be⸗ 
ſprechung der Literatur und Geſetzgebung. Von erſterer ſei hier 
auf einen mir nicht erreichbar geweſenen Aufſatz in der Deutſchen 
Vierteljahrsſchrift 1862 S. 1—47 hingewieſen, wo das Bedürfnis 
zur Zeit bejaht wird, ſolange man bei der rechtsgelehrten Bildung 
die realiſtiſche Auffaſſung und Prüfung der Wahrheit vermiſſe. 


89) Verhandl. wie vor. I. Beilagenband 1. Abt. S. 180 f. Bal. auch 
„Die Handelsgerichte in Württemberg“ von Kanzler v. Geßler in der 
„Deutſchen Gerichtszeitung“ 1865, S. 203 ff. 

40) Art. 1 u. 2. 40 Art. 5 u. 8. 42) a. a. O. S. 195. 

43) Ebenda S. 1297. 

40 Entſtehung S. 1. 
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Der Bericht erwog, daß von den Aufgaben des Richters: 

1. Kenntnis des beſtehenden Rechts, 

2. Fähigkeit, dasſelbe auf den einzelnen Fall anzuwenden, 

3. Richtige Auffaſſung der Tatſachen des einzelnen Falls, 5 
die erſte und zweite am beſten durch den Juriſten, die dritte am 
beſten durch den Kaufmann erfüllt werde, daß eine Scheidung ſich 
nicht vornehmen laſſe und begutachtende Stimme nicht hinreiche, 
um die tüchtigften Kaufleute zu Richtern zu gewinnen. Gerade die 
Einführung des Handelsgeſetzbuchs dränge aber auch zur Einführung 
der Handelsgerichte. 

III. Aus der Beratung des Geſetzes ſeien hervorgehoben: ins⸗ 
beſondere die Erklärung des Referenten der Abgeordnetenkammer 
Geßler ““), die Handelsgerichte ſeien von Wert im Intereſſe des 
rechtsgelehrten Richters, deſſen Hauptaufgabe künftig in der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bearbeitung des Handelsrechts beruhen müſſe, die Aus⸗ 
führung des Abgeordneten Ridin ger“), daß überhaupt das Recht 
nur durch Beobachtung ſeiner Anwendung auch heute noch gefunden 
werden ſollte und daß die Aufnahme des Rechtsgeiſts aus dem Volke 
ſowie die Anwendung dieſes Rechtsgeiſts auf das vorliegende Rechts⸗ 
verhältnis die Hauptſache ſei, vor allem aber die umfaſſenden Aus⸗ 
führungen des Regierungskommiſſärs, Obertribunalrat v. Faber. 
Die Gegner hoben als ſpeziell württembergiſches Argument hervor, 
daß fic) das verwandte Inſtitut der Gerichtsbeiſitzer“ ) in keiner 
Weiſe bewährt habe, wobei dann wieder die Verſchiedenartigkeit 
des Verfahrens und der Zuſtändigkeit hervorgehoben wurde. 


IV. Als Kompromiß zwiſchen den ſtreitenden Parteien erfolgte 
der Verzicht auf die Einrichtung der Handelsgerichte für das ganze 
Land (Territorialſyſtem) und die Gründung von vier Platzgerichten 
in Stuttgart, Heilbronn, Reutlingen und Ulm“), deren Sprengel 
noch zwei bis drei benachbarte Oberamtsbezirke umfaßte *°). Jedes 


45) Ebenda S. 888. 46) Ebenda S. 892. 

46a) Gegen dasſelbe vgl. v. Wächter in der Tüb. Krit. Zeitſchr. Bd. IV 
S. 38 und Württ. Privatrecht Bd. 1 S. 293, Breitling im Archiv für 
ziviliſt. Praxis Bd. XLVI Nr. 14 und Mittermaier, ebenda Bd. XLIX S. 418. 

47) Württ. Reg. Bl. 1865 Nr. 28 S. 235; Zentralorg. ꝛc. N. F. Bd. III 
S. 125 ff. 

48) Reg. Bl. S. 429: Verordn. vom 14. Oktober 1865 auf Grund Art. 1 
des Geſetzes. Vgl. auch Zentralorgan ꝛc. N. F. Bd. III. S. 300. 
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Handelsgericht wurde mit mindeſtens zwei rechtsgelehrten Richtern, 
die Mitglieder der Bezirksgerichte fein konnten“), und kaufmänni⸗ 
ſchen Handelsrichtern in der Weiſe beſetzt, daß an der Beſchluß⸗ 
faſſung zwei rechtsgelehrte Richter und drei Handelsrichter ſich zu 
beteiligen hatten“). Es blieb der Regierung überlaſſen, die Handels⸗ 
gerichte als ſelbſtändige Abteilungen des Bezirksgerichts einzu⸗ 
richten 5»). Die Regierung hat aber von dieſer Ermächtigung keinen 
Gebrauch gemacht. Die Wahl der Handelsrichter, für welche das 
Juſtizminiſterium gemäß Art. 9 des Geſetzes eine beſondere In⸗ 
ſtruktion erließ 5), hatte durch die ins Handelsregiſter eingetragenen 
männlichen, im Beſitz der bürgerlichen Ehren⸗ und Dienſtrechte, 
ſowie nicht in Gant befindlichen Firmenvertreter zu erfolgen. Die 
Wählbarkeit erforderte noch, daß der Kandidat fünf Jahre ſelb⸗ 
ſtändig oder als Stellvertreter ein Handelsgeſchäft geleitet hat und 
zur Zeit der Wahl nicht in einem Dienſtverhältnis ſtand 55). Die 
Wahl erfolgte auf zwei Jahre, Wiederwahl war möglich, ein Zwang 
zur Annahme beſtand nicht. Es wurde auch hier zunächſt die doppelte 
Anzahl gewählt und aus dieſer dann durch den König die Er⸗ 
nennung vorgenommen 57. 

Als zweite Inſtanz und vorgeſetzte Dienſtbehörde der Handels⸗ 
gerichte wurde ein Oberhandelsgericht gebildet °°), beſtehend aus 
dem Zivilſenat des Obertribunals und Handelsgerichtsräten, die 
vom Zivilſenat nach Einvernahme mit der Zentralſtelle für Handel 
und Gewerbe ebenfalls in doppelter Anzahl zur Ernennung vorzu⸗ 
ſchlagen waren °°), Das Oberhandelsgericht war auch zweite In⸗ 
ſtanz für die bei den Oberamtsgerichten belaſſenen Wechſel⸗ und 
Regiſterſachen. 

Im Oberhandelsgericht hatten die Kaufleute die Minderheit: 
drei Handelsgerichtsräte ſtanden vier rechtsgelehrten Richtern gegen⸗ 
über und wenn, was möglich war, Beſchlußfaſſung durch das volle 
Gericht beliebt wurde, ſo mußte die Zahl der rechtsgelehrten Richter 
die der Kaufleute um eine Stimme überfteigen ). 

Die Zuſtändigkeit war objektiv mit vielen Einzelaufführungen 


49) Art. 2 u. 3. 50) Art. 4. 51) Art. 5. 

53) Reg. Bl. 1866 Nr. 6, Zentralorgan N. F. Bd. IV S. 617. 
53) Art. 11. 54%) Art. 9. 

55) Art. 15 u. 17. 56) Art. 15. 


57) Art. 17. 
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beſtimmt 5%), die Sachen bis zu 50 fl. Streitwert verblieben den 
Bezirksgerichten 5°). 

In den einem Handelsgericht nicht zugeteilten Bezirken ver⸗ 
blieb die ſtreitige Gerichtsbarkeit in Handelsſachen den Bezirks⸗ 
gerichten ), es ſollte aber an dieſen Entſcheidungen bei Kollegial⸗ 
beſchlüſſen ein vom König auf zwei Jahre ernannter Angehöriger 
der Kaufmannſchaft als beſoldetes, ſtimmberechtigtes Mitglied teil⸗ 
nehmen 61). Prorogation war unbedingt auf die Zivilgerichte und 
beſchränkt auf die Handelsgerichte geſtattet ). 

Die Zuſtändigkeitsfragen ſollten in ſchleuniger Weiſe durch 
Beſchwerde an das Oberhandelsgericht erledigt werden “)). 

Der Gerichtsſtand und das Verfahren vor den Handelsgerichten 
war dann ausführlich geregelt , letzteres im weſentlichen nach den 
Grundſätzen der Offentlichkeit und Mündlichkeit. Einige wenige 
dieſer Verfahrensvorſchriften ſollten auch für die in Handelsſachen 
entſcheidenden Bezirksgerichte gelten, insbeſondere ſoweit die Be⸗ 
ſchleunigung des Verfahrens in Frage fam °°). 


§ 50. 
V. Die Umgeſtaltung der Einrichtung. 


Am 15. Dezember 1865 traten die Handelsgerichte in Tätig⸗ 
keit. Aber, wie ſchon bei der Beratung des Geſetzes ſich der Kampf 
hauptſächlich darum gedreht hatte, ob es ſich nur um eine provi⸗ 
ſoriſche Einrichtung handeln würde, weil ſich alle Fragen der Ge⸗ 
richtsverfaſſung ®*) und des Verfahrens im Fluß befanden, jo wurde 
tatſächlich durch das Geſetz über die Gerichtsverfaſſung vom 16. März 
1868 66) und durch die Zivilprozeßordnung vom 3. April 1868 67), 
welche die Grundſätze des Geſetzes vom 13. Auguſt 186568) auf das 
ganze Zivilverfahren ausdehnten, eine weſentliche Umgeſtaltung der 
Handelsgerichte vorgenommen. Die vier Handelsgerichte wurden 


58) Art. 19—21. 59) Art. 22. 60) Art. 27. 
61) Art. 28. 62) Art. 30. 

63) Art. 33, dazu von Geßler a. a. O. S. 208. 
64) Art. 34— 126. 65) Art. 115. 


68) Schon 1863 lag ein revidierter Entwurf vor; vgl. darüber Mitter⸗ 
maier im Archiv für ziviliſt. Praxis Bd. XLIX S. 419. 

66) Reg. Bl. Nr. 8. 87) Reg. Bl. Nr. 16. 

68) Schwartz, 400 Jahre ꝛc. a. a. O. S. 633 /. 
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überhaupt beſeitigt, alle Oberamtsgerichte und Kreisgerichtshöfe °°) 
ſowie das Obertribunal “) urteilten in Handelsſachen unter Mit: 
wirkung von kaufmänniſchen Schöffen, während Schöffen auch in 
Zivilſachen fungierten !). Ein beſonderes Verfahren beſtand nur 
noch in Wechſelſachen ?), außerdem im Strafverfahren?) in 
Handelsſachen. 

Bei den Oberamtsgerichten wurden die kaufmänniſchen Schöffen 
ebenſo wie die übrigen gewählt, und zwar jährlich durch den Be⸗ 
zirksausſchuß unter dem Vorſitz des Oberamtsrichters )). 

Dagegen wurden die kaufmänniſchen Schöffen für die Zivil⸗ 
kammern der Kreisgerichte von den Angehörigen des Kaufmanns⸗ 
ſtandes des Gerichtsſprengels in ähnlicher Weiſe wie nach dem 
früheren Geſetze gewählt “?). Es wurden um die Hälfte mehr 
Kandidaten bezeichnet, als Stellen zu beſetzen waren, die drei 
älteſten Mitglieder reduzierten aber dann die Liſte wieder auf zwei 
Drittel der Geſamtzahl und erhielten jo die Dienſtliſte 7°). 

Eine königliche Beſtellung oder Beſtätigung ſür die Schöffen 
kam nicht mehr in Frage ). 

Das Oberamtskollegium entſchied in der Beſetzung von zwei 
Juriſten und drei Schöffen, von denen mindeſtens einer dem Kauf⸗ 
mannsſtande angehören mußte, während für beſtimmte Gerichte im 
Wege der Verordnung beſtimmt werden konnte, daß alle drei 
Schöffen Kaufleute ſein müſſen 7). 

Die Zivilkammer des Kreisgerichts wurde aus drei Juriſten 
und zwei Kaufleuten gebildet. 

In zweiter Inſtanz hatte die Zivilkammer des Obertribunals 
als Oberhandelsgericht über die von den Kreisgerichten entſchiedenen 
Sachen in der Beſetzung von drei rechtsgelehrten Richtern und zwei 
Schöffen zu entſcheiden; die letzteren wurden durch die Zentralſtelle 
für Handel und Gewerbe (wiederum die Hälfte mehr wie notwendig) 
vorgeſchlagen, die drei höchſten Richter des Obertribunals ſtellten 


$9) Art. 7 GVG. 70) Art. 15 GVG. 

71) Vgl. Motive des Geſetzes S. 12: Das Recht und ſeine Fortentwickelung 
iſt den Kreiſen, in welchen es die Lebens⸗ und Verkehrsverhältniſſe beſtimmt, 
wieder näher gerückt. 

72) Art. 853—868. 73) Art. 936— 940. 74) Art. 43. 

78) Art. 47. 76) Art. 48. 

77) Art. 54, 55. 78) Art. 7. 
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dann daraus die Dienſtliſte her. Die Amtsdauer betrug zwei 
Jahre “)). 

Auf das Vertrauen, das die kaufmänniſch beſetzten Gerichte 
genießen, berief ſich eine Petition der Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammer Reutlingen an den Reichstag um Einführung von Handels⸗ 
gerichten ). 

Durch das Geſetz vom 4. Juli 18718) wurde ein wirkliches 
Landesoberhandelsgericht geſchaffen, welches Schöffen aus dem Kauf⸗ 
mannsſtande, in derſelben Weiſe wie früher beim Obertribunal 
gewählt, umfaßte“ b). | 


— 


Sechſtes Kapitel. 


Baden. 


§ 51. 
I. Verſuche zur Einführung. 


In Baden waren während der franzöſiſchen Invaſion die 
Handelsgerichte nicht eingeführt worden. 

Petitionen veranlaßten im Jahre 1840 die erſte Kammer der 
badiſchen Stände zu einem bezüglichen Vorſchlage. Berichterſtatter 
der Kommiſſion war Mittermaier). 

Die zweite Kammer trat dem Vorſchlag bei und beſchloß, den 
Großherzog um einen Geſetzentwurf zu bitten. 

Dem Beſchluß wurde zunächſt keine Folge gegeben. Allein 
der 1844 den Kammern vorgelegte Geſetzentwurf enthielt?) den 
Vorſchlag ſolcher Gerichte, der Entwurf wurde zwar am 6. März 
1845 Geſetz, dasſelbe wurde aber nicht ausgeführt. 

Es ſollten nach dieſem Geſetze in Städten, in welchen ſich ein 
größerer Handelsſtand befindet, auf deſſen Antrag Handelsgerichte 
errichtet werden können ). Sie ſollten in erfter Inſtanz aus dem 


79) Art. 22 und 65. 

80) Hahn, Materialien z. GVG. Bd. I S. 707. 
80a) Reg. Bl. Nr. 14; Zeitſchr. für das geſ. Handelsrecht Bd. XVIII S. 165f. 
sob) Art. 2 und 3. 

1) Archiv für die ziviliſt. Praxis Bd. XXVIII S. 290. 

2) §§ 26— 39. 8) 8 28. 
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Amtsrichter und zwei Kaufleuten, in zweiter Inſtanz aus einem 
Senat des Hofgerichts von fünf Mitgliedern und ebenfalls zwei 
Kaufleuten beſtehen ). 

Die betreffenden Kaufleute mußten fünfundzwanzig Jahre alt, 
fünf Jahre lang ſelbſtändig oder als Handelsverwalter Handels⸗ 
geſchäfte getrieben haben und am Sitze des Gerichtes wohnen ). 
Sie ſollten für zwei Jahre gewählt werden, alle Jahr ſollte die 
Hälfte austreten ®). 

Die Zuſtändigkeit') umfaßte die Streitigkeiten der im Bezirk 
wohnenden Handelsleute unter ſich oder mit ihren Angeſtellten; 
im übrigen ſtand dem Kläger bei Handelsſachen ein Wahlrecht 
zwiſchen Handelsgerichten und ordentlichen Gerichten zu. Eine Be⸗ 
ſchränkung der Zuſtändigkeit durch den Wert des Streitgegenſtands 
fand nicht ſtatt, und es wurde die Zuſtändigkeit des Bürgermeiſters 
aufrechterhalten ®). 

Wenn die Beiſitzer aus dem Handelsſtande über die Prüfung 
vorgelegter Handelsbücher, die Beſchaffenheit von Waren, das 
Daſein oder die Art von Handelsgewohnheiten oder ſonſt über 
Handelsfragen einig waren, konnte Beweiserhebung unterbleiben. 

Das Verfahren war ein beſchleunigtes ?), die Parteien konnten 
perſönlich vorgeladen werden, dann war Vertretung nur durch An⸗ 
geſtellte geſtattet, die das Geſchäft abgeſchloſſen hatten. 

Die Appellation ging an ein mit Kaufleuten beſetztes Hof⸗ 
gericht; an ein benachbartes, wenn das an ſich zuſtändige keine 
Kaufleute hatte. Die Oberappellation ging an das Oberhofgericht. 


§ 52. 
II. Die Einführung des Handelsgerichts. 


Im badiſchen Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch 1°) wurde 
die Einführung von Handelsgerichten der ſpäteren Geſetzgebung vor⸗ 
behalten. Das erfolgte dann durch die Gerichtsverfaſſung vom 
9. März 186411), die Prozeßordnung in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 


4) § 5. 5) § 29. 6) 8 30. 

*) § 32. 8) § 15. 9) § 36. 10) Art. 48. 

11) § 5; vgl. auch Regensburger in Goldſchmidts Zeitſchrift Bd. VI 
S. 488; v. Kräwel a. a. O. S. 423. 
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keiten in der Faſſung vom 18. März 1864 12) und die Verordnung 
vom 24. November 1865 13). 

Danach wurden Handelsgerichte in den Städten Karlsruhe und 
Mannheim für den Bezirk der dortigen Kreisgerichte als ſelbſtändige 
Gerichte, regelmäßig für einen Streitwert über 200 fl., errichtet 
und die Einſetzung von Handelsgerichten in anderen Städten für 
den Fall eines ſich ergebenden Bedürfniſſes vorbehalten “). Das 
Gericht wurde beſetzt mit einem rechtsgelehrten Vorſitzenden, der 
zugleich Mitglied des Kreisgerichts oder Amtsrichter ſein konnte, 
und zwei Kaufleuten 15). Zur Wahl der letzteren waren alle 
Kaufleute berechtigt, die im Bezirke eine Handelsniederlaſſung 
hatten und als Inhaber oder Vertreter der Firma ins Handels⸗ 
regiſter eingetragen waren, ſofern nicht die Wahlberechtigung aus 
perſönlichen Gründen (Entmündigung, Beſtrafung, Gant 2c.) aus⸗ 
geſchloſſen war 16). Gewählt werden konnten die wahlberechtigten 
Inländer, wenn ſie dreißig Jahre alt waren, fünf Jahre als Inhaber 
der Firma oder Prokuriſten Handelsgeſchäfte betrieben hatten und 
mindeſtens in zwei Stunden am Sitze des Gerichts ſein konnten 1). 
Die Amtsgerichte hatten die Wahlliſte aus dem Handelsregiſter 
im Benehmen mit der Handelskammer aufzuſtellen *). Die Wahl 
wurde durch den Vorſitzenden der Handelskammer geleitet. Die 
Handelskammer hatte die Richter und Stellvertreter in dreifacher 
Anzahl aus den in der Wahlliſte enthaltenen Namen vorzuſchlagen !“), 
und zwar zunächſt dem Kreis⸗ und Hofgericht. Durch dieſes und 
das Juſtizminiſterium ging der Vorſchlag an die Krone ?“). Die 
Wahl erfolgt auf vier Jahre ). | 

Ergänzungen dieſer Vorſchriften enthielten noch weitere Ber: 
ordnungen: vom 4. und 12. Juli 1867 (mit beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung für Pforzheim), 30. Dezember 1867 und insbeſondere 
vom 18. Juli 1873. 


13) 88 11—13. 18) Zentralorgan ꝛc. N. F. Bd. II S. 637. 
14) §§ 1—3 der V. 15) §§ 34 und 35 GBG., § 3 der V. 
16) §§ 5 und 6 der V. 17) § 7 der V. 

18) §§ 8—11 der V. 10) § 18 der V. 


20) §§ 18, 22, 23 der V. 2) § 36 des GV., § 27 der V. 
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Siebentes Kapitel. 
Anhalt-Köthen und Elſaß-Lothringen. 
§ 53. | 


I. Anhalt: Köthen. 


Von den drei Anhaltiniſchen Herzogtümern hatte Anhalt: 
Köthen unter Napoleon J. die ganze franzöſiſche Geſetzgebung 
eingeführt, insbeſondere mit Verordnung vom 18. April 1811 den 
Code de commerce und die Handelsgerichte, die mit dem 1. Juli 
1811 ihre Wirkſamkeit begannen, aber infolge Regierungswechſels 
wurde mit Reorganiſationspatent vom 24. Oktober 1812 die frühere 
Verfaſſung wiederhergeſtellt ). 


§ 54. 
II. Elſaß⸗Lothringen. 


In Elſaß⸗Lothringen beſtanden bis zu ſeiner Rückeroberung 
die franzöſiſchen Handelsgerichte. Durch Reichsgeſetz vom 14. Juni 
1871?) trat lediglich an die Stelle des Kaſſationshofs in Paris 
das Reichsoberhandelsgericht in Leipzig. Am 19. Juni 1872) 
wurden die Allgemeine deutſche Wechſelordnung und das Allgemeine 
deutſche Handelsgeſetzbuch in Elſaß⸗Lothringen eingeführt. Dabei 
wurden als Handelsſachen“) die Anſprüche gegen einen Kaufmann 
aus deſſen Handelsgeſchäften, aus einem Wechſel und aus ſechs 
Gruppen von Rechtsverhältniſſen, die ſpeziell bezeichnet wurden, 
erklärt. Gemäß § 11 Ziff. 3 1. c. gehörten alle dieſe Rechtsſtreitig⸗ 
keiten vor die Handelsgerichte, während der Kläger ein Wahlrecht 
zwiſchen Handelsgericht und Landgericht hatte, falls das Geſchäft 
nur auf Seite des Beklagten Handelsgeſchäft oder die Zuſtändig⸗ 
keit des Handelsgerichts nicht bezüglich aller Mitverpflichteter be⸗ 
gründet war. Das Handelsgericht konnte ſtets Sachverſtändige 
ernennen und die Sühne vor einem Richterkommiſſar verſuchen “). 


) Dedekind, Geſchichte der Quellen und der Bearb. des Wechſelrechts 
S. 101. 

2) Reg. Bl. Nr. 34; Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. XVII S. 619. 

3) Am letztgenannten Orte Bd. XVIII S. 128. 

) § 10. 8) § 13. 
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Zuletzt beſtanden noch Handelsgerichte in Straßburg, Kolmar 
und Mülhauſen. Dieſelben genoſſen ein ſehr erhebliches Anſehen, 
Mülhauſen erließ zwiſchen acht⸗ und neunhundert Urteile im Jahr, 
gegen welche nur in ganz wenig Fällen (1875/76 dreizehn) Be⸗ 
rufungen eingelegt wurden; neun von denſelben wurden im ge- 
nannten Jahre verworfen ). 


Achtes Kapitel. 


Roburg, Gotha und Neuß ä. L. 
§ 55. 
I. Koburg. 


Von den drei in dieſem Kapitel vereinigten thüringiſchen 
Staaten, welche zwar keine beſonderen Handelsgerichte einführten, 
aber doch ihre bürgerlichen Gerichte für Handelszwecke umgeſtalteten, 
ging das Herzogtum Koburg voran. | 

Mit Geſetz vom 19. Februar 1862, die Führung des Handels- 
regifters und die Behandlung von Rechtsſtreitigkeiten über Handels⸗ 
ſachen betreffend !) wurde die Einrichtung getroffen, daß zwar das 
Handelsregiſter ausſchließlich vom Kreisgericht geführt werden follte?), 
im übrigen aber die bürgerlichen Gerichte für Handelsſachen Handels⸗ 
gerichte in der Weiſe bilden ſollten ?), daß fie zwei kaufmänniſche, 
ſtimmberechtigte Beiſitzer in jeder Lage des Rechtsſtreits beiziehen 
konnten und auf Antrag einer Partei beiziehen mußten). Dieſe 
kaufmänniſchen Beiſitzer waren aus einer Liſte zu entnehmen, welche 
das Staatsminiſterium je für drei Jahre aus der Zahl der Kauf⸗ 
leute aufſtellte). Auch das Appellationsgericht 6) hatte in Handels⸗ 
ſachen auf Antrag einer Partei zwei kaufmänniſche Beiſitzer bei⸗ 
zuziehen. In beiden Inſtanzen war aber bei Rechtsſtreitigkeiten 
aus Handelsgeſchäften die Zuziehung nur dann zuläſſig, wenn das 


6) Winterer im Reichstag zum GVG.; Hahn, Materialien Bd. II 
S. 1087. 

1) Geſetzſamml. für das Herzogt. Koburg 1862/63 Nr. 406 S. 549 f. 

2) Art. 2. 8) Art. 1 und 3. 4) Art. 5. 

5) Art. 4. 6) Art. 7. 
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Geſchäft auf ſeiten des Beklagten ein Handelsgeſchäft war). Es 
galten aber als Handelsſachen alle Rechtsverhältniſſe aus Handels⸗ 
geſchäften und aus ſechs beſonders bezeichneten Rechtsverhältniſſen“). 

Für das Verfahren in Handelsſachen galten die beſtehenden 
Prozeßgeſetze, nur daß die Gerichte in Handelsſachen nicht an die 
gewöhnlichen Vorladefriſten gebunden waren ). 

Über Gegenſtände, deren Beurteilung eine kaufmänniſche Be⸗ 
gutachtung erforderte, insbeſondere über das Beſtehen von Handels⸗ 
gebräuchen, konnte das Gericht auf Grund der Wiſſenſchaft und 
Sachkunde der kaufmänniſchen Beiſitzer entſcheiden, es konnte aber 
auch Beweis erheben 1). Das Geſetz ſollte zugleich mit dem Han⸗ 
delsgeſetzbuch in Kraft treten 1). 


§ 56. 
II. Gotha. 


Ahnlich, aber keineswegs gleich iſt die durch Geſetz vom 12. Juli 
1862 12) für Gotha getroffene Regelung. 

Hier ſollte das Kreisgericht für ſeinen Bezirk zugleich Handels⸗ 
gericht ſein und als ſolches zwei, auf drei Jahre vom Staats⸗ 
miniſterium ernannte, ſtimmführende kaufmänniſche Beiſitzer zu⸗ 
ziehen 1°). Das Staatsminiſterium ernannte auch Ergänzungsrichter, 
aus welchen das Appellationsgericht auf Antrag einer Partei in 
Handelsſachen zwei der am Sitze des Appellationsgerichts wohn⸗ 
haften Ergänzungsrichter als ſtimmberechtigte Mitglieder beiziehen 
ſollte “. 

In dritter Inſtanz, deren Zuläſſigkeit vorausgeſetzt, ſollten die 
Handelsſachen vor dem gemeinſamen Appellationsgericht ohne Ein⸗ 
holung auswärtiger Erkenntniſſe entſchieden werden !“). 

Das Kreisgericht als Handelsgericht entſchied als Kollegium 
von drei Perſonen, gebildet durch ein Mitglied des Kreisgerichts 
als Vorſitzenden und die zwei kaufmänniſchen Beiſitzer 1). Die 


7) Art. 6 letzter Abſatz. 
8) Art. 6, dazu Entſch. des ROHG. Bd. XIII S. 347. 
9) Art. 9. 10) Art. 10. 11) Art. 12. 
12) Geſetzſamml. Bd. XI Nr. 704 S. 865. 
18) Art. 1 und 2. 
.) Art. 3 und 9. 15) Art. 9 a. E. 16) Art. 4. 
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Zuſtändigkeit war ſehr ähnlich geordnet wie in Koburg !), das 
Handelsgericht hatte aber auch das Handelsregiſter zu führen. 
Prorogation an die Zivilgerichte war möglich, da kein zwingender 
Rechtsſatz vorlag, auch nicht einmal alle Handelsſachen vor die 
Handelsgerichte verwieſen waren 15). 

Die Handelsſachen waren entweder in einer beſtimmten ſum⸗ 
mariſchen Prozeßart oder unter allen Umſtänden im Wege des 
unbeſtimmt ſummariſchen Prozeſſes !?) zu verhandeln und ent: 
ſcheiden, die Sachverhandlung mußte ſtets vor dem Kollegium ſtatt⸗ 
finden?), das Verfahren war tunlichſt zu beſchleunigen, die Vor: 
ladungsfriſt konnte bis auf vier Tage abgekürzt?) und in jeder 
Lage des Prozeſſes das perſönliche Erſcheinen der Parteien an⸗ 
geordnet werden, wobei nach Androhung bei Nichterſcheinen das 
Aufzuklärende zu Ungunſten des Säumigen angenommen werden 
konnte?). Der Art. 10 des koburgiſchen Geſetzes über die Ent: 
ſcheidung aus Wiſſenſchaft der kaufmänniſchen Beiſitzer kehrte als 
Art. 16 wieder. 


8 57. 
III. Reuß ä. L. 


Dem gothaiſchen Geſetze ganz nahe verwandt iſt dasjenige des 
Fürſtentums Reuß ä. L. vom 28. September 186429), die Errich⸗ 
tung von Handelsgerichten betreffend. 

Als Handelsgerichte ſollten vom 1. Januar 1865 ab in Wirk⸗ 
ſamkeit treten: das Juſtizamt Greiz, die Stadtvogteigerichte zu 
Zeulenroda und das Juſtizamt Burgk, indem ihnen je zwei für 
drei Jahre von der Landesregierung ernannte Kaufleute als ſtimm⸗ 
führende Beiſitzer beigegeben wurden?), bei dem Juſtizamt Burgk 
nur für den Fall beſonderen, mindeſtens drei Tage vor dem erſten 


17) Art. 5 und 6, dazu Entſch. des ROHG. Bd. XIII S. 347; vgl. mit 
Buſchs Archiv Bd. XXIX S. 90. 

18) Entſch. des RO HG. Bd. XXIII S. 267. 

19) Mittermaier, Die ſummariſchen Verfahrensarten des gemeinen 
deutſchen bürgerl. Prozeſſes 1840 2. Aufl. S. 103. 

20) Art. 13. 21) Art. 14. 23) Art. 15. 

23) Geſetzſamml. Nr. 10 S. 123; vgl. auch § 10 des Geſetzes vom 
1. September 1868, Organiſation der Gerichte und Verwaltungsbehörden betr. 

24) §§ 1 und 2. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilagebeft.) 12 
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Termine zu ſtellenden Antrags. Aus der Zahl der zu ernennenden 
Stellvertreter konnte der Chef der Juſtizſtelle auch dann einen Bei⸗ 
ſitzer zuziehen, wenn dieſer genauere Kenntnis des betreffenden kauf⸗ 
männiſchen Geſchäftszweigs beſäße 2°). Die beiden kaufmänniſchen 
Beiſitzer bildeten mit dem Chef das Kollegium, dieſer aber konnte 
geringfügige und ganz geringe und zu beſchleunigende Rechtsſachen 
auch allein verhandeln und entſcheiden. Ebenſo waren alle Hand⸗ 
lungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit und alle prozeßleitenden Ver⸗ 
fügungen ohne Zuziehung kaufmänniſcher Beiſitzer vorzunehmen? ). 
Vor die Handelsgerichte gehörten die Anſprüche gegen Kaufleute 
aus Handelsgeſchäften ?), Anſprüche aus Wechſeln und kaufmänni⸗ 
ſchen Anweiſungen, ſowie ſieben weiteren Rechtsverhältniſſen 2%). 

Die Verfahrensvorſchriften??) entſprachen denjenigen von 
Gotha, Einholung auswärtiger Erkenntniſſe war in Handels⸗ und 
Wechſelſachen nur dann für zuläſſig erklärt, wenn der Streitwert 
mehr als 100 Taler betrug und erhebliche Gründe aktenmäßig 
gemacht waren ). 

Bezüglich der Oberberufung erging für Reuß) eine eigene 
Entſcheidung des Oberhandelsgerichts und darauf ein beſonderes 
Geſetz vom 24. Februar 1873, betreffend das Rechtsmittel der Ober⸗ 
berufung in ſtreitigen Handelsſachen 2), wonach das Reichsober⸗ 
handelsgericht, welches bis dahin eine ſeine Zuſtändigkeit begrün⸗ 
dende geſetzliche Beſtimmung vermißt hatte, ausdrücklich für zuſtändig 
erklärt wurde, falls das Appellationsgericht ein handelsgerichtliches 
Erkenntnis erſter Inſtanz abgeändert hatte; vorausgeſetzt, daß die 
Summe für die Oberberufung vorhanden und dieſe auch ſonſt nicht 
ausgeſchloſſen war. 


25) § 3 26) 8 4. 
27) § 6 Z. 1, Entſch. des ROHG. Bd. XIII S. 347. 

28) § 6 Z. 2 ff. 29) §§ 8— 11. 30) § 12. 

31) Entſch. Bd. VI S. 315, vgl. Bd. XV S. 16. 

92) Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. XIX S. 480. 
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Anhang. 


6 in den benachbarten 
Staaten. 


§ 58. 
I. Oſterreich-Ungarn. 

I. Was Oſterreich betrifft, fo wurde in § 10!) bereits der 
Wechſel⸗ und Merkantilgerichte gedacht, die auf Grund der Geſetz⸗ 
gebung von 1717, 1722 und 1763 zunächſt in Wien, dann in 
den böhmiſchen, nieder⸗ und inneröſterreichiſchen Erbländern, ſpäter 
auch in Trieſt und anderen Teilen der Monarchie eingeführt wur⸗ 
den), fo z. B. auch an der Militärgrenze, wo mit Verordnung 
des Hofkriegsrats vom 26. November 1785 lit. C. an das Karl⸗ 
ſtädter Generalkommando, um das ſeit 1758 beſtehende Merkantil⸗ 
und Wechſelgericht der Stadt Zengg „in Ordnung zu bringen“, 
eine Inſtruktion für den Richter hinausgegeben wurde?). 

Nach den Verordnungen des Juſtizminiſteriums vom 15. Januar 
und 31. März 1850“) waren Wechſelklagen primär nur beim 
Wechſelgericht, falls ſich an dem Ort, wo der Prozeß geführt 
werden ſollte, ein ſolches befand, anzubringen?) und mündlich 
ſowie unverzüglich) zu erledigen. In Öfterreih ob und unter 
der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Görz und 
Gradiska, Iſtrien, Trieſt, Tirol und Vorarlberg, Böhmen, Mähren 
und Schleſien waren aber an Stelle der Wechſelgerichte bereits 
die Handelsgerichte (Handelsſenate) getreten und für jene Länder 
war deshalb“) beſtimmt, daß die Wechſelklagen primär beim 
Handelsgericht anzubringen ſeien >). 

Die ſelbſtändigen Handelsgerichte befanden ſich in Wien und 
Trieſt (von der Lombardei und Venetien abgeſehen), im übrigen 


1) Oben S. 35. 

2) Blodig im Archiv für deutſches Wechſelrecht von Siebenhaar und 
Tauchnitz Bd. VS. 195 f. und danach Goldſchmidt, Senpbuds a. a. O. 
Bd. I S. 187 ff. 

3) Blodig a. a. O. S. 200 und Anm. 25. 

4) Blaſchke im Archiv für deutſches Wechſelrecht Bd. II S. 212 f. 

*) § 2. e) §§ 10 ff. ) 8 1. 

8) Blaſchke a. a. O. S. 224. 
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wurde bei jedem Gerichtshof erſter Inſtanz (Landesgericht oder 
Kreisgericht) ein Handelsſenat mit Zuziehung von Beiſitzern aus 
dem Handelsſtande gebildet ). 

Die Zuſtändigkeitsbeſtimmungen enthielten die Jurisdiktions⸗ 
normen vom 20. November 1852 (§ 57), vom 16. Februar 1853 
(§ 55) und vom 3. Juli 1853 10). 

Das Einführungsgeſetz zum Allg. D. H. HGB. vom 17. De⸗ 
zember 186211) beließ es in der Hauptſache bei dieſer Regelung, 
indem zur Ausübung der Handelsgerichtsbarkeit neben den ſelb⸗ 
ſtändigen Handelsgerichten zu Wien, Prag, Trieſt und Venedig 
die Handelsabteilungen (Handelsſenate) der Gerichtshöfe erſter In⸗ 
ſtanz, an der Militärgrenze der Grenzregimentsgerichte, dann das 
Merkantil⸗ und Handelsgericht zu Zengg, ſowie das Gericht des 
Titler Grenzbataillons 11°) berufen waren, welche als Handels⸗ 
gerichte ausfertigten und als ſolche zu bezeichnen waren 12); die 
ſubjektive Zuſtändigkeit der Handelsgerichte wurde verringert 15), 
die objektive erweitert 1). 

Das Geſetz über das Verfahren in geringfügigen Rechtsſachen 
vom 27. April 187315) jah nur für die Sprengel der ſtädtiſch 
delegierten Bezirksgerichte Wien, Prag und Trieſt (der ſelbſtändigen 
Handelsgerichte) beſondere Bagatellgerichte in Handelsſachen vor, 
die zum Handelsgericht im Verhältnis wie die ſtädtiſch delegierten 
Bezirksgerichte zum Gerichtshof erſter Inſtanz ſtehen ſollten. An 
den anderen Orten ſollten die Bagatellſachen in Handelsſachen vor 
den Bezirksgerichten als Bagatellgerichten verhandelt werden!“) 
und es ſollte ſogar auch in Handelsſachen Prorogation vor dieſe 
Gerichte bis zum Streitwert von 500 fl. zuläſſig ſein 1. 


) Vgl. Beſtimmungen über die Einrichtungen der Gerichtsbehörden vom 
14. September 1852 §§ 8 und 9, Patent über die innere Einrichtung ſämtlicher 
Gerichtsbehörden vom 3. Mai 1853. 

10) Vgl. auch Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. IV S. 377 und 
Bd. VIII S. 112. 

1) Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. VIII S. 112 (Blodig). 

11a) Das Verfahren in Wechſelſachen bei den Militärgerichten vom 
29. Auguſt 1852 hatte das Wechſelgericht in Zengg erhalten, ſonſt zwei bürger⸗ 
liche Beiſitzer angeordnet (§ 4). 

12) Ebenda S. 117. 18) § 38. 14) § 39. 

15) RGB. Stück XXIV Nr. 66; Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht 
Bd. XIX S. 504. 16) § 3. 17) § 5. 
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Ein Erlaß vom 2. Dezember 1864 regelte das Inſtitut der 
Beiſitzer aus dem Handelsſtande. 

Die Zivilprozeßordnung und die Jurisdiktionsnorm vom 
1. Auguſt 1895 1°) behielt die Bagatellgerichte für Handelsſachen 
unter den ſelbſtändigen Handelsgerichten ſowie dieſe ſelbſt bei !), 
ebenſo die als Handelsgerichte entſcheidenden Zivilgerichte, beſetzt 
mit 3 Richtern, von denen einer Laie bezw. Kaufmann iſt ). 

II. In Ungarn waren nach dem XV. G. A. 1840 II. T. 
88 1 und 2 mit Einſchluß von Kroatien und Slavonien 8 Wechſel⸗ 
gerichte beſtellt, von denen das Karlſtädter und Arader ihre Wirk⸗ 
ſamkeit auf die Militärgrenze ausdehnen ſollten (VI. 1844 §§ 8 
und 9) 2). Dann folgte die bereits erwähnte öſterreichiſche Juſtiz⸗ 
einrichtung mit ſelbſtändigem Handelsgericht in Peſt und Handels⸗ 
ſenaten bei den Landes⸗ und Komitatsgerichten, bis die unter dem 
Vorſitz des judex curiae 1861 zuſammengetretene Konferenz im 
§ 28 ihrer Beſchlüſſe die früheren Wechſelgerichte wieder herſtellte. 

Das Geſetz über das gerichtliche Verfahren vom 8. Dezember 
1868 22) ließ in Handels⸗ und Wechſelſachen in erſter Inſtanz die 
Wechſelgerichte, in zweiter die Wechſelobergerichte und in letzter die 
ungariſche Kurie entſcheiden. 

Die vierte Ausführungsverordnung zum neuen Handelsgeſetz⸗ 
buch vom 1. Dezember 187525) regelte das Verfahren in ſtrei⸗ 
tigen und nichtſtreitigen Handelsſachen und näherte erſteres wieder 
der öſterreichiſchen Geſetzgebung. Außer dem Handels⸗ und Wechſel⸗ 
gerichtshof in Budapeſt entſcheiden die Zivilgerichte, doch mußte 
bei Kollegialgerichten einer der Beiſitzer ein Handelsbeiſitzer ſein. 
Bezüglich des Verfahrens galt die ungariſche Gerichtsordnung von 
1868, die nur in einigen Punkten im Sinne der Beſchleunigung 
abgeändert wurde, fort. 


18) RG Bl. Nr. 110 und 111; vgl. Macchioro im Arch. giuridico 
vol. LX p. 45 f. 

19) § 2 der Jurisdiktionsnorm. 

20) § 7 ebenda. Eine Min. V. vom 1. Juni 1897 (RGBl. Stück LIII 
Nr. 129) ordnete die Ernennung der fachmänniſchen Laienrichter aus dem 
Handelsſtande und dem Kreiſe der Schiffahrtskundigen. 

21) Blodig, Das Ungariſche Handels⸗ und Wechſelrecht in der Zeitſchr. 
für das geſ. Handelsrecht Bd. V S. 452 und Anm. 1. 

22) Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht, Beilagenband zu Bd. XXIII S. 91. 

28) Sachs in der ebengenannten Zeitſchr. Bd. XXI S. 421. 
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Dieſelbe wurde auch durch das Wechſelgeſetz vom 5. Juni 1876 
mit Einführungsverordnung vom 30. November 1876, ſoweit fie 
nicht ausdrücklich abgeändert wurde?“), in Kraft gelaſſen. Es 
ſollte das Gericht erſter Inſtanz?s) ſtets einen Handelsbeiſitzer als 
ſtimmberechtigtes Mitglied beiziehen. Die zweite Inſtanz wurde 


von der königl. Tafel, die dritte von der königl. Kurie gebildet. 
Das Geſetz über das ſummariſche Verfahren (XVIII. G. A. 


1893, Zeitſchrift für das geſ. Handelsrecht Bd. XLIV S. 487) 
änderte in einzelnen Punkten die Zuſtändigkeit und das Verfahren 
in Handelsſachen. | | 


§ 59. 
II. Die Schweiz. 


Auch die Schweizer Verhältniſſe?“) wurden bereits erwähnt, 
ſoweit die Gerichtsbarkeit der Marktvorgeher und kaufmänniſchen 
Korporationen in Betracht kam. Im ganzen muß die Gruppe des 
franzöſiſchen Syſtems ausgehoben und beſonders erörtert werden. 

I. In der deutſchen Schweiz iſt vor allem zu erwähnen: 

1. Zürich!), welches ſeit 1867 ein aus zwei Oberrichtern und 
Kaufleuten zuſammengeſetztes ſelbſtändiges Handelsgericht beſitzt. Die 
Handelsrichter werden von der geſetzgebenden Behörde aus einer 
von der Vertretung des Handels: und Gewerbeſtandes aufgeſtellten 
Liſte gewählt. Wählbar ſind nur Kaufleute, die ſeit fünf Jahren 
ein Handelsgeſchäft betreiben und ins Firmenregiſter noch ein⸗ 
getragen ſind oder zehn Jahre betrieben haben; ein neuerer Ent⸗ 
wurf läßt auch Prokuriſten und Leiter von Geſchäften zu. Die 
Amtsdauer beträgt ſechs Jahre, ihr entſpricht ein Amtszwang, da 
das Amt nur aus erheblichen, vom Kantonsrat zu prüfenden 
Gründen abgelehnt oder niedergelegt werden kann. Die Auf⸗ 
hebung des Amtszwangs im Jahre 1870 führte zu ganz unhalt⸗ 
baren Zuſtänden einer wahren Amtsflucht (die Ablehnung wurde 
ſogar damit begründet, daß die Annahme des Amts dem Kredit 


24) Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht, Beilagenband zu Bd. XXIII 
S. 102. 

25) 8 4. 20) Bal. oben ©. 13. 

27) P. Werner Utzinger, Das Handelsgericht des Kantons Zürich 
1867-1900, Bern 1903; Zürcher und Sträuli, Erläuterungen und Ber: 
gleichungen zur Statiſtik der züricheriſchen Rechtspflege. Winterthur 1895. 
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ſchade, weil man annehme, der Betreffende habe nichts zu tun) ?“), 
ſo daß 1874 der Zwang wieder eingeführt werden mußte. Das 
Gericht iſt mit zwei Oberrichtern und fünf kaufmänniſchen Rich⸗ 
tern beſetzt, wenn es „als“ Schiedsgericht 2°) von den Parteien 
angerufen wird, mit einem Juriſten und vier Kaufleuten. Eine 
Einberufung ſämtlicher Handelsrichter in zweifelhaften Sachen war 
vorgeſehen, hat aber nie ſtattgefunden. Die Kaufleute wechſeln 
alle vier Monate nach einer beſtimmten Kehrordnung. Die Be⸗ 
rufung gegen Urteile des Gerichts wurde ganz ausgeſchloſſen, nur 
hat das Bundesgeſetz vom 8. Oktober 1874 bezw. 22. März 1893 
in gewiſſen Fällen, insbeſondere bei einem Streitwert von über 
3000, ſpäter 2000 Franken eine Berufung an das Bundesgericht, 
das aber an die tatſächlichen Feſtſtellungen gebunden iſt, en 
daneben beſteht noch die Nichtigkeitsbeſchwerde. | 

2. Thurgau und Luzern haben in ihren Verfaſſungen von 
1869 Art. 52 und 1875 § 82 die Einführung von Handels⸗ 
gerichten °°) vorgeſehen, es iſt aber in beiden Kantonen nicht dazu 
gekommen. | | 

Dagegen hat 

3. Aargau 1887 nach dem Vorbilde Zürichs ein Handels⸗ 
gericht aus zwei Juriſten und zwanzig Kaufleuten errichtet, welches 
ähnlich wie das Züricher in einziger kantonaler Inſtanz ent⸗ 
ſcheidet ). 

II. Das franzöſiſche Syſtem hat ſich in der Schweiz nicht be⸗ 
währt. 

1. In Genf:) 1808 mit dem Code de commerce ein: 
geführt, hat es immer mehr zu Bedenken Veranlaſſung gegeben, 
bis durch Geſetz vom 25. Juni 1891 das Handelsgericht als be⸗ 


28) Utzinger S. 11 und 12. 

29) Intereſſant ift insbeſondere hier die Schiedsgerichtsklauſel im Baum: 
wollenhandel; Utzinger S. 29 und 30. Richtiger handelt es ſich um Pro⸗ 
rogation. 

30) Die aus: und inländiſchen handelsgerichtlichen Erfahrungen, geſammelt 
von der kantonalen Berniſchen Handels- und Gewerbekammer. Bern 1903. S. 30. 

31) Courvoisier, Tribunal de commerce? in der Zeitſchr. des Berner 
Juriſtenvereins 1903 Bd. XXXIX H. 11 und 12. SA. S. 16. Die aus: und 
inländiſchen handelsgerichtlichen Erfahrungen S. 46. 

2) Utzinger a. a. O. S. 2, Die aus: und inländiſchen ꝛc. S. 27 f.; 
Courvoiſier S. 14. 
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ſonderes Gericht unterdrückt und in eine chambre commerciale 
des Gerichts erſter Inſtanz, beſtehend aus einem Juriſten als Vor⸗ 
ſitzenden und zwei Kaufleuten, umgewandelt wurde. 

Freilich iſt man auch mit dieſer Organiſation nicht zufrieden?“), 
weil der Vorſitzende allein tatſächlich entſcheide und kein Grund 
mehr zu einer Unterſcheidung zwiſchen Zivil⸗ und Handelsſachen 
beſtehe. Ein derzeit der Beratung unterliegender Geſetzesvorſchlag 
zieht denn auch dieſe Konſequenz und ſchafft das Handelsgericht ab. 

Gleiches geſchah früher ſchon mit den Handelsgerichten fran⸗ 
zöſiſchen Syſtems 

2. in Freiburg 5+), wo es durch Geſetz vom 14. Dezember 1882 
in ein Konkursgericht umgewandelt und 1891 ganz unterdrückt 
wurde, und 


3. im Kanton Bern?) (Jura), wo die Handelsgerichte durch 
die kantonalen Geſetze vom 14. Dezember 1882 und die Prozeß⸗ 
ordnung vom 3. Juni 1883, ſowie als Konkursgerichte durch das 
Einführungsgeſetz zum Bundesgeſetz über Schuldbetreibung und 
Konkurs abgeſchafft wurden. 

In Bern hat die kantonale Berniſche Handels: und Gewerbe⸗ 
kammer zur Zeit einen Vorentwurf?) für eine Handelsgerichts⸗ 
ordnung ausgearbeitet, welche ein Gericht aus zwei Mitgliedern 
des Obergerichts und dreißig oder mehr kaufmänniſchen Rich⸗ 
tern “), auf die Dauer von vier Jahren vom Großen Rat mit 
Amtszwang gewählt?“), vorſieht; die Entſcheidungen ſollen durch 
zwei Juriſten und fünf, mindeſtens aber drei, Kaufleute er⸗ 
folgen ??). In gewiſſen Fällen ſoll der Präſident als Einzelrichter 
entjcheiden *%). Berufung nur bei hohem Streitwert! ). 

Der wiederholt angeführte Aufſatz von Dr. Courvoiſier 


38) Courvoiſier S. 15, Die aus: und inländiſchen ꝛc. a. a. O. 

34) Utzinger a. a. O. S. 2; Courvoiſier S. 14, Die aus: und in⸗ 
ländiſchen ꝛc. S. 29. 

35) Utzinger a. a. O. S. 2; Cour voiſier S. 13, Die aus⸗ und in⸗ 
ländiſchen ꝛc. S. 29. 

56) Vorentwurf eines Geſetzes über den Erlaß einer Handelsgerichts⸗ 
ordnung für den Kanton Bern. Bern 1903. 

*7) 8 1. **) 8 8. 

39) 8 4. 10) § 15. 

40 § 35. 
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tritt dieſem Vorſchlag entgegen, da nicht ein Handelsgericht, ſon⸗ 
dern die Einführung einer beſſeren und zwar allgemeinen Prozeß⸗ 
ordnung erforderlich ſei. 


§ 60. 
III. Dänemark. 


In der für die Entwickelung des deutſchen Handelsgerichts ſo 
wichtigen Zeit des Anfangs der ſechziger Jahre wurde auch in 
Dänemark ein bezügliches Geſetz erlaſſen, dasjenige vom 19. Fe⸗ 
bruar 1861 betreffend die Errichtung eines Geez und Handels⸗ 
gerichts in Kopenhagen ſowie die Behandlung der See: und Han⸗ 
delsſachen außerhalb Kopenhagen *?). 

Das See⸗ und Handelsgericht in Kopenhagen ſollte aus einem 
juriſtiſchen Vorſitzenden, zwölf handelskundigen und zehn ſchiffahrts⸗ 
kundigen Mitgliedern beſtehen und in der Beſetzung von fünf Rich⸗ 
tern entſcheiden“!“). Die Zuſtändigkeit für Handelsſachen war 
zugleich ſubjektiv und objektiv beſtimmt **), eingehende Verfahrens⸗ 
vorſchriften +5) waren vorgeſehen. 

Außerhalb Kopenhagens ſollten die See⸗ und Handelsſachen 
nach den Grundſätzen des Gaſtrechts behandelt werden“), eine 
im Norden feſtgehaltene Erinnerung an eine frühere Zeit“). 

Die Sö⸗ og Handelsratstidende (ſeit 1862) enthält ausſchließ⸗ 
lich Urteile des See⸗ und Handelsgerichts in Kopenhagen“). 

Hingewieſen ſei hier ſchließlich auf das in der däniſchen 
Stadt Altona entſtandene, nach dem urſprünglichen Plane des 
Bürgermeiſters Eyffler“?) auch zur Entſcheidung vorfallender 
Streitigkeiten in Handels⸗ und Gewerbeſachen in erſter Inſtanz 
ohne Aufenthalt und Weitläufigkeit beſtimmte königl. Kommerz⸗ 
kollegium, welches nach der Einverleibung Schleswig⸗Holſteins in 


42) Prof. Dr. Ravit in der Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. V 
S. 607626. | 
43) Ravit a. a. O. S. 608. 


44) § 13 a. a. O. 
*5) §§ 18—56. 
46) § 61. 47) Entſtehung S. 31. 


48) Zeitſchr. für das geſ. Handelsrecht Bd. XVIII S. 483. 
49) Dr. Richard Ehrenberg, Das Königliche Kommerzkollegium in 
Altona. Altona 1892. S. 6. 
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| Preußen feinen Platz neben den früher erwähnten °°) kaufmänni⸗ 
ſchen Korporationen eingenommen und ſich für die Einführung 
von Handelsgerichten ſchon 1867 5!) verwendet hat. 


8 61. 
IV. Norwegen. | | 
Norwegen hat für das Prozeßverfahren in Handelsſachen am 
20. Dezember 1902 ein Geſetz erlaſſen, durch welches in der 
Hauptſache das Seegeſetz vom 20. Juli 1893 und danach die 
ſeegerichtliche Zuſtändigkeit auf Handelsſachen ausgedehnt wurde ). 


50) Oben S. 312. 51) Ehrenberg a. a. O. S. 37. 
52) „Recht“ 1903 S. 143. 
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I. Einheitliche Geſetzbücher für das materielle 
Verkehrsrecht. 


Mit dem Untergange des Deutſchen Reiches im Jahre 1806 
hatten die deutſchen Einzelſtaaten die unbeſchränkte Souveränität 
erlangt, und es mußte daher auch in der Frage der Handels⸗ 
gerichtsbarkeit für die Zeit bis zur Wiederaufrichtung des Deutſchen 
Kaiſerreichs zunächſt die Geſetzgebung und das Recht der einzelnen 
Staaten unterſucht und dargeſtellt werden. 

Aber gerade das Verkehrsrecht konnte auf die Dauer den 
Zuſtand gegenſeitiger Abſchließung nicht ertragen ). Alsbald nach 
der Gründung des Zollvereins, auf der erſten Generalkonferenz der 
Zollvereinsſtaaten 1836 zu München, wurde von Württemberg der 
Antrag auf möglichſt gleichförmige Handelsgeſetzgebung geſtellt und 
in einer Denkſchrift vom 20. Juli 1836 begründet. Nach den Be⸗ 
ſchlüſſen der Zollvereinsregierungen trat am 20. Oktober 1847 die 
Leipziger Konferenz zur Beratung einer deutſchen Wechſelordnung 
zuſammen. Der Einfluß der einzelſtaatlichen Handelsgerichte auf 
die Geſtaltung der einheitlichen deutſchen Geſetzgebung wird be⸗ 
ſonders deutlich, wenn man erwägt, wie von den 30 Mitgliedern 
der Konferenz nicht nur die zehn kaufmänniſchen zum größten Teile, 
ſondern auch die juriſtiſchen zum erheblichen Teile durch die Schule 
von Handelsgerichten durchgegangen waren; wir erwähnen den 


1) Goldſchmidt, Handbuch des Handelsrechts I. Bd. 2. Aufl. S. 64f. 
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hamburgiſchen Handelsgerichtspräſes Dr. Halle, den bayriſchen 
Handelsgerichtsaſſeſſor Schmid, die Sachſen Dr. Einert und 
Kramermeiſter Poppe. 

Mit der Einigung über die Allgemeine Deutſche Wechſelord⸗ 
nung kam auf Vorſchlag Württembergs der Wunſch zur Annahme, 
die Regierungen möchten ſich auch im übrigen über ein Handels⸗ 
geſetzbuch verſtändigen, womit die Vereinigung über ein gemein⸗ 
ſames Obligationenrecht angebahnt ſei ?). Bald darauf wurde in 
der Deutſchen Nationalverſammlung der Entwurf eines allgemeinen 
Handelsgeſetzbuchs für Deutſchland angeregt und begonnen, aber 
nicht vollendet. 

Am 15. Januar 1857 trat dann gemäß Beſchluſſes der 
Bundesverſammlung die Nürnberger Konferenz zuſammen; wieder 
fällt unter den Teilnehmern die große Zahl von Handelsgerichts⸗ 
mitgliedern auf. Der Vorſitzende Dr. v. Raule war Präſident 
des Handelsgerichts zu Wien, von den Bayern war Dr. Seuffert 
Direktor des Handelsappellationsgerichts zu Nürnberg, Merk 
Handelsgerichtsaſſeſſor daſelbſt, Sander Wechſelgerichtsaſſeſſor in 

Augsburg, von den ſpäteren Erſatzleuten war Zahn Handelsappel⸗ 
lationsgerichtsaſſeſſor und Kirchdörfer Handelsgerichtsaſſeſſor in 
Nürnberg; der Heſſe Röder?) war Vorſtand des Handelsgerichts 
Mainz, ihn wie den Hamburger Handelsgerichtspräſidenten Halle“) 
und den Senator Dr. Heiniden?) aus Bremen haben wir bereits 
Ran anderer Stelle erwähnt. Auch für die Zuſammenſetzung der 

Hamburger Kommiſſion zur Beratung des Seerechts “) gilt das 
Gleiche, was bezüglich der Leipziger und Nürnberger geſagt wurde. 

Wenn nun die Nürnberger Konferenz es auch ablehnte, den 
Handelsgerichtsprozeß zu regeln, weil die Verhältniſſe der einzelnen 
Staaten zu verſchieden ſeien“), jo hat doch die Vollendung des 
Allg. D. HGB.s, welches die Exiſtenz von Handelsgerichten als Regel 
vorausſetzte ), den mächtigſten Anſporn zur allgemeinen Einführung 
dieſer Einrichtung gegeben. Jeder einzelne der deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten mußte ſich bei der Frage der Einführung des HGBis zu: 
gleich darüber ſchlüſſig machen, ob Handelsgerichte gebildet bezw. 


2) Ebenda S. 73f. 9) Oben S. 98. 4) Oben S. 190. 

5) Oben S. 159. 

6) Goldſchmidt, Handbuch a. a. O. S. 102. 

) Vgl. oben S. 67 und 118. 8) Bal. oben bei den einzelnen Staaten. 


* — 


Erſter Abſchnitt. Bis zum Entw. des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 191 


beibehalten werden ſollten oder nicht, die Frage wurde ſo nahezu 
gleichzeitig in ganz Deutſchland brennend, nachdem ſie in großen 
Teilen, insbeſondere in Preußen, ſchon lange vorher den Gegen⸗ 
ſtand ſtändiger Erwägungen gebildet hatte. 


8 63. 
II. Kongreſſe und Tage. 


Dieſer Zuſtand der Erregung macht es in einer Zeit, welche 
ohnehin mangels einer geſetzlichen Vertretung des deutſchen Volkes 
darauf angewieſen war, ihre Beſtrebungen und Wünſche in freien 
Zuſammenkünften zum Ausdruck zu bringen, erklärlich, daß Kauf⸗ 
leute, Volkswirtſchaftler und Juriſten die Frage der Handelsgerichte 
alsbald auf die Tagesordnung ihrer Kongreſſe ſetzten. 

1. Am meiſten war die Handelswelt an den mit der Ein⸗ 
führung des HGB.s zuſammenhängenden Fragen beteiligt?). Auf 
Grund eines Beſchluſſes des im Mai 1860 zuſammengetretenen 
badiſchen Handelstags regte die Handelskammer Heidelberg die 
Einberufung eines allgemeinen deutſchen Handelstags an, der vom 
13. bis 18. Mai 1861 in Heidelberg zuſammentrat, nachdem bereits 
am 3. Mai 1861 eine Vorkommiſſion getagt hatte. Als Sach⸗ 
verſtändige mit beratender Stimme nahmen von den Heidelberger 
Gelehrten unter anderen Mittermaier und Levin Goldſchmidt 
teil, welch letzterer in der Frage der Einführung des HGB.s und 
der Organiſation der Handelsgerichte das Referat ſührte. Er legte 
dar 10), daß für die Ausführung des HGB.s Handelsgerichte, 
„nämlich ſpezielle Gerichte mit kaufmänniſchen Elementen“, unent⸗ 
behrlich ſeien, da fic) die Fortbildung des vom Geſetz anerkannten. 
Gewohnheitsrechts nur ſo gewährleiſten laſſe, das Handelsrecht 
neben den verſchiedenartigen Zivilrechtsſyſtemen unter juriſtiſch be⸗ 
ſetzten Gerichten alsbald wieder auseinander falle, durch das Handels⸗ 
gericht aber das Einheitliche feſtgehalten werde. Der Präſident 
Hanſemann !) wollte geradezu die Einführung des HGB.s von 


9) Verhandlungen des Erſten Deutſchen Handelstags, Berlin 1861; 
Goldſchmidt in feiner Zeitſchrift Bd. V S. 182— 197; „Die Beſchlüſſe des 
Erſten Deutſchen Handelstags über die Einführung des Allg. d. HGB. und 
die Organiſation von Handelsgerichten“, Denkſchrift, Berlin 1862. 

10) Verhandlungen S. 60. 11) Ebenda S. 71 und 72. 
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derjenigen der Handelsgerichte „mit guter Prozeßordnung“ abhängig 
machen. Es wurde aber, nachdem auch die Rheinländer, ins⸗ 
beſondere durch den Widerſpruch Mitter maiers, ein rein kauf⸗ 
männiſch zuſammengeſetztes Handelsgericht nicht zu erreichen ver⸗ 
mochten, der Beſchluß gefaßt, es möge überall und möglichſt 
gleichzeitig mit der Einführung des HGB.8 an denjenigen Orten, 
wo die Verhältniſſe eine ſachgemäße Beſetzung ermöglichten, die 
Einführung von Handelsgerichten für Handelsſachen in Angriff ge⸗ 
nommen werden, beſetzt mit kaufmänniſchen Richtern unter rechts⸗ 
gelehrtem Vorſitzenden; auch für Handelsappellationsgerichte ſei das 
kaufmänniſche Element tunlichſt zu berückſichtigen. Das Verfahren 
vor Handelsgerichten ſei ſummariſch, mündlich und öffentlich, die 
Vollſtreckbarkeit der Urteile fet eine allgemeine im Bundesgebiete. 

Die folgenden Handelstage, insbeſondere der dritte und fünfte, 
beſtätigten und erweiterten dieſe Beſchlüſſe. 

2. Für Handelsgerichte ſprach ſich dann der Kongreß deutſcher 
Volkswirte im Auguſt 1864 zu Hannover!) aus, wobei ins⸗ 
beſondere auf den Ausſpruch von Michaelis 13), der Kaufmanns⸗ 
ſtand ſei die wirtſchaftlich geſchulteſte Klaſſe der Geſellſchaft, zu 
verweiſen iſt. 

Aber auch der deutſche Juriſtenſtand nahm 

3. auf dem fünften deutſchen Juriſtentage zu Braunſchweig 
1864 1%), entgegen den Gutachtern, die ſich teils nur für ausnahms⸗ 
weiſe Zuziehung von Kaufleuten (Anſchü tz 15), teils für Majori⸗ 
ſierung der Kaufleute durch die Juriſten (v. Holzſchu her 1), teils 
für reine Kaufmannsgerichte (Röder 1), Mainz) ausgeſprochen 
hatten, insbeſondere unter dem Einfluſſe des Dr. Versmann aus 
Hamburg den Antrag an, daß die Einführung gemiſchter Handels⸗ 
gerichte, kaufmänniſcher Richter unter einem Juriſten als Prä⸗ 
ſidenten, Bedürfnis ſei, und empfahl auch für die zweite Inſtanz die 
Mitwirkung des kaufmänniſchen Elements; wo beſondere Handels⸗ 
gerichte nicht errichtet werden könnten, ſollten beſondere Abteilungen 
der gewöhnlichen Gerichte mit der Handelsgerichtsbarkeit betraut 
werden. 


12) Vierteljahrsſchr. für Volkswirtſchaft und Kulturgeſchichte von Faucher 
Bd. III S. 211—220; Zeitſchr. für das geſ. Handelsrecht Bd. VIII S. 221. 

13) a. a. O. S. 213. 14) Verhandlungen Bd. 1 S. 37 ff. 

15) Bd. II S. 3f. 18) Vgl. zu Anm. 14. 17) Bd. II S. 10 f. 
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8 64. | 
III. Das Oberhanbelsgericht. 


Schon auf den Juriſtentagen von 1860 und 1861 und in 
Reſolutionen deutſcher Ständeverſammlungen 1?) war, abgeſehen 
von den erwähnten Kundgebungen, der Wunſch nach einem gemein⸗ 
ſamen oberſten Gerichtshof in Handelsſachen zur Erhaltung der 
Einheit und gemeinſamen Fortbildung 08 Handelsrechts ausge⸗ 
ſprochen worden. 

Am 23. Februar 1869 legte auf Anregung der Handelskammer 
zu Leipzig die ſächſiſche Regierung dem Bundesrat des Norddeutſchen 
Bundes einen bezüglichen Geſetzentwurf mit Motiven 1°) vor, aus 
dem das am 12. Juni 1869 erlaſſene Geſetz betreffend die Er⸗ 
richtung eines oberſten nn für DEREN hervor⸗ 
gegangen ift?°). 

Das Bundesoberhandelsgericht wurde nur aus Rechtskundigen 
zuſammengeſetzt? !). Die Motive rechtfertigten ??) dies damit, daß 
auch in denjenigen Staats⸗ und Rechtsgebieten, in welchen das 
Inſtitut der Handelsgerichte entwickelt ſei, die oberſten Gerichts⸗ 
höfe nicht mit Kaufleuten beſetzt ſeien und daß es nahezu unmöglich 
wäre, die beſonderen Verhältniſſe der Haupthandelsplätze und der 
verſchiedenen Handelszweige zu berückſichtigen; trotzdem wurde eine 
etwaige Abweichung von dem angenommenen Grundſatz der künf⸗ 
tigen prozeſſualen Geſetzgebung vorbehalten. Zunächſt aber trat 
das Oberhandelsgericht für jedes einzelne Land an die Stelle des 
für das Gebiet, in welchem die Sache in erſter Inſtanz anhängig 
war, nach den Landesgeſetzen beſtehenden oberſten Gerichtshofs mit 
derjenigen Zuſtändigkeit, welche nach dieſen Landesgeſetzen dem 
oberſten Gerichtshof gebührte ?); nach dem Rechte dieſes Gebiets 
beſtimmte ſich auch das anzuwendende Prozeßverfahren ?!). Das 


18) Zitate bei Goldſchmidt a. a. O. S. 148. 
er 19) Akten der Handelskammer zu Leipzig betr. Handelsgerichte; vgl. 
Goldſchmidt a. a. O. S. 148 Anm. 4. 
20) Rudolf Gotter, Der Entwurf des Geſetzes ꝛc. in Buſchs Archiv 
Bd. XVI S. I-XXXL; dazu nom a. a. D. S. 149 Anm. 7. 
21) 88, 1 und 6 des Geſetzes. 
22) Bgl. Gotter a. a. O. S. XII; über die weitere geſetzgeberiſche Be⸗ 
handlung vgl. Leſſe in der Zeitſchr. für 208 geſ. Handelsrecht Bd. XIV ©. 39 ff. 
28) § 12. 24) § 16. | 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilageheft.) 13 
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Gericht wurde ausdrücklich nur für „Handelsſachen“ errichtet; gegen 
dieſen Charakter als Spezialgericht wurden ganz beſonders heftige 
Angriffe gerichtet, die Abgeordneter Dr. Endemann z. B. dahin 
zurückwies, daß auch er die Trennung des Handelsrechts vom 
Zivilrecht und damit auch der Gerichtsbarkeit nicht für erwünſcht 
erachte, daß aber das Handelsrecht faktiſch durch die Geſetzgebung 
vom Zivilrecht getrennt ſei, daß das Handelsrecht beſonderen Be⸗ 
ſtrebungen und Strömungen unterliege und daß insbeſondere auch 
die beſondere Gerichtsbarkeit in Handelsſachen vorhanden fei ?)). 
Die Bedeutung der letzteren ergibt ſich einmal aus dem ſchon er⸗ 
wähnten § 12 des Geſetzes, anderſeits aus der in § 13 angenom⸗ 
menen Definition der „Handelsſache“. Es wurde danach die Zu⸗ 

ſtändigkeit des Oberhandelsgerichts für ſechs Gruppen von Recht⸗ 
verhältniſſen, die einzeln aufgeführt wurden, beſtimmt, weiter für 
Anſprüche aus einem Wechſel oder gegen einen Kaufmann aus 
deſſen Handelsgeſchäften, endlich für alle anderen Anſprüche, die 
nach den Landesgeſetzen vor das Handelsgericht erſter Inſtanz ge⸗ 
wieſen waren?“). Dieſe Zuſtändigkeit wurde ſowohl ſachlich als 
örtlich immer mehr ausgedehnt, das Bundesoberhandelsgericht, 
welches am 5. Auguſt 1870 ins Leben trat ?), wurde nach Plenar⸗ 
beſchluß vom 2. September 1871 Reichsoberhandelsgericht, bis 
ſchließlich das Reichsgericht nach dem Reichsgeſetz vom 11. April 
1877 an feine Stelle trat? ). Die Entſcheidungen des Gerichts, 
welche zugleich die Geſchäftsüberſichten enthalten, ſind in 25 Bänden 
geſammelt; ſie haben die Zerſplitterung der deutſchen Handels⸗ 
gerichtspraxis beſeitigt, umſomehr als die Zuſtändigkeit des Ober⸗ 
handelsgerichts weder durch Aktenverſendung 2°), noch durch Partei: 
vereinbarung“) ausgeſchloſſen werden konnte und das auch noch 


25) Leſſe a. a. O. S. 62. 

26) Vgl. hierzu Goldſchmidt a. a. O. S. 158; vgl. aber auch v. Kräwel, 
„über die Zuſtändigkeit des B. OHG.“ in Buſchs Archiv Bd. XXI S. 209 f. 

27) Vgl. Entſcheidungen Bd. I S. 5. 

28) Vgl. über die bahnbrechende Bedeutung des ROG. Niſſen im 
Archiv für ziviliſt. Praxis Bd. LV S. 352 f. Mit Recht erklärten die Motive 
zum GVG. — Hahn, Materialien Bd. 1 S. 39 —, daß infolge des natürlichen 
Strebens nach Vereinheitlichung der Judikatur die Zuſtändigkeit des ROOG. 
auf Dinge, die ihm ganz fremd waren, ausgedehnt worden ſei. 

29) § 12 des Geſetzes. 

30) Entſcheidungen Bd. X S. 202. 
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für das Reichsgericht in den zur Zuſtändigkeit des Reichshandels⸗ 
gerichts gehörigen Sachen beſtimmt wurde ). 


§ 65. 
IV. Die Literatur jener Zeit. 


Strömung und Gegenſtrömung ſpiegeln ſich ſelbſtverſtändlich 
auch in der gleichzeitigen Literatur. Soweit dieſelbe auf die Ge⸗ 
ſtaltung der einzelſtaatlichen Bildungen Einfluß auszuüben ſuchte 
und ſich bezieht, wurde ſie an anderer Stelle gewürdigt. Einzelne 
Erſcheinungen ſind aber mitbeſtimmend geweſen für die ſpätere 
einheitliche Geſtaltung und dieſe müſſen hier im Zuſammenhange 

erörtert werden. 

I. Einen im weſentlichen unparteiiſchen Standpunkt nahm das 
Buch von Dr. J. Creizenach, „Das Weſen und Wirken der 
Handelsgerichte und ihre Kompetenz. Nach den Ergebniſſen der 
franzöſiſchen und rheiniſchen Praxis, Erlangen 1861“, ein. Es 
gründete die Daſeinsberechtigung der Handelsgerichte auf ihre 
Tätigkeit als Organe des kommerziellen Gewohnheitsrechts und er⸗ 
achtete deshalb dieſe Berechtigung nur ſo lange gegeben, als die 
Geſetzgebung und Doktrin das handelsrechtliche Material nicht ver⸗ 
arbeitet habe ??), ließ, je weiter die Verarbeitung und Kodifikation 
dieſes Materials vorgeſchritten ſei, umſo ſtärker die Beteiligung 
des juriſtiſchen Elements bis ſchließlich zur Alleinherrſchaft vor⸗ 
ſchreiten, ohne je ganz auf dasſelbe zu verzichten, trat für orts⸗ 
gerichtliche Zuſtändigkeit hinſichtlich aller Geſchäfte ein, bezüglich 
deren Kaufleute ſich dem kommerziellen Gewohnheitsrecht unter⸗ 
worfen hätten, wobei auch eine Reihe von Einzelfällen (Geſellſchafts⸗ 
recht, Verhältnis von Prinzipal und Untergebenen) benannt wurde 
und wahrte den Handelsgerichten die beſondere Aufgabe, Vergleiche 
zu vermitteln. 

Die Gründe ſür und wider erörtern auch die bezüglichen 


) Einführungsgeſetz zum GBG. § 8 und bayriſches Ausführungsgeſetz 
zum GVG. § 42. 

33) S. 98 f., 116 f., wo die Tätigkeit der Handelsgerichte nach Erlaſſung 
der Allg. D. Wechſelordnung und des Allg. D. Handelsgeſetzbuchs für beendet 
erachtet wurde. 
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Artikel im Rechtslexikon 2), Rotteck und Welders Staats⸗ 
lexikon ?“) und in Bluntſchlis Staatswörterbuch ). 

II. Gegen Handelsgerichte ſprach ſich Dr. A. Leonhardt, 
„Die Errichtung von Handelsgerichten im Königreich Hannover, 
Hannover 1865”, aus. Abgeſehen von den hier nicht einſchlagenden 
örtlichen Gründen macht auch er geltend, daß mit der Einführung 
des HGBis das gewohnheitliche Handelsrecht ſehr zurückgedrängt fei, 
das Publikum beim Handelsgericht vor allem ein einfaches und 
raſches Prozeßverfahren ſuche, daß die kaufmänniſche Technik Ge⸗ 
meingut auch der Juriſten geworden ſei, im übrigen auch das 
Handelsgericht wohl meiſt die Verantwortung ſcheuen würde, aus 
eigener Wiſſenſchaft und ohne Zuziehung von Sachverſtändigen zu 
entſcheiden. Dagegen mangle es den Kaufleuten an Rechtskenntnis 
und juriſtiſcher Bildung, an Unbefangenheit, Unparteilichkeit und 
richterlichem Gehorſam gegen das Geſetz, während durch die Ein⸗ 
führung der Handelsgerichte nur unfruchtbare Zuſtändigkeitsſtreitig⸗ 
keiten heraufbeſchworen würden. Ahnlich J. G. Le ue, wie bereits 
erwähnt ). 

III. Für die Einführung war ſchon früher Otto Lewald in 
ſeinem Buch „Das Handelsgericht als Staatsinſtitut und als 
Schiedsgericht, Berlin 1845“, eingetreten, wie gleichfalls ſchon be⸗ 
ſprochen wurde?“). Gegen Creizenach und Leonhardt wendete 
ſich beſonders Karl Friedr. Joſeph Götting, „Die Frage über 
Handelsgerichte und deren Beſetzung nach Publikation des Allg. D. 
HGB.8. Hildesheim 1865”, der aus dem Inhalt dieſes Geſetz⸗ 
buchs die Notwendigkeit der Anwendung desſelben durch Handels⸗ 
richter nachzuweiſen ſuchte, ferner Genſel s in Sachſen, Haufer 3?) 
in Bayern, wozu dann insbeſondere noch an die Tätigkeit von 
Mittermaier“) und Goldſchmidt !) zu erinnern iſt. 


88) yon Weiske Bd. V S. 51 (1844) von Brackenhoeft. 

34) Die Bearbeitung rührte früher von Rotteck und Mittermaier, 
in der 3. Aufl. von Cohn her. 

35) In der 1. Aufl. von Lauf, in der 2. Aufl. von Jäger. 

36) Oben S. 68. 37) Oben S. 115. ö 

se Oben S. 129 f. ) Oben S. 78. 

40) Oben beſonders S. 191; vgl. auch Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht 
Bd. VII S. 35. N 

41) Oben S. 152; val. auch Zeitfchr. für das gef. Handelsrecht Bd. IX 
S. 204. 
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Zweiter Ubfdjnitt. Die Handelsgerichte im deutſchen 
| Gerichtsverfaſſungsgeſetze. 
§ 66. 
I Der Entwurf. 


Nachdem ſchon der „Norddeutſche Entwurf“ zur Zivilprozeß⸗ 
ordnung die Handelsgerichte beibehalten und ihre Zuſtändigkeit *?) 
geregelt hatte, kam die Reichsjuſtizgeſetzgebung und damit der 
Augenblick, wo es ſich entſcheiden mußte, ob Handelsgerichte für 
ganz Deutſchland eingeführt werden ſollten oder nicht. 

Der Entwurf des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſprach ſich für dieſe 
Einführung aus und erklärte in ſeinem erſten Paragraphen ſchon, 
daß die ordentliche ſtreitige Gerichtsbarkeit in erſter Inſtanz durch 
Amtsgerichte, Landgerichte und Handelsgerichte ausgeübt werde; 
letzteren war dann der ſechſte Titel mit der Überſchrift „Handels⸗ 
gerichte“ ganz gewidmet“); die Oberlandesgerichte waren **) zur 
Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Berufung 
auch gegen die Endurteile der Handelsgerichte in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten für zuſtändig erklärt, ohne daß hier und in der 
Reviſionsinſtanz eine Zuziehung des kaufmänniſchen Elements vor⸗ 
geſehen war. | | 

Die Motive“) geben zunächſt ein kurzes Bild der Entwick⸗ 
lung in Frankreich, Holland, England fowie Deutſchland und ſtellen 
dann die Gründe, welche von den Freunden und den Feinden der 
Handelsgerichte vorgebracht werden, einander gegenüber. Unter 
den erſteren wird, abgeſehen von dem uns ſchon bekannten Material, 
die Entwickelung der öffentlich = rechtlichen Verhältniſſe hervor⸗ 
gehoben, welche zu Einrichtungen neigt, kraft welcher die Staats⸗ 
bürger neben den Staatsbeamten von Beruf zu einer eigenen er⸗ 
gänzenden Tätigkeit für das öffentliche Wohl und vielfach zu einer 
gemeinſamen Wirkſamkeit mit jenen berufen werden; insbeſondere 
beſtehe die Neigung, neben dem rechtsgelehrten Richter auch Laien 
zur Rechtſprechung zuzulaſſen. Das Gewohnheitsrecht ſei noch fort⸗ 
während in der Neubildung begriffen, die hierfür und zur Aus⸗ 


2) Vgl. Entwurf einer Prozeßordnung für den Norddeutſchen Bund. 
Berlin 1870. §§ 7, 15—17 ꝛc. 

400) 88 81—92. 44) § 95 Z. 1. 

45) Hahn a. a. O. Bd. J S. 108—132. 
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legung der Rechtsgeſchäfte maßgebenden Gebräuche ſeien aber nur 
denen bekannt, die berufsmäßig Handelsgeſchäfte treiben. Das Allg. 
D. HGB. wende ſich an das eigene ſachverſtändige Ermeſſen des 
Richters in Dingen, welche eine kaufmänniſche Geſchäftserfahrung 
vorausſetzen oder doch wenigſtens dringend einer ſolchen bedürfen. 
„Das aus eigener täglicher Anſchauung gewonnene Verſtändnis 
des Kaufmanns für die Handels⸗ und Verkehrseinrichtungen über⸗ 
haupt, die ihm anerzogene, durch eigene Erfahrung ausgebildete 
und ſtets in Übung erhaltene Fähigkeit, zu erkennen, worauf es 
bei der Geſchäftsoperation von den Beteiligten abgeſehen war, und 
darin das richtige Material für oder gegen den guten Glauben in 
den erhobenen Anſprüchen und Einreden zu finden, dieſe Eigen⸗ 
ſchaften ſeien es vornehmlich, welche den Kaufmann zum Richter 
in allen Handelsſachen in hervorragender Weiſe geſchickt machten.“ 
Unter den Gründen der Gegner wird hervorgehoben, daß für die 
Streitigkeiten im Gewerbe, der Landwirtſchaft, dem Bergbau und 
den Künſten dasſelbe gelten müſſe wie für den Handel, zumal die 
Zahl der handelsrechtlichen Sachen, in denen es auf kaufmänniſche 
Kenntnis ankomme, nur klein fei !“). 

Der Entwurf ſelbſt nahm zu der Frage nur teilweiſe eine 
prinzipielle Stellung ein, er geſtattete die Errichtung „für örtlich 
abgegrenzte Bezirke, ſoweit die Landesjuſtizverwaltung ein Be: 
dürfnis als vorhanden annimmt“ ), ohne anzuerkennen, daß alle 
Handelsſachen und daß Handelsſachen an allen Orten von Handels⸗ 
gerichten abgeurteilt werden müßten. Damit verneinte er einer⸗ 
ſeits die durchgängige Notwendigkeit, anderſeits die abſolute 
Schädlichkeit von Handelsgerichten. Die Motive erkannten an“), 
daß ſie, wo ſie beſtehen, meiſtens mit gutem Erfolge tätig 
ſind und daß die zunächſt beteiligten Kreiſe großes Vertrauen 
zu ihnen haben. „Der Vorzug der Handelsgerichte liegt darin, 
daß durch die Errichtung der Handelsgerichte die ſachgemäße 
Urteilsfällung in Handelsſachen inſofern gefördert wird, als die 
kaufmänniſchen Mitglieder dem rechtsgelehrten Richter die Hand⸗ 
habung der kaufmänniſchen Geſchäfte erläutern, ihn mit der Aus⸗ 
drucksweiſe und den Gebräuchen des Handelsſtands vertraut machen 

40) Hahn a. a. O. Bd. 1 S. 110 und 111. 


47) § 81. 
13) Hahn a. a. O. Bd. J S. 111. 
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und ihm das Verſtändnis des Zwecks der einzelnen Geſchäfts⸗ 
betriebe erleichtern. Gerichte, bei welchen tüchtige und erfahrene 
Kaufleute mitwirken, werden in Handelsſachen ohne weiteres und 
mit Sicherheit zu einem ſachgemäßen, die Geſtaltung des kauf⸗ 
männiſchen Verkehrs richtig würdigenden Urteil gelangen können, 
während ein nur mit rechtsgelehrten Richtern beſetztes Gericht in 
vielen Fällen nur durch das umſtändliche und weniger ſichere Mittel 
der Vernehmung von Sachverſtändigen ſich die notwendigen Grund⸗ 
lagen des Urteils verſchaffen kann.“ 

Von dieſem Standpunkte aus wurde dann für die zweite In⸗ 
ftanz *?) das Bedürfnis für Handelsgerichte oder Zuziehung kauf⸗ 
männiſcher Beiſitzer verneint, weil der größte Teil der Oberlandes⸗ 
gerichte an Orte verlegt werden müßte, für welche der kaufmänniſche 
Verkehr ohne Bedeutung iſt und ſich daher für die Handelsrichter 
das Prinzip, in zweiter Inſtanz durch beſſer qualifizierte Richter 
die Sachen entſcheiden zu laſſen, nicht werde durchführen laſſen. 

Das Verfahren vor den Handelsgerichten war nach dem Syſtem 
für die Amtsgerichte geregelt, kein Anwaltszwang, Kompetenz aber 
ohne Rückſicht auf den Streitwert und auch für einſeitige Handels⸗ 


geſchäfte. 
| § 67. 
II. Die Beratung. 


Obſchon bei der erſten Beratung im Plenum des Reichstags 
die Einfügung des Laienelements in der Geſtalt der Schöffen bezw. 
Geſchworenen und Handelsrichter mehrfach begrüßt worden war 
(v. Schöning, Reichensperger, Dr. Römer), welch letzterer 
nur eine weitergehende Beiziehung des Laienelements in Zivilſachen 
für untunlich erklärte, weil das unkodifizierte Zivilrecht von Laien 
nicht beherrſcht werden könne), wurde in der Kommiſſion, an welche 
die Geſetzentwürfe verwieſen wurden, die Einführung der Handels⸗ 
gerichte am 26. April 1875 mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt 5), 
nachdem Reichensperger (Olpe) und Dr. Bähr das Bedürfnis 
verneint, Völk wegen der Zuſtändigkeitsſchwierigkeiten, Struck⸗ 
mann und Dr. Mayer wegen der ſchlechten Erfahrungen am 


49) Hahn a. a. O. Bd. J S. 131. 
50) Ebenda S. 238— 249. 51) Ebenda S. 286— 288. 
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Rhein bezw. des mangelnden Nutzens in Bayern ſich. gegen ſie er⸗ 
klärt hatten und nur Dr. Wolffſon aus der ä Er⸗ 
fahrung warm für ſie eingetreten war. 

Indeſſen ſprach der Bundesrat den 1 Wunſch aus, die Kom⸗ 
miſſion möge die bezüglichen Beſtimmungen durchberaten, damit 
dem Reichstag, wenn er ſich wieder für die Handelsgerichte er⸗ 
kläre, ein formulierter Entwurf vorliege 2). Es wurde daher eine 
Subkommiſſion für das handelsgerichtliche Verfahren gewählt, die 
ihre Beſchlüſſe vorlegte 3°), in der Kommiſſionsſitzung vom 4. Oktober 
1875 wurde aber konſtatiert, daß die Kommiſſion primär auf ihrer 
Ablehnung beharre s“). Die Subkommiſſion hatte nach dem Vorgange 
Bayerns, Sachſens, Badens und Braunſchweigs die Bagatellſachen 
von der Zuſtändigkeit der Handelsgerichte ausgeſchieden 5°), wo⸗ 
gegen Direktor v. Amsberg °°) dieſe Zuweiſung mit den Wünſchen 
des Handelsſtandes und der vom Streitwert unabhängigen Natur 
der Handelsſachen begründete; die preußiſchen Handelskorporationen 
und das Reichsoberhandelsgericht hatten ſich frellic für das Gegen⸗ 
teil ausgeſprochen 5°). 

Inzwiſchen hatte aber der Beſchluß der Juſttzkommiſſion be⸗ 
treffend die Aufhebung der Handelsgerichte „eine weit⸗ und tief⸗ 
gehende Erregung im geſamten Handelsſtande hervorgerufen, der 
darin eine nicht berechtigte Verletzung ſeines Anſpruchs auf eine 
ſeine Verhältniſſe und Intereſſen berückſichtigende Geſtaltung der 
zukünftigen deutſchen Rechtspflege erblickte“ 5°), und die Alteſten 
der Berliner Kaufmannſchaft gaben dieſem Gefühle in einer an 
den Reichstag gerichteten Petition, der ſich ſechs weitere ſolche von 
kaufmänniſchen Korporationen, Vereinen und Handelskammern an⸗ 
ſchloſſen, Ausdruck. Drei weitere ſolche Petitionen äußerten ſich 
im ſelben Sinne, wobei insbeſondere die Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammer Calw in der Mitwirkung techniſcher Elemente eine ver⸗ 


52) Bericht Miquels a. a. > S. 281; vgl. auch die Anm. des Heraus⸗ 
gebers S. 290. . 

58) Hahn a. a. O. Bd. 1 S. 290. 

so Ebenda ©. 292. 

55) Ebenda ©. 294. 56) Ebenda S. 295. 

57) Reichensperger ebenda. 

58) Hierfür und für das Folgende der Bericht Dr. Wolffſ ons bei 
Hahn a. a. O. Bd. J S. 706 f. 
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ſtärkte Garantie für eine Rechtſprechung im Sinne des Handels 
geſetzbuchs fand. 28 
Auf die günſtigen Erfahrungen, welche mit dem am Sige nee | 
Petenten beſtehenden bezw. in den. betreffenden Partikularſtaaten 
Recht ſprechenden Handelsgerichten gemacht ſeien, und auf das Ver⸗ 
trauen, das dieſelben in der Recht ſuchenden Bevölkerung genöſſen, 
beriefen ſich Petitionen der Handels⸗ und Gewerbekammern zu Reut⸗ 
lingen, Bayreuth und Regensburg, ſowie der Handelskammern zu 
Heidelberg, Bremen und Hamburg, welch letztere beide die Urteile: 
ſprüche hanſeatiſcher Handelsgerichte als reiche Fundquelle für das 


HGB. und deſſen Weitergeſtaltung hervorhoben, während die Vor⸗ 


ſteher der Kaufmannſchaft zu Stettin in ihrer Petition die Erfolge 
der Handelsabteilung Stettin mit denen des ſeit 28 Jahren be⸗ 
ſtehenden, aus Kaufleuten und Juriſten gebildeten Schiedsgerichts, 
dem ſich die ganze Kaufmannſchaft freiwillig ee habe, zu 
Gunſten des letzteren verglich. 


Die bremiſchen Advokaten wie die ge Richter der a 


Handelsgerichte Bremen und Hamburg, der kaufmänniſche Verein 


Zittau und die Handelskammer zu Thorn ſprachen ſich im gleichen 


Sinne aus. Dem Juriſten müſſe zur Feſtſtellung des Tatbeſtands 
die Mitwirkung des Kaufmanns erwünſcht ſein, der eine größere 
Abung und Fähigkeit in der Beurteilung von Verträgen habe wie 
andere, auch wenn er nicht gerade dem betreffenden Geſchäftszweige | 
angehöre. 


Be Standesvorteile wolle man nicht, der Kaufmann e für 
= ſich kein anderes Recht als für andere. 


Endlich baten die nautiſchen Vereine von Kiel, Greifswald, 


Lübeck und Hamburg um Beiziehung ſchiffahrtskundiger Perſonen 


zu den Handelsgerichten, Ausdehnung der ſeerechtlichen Kompetenz 
derſelben, eventuell Schaffung beſonderer Seegerichte. 

u Es kann heute keinem Zweifel mehr unterliegen, daß diefe 
Erregung der kaufmänniſchen Kreiſe Deutſchlands auf die weitere 
Geſtaltung der kaufmänniſchen . von beſtimmendem Ein⸗ 
fluß war. 

Zunächſt wurde noch in erſter Leſung der Kommiſſion für den 
Fall der definitiven Ablehnung der Handelsgerichte ein Antrag 
Becker, mitunterzeichnet unter anderen von Lasker und Wolff⸗ 


ſon, eingebracht, der die Schaffung von Kammern für Handels⸗ 
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ſachen 5°), wie fie ſpäter erfolgt iſt, erſtrebte; Dr. Bähr wollte 
allgemein, wo die einem beſonderen Berufsſtande eigentümlichen 
Verhältniſſe in Betracht kämen, dem Gerichte die Befugnis erteilen, 
zwei Fachkundige ohne entſcheidende Stimme zur Beratung bei- 
zuziehen °°), Reichensperger kam auf die Handelsaſſeſſoren mit 
beratender Stimme zurück “). 

Becker wollte ) die Laien im Zivilprozeß nicht da aus⸗ 
ſchließen, wo ſie ſich unverdrängt vom römiſch⸗kanoniſchen Prozeß 
im Vertrauen des Volkes erhalten haben. Zwar paſſe die all⸗ 
gemeine Einführung von Laien in den Zivilprozeß nicht, da unſer 
Recht viel zu wenig bekannt ſei, der Handelsſtand aber habe das 
HGB. und wirke ſchon vielfach in den Handelsgerichten, ins⸗ 
beſondere der großen Städte, ſegensreich. Die vorhandenen Be⸗ 
denken würden durch die Zuweiſung der Bagatellſachen an die 
Amtsgerichte, den Anwaltszwang und die Einführung bloßer Kam⸗ 
mern, wodurch die Kompetenzſtreitigkeiten entfielen, beſeitigt. 

Dr. Bähr) erklärte ſchon, daß er für die Handelsgerichte 
ſtimmen würde, wenn ſie von den Kaufleuten in ihrer Geſamtheit 
gewünſcht würden, was er bisher trotz der unverkennbaren Be⸗ 
wegung nicht glaube. Im übrigen beſtehe das gleiche Bedürfnis 
in Landwirtſchafts⸗, Berg⸗, Gewerbe⸗, Bauſachen ꝛc., die Laien 
ſollten aber nur den Richter belehren, nicht ſelbſt Richter ſein. 

Reichensperger“) vermißte vor allem einen Schutz des 
nichtkaufmänniſchen Beklagten, daß er vor Kaufleuten Recht nehmen 
müſſe. Für ſeinen Antrag bezog er ſich auf das Frankfurter Ge⸗ 
ſetz von 1818. 

Lasker 5) bedauerte die Aufhebung der Handelsgerichte, weil 
damit die Rechtsanſchauung ſich aus dem werktätigen Leben des 
Volkes entferne und man die Hilfe, die ein Berufsſtand durch 
Mitwirkung bei der Rechtſprechung gewähre, zurückweiſe. Und 
doch gehe das Beſtreben der neueren Zeit auf eine Mitwirkung 
des Laienelements, das HGB. ſei mit auch ein Produkt der prak⸗ 
tiſchen Tätigkeit des Kaufmannsſtandes. Durch gegenſeitiges In⸗ 
einanderfinden werde das gemiſchte Gericht häufig Einſtimmigkeit 
erzielen. 

59) Hahn a. a. O. Bd. J S. 388. 60) Ebenda S. 389. 


$1) Ebenda S. 390. 62) Ebenda S. 390. 63) Ebenda S. 392. 
64) Ebenda S. 393. 65) Ebenda S. 394. 
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Ahnlich äußerte ſich Gaup p“) mit Beſchränkung auf die 
größeren Orte. Der Vorſitzende müſſe ſich ganz klar über die 
Sache werden, damit er ſie den Laien vortragen könne. Württem⸗ 
berg habe gute Erfolge damit gehabt, die Handelsſachen beſonderen 
Kammern zuzuweiſen und Rechtsmittel dagegen auszuſchließen. 

Struckmann s) gab zu, daß die öffentliche Meinung gegen 
den gefaßten Beſchluß ſei, wollte aber vorerſt dabei beharren. 

Marquardſen““) erklärte ſich für kaufmänniſche Schieds⸗ 
gerichte und für richterliche Entſcheidungsgerichte, aber auch für 
den Antrag Bähr, der dem engliſchen Recht entſpreche. 

Direktor v. Amsberg “)) bezog ſich auf den einſtimmigen 
Wunſch des deutſchen Kaufmannsſtandes. Die gemiſchten Gerichte 
hätten ſich an den größeren Orten, wo ein Bedürfnis beſtehe, ins⸗ 
beſondere in Hamburg und Bremen, bewährt. Er und Dr. Grimm“) 
führten gegenüber den bayriſchen und württembergiſchen Erfah⸗ 
rungen an, daß dieſe Länder ein ganzes Netz von Handelsgerichten, 
und damit zu viel, über ihre Gebiete gezogen hätten. 

Trotzdem dann noch einmal Wolffſon “) die hamburgiſche 
Einrichtung empfohlen hatte, wurden alle Anträge von der Kom⸗ 
miſſion abgelehnt. 

Der Bundesrat beharrte aber, insbeſondere angeregt durch die 
vielen Petitionen der Kaufmannſchaft, auf ſeinem Standpunkte?) 
und es wurde dann in der zweiten Leſung der Kommiſſion der 
Antrag Becker und Gen. angenommen. Becker“) befürwortete 
ihn insbeſondere mit der Annäherung des zivil⸗ und handelsrecht⸗ 
lichen Verfahrens, die Parteien könnten ſich dasſelbe leichter wählen, 
unnütze Handelsgerichte an kleinen Orten würden vermieden. 
Appellationsgerichtsrat Dr. Hauſer““ führte gerade die langen 
bayriſchen Erfahrungen für die Handelsgerichte an, auch die Aus⸗ 
dehnung auf das ganze Land habe ſich bewährt; eventuell müßte man 
mehrere Landgerichtsbezirke zu einer Kammer für Handelsſachen 
vereinigen, wogegen v. Puttkammer *5) energifd fic) verwahrte. 


66) Hahn a. a. O. Bd. I S. 397. 


67) Ebenda S. 399. 68) Ebenda S. 401. 66) Ebenda S. 402. 
70) Ebenda S. 403. 71) Ebenda S. 406. ™) Ebenda S. 708. 
78) Ebenda S. 709. 74) Ebenda S. 710. 
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Bei der weiteren Beratung im Plenum ſiegte dann der Antrag 
Becker wiederum. Den Regierungsvorſchlag vertraten bei. der 
zweiten Beratung noch warm Juſtizminiſter Dr. Leonhardt und 
Dr. Beſeler, zugleich namens ſeines Freundes Goldſchmidt. 


Erſterer ) hielt die Frage ſelbſtändiger Handelsgerichte für eine 


ſolche der allergrößten legislativen Bedeutung, die Geſtaltung der 
Kommiſſion aber für eine nirgends beſtehende Halbheit. In 
Württemberg würde die Jurisdiktion von den ordentlichen Ge⸗ 
richten in ordentlicher Beſetzung unter Beiziehung kaufmänniſcher 
Schöffen ausgeübt, das ſei etwas ganz anderes. Im übrigen 
würde man ſich ſchon hüten, mehr Handelsgerichte zu ſchaffen, als 
notwendig ſei. Der Antrag Becker mache es unmöglich, Handels⸗ 
gerichtsbezirke zu bilden, welche Teile mehrerer Landgerichte um⸗ 
faſſen, wie dies bei den Handelsgerichten Krefeld und Gladbach 
z. B. der Fall fei. Prof. Beſeler !), der früher fo nachdrücklich 
das Volksrecht vertreten hatte, wies auf die beſondere Geſtaltung 
des Handelsrechts als Spezialrecht, als ergänzendes Recht des ge⸗ 
meinen Rechts hin, und als Konſequenz hiervon auf die Not⸗ 
wendigkeit von Handelsgerichten, die dem Kaufmann eine ſchwere 
Laſt im öffentlichen Intereſſe auferlegten. Wenn wirklich das 
Volksrecht ein Juriſtenrecht geworden ſei, dann müſſe es doch 
wenigſtens die Aufgabe der Juriſten ſein, dieſes Recht im Volke 
zu erkunden. Der Handelsſtand habe lange Zeit hindurch mit 
faſt übermenſchlicher Energie gegen die einſeitige Romaniſierung 
des Rechts angekämpft und in dem wirtſchaftlichen Aufſchwung der 
neueren Zeit ein materielles und prozeſſuales Handelsrecht errungen. 
Dieſe Entwickelung ſollte man unterbrechen? Die neue Geſtaltung 
verhindere z. B. auch, die Berufung gegen handelsgerichtliche Ur⸗ 
teile in Bagatellſachen den Kammern für Handelsſachen zuzuteilen, 
was ganz notwendig ſei. 

Die prinzipiellen Gegner der Einrichtung zogen fic) immer 
Hiab zurück. Zwar blieb Reihensperger’®) bei jeinem Votum, 
indem er die Handelsgerichte als Gerichte für beſondere Berufs⸗ 
klaſſen und Berufsintereſſen, als in Deutſchland nicht naturwüchſig 
und von Frankreich importiert, als Überreſte einer vergangenen 


7e) Hahn a. a. O. Bd. II S. 1065. ) Ebenda S. 1067. 
78) Ebenda S. 1074. | | 
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Zeit verurteilte, mindeſtens müſſe die Judikatur, wenn der Kauf⸗ 
mannsſtand fie dann wirklich wolle, auf Progefie der Kaufleute 
unter ſich beſchränkt bleiben. 

Zwar ſprach fic) auch aus Hamburg Dr. Banks“ höchſtens 
für allgemeine Laiengerichte, nicht aber für Handelsgerichte aus. 
Aber ſonſt einigte man ſich immer mehr auf den Vorſchlag der 
Kommiſſion als Kompromiß und nur die Rheinländer und Elſaß⸗ 
Lothringer ſuchten noch ihre rein kaufmänniſchen Handelsgerichte 
zu behalten 9). | 
Auch die Anhänger der ſelbſtändigen Handelsgerichte, ins⸗ 
beſondere Wolffſon s!) und Goldſchmidts), traten für die 
Kammern für Handelsſachen ein. Aus der Rede des e ſeien 
noch die ſchönen Sätze angeführt: 

Wir dürfen nicht das Recht als ein fertig abgeſchloſſenes, 
dem Volksbewußtſein und Volksleben gegenüber fertig da⸗ 
ſtehendes, ſondern als im Fluſſe ſeiend betrachten, als im 
Zuſammenhang ſtehend mit dem Leben, und der Richter ſoll 
ſo viel als möglich an der Quelle des Lebens ſchöpfen und 
aus der Quelle des Lebens ſeine Rechtsſprüche herleiten 
Das iſt das Eigentümliche des Handels und das ihn Aus⸗ 
zeichnende, daß der Kaufmann ſich fortwährend in einer 

Serie von Rechtsgeſchäften bewegt, daß der ganze Handel 
mehr als irgend eine Berufstätigkeit in einer ſolchen Reihen⸗ 
folge von Rechtsgeſchäften beſteht, daß der Handel die Auf⸗ 
gabe hat, den wachſenden Bedürfniſſen immer Rechnung zu 
tragen, immer neue Formen zu ſchaffen und zu entwickeln, 
und daß der einzelne in einem Zuſammenhang mit dieſer 

Entwickelung iſt, die ihn ſchaffend daran beteiligt und ihm 

das Bewußtſein dieſer Entwickelung gibt. 


Als beſondere Aufgabe des kaufmänniſchen Rechtes betrachtete 
Wolffſon das Hereinbringen des Stoffs und die Kontrolle des 
Reſultats, wie es mit dem kaufmänniſchen Bewußtſein ſtimmt, als 
beſonderen Vorzug der Kammern für Handelsſachen, daß jeder 
Gedanke an ein Standesgericht verſchwindet und daß das Schema 


) Hahn a. a. O. Bd. II S. 1088. 
80) Winterer a. a. O. S. 1087; Reichensperger (Krefeld) S. 1100. 
81) Ebenda S. 1080. 82) Ebenda S. 1104. 
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bereit iſt, wenn einer anderen Beſonderheit von Sachen das gleiche 
Zugeſtändnis gemacht werden ſoll. Denſelben Gedanken ſprach 
der Abgeordnete Lasker“) dann dahin aus, daß der Handels⸗ 
ſtand nur den Vortrab bilden wolle für die weitere Entwickelung. 
Ein ausgezeichnetes Schlußwort Miquelss)) legte den Haupt: 
nachdruck auf die Schaffung eines ſelbſtändigen deutſchen Rechts 
durch die harmoniſche Verbindung des Lebens mit der Wiſſenſchaft. 

So wurde dann am 17. November 1876 in zweiter Leſung 
und dann in dritter die Einrichtung zu ſtande gebracht, deren 
Einzelbeſtimmungen nun, auch unter Berückſichtigung ihrer Ent: 
ſtehung, zuſammen betrachtet werden ſollen. 


Zweites Kapitel, 


Die deutſchen Kammern für 
Handelsſachen nach den Juſtizgeſetzen. 


Erſter Abſchnitt. Begriff, Bildung und Beſetzung der Kammern 
für Handelsſachen. 


§ 68. 
I. Begriff. 


Nachdem der Vorſchlag des Entwurfs, in dem jetzigen $ 12 
GVG. die Handelsgerichte als ordentliche Gerichte aufzuführen, 
abgelehnt wurde, gibt es in Deutſchland keine Handelsgerichte als 
ordentliche Spezialgerichte mehr, ſondern lediglich Abteilungen des 
Landgerichts, welche den Namen „Kammern für Handelsſachen“ 
führen. Die bisherigen ſelbſtändigen Handelsgerichte ſind auf⸗ 
gehoben, das bayriſche Merkantil⸗Friedens⸗ und Schiedsgericht in 
Nürnberg beſteht nur als Vermittelungsamt für Streitigkeiten in 
Handelsſachen fort *). 

Da die Kammern für Handelsſachen lediglich Abteilungen der 
Landgerichte bilden, ſo folgt mit Notwendigkeit, daß, ſoweit das 


88) Ebenda S. 1092. 4) Ebenda S. 1094 — 1097. 
1) Art. 7 des bayr. Ausf. Geſ. zum GBG.; vgl. auch § 12 des preuß. 
Ausf. Geſ. 
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GWG. nicht abweichende Vorſchriften enthält, die für die Land⸗ 
gerichte und insbeſondere für das Verfahren vor denſelben ge⸗ 
gebenen Vorſchriften auch für ſie zu gelten haben. Die ZPO. 
kennt keine Ausnahmen. Die Vorſchriften des Entwurfs der 
BRO. über „das Verfahren vor dem Handelsgericht“? und alle 
in Einzelſtaaten früher vorhandenen Verfahrensvorſchriften, die 
ſpeziell für die Handelsgerichte gegeben waren, ſind gefallen?). 
Deshalb gilt auch die für das Landgericht beſtehende Vorſchrift 
des Anwaltszwangs“) auch für die Kammer für Handelsſachen, 
obwohl der Entwurf des GVG. ihn hier nicht vorgeſehen hatte, 
ein beſonderer Antrag Thilo) ihn für die Kammern für 
Handelsſachen beſeitigen wollte und zuletzt noch Beſeler dafür 
eintrat. 

Das Verhältnis der Kammer für Handelsſachen als Abteilung 
des Landgerichts ſchließt die Anwendung der §§ 1—12, 38 — 40 
BRO. bei der Frage aus, ob eine Sache vor die Zivilkammer 
oder die Kammer für Handelsſachen gehört: das ſind, ſoweit nicht 
die Beſtimmungen des GVG. in Frage kommen, lediglich Geſchäfts⸗ 
verteilungs-, nicht Zuſtändigkeitsfragen“), in derſelben Weiſe wie 
die Verteilung der Sachen zwiſchen mehreren Zivilkammern des⸗ 
ſelben Gerichts. Nur wenn mehrere Kammern für Handelsſachen 
desſelben Gerichts verſchiedene Sitze haben, gelten ſie unter ſich 
in Betreff der örtlichen Zuſtändigkeit als verſchiedene Gerichte). 
Wird vor der Handelskammer deren Zuſtändigkeit und die des 
örtlichen Landgerichts beſtritten, dann hat ſie zuerſt ihre Zuſtändig⸗ 
keit zu prüfen “). 

Kammern für Handelsſachen ſind nur Teile der Land⸗ 


2) §§ 437—451. 

3) Peterſen⸗ Anger, Zivilprozeßordnung 4. Aufl. S. 495; Struck⸗ 
mann ⸗Koch Z. 3 zu § 100 GVG. 

*) § 78 BPR. 

5) Hahn, Materialien zur ZPO. Bd. II S. 117. 

6) Peterſen⸗Anger a. a. O. S. 495 und Anm. 1, S. 106 und Anm. 3. 
Wernz in Hauſers Zeitſchr. für Reichs⸗ und Landesrecht Bd. III S. 343 
ſpricht von „Zugehörigkeitsfragen“; dagegen aber wieder Hauſer ebenda 
S. 391. Hahn, GVG. Bd. II S. 107. 

7) Entſch. des Reichsgerichts Bd. XXIII S. 371. 

8) Peterſen⸗ Anger a. a. O. S. 496 und Anm. 1. 
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gerichte, die höheren Gerichte haben keine ähnlichen einrich 


tungen. 


Was endlich den Namen betrifft, ſo wurde ſchon bei der Be⸗ 
ratung des Geſetzes bemängelt“), daß man Verwechslungen mit 


den Handelskammern nicht werde vermeiden können. Das iſt ein⸗ 


getroffen und es gibt zu ſehr vielen Unzuträglichkeiten Veranlaſſung. 
Vielleicht würde ſich deshalb die Bezeichnung „kaufmänniſche 


| Kammer“ des ä ur empfehlen. 


§ 69. 
Ze Bildung. 


Die gammern für Handelsſachen müſſen nun keineswegs 
überall gebildet werden, ſondern es ſteht den Regierungen nur 
frei, ſolche zu bilden, ſoweit die Landesjuſtizverwaltung ein Be⸗ 
dürfnis danach als vorhanden annimmt, und zwar bei den Land⸗ 
gerichten für deren Bezirke oder für örtlich abgegrenzte Teile 
derſelben !). Es können hiernach wohl mehrere Kammern für 
Handelsſachen bei demſelben Landgericht gebildet werden, wobei die 
ſachliche Abgrenzung, wenn ſie am ſelben Ort ihren Sitz haben, 
nur Sache der Geſchäftsverteilung iſt!!). Der Bezirk der Kammer 


flur Handelsſachen kann aber nie über den des Landgerichts hin⸗ 


ausreichen 1”), dagegen können ſogenannte detachierte Kammern 

in der Weiſe gebildet werden, daß ſie ihren Sitz innerhalb des 

Landgerichtsbezirks an Orten haben, an welchen das Landgericht 

feinen Sitz nicht hat!“) und ein Amtsrichter den Vorſitz führt 1), 

ſtets bleibt aber die Kammer eine ſolche beim Landgericht, für die 

Frage der Zulaſſung von Rechtsanwälten gilt ſie als beſonderes 
Gericht * | 


9) v. Jagow und v. Butttammer bei bahn a. a. O. Bd. I S. 717 
und 718. 

10) § 100 GBG., dazu Motive a. a. O. S. 112. Die allgemeine Ein⸗ 
führung, wie noch im norddeutſchen Entwurf der Zivilprozeßordnung geplant, 
erſchien unausführbar. 

NG. in Juriſt. Wochenſchr. 1889 S. 83. 12) § 100 U GVG. 

13) Struckmann-Koch Z. 2 h. 1. 14) § 110 GVG. 

5 8 8 Abſ. II der RAO.; vgl. dazu Friedländer im Gerichtsſaal 
Bd. LXIV S. 387. . | 
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§ 70. 
III. Beſetzung. 


Abgeſehen von dem zuletzt erwähnten Falle iſt die Kammer 
für Handelsſachen ſtets mit einem Mitgliede des Landgerichts als 
Vorſitzendem und zwei Handelsrichtern beſetzt 1). Es waren be: 
ſonders die Hamburger und Bremer Erfolge, die dieſe Beſetzung 
zum Siege geführt haben. Wie dort und überall, wo das Drei⸗ 
männerſyſtem galt, haben alle gleiches Stimmrecht. | 

I. Der richterliche Vorſitzende bedarf an ſich keiner beſonderen 
Ernennung, ſondern nur der Einweiſung. Preußen hatte die Be⸗ 
ſtimmung desſelben durch den Juſtizminiſter vorgeſehen 1), bat 
aber dann ſpäter generell den Landgerichtspräſidenten zu der Er⸗ 
nennung delegiert 15). Die übrigen Staaten haben teils Ernen⸗ 
nung durch den Landesfürſten (Heſſen), teils Beſtimmung durch 
die Landesjuſtizverwaltung (Württemberg, Baden, Braunſchweig), 
den Landgerichtspräſidenten (Bayern, Sachſen) oder das Land⸗ 
gerichtspräſidium (Oldenburg, Bremen und Hamburg) 1, für Elſaß⸗ 
Lothringen vgl. Wilmowsky⸗Levy Z. 1 zu § 109 1. Cc. 
. Abweichend von der Vorſchrift. für die Zivil⸗ und Straf 

kammern 20) iſt es nicht erforderlich, daß (der Präſident oder) ein 
Direktor den Vorſitz führt. Dieſe „Zurückſetzung“ führt dazu, 
daß häufiger jüngere Mitglieder der Landgerichte den Vorſitz in 
den Kammern für Handelsſachen erhalten und die Klage Keyß⸗ 
ners), daß den aus der Wahl ihrer Standesgenoſſen hervor: 
gegangenen Handelsgerichten ältere, welterfahrenere Vorſitzende 


hätten gegeben werden ſollen, mag in manchem berechtigt fein, 


wenn auch die größere Auswahl von Richtern eher ermöglicht, 
ſolche, die ſich gerade für das Handelsrecht e eignen, aus⸗ 
zuwählen. 

II. Das Geſetz hat einen Fall beſonders geregelt, in welchem 
der Vorſitzende als Einzelrichter ohne Zuziehung der Handelsrichter 


16) 8 109 GVG. 17) § 46 Ausf. Geſ. zum GVG. 
18) § 4 der JMin. V. vom 26. Juli 1879 (J Min. Bl. S. 210); dazu 
Küntzel bei Gruchot, Beitr. zur Erl. des deutſchen Rechts Bd. XXIV S. 612. 
19) Keyßner in Zeitſchr. für das gef. un Bd. XXV S,.457—465. 
x § 61 GBG. 
21) a. a. O. S. 458 Anm. 22. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilageheft.) 14 
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entſcheiden kann??), nämlich in Streitigkeiten, welche fih auf das 
Verhältnis zwiſchen Reeder oder Schiffer und Schiffsmannſchaft 
beziehen. Dieſe offenbar ??) aus Gründen der Beſchleunigung für 
dringende Fälle vorgeſehene Beſtimmung iſt aus den Vorſchriften 
für die hanſeatiſchen Handelsgerichte ?*) herübergenommen worden. 
Es dürfte ſich empfehlen, dieſelbe, ebenfalls entſprechend den han⸗ 
ſeatiſchen und ſonſtigen Beſtimmungen 2°), noch weiter auszudehnen 
und dem Vorſitzenden die Befugnis zu erteilen, Beſchlüſſe in 
dringenden Fällen (Arreſte und vorläufige Verfügungen) und in 
ſolchen, bei welchen es allein oder vorwiegend auf juriſtiſche Fragen 
ankommt, insbeſondere in Fällen der Streitwerts⸗ und Koſtenfeſt⸗ 
ſetzung, ſowie der Zwangsvollſtreckung, ohne Zuziehung der Handels⸗ 
richter zu faſſen. Der Vorſitzende wird die Erlaubnis nicht miß⸗ 
bräuchlich anwenden, da ſich ſeine Verantwortung bei alleiniger 
Entſcheidung erhöht; auf der anderen Seite würde aber die Be⸗ 
ſtimmung dazu dienen, die Handelsrichter nicht mehr zu beläſtigen, 
als die Sache es erfordert und in ganz dringenden Fällen eine 
ſonſt nicht mehr mögliche Entſcheidung herbeizuführen. 

III. Das Amt der Handelsrichter iſt ein Ehrenamt ?)), fie 
werden auf gutachtlichen Vorſchlag des zur Vertretung des Handels⸗ 
ſtandes berufenen Organs für die Dauer von 3 Jahren ernannt ?”), 
Wiederwahl iſt durchweg die Regel, ſo daß die meiſten der Herren 
über eine reiche, auf viele Jahre ſich erſtreckende gerichtliche Er⸗ 
fahrung in Handelsſachen ?8) verfügen. 

Die Ernennung erfolgt durch den Träger der Juſtizhoheit, 
wobei die Vorſchläge der zur Vertretung des Handelsftandes be⸗ 
rechtigten Organe (Handelskammern, Handels⸗ und Gewerbekam⸗ 
mern, Korporationen) meiſt ſelbſt in der Reihenfolge des Vorſchlags 
Berückſichtigung finden können. Ein Zwang zur Annahme oder 
Beibehaltung des Amts iſt reichsgeſetzlich nicht ausgeſprochen und 

22) § 109 Abſ. 3 GVG. 23) Vgl. Motive a. a. O. S. 129. 

2.) Oben S. 154; vgl. auch Motive bei Hahn Bd. 1 S. 58. 

25) Vol. Hamburg, Sachſen, Braunſchweig, Koburg und Reuß. 

26) § 111. 

m an das vom Handelstag geforderte Syſtem der Wahl durch die 
Berufsgenoſſen wurde zurückgewieſen; Motive a. a. O. S. 124. 

26) Bei Wiederwahl erfolgt meiſt auch nicht eine neue Beeidigung oder 


Verweiſung auf den Eid, das Amt dauert einfach fort; vgl. bayr. Min. Erl. 
vom 4. Juni 1884. 
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hat ſich auch durch die Erfahrung nicht als notwendig erwieſen, 
nur die Hanſeſtädte Hamburg und Bremen haben die bezügliche 
Beſtimmung 2°) des früheren Rechts beibehalten. 

Zum Handelsrichter kann jeder, nicht infolge gerichtlichen 
Ausſpruchs entweder zur Bekleidung von Amtern unfähige oder 
in der Verfügung über ſein Vermögen beſchränkte Deutſche, der 
im Bezirk der Kammer für Handelsſachen wohnt, ernannt werden, 
wenn er als Kaufmann oder Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft in 
das Handelsregiſter eingetragen ift oder war?“). Die Faſſung 
des Geſetzes „als Kaufmann oder Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft“ 
erſcheint nicht gerade glücklich, weil der Begriff des Kaufmanns 
ein wechſelnder, die Eigenſchaft im einzelnen Falle oft ſchwer feſt⸗ 
zuſtellen iſt, ſicher die offenen Geſellſchafter und die perſönlich 
haftenden der Kommanditgeſellſchaft umfaßt, aber ſchon zweifelhaft 
läßt, ob der von der Vertretung ausgeſchloſſene Mitinhaber einer 
offenen Handelsgeſellſchaft 1) und ob der Komplementar einer Aktien⸗ 
kommanditgeſellſchaft 3?) oder der Kommanditiſt einer einfachen Kom: 
manditgeſellſchaft““ darunter fällt. Abſichtlich ausgeſchloſſen wurden 
unſelbſtändige Prokuriſten ?“) und Handelsbevollmächtigte, ebenjo 
Beamte von Handelsgeſellſchaften, während die Geſchäftsführer der 
Geſellſchaften heute wohl nur verſehentlich nicht im § 113 ftehen °°); 
gelegentlich eines praktiſchen Falls hat man ſich in den Kreiſen 
des Handelsſtands allgemein für die Aufnahme dieſer Kategorie in 
den Paragraphen ausgeſprochen. 

Dem hanſeatiſchen Rechte 36) und dem Wunſche der nautiſchen 


29) Oben S. 147 und 158. 

0) § 113 GG.; das Erfordernis einer beſtimmten Dauer des Geſchäfts⸗ 
betriebes hat man als zu beengend fallen laſſen; Motive bei Hahn a. a. O. 
Bd. I S. 126. 

) Vgl. Staub Anm. 8 zu §1 HG. 

2) Verneint von Staub Z. 11 §320; vgl. aber z. B. Behrend, Hand: 
buch des Handelsrechts Bd. J S. 105. 

33) Verneint bei Staub a. a. O. von der 6. Aufl. ab. 

34) Entgegen z. B. dem früheren bayriſchen Recht. 

55) Vgl. „Das Recht“ 1903 S. 123 und § 14 des Geſetzes, betreffend 
Kaufmannsgerichte. 

36) Motive bei Hahn a. a. O. S. 126: Erſatz für Seegerichte, deren 
Erſprießlichkeit nicht nachgewieſen erſchien. Vgl. Tecklenborg, „Zur See⸗ 
gerichtsfrage“ 1869, und Denkſchrift des Naut. Vereins über Gründung von 
Bundesſeegerichten 1870. 
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Vereine entſpricht die Beſtimmung des § 114, daß an Seeplätzen 
Handelsrichter auch aus dem Kreiſe der Schiffahrtskundigen er⸗ 
nannt werden. 

Die Handelsrichter ſind geſchichtlich in Deutſchland ohne die 
Vertretungen des Kaufmannsſtandes undenkbar, ſie werden tat⸗ 
ſächlich auch noch auf Vorſchlag dieſer Vertretungen ernannt; da 
erſcheint es vor allem als Mißſtand, daß die Zugehörigkeit zu 
dieſen Vertretungen und die Fähigkeit, Handelsrichter zu werden, 
ſich nicht mehr genähert wurden, wodurch man den für ganz andere 
Verhältniſſe geprägten Begriff des Kaufmanns hier hätte entbehren 
können und eine realere Grundlage für das Inſtitut der Handels⸗ 
richter gewonnen hätte. 

Daß die Handelsrichter vor ihrem Dienstantritt zu verpflichten 
ſind s“) und hiernach in Beziehung auf ihr Amt alle Rechte und 
Pflichten eines richterlichen Beamten genießen ), bedarf keiner 
weiteren Ausführung; ebenſo ſelbſtverſtändlich erſcheint, daß ſie 
ihres Amtes zu entheben ſind, wenn ſie eine der für die Ernen⸗ 
nung erforderlichen Eigenſchaften verlieren, die Enthebung erfolgt 
nach Anhörung der Beteiligten durch den erſten Zivilſenat des 
Oberlandesgerichts 3°). | 

Den Zweck des ganzen Inſtituts ſpricht der faſt durchweg in den 
Beſtimmungen über die einzelſtaatlichen Handelsgerichte enthaltene, 
wiederholt angeführte Satz aus, daß die Kammer für Handels⸗ 
ſachen auf Grund eigener Sachkunde und Wiſſenſchaft über Gegen⸗ 
ſtände, zu deren Beurteilung eine kaufmänniſche Begutachtung 
genügt, ſowie über das Beſtehen von Handelsgebräuchen urteilen 
kann 0). 

Dieſe Möglichkeit ſteht dem Gerichte zu, nicht etwa, wie 
im ſächſiſchen Rechte, den Handelsrichtern; dieſelben haben ihre 
Kenntnis dem Vorſitzenden zu übermitteln, eventuell kann auch 
immer auf andere Beweismittel eingegangen werden. Notorietät 
im Sinne des § 291 ZPO.“) erfordert von Anfang an eine 
Mitkenntnis des ganzen Gerichts. Mit „Handelsgebräuchen“ ſind 
vor allem die in § 346 HGB. genannten Gewohnheiten und Ge⸗ 


57) § 115. 38) § 116. 

89) § 118. 

40) 8 118; dazu Keyßner a. a. O. S. 488 f. 

) Keyßner a. a. O. S. 188 Anm. 44; Buſchs Archiv Bd. VI S. 588. 
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bräuche gemeint“), für das Gewohnheitsrecht gibt § 293 ZPO. 
Ermittelungsbeſtimmung. 

Der Berufungsrichter, dem keine kaufmänniſchen Handelsrichter 
zur Seite ſtehen, kann die nach § 118 GVG. getroffenen Felt: 
ſtellungen beſtehen laſſen ““). 


Zweiter Abſchnitt. Die Verhandlung vor den Kammern 
für Handelsſachen. 
8 71. 


I. Die vor die Kammern für Handelsſachen verwieſenen 
Gegenſtände. 


Zunächſt wurde der Begriff der Handelsſache im prozeſſualen 
Sinne durch § 101 GWG. feſtgeſtellt. Dabei wurde der die Zu⸗ 
ſtändigkeit des ROH. regelnde § 13 des Geſetzes vom 12. Juni 
1869 4%) zur Grundlage genommen, der ſelbſt wieder aus den 
Zuſtändigkeitsbeſtimmungen für die früheren Handelsgerichte *°) ge: 
ſchöpft hat. 

Allgemeine Bedingung iſt die landgerichtliche Zuſtändigkeit, 
weil ja die Kammern für Handelsſachen nur Abteilungen des Land⸗ 
gerichts ſind. Damit ſcheiden die zur amtsgerichtlichen Zuſtändig⸗ 
keit gehörigen Sachen aus und kehren auch in zweiter Inſtanz nicht 
wieder, weil ausdrücklich die landgerichtliche Zuſtändigkeit erſter 


Inſtanz als Bedingung geſetzt wurde: man wollte die Kammer 


für Handelsſachen nicht als zweite Inſtanz entſcheiden laſſen *°). 
Im übrigen wurde wieder die teils ſubjektive, teils objektive Be⸗ 
gründung vorgenommen. 

I, Der Anſpruch muß gegen einen Kaufmann im Sinne des 
HGB. gerichtet fein”), aber darf nur aus Geſchäften herrühren, 
die für beide Kontrahenten Handelsgeſchäfte ſind; daß auch Nicht⸗ 


42) Keyßner a. a. O. S. 489. 

48) Entſch. des Reichsgerichts Bd. II S. 383, X S. 92. 

44) Oben S. 104. 

45) Goldſchmidt, Handbuch a. a. O. S. 153. 

46) Dieſer Grundſatz wurde inzwiſchen durchbrochen dadurch, daß man 
die Kammern für eee als Beſchwerdeinſtanz für das Regiſtergericht 
beſtellte. 

47) Es müſſen daher auch alle Beklagte Kaufleute ſein, ſiehe Struck⸗ 
mann⸗Koch Ziff. 8 Abt. 2 h. J. 
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kaufleute vor kaufmänniſchen Gerichten Recht nehmen ſollten, wie 
dies bei einzelnen früheren Handelsgerichten der Fall war, wurde 
vom Reichstag entſchieden abgelehnt *?). Gegen einen geweſenen 
Kaufmann, den Rechtsnachfolger“), Konkursverwalter (ſoweit er 
nicht das Geſchäft fortführt) kann nicht vor der Kammer für 
Handelsſachen geklagt werden ), wohl aber gegen nicht in das 
Handelsregiſter eingetragene Kaufleute, gegen ſolche minderen Rechts, 
gegen phyſiſche und juriſtiſche Perſonen, die den Kaufleuten gleich⸗ 
geſtellt ſind (auch noch die im Liquidationsſtadium Geſchäfte ab⸗ 
ſchließende Geſellſchaft) 5). 

II. Auch gegen Nichtkaufleute gehören Klagen aus Wechſeln 
vor die Kammer für Handelsſachen, wozu die Faſſung des Geſetzes 
vom 20. Mai 1898 noch Klagen aus den im § 363 HGB. er⸗ 
wähnten Urkunden hinzugefügt hat. 

Die Frage, ob Wechſel allgemein vor die kaufmänniſchen Ge⸗ 
richte zu verweiſen ſeien, wurde ſchon früher ) und auch bei der 
Beratung des Geſetzes ) in direkt widerſprechender Weiſe beant⸗ 
wortet: während gerade die Wechſelgerichte in Deutſchland ſchon 
ſehr frühe Kaufleute als Richter beizogen, wurde von anderer 
Seite behauptet, die Fragen des Wechſelrechts ſeien rein juriſtiſcher 
Natur. Dieſe Anſicht hat aber nicht den Sieg davongetragen, 
und tatſächlich hat ſich die kaufmänniſche Erfahrung gerade in den 
mit der Wechſelzirkulation zuſammenhängenden Fragen als ſehr 
fruchtbringend erwieſen “). 

Die kaufmänniſchen Verpflichtungsſcheine, die im ſächſiſchen 
Rechte beſonders ausgebildet wurden ), find auch dort ſchon den 
Handelsgerichten zugewieſen worden ). 

III. Das Geſetz hat dann Streitigkeiten aus einer Reihe von 
ſpeziell dem Handelsrecht angehörigen Rechtsverhältniſſen vor die 
Handelsgerichte verwieſen, fo in § 101 8.3 a—f die Rechtsver⸗ 
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) Vgl. Motive a. a. O. S. 116. 49, Ebenda S. 118. 
50) Struckmann⸗Koch Ziff. 4 h. I. 
51) Staub §3 zu § 156 HGB. 
52) Vgl. oben S. 53 und 65. 52) Motive a. a. O. S. 120. 
84) Vgl. außer dem bereits früher Geſagten unten S. 235 und 243 f. 
55) Vgl. Codex Augusteus Bd. II S. 2115: Befehl vom 3. April 1663 
und Akten des Rats zu Leipzig I. Sekt. Tit. XIII Nr. 25, das geſchehene Ge⸗ 
ſuch um Erlaß eines Geſetzes, die kaufmänniſchen Aſſignationen betr., 1816. 
56) Vgl. oben S. 134. : 
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hältniſſe zwiſchen den Mitgliedern der Handelsgeſellſchaften, nach 
der neueſten Faſſung 5) auch zwiſchen dieſen und ihren Mitgliedern, 
vor und nach Auflöſung des Geſellſchaftsverhältniſſes °°), die Rechts⸗ 
verhältniſſe, welche ſich auf das Recht zum Gebrauch der Handels⸗ 
firmen °°), den Schutz der Warenbezeichnungen, Muſter und Mo⸗ 
delle °°) beziehen, die Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Prokuriſten, 
Handlungsbevollmächtigten, Handlungsgehilfen, nach neueſtem Recht 
auch Handlungslehrlingen und dem Inhaber des Handelsgeſchäfts, 
ſowie aus dem Rechtsverhältnis zwiſchen einem Dritten und dem, 
welcher wegen mangelnden Nachweiſes der Prokura oder der Hand⸗ 
lungsvollmacht haftet !), ebenfalls nach der neueſten Faſſung das 
Rechtsverhältnis, welches durch den Erwerb eines beſtehenden 
Handelsgeſchäfts unter Lebenden zwiſchen dem bisherigen Inhaber 
und dem Erwerber entſteht “?), endlich die Rechtsverhältniſſe des 
Seerechts oder des Rechts der Binnenſchiffahrt mit Einzelaufführung 
beſonderer Inſtitute (Reederei, Bodmerei, Haverei, Zuſammenſtoß, 
Bergung ꝛc.) ). Die alte Nr. 3 f, die Handelsmäklergeſchäfte be: 
traf, iſt weggefallen. 


§ 72. 
II. Die Verweiſung. 


I. In allen in § 10 bezeichneten Fällen erfolgt aber die Ver⸗ 
handlung vor der Kammer für Handelsſachen nur, wenn der 
Kläger dies — was die Regel bildet — 

1. in der Klageſchrift beantragt “), weshalb § 101 allgemein 
vor die Kammer für Handelsſachen diejenigen Sachen verweiſt, 
in welchen durch die Klage ein bezüglicher Anſpruch geltend ge⸗ 
macht wird. 

Es kann der Kläger aber auch 

2. wenn er vor dem Amtsgericht geklagt und der Beklagte 
den Einwand der Unzuſtändigkeit geltend gemacht 6°) hat oder wenn 


57) Vom 20. Mai 1898. 

58) Ziff. 3a. Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung gilt nach § 13 
Abſ. 2 des Reichsgeſetzes vom 20. April 1892 als Handelsgeſellſchaft, die ein: 
getragene Genoſſenſchaft nur als Kaufmann, § 17 Abſ. 2 des Genoſſenſchafts⸗ 
geſetzes vom 1. Mai 1889. 

59) Ziff. b. 60) Ziff. c. 61) Ziff. e. 

62) Ziff. d. 63) Ziff. k. 640 § 102. 65) ZPO. § 505. 
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dort durch Widerklage oder Erweiterung des Klageantrags die 
Zuſtändigkeit des Amtsgerichts überſchritten wurde ““), in der 
mündlichen Verhandlung vor dem Amtsgericht den Antrag auf 
Verhandlung vor der Kammer für Handelsſachen noch ſtellen ““). 
Auch eine Hauptintervention kann in den Fällen des § 101 1. c. 
vor der Kammer für Handelsſachen erhoben werden °°). 

Man hat bei der Beratung des Geſetzes Wert darauf gelegt, 
daß der Kläger zunächſt darüber verfügen kann, ob er vor der 
Kammer für Handelsſachen klagen will oder nicht. Aber man hat 
ihm doch nicht wie anderwärts °°) ein direktes Wahlrecht einge⸗ 
räumt, und es geht auch zu weit, wenn Keyßner ““) die bez 
ſondere ſachliche Zuſtändigkeit nur im Sinne einer „durch Partei⸗ 
vertrag bedingten, geſetzlich e Geſchäftseinteilung“ auf⸗ 
faſſen will. 

Denn es hat nun auch | 

II. der Beklagte das ſelbſtändige Recht, wenn ein vor die 
Kammer für Handelsſachen gehöriger Streit vor die Zivilkammer 
gebracht wurde, die Verweiſung vor die Kammer für Handelsſachen 
zu beantragen, und umgekehrt ebenſo die Verweiſung vor die Zivil⸗ 
kammer, wenn vor der Kammer für Handelsſachen eine vor die⸗ 
ſelbe nicht gehörige Sache angebracht wurde ). In beiden Fällen 
muß das Gericht dem Antrag, wenn es ihn für begründet er⸗ 
achtet, entſprechen, nur darf der Beklagte, der nicht in das Han⸗ 
delsregiſter eingetragen iſt, den Antrag nach § 104 GVG. nicht 
darauf ſtützen, daß er Kaufmann ſei. Wie wenig es ſich um 
einen Vertrag der Parteien handelt, geht daraus hervor, daß die 
Zivilkammer den Antrag auf Verweiſung, auch wenn der Kläger 
demſelben zugeſtimmt hat, verwerfen kann?), während bei über: 
einſtimmendem Antrag im entgegengeſetzten Falle allerdings Pro⸗ 
rogation vorliegen würde; das wäre aber nichts für das Recht 
der Kammer für Handelsſachen Beſonderes. Ebenſowenig, daß 
der Antrag auf Verweiſung an die Kammer für Handelsſachen 


66) ZPO. § 506. 

67) § 102 Abſ. 2 GVG. 68) § 108 GVG. 

ev) Oben S. 172. 20) a. a. O. S. 455. 

71) §§ 103 und 104 GG., vgl. Berichterſtatter Becker bei Hahn, 
Materialien zum GVG. Bd. II S. 1315. 

72) § 104 Abſ. 4 GVG. 
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zurückzuweiſen iſt, wenn die im Falle des § 506 ZPO. erhobene 
Widerklage als Klage nicht vor die Kammer für Handelsſachen 
gehören würde, ſo daß auf Antrag doch wieder Zurückverweiſung 
einzutreten hätte!). Denn auch das entſpricht vollſtändig dem 
unter II an die Spitze geſtellten Grundſatz, daß, falls in einem 
bei der Kammer für Handelsſachen anhängigen Rechtsſtreit ein 
Teil gemäß § 280 BRO. die Klage durch den Antrag auf Felt 
ſtellung eines Rechtsverhältniſſes erweitert oder Widerklage erhebt 
und dadurch die Sache die Zuſtändigkeit der Kammer für Handels⸗ 
ſachen überſchreitet, auf Antrag des en die Sache an die 
Zivilkammer zu verweilen iſt“ ). 

Der Antrag muß aber in allen drei Fällen (§§ 103, 104 
und 105 je Abſ. 1) vor der Verhandlung des Antragſtellers zur 
Sache, alſo auch noch vor dem Vorbringen prozeßhindernder Ein⸗ 
reden“), geſtellt werden, da fonft der Verzicht auf die Einrede 
nach allgemeinen Grundſätzen vermutet wird; über den Antrag iſt 
vorab zu verhandeln und zu entſcheiden “). 

III. Aber auch der Kammer für Handelsſachen ſelbſt ftebt . 
das Recht“) zu, einen nach der Klage oder im Falle des § 506 
BRO. nach der Widerklage nicht vor fie gehörigen Rechtsſtreit von 
Amts wegen an die Zivilkammer zu verweiſen, ſolange nicht eine 
Verhandlung zur Hauptſache erfolgt und ein Beſchluß auf dieſelbe 
erfolgt iſt; nur darf die Verweiſung von Amts wegen nicht da⸗ 
mit begründet werden, daß der Beklagte nicht Kaufmann fei ). 
Unter den gleichen Bedingungen kann die Kammer für Handels⸗ 
ſachen auch im Falle des § 105 die Verweiſung ausſprechen, 
ebenſo im Falle einer zuläſſigen Klageänderung ). 

IV. Die für das Verfahren grundlegende Beſtimmung aber, 
welche die Nachteile des Spezialgerichts, die ſich ſonſt vor allem 
in den häufigen unfruchtbaren Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten zeigten, in 


73) § 104 Abſ. 2 GVG. 4) 8105 Abſ. 1 GVG. 

75) RG. in Juriſt. Wochenſchrift 1891 S. 465. 

6) § 106 Abſ. 2 GVG. 

77) Nicht die Pflicht; gegen Hauſer in ſeiner Zeitſchrift Bd. III S. 388, 
vgl. Struckmann⸗Koch Ziff. 4 h. J. und Zitate. 

78) § 103 GBG.; bezieht fic) darauf, daß Beklagter Kaufmann fein muß, 
ſiehe Wilmowski⸗Levy Ziff. 6 h. 1. | 

7) 8105 GVG. 
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glücklichſter Weiſe vermied, war die Ausſchließung jedes Rechts⸗ 
mittels gegen die Verweiſung einer Sache an die eine oder andere 
Kammer). Die Verweiſung iſt für Kammern, an welche fie er: 
folgt, ſofort bindend und es muß alsbald von Amts wegen Termin 
zur mündlichen Verhandlung beſtimmt und den Parteien bekannt 
gemacht werden, ob es ſich dabei wirklich um Handelsſachen bei 
den an die Kammer für Handelsſachen verwieſenen Sachen handelt, 
ift ganz gleichgültig !), im Einzelfalle findet übrigens der Takt 
des Gerichts ſchon das Richtige. 


Dritter Abſchnitt. Die unmittelbare Wirkung der Juſtizgeſetze 
hinſichtlich der Kammern für Handelsſachen. 


§ 73. 
I. Die Literatur. 


Man bat wiederholt 3?) den erſten Beſchluß der Reichstags: 
kommiſſion auf Abſchaffung der Handelsgerichtsbarkeit in jeder 
Form als einen freilich nur vorübergehenden Sieg der Juriſten 
über die Kaufleute gekennzeichnet. Tatſächlich war um jene Zeit 
die Auffaſſung der Juriſten in der Hauptſache ſchroff ablehnend. 

Einen erheblichen Einfluß hat der ſchon 186889) erſchienene 
Aufſatz Dr. Guſtav Marſchners „Die Zweckmäßigkeit beſonderer 
mit kaufmänniſchen Richtern beſetzter Gerichte für Handelsſtreit⸗ 
ſachen“ ausgeübt, der die geſtellte Frage entſchieden verneint. Er 
leugnet ſowohl das Bedürfnis als die Möglichkeit, durch Ein⸗ 
führung von Handelsgerichten eine geordnete Rechtspflege zu er⸗ 
reichen, indem er jede Miſchung von Juriſten und Kaufleuten in 
dialektiſch ſehr geſchickter Weiſe ablehnt und bei der dann ver⸗ 
bleibenden Wahl zwiſchen dem rein kaufmänniſchen und dem rein 
juriſtiſchen Gericht die Inferiorität des erſteren nachweiſt. Als 
Probe führe ich z. B. an: 

Erwartet man aber von den Kaufleuten, daß ſie, um nicht 


80) 8107 GBG.; dazu Wernz bei Hauſer, Zeitſchr. a. a. O. Bd. III 
S. 344; der Antrag rührte von Becker her, ſiehe Hahn a. a. O. Bd. S. 299. 

81) Hauſer in ſeiner Zeitſchr. Bd. III S. 393. 

83) Vgl. Goldſchmidt, Syſtem des Handelsrechts 2. Aufl. S. 82. 

83) Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. XI S. 430 —492. 
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den Verſpruch zu gefährden, der Beantwortung reiner Rechtsfragen 
ſich enthalten werden, ſo gibt man eben zu, daß ſie überhaupt nicht 
zum Richteramte befähigt ſind ). 

Ein in Wahrheit kollegialer Beſchluß der Mitglieder eines 
Handelsgerichts kann nur ſtattfinden bei gleicher Befähigung der⸗ 
ſelben für das richterliche Amt. Mit dieſem gewiß logiſch richtigen 
Satze ſteht die Organiſation der aus Rechtsgelehrten und Kauf⸗ 
leuten gemiſchten Handelsgerichte im geraden Widerſpruche, wenn, 
wie teilweiſe geſchieht, angenommen wird, daß keiner dieſer Richter 
die volle Befähigung für ſeinen Beruf beſitzt 2c. ). 

Als dann Alexander Meyer in einem Aufſatze „Die 
Handelsgerichte“ in Nr. 24 der „Gegenwart“ vom 12. Juni 1875 
die Reichsjuſtizkommiſſion wegen ihres ablehnenden Beſchluſſes an⸗ 
griff, da nahm der Streit immer ſchärfere Formen an, und neben 
dem Aufſatze von Paul Kayſer „Zur Frage der Handelsgerichte“ 
in der „Gegenwart“ vom 4. September 1875 trat insbeſondere 
eine Inauguralabhandlung von Dr. Max Eckſtein „Zur Frage 
der Handelsgerichte“ den Verteidigern dieſes Inſtituts heftig ent⸗ 
gegen. So machte z. B. Kayſer geltend, daß es am Rhein ſchon 
jetzt Mißtrauen einflöße, wenn in den Fakturen die Abnehmer ver⸗ 
pflichtet werden, vor dem Handelsgerichte der Lieferanten Recht zu 
nehmen, und Eckſtein ſuchte insbeſondere den preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſter Dr. Leonhardt mit deſſen früherer Schrift gegen die 
Handelsgerichte zu widerlegen. 

Keyßner 5) ſtellte feſt, daß die Handelsgerichte nur mit einem 
gewiſſen Widerſtreben aufgenommen wurden; ſie hätten die Ver⸗ 
pflichtung, ihr Daſein zu rechtfertigen und zu ſichern. Dazu ſollte 
ihnen Zeit gewährt werden, unter Zurückhaltung jedes verfrühten 
Urteils, und insbeſondere ſollte man deshalb, weil den örtlich neuen 
Gerichten nicht ſofort das erwartete Vertrauen allſeitig entgegen⸗ 
gebracht würde, ſie nicht gleich wieder eingehen laſſen. So waren 
es keine günſtigen Auſpizien, unter denen die Handelsgerichte als 
Kammern für Handelsſachen ihre Tätigkeit begannen. 


84) S. 470. 

85) S. 473. 

86) a. a. O. S. 455 Anm. 15; val. aud Fritz Meyer bei Grudot 
Bd. XX S. 736 ff. gegen jede Beteiligung des Laienelements. 
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§ 74. 
II. Die Praxis. 


Zur Feſtſtellung, wie das geſchah, iſt nun gerade die eben 
erwähnte Arbeit Keyßners ſehr wichtig, da ſie den am 1. Oktober 
1879 geltenden Rechtszuſtand feſthielt und die am 1. Oktober 1879 
gebildeten Kammern für Handelsſachen zuſammenſtellte, ſo daß 
man nur den gegenwärtigen Stand feſtzuſtellen braucht, um Ver⸗ 
gleiche anſtellen zu können. Gebildet wurden danach in Preußen 
35 Kammern, davon 8 in Berlin und je 2 in Breslau und Köln, 
17 in Bayern, davon 2 in München, 6 in Sachſen, 2 in Baden, 
5 in Heſſen, je 1 in Württemberg, Braunſchweig und Meiningen 
für Koburg, ferner in Lübeck, 2 in Bremen, je 3 in Hamburg und 
Elſaß⸗Lothringen; Gotha und Reuß, die früher Handelsgerichte 
hatten, haben keine Kammern für Handelsſachen gebildet. 

Machte man ſo zunächſt nur ausnahmsweiſe von der Mög⸗ 
lichkeit Gebrauch, Kammern für Handelsſachen zu bilden, ſo ent⸗ 
ſtand noch eine Scheidung innerhalb der deutſchen Staaten in der 
Frage, ob die im Handelsgeſetzbuch und anderen Geſetzen den 
Handelsgerichten ausdrücklich zugewieſenen und andere bisher von 
ihnen entſchiedene Fälle außer der eigentlichen Rechtſprechung künftig 
den Kammern für Handelsſachen zufallen ſollten oder nicht. Für 
diejenigen Staaten, welche bisher ſchon Handelsgerichte beſeſſen 
hatten, deren Tätigkeit ſich gerade auf dieſe Fälle erſtreckt hatte, 
lag es nahe, die Kammern für Handelsſachen als Rechtsnachfolger 
der Handelsgerichte zu erklären und ihnen ſoweit angängig, deren 
Wirkungskreis ganz einzuräumen. Auf der anderen Seite über⸗ 
wies ſchon das Reichs⸗Einf. Geſ. zur ZPO ss) einzelne der hierher 
gehörigen Fälle (§§ 348, 365 und 407 HGB.) den Amtsgerichten, 
welche ſich gerade durch das Einzelrichterſyſtem für dieſe Sachen 
beſonders eigneten, und ſo ſchloß ſich Preußen und die Mehrzahl 
der übrigen Staaten, die durch geſchichtliche Verhältniſſe meiſt auch 
nicht gebunden waren, dieſem Syſtem mit der Begründung an, 
daß das Handelsgeſetzbuch ſelbſtändige Handelsgerichte im Auge 
gehabt habe, die es jetzt nicht mehr gebe °®). 


67) § 13 Abſ. 4. 
88) Motive des preuß. Ausf. Geſ. zum GVG. zu §§ 18—21; vgl. auch 
Keyßner a. a. O. S. 512. 
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Damit ging in Preußen und der Mehrzahl der deutſchen 
Staaten insbeſondere die Führung der Handels-, Genoſſenſchafts⸗, 
Muſter⸗ und Schiffsregiſter auf die Amtsgerichte über, während 
Bayern ®?) ſich für die Belaſſung dieſer Sachen bei den Kammern 
für Handelsſachen, eventuell bei der Zivilkammer darauf berief“), 
daß ſich der bisherige Rechtszuſtand bewährt habe und daß die 
notwendigen Entſcheidungen einer genauen Kenntnis der im Handels⸗ 
verkehr herrſchenden Anſchauungen bedürften. Ahnlich war die 
Regelung in Lübeck, Bremen und Hamburg, Koburg und Elſaß⸗ 
Lothringen? ). 

Eine Erweiterung hat dagegen die Zuſtändigkeit der Kammer 
für Handelsſachen noch durch einzelne ſpätere Geſetze erfahren, ſo 
durch $ 32 des Reichsgeſetzes vom 29. Mai 1885 betreffend die 
Erhebung von Reichsſtempelabgaben bezw. § 33 des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes, durch § 47 des Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896, § 15 
des Reichsgeſetzes vom 27. Mai 1896 zur Bekämpfung des un⸗ 
lauteren Wettbewerbs; die Zuſtändigkeit bezüglich der Binnenſchiff⸗ 
fahrtsſachen, die auf § 138 des Reichsgeſetzes vom 15. Juni 1895 
beruhte, wurde bereits erwähnt. Die Zuweiſung der bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten aus dem Verſicherungsvertrag an die Kammern 
für Handelsſachen iſt zur Zeit Gegenſtand von Erörterungen). 


89) Art. 28 und 29 des Ausf. Geſ. zum GVG. 

90) Motive zu Art. 28 Abſ. 2; Keyßner a. a. O. S. 526. 

91) Keyßner a. a. O. S. 541. 

92) Vgl. Könige im „Recht“ 1903 S. 477; dagegen Elbertzhagen 
ebenda S. 523 und 524 und Fuld in der ee Handelszeitung Nr. 47 
vom 21. November 1903. 
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Dritfes Kapitel. 


Die Kammern für Handelsſachen [eit 
Schaffung des einheitlichen bürger- 
lichen Rechts. 

Erſter Abſchnitt. Das Bürgerliche Geſetzbuch. 

8 75. 

I. Die Tatſache ſeiner Vollendung. 


„Die Allg. D. WO. und das Allg. D. HGB. haben dem Sehnen 
des deutſchen Volkes nach einer Einheit des Privatrechts die erſte 
Befriedigung gebracht“ !). Man war ſich bewußt), daß man da⸗ 
bei nicht ſtehen bleiben könne, ſo wenig wie z. B. die Schweiz 
ſpäter es bei der einheitlichen Regelung des Obligationenrechts be⸗ 
wenden ließ. Nachdem Deutſchland dann die Gleichheit des öffent⸗ 
lichen Rechts in Gerichtsverfaſſung, Prozeßverfahren und im Straf⸗ 
recht errungen hatte, bildete die Kodifikation des bürgerlichen Rechts 
den notwendigen vorläufigen Abſchluß. Schon auf Grund des 
Reichsgeſetzes vom 20. Dezember 1873 war die ſogenannte Vor⸗ 
kommiſſion zuſammengetreten. In ihr hat beſonders Goldſchmidt 
neben der Kodifikation des bürgerlichen Rechts zugleich eine ein⸗ 
heitliche Zuſammenfaſſung des Handelsrechts und der ihm nahe 
ſtehenden Materien ins Auge gefaßt. 

Mit des Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſind aber 
auch die Kammern für Handelsſachen in einen neuen Abſchnitt ihrer 
Entwicklung eingetreten, mag man ſich auf den Standpunkt der 
Freunde oder der Gegner dieſer Einrichtung ſtellen. Hatten doch 
beide Teile ihren Standpunkt damit begründet, daß wir kein kodifi⸗ 
ziertes Recht beſäßen, und vor allem war die Zerriſſenheit des 
Zivilrechts immer als Hinderungsgrund hervorgehoben worden. 
Noch der eigentliche Schöpfer der Kammern für Handelsſachen, 
Becker, hatte erklärt?): „So weit zu gehn bei dem Zuſtand des 


) Karl Lehmann, „Die Entwickelung des deutſchen Handelsrechts“, 
in Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. LII S. 1 ff. 

2) Endemann, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts 6. Aufl. Bd. I S. 17. 

) Hahn, Materialien zum GVG. Bd. J S. 1065. 
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jetzigen Zivilrechts, die Kaufleute zwingen, einen ſolchen, einem ganz 
anderen als dem Handelsrecht angehörenden Prozeß entſcheiden zu 
wollen, das können wir nicht; das können wir nur dann, wenn 
wir ein deutſches Zivilrecht hätten. Dann aber würden wir als 
Laien nicht bloß Kaufleute zuziehen.“ 

Tatſächlich kann es keinem Zweifel unterliegen, daß das Vor⸗ 
handenſein eines deutſchen, deutſch geſchriebenen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs eine weſentliche Erleichterung für die Zuziehung von Laien 
bildet; war doch ein Plaidoyer über Stellen des römiſchen Rechts 
vor Handelsrichtern ſowie die erforderliche Beratung gewiß ſchwierig. 
Und wenn auch heute noch hie und da auf das römiſche Recht 
zurückgegriffen werden muß, ſo bildet das doch nicht mehr die 
Hauptſache, ſondern nimmt die Natur eines mehr nebenſächlichen 
Zitats an. 


§ 76. 
II. Sein Inhalt. 


Aber auch der Inhalt des neuen Geſetzbuchs kommt in hohem 
Grade der kaufmänniſchen Rechtſprechung zu gute. 

I. Wie die Handelsgeſetzgebung den Pionier für das bürger⸗ 
liche Recht gebildet hatte, ſo wurde dieſes ſelbſt in weitem Umfang 
von handelsrechtlichen Ideen“) durchſetzt und ſo der Auffaſſung der 
kaufmänniſchen Welt nahe gebracht. Dies iſt umſo vorteilhafter, 
als die allgemeinen Grundlagen (die Begriffsmerkmale vieler Rechts⸗ 
geſchäfte, die Rechtswirkungen 2c. °) dem Bürgerlichen Geſetzbuch zu 
entnehmen ſind. Es iſt aber 

II. im Bürgerlichen Geſetzbuch gerade darauf beſonderer Wert 
gelegt, daß das Recht nicht aus juriſtiſchen Schulbegriffen allein, 
ſondern vor allem aus dem Rechtsbewußtſein des Volkes zu ſchöpfen 
iſt ), daß zurückgegangen werden ſoll auf die „Erfahrungsſätze des 
Lebens, die jeder Laie genau ſo gut kennt wie der Richter, in 
vielen Fällen ſogar beſſer als ein dem Leben fremd gegenüber⸗ 


) Vgl. das Buch von Rieſſer über den Einfluß handelsrechtlicher Ideen 
auf den Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs; Lehmann a. a. O. S. 22. 

5) Staub, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch Anm. 14 der Allgemeinen 
Einleitung. 

6) Danz, „Laienverſtand und Rechtſprechung“, in Iherings Jahr: 
büchern Bd. XXXVIII S. 373— 500 und „Auslegung der Rechtsgeſchäfte“, 1897. 
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ſtehender Richter“, auf die „Verkehrsſitte“ “, die ſelbſtverſtändlich 
der im Verkehr Stehende am beſten kennt. Es kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Verkehrsſitte, welche für die Auslegung der 
Verträge und für den Inhalt von Schuldverhältniſſen überhaupt 
vor allem in Betracht gezogen werden ſoll, die Wirkung eines 
Geſchäftsgebrauchs oder eines Gewohnheitsrechts haben foll®), in 
beiden Fällen entſpricht ihre Beachtung kommerziellen Rechtsbegriffen. 
Nur eine Folge der Beachtung dieſer Verkehrsſitte iſt 

III. die dem Bürgerlichen Geſetzbuch eigene ſtete Rückſicht⸗ 
nahme auf Treue und Glauben im Verkehr), d. h. auf die Art 
und Weiſe, wie anſtändige Männer eines gewiſſen Kreiſes zu 
handeln pflegen !“), die Rückſichtnahme auf die Anſchauung der 
Volksgenoſſen. Es liegt auf der Hand, daß dieſe Anſchauung dem 
Richter durch die Beiziehung von Kaufleuten in ſehr glücklicher 
Weiſe vermittelt wird. 

Damit verliert auch die Frage über die Wirkung des Ge⸗ 
wohnheitsrechts gegenüber dem neuen Recht !!) ſehr viel von ihrer 
praktiſchen Tragweite. 


Zweiter Abſchnitt. Die übrige mit der Einführung des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs zuſammenhängende Geſetzgebung. 


8 77. 
I. Das Handelsgeſetzbuch. 


I. Im ganzen iſt das neue Handelsgeſetzbuch nicht mehr eine 
jo geſchloſſene Kodifikation des Handelsrechts wie das alte !): ge: 
rade weil große Teile des bürgerlichen Rechts „kommerzialiſiert“ ?) 
wurden, mußte die Regelung derſelben im Bürgerlichen Geſetzbuch 


7) §§ 157, 242, 1191, 1511 B. GB. 

8) Danz a. a. O. S. 398; Stammler, Recht der Schuldverhältniſſe 
S. 56 und andere. 

) §§ 157, 162, 242, 320, 815. 

10) Danz a. a. O. S. 481; Stammler a. a. O. S. 36; Jakobi, 
„Recht, Sitte und Sittlichkeit“, in Iherings Jahrb. Bd. XLI S. 68 ff. 

1) Vgl. aber Monich ebenda a XXXVIII S. 191 ff. 

1) Karl Lehmann in „CPO., ‚HGB. in alter und neuer Geſtalt“ 
von Buchka⸗Oetker⸗Lehmann es 2 204. 

2) Vol. Schirrmeiſter in der Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht 
Bd. XLVII ©. 418. 
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erfolgen und vielfach blieb hier dem Handelsgeſetzbuch nur übrig, 


F zerſtreute Sätze abweichenden Inhalts“ für den Handelsverkehr 


aufzuſtellen und daneben nur die grundlegenden Begriffe und Ein⸗ 
richtungen des Handelsſtands zu regeln. Je mehr aber die Ord⸗ 
nung des Verkehrsrechts vom Handelsgeſetzbuch ins Bürgerliche 
Geſetzbuch verlegt wurde, deſto mehr wurde das Handelsgeſetzbuch 
aus einem „Sonderrecht für Tatbeſtände des Handels“ ein Kauf⸗ 
mannsrecht, und die Teilnahme des Kaufmanns an der Recht⸗ 
ſprechung erſcheint daher jetzt noch mehr geboten wie früher. 

II. Der Begriff des Kaufmanns aber hatte ſich im Laufe der 
Zeit immer mehr erweitert, insbeſondere weil!) ſich die Arbeits⸗ 
teilung gemindert und der Urproduzent immer mehr auch die Ver⸗ 
teilung der Ware an die Offentlichkeit in die Hand genommen hat. 
So mußte auch das Handelsgeſetzbuch ſeine Begriffsbeſtimmung 
erweitern“), und es tat dies, indem es die Kaufmannseigenſchaft 


nicht mehr an den gewerbsmäßigen Betrieb von Handelsgeſchäften, 


ſondern an den Betrieb des Handelsgewerbes knüpfte »). Dieſes 
gilt allgemein, abgeſehen von einzeln aufgeführten Fällen, als vor⸗ 
liegend), wenn es nach Art und Umfang einen in kaufmänni⸗ 
ſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert, ſofern die 

Firma, was aber in dieſem Falle auch notwendig geſchehen muß, 
in das Handelsregiſter eingetragen it’); land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
liche Nebenbetriebe können ſich eintragen laſſen, müſſen aber nicht“); 
nach der Eintragung ?) gelten auch fie als Handelsgewerbe. So find 
nun freilich ganze Klaſſen: Hoteliers 10, ärztliche Heilanſtalten 1), 
Theaterunternehmer h, Bauunternehmer!) 2 x a Kaufmanns⸗ 


) Laſtig in Conrads Jahrb. für Nationalökon. und Stat. Folge III 
Bd. XIII S. 1 ff. 
9 Vgl. Denkſchrift S. 8 fl. 9) 8 1; 8) 8 2. 
7) Vgl. hierzu Cohn im Archiv a bürgerl. Recht Bd. XII S. 186 mit 


= Schweizer Erfahrungen. 


8) 8 3; vgl. Archiv für bürgerl. Recht Bd. XX ©. 191. 

9) Über deren Wirkung überhaupt § 5 HGB. 

10) Bal. bezügl. der Wirte Deutſche Juriſtenztg. 1903 S. 44 f., dagegen S. 197. 
) Rechtſpr. der Oberlandesgerichte Bd. VIII S. 90, dagegen Laſtig in 
der Hallenſer Feſtſchrift für Fitting, Mar cus im . 1904 S. 9 und 
Naundorff ebenda S. 186. 

12) Rechtſpr. der Oberlandesgerichte Bd. VIII S. 248. 

18) Ebenda Bd. VII S. 145. N | 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Geilageheft. ) | 15 
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ſtande zugewachſen !“). Da dies aber nur dann geſchehen iſt, 
wenn ihr Gewerbebetrieb ein nach Art und Umfang in kaufmänni⸗ 
ſcher Weiſe eingerichteter, über das Kleingewerbe hinausgehender 
war, ſo iſt die Auswahl tüchtiger Handelsrichter dadurch nur 
größer geworden. 

III. Daß die Beſtimmung des alten Handelsgeſetzbuchs über 
die derogatoriſche Kraft des Handels⸗ und Gewohnheitsrechts nicht 
mit aufgenommen wurde )), hat eine erhebliche praktiſche Bedeu⸗ 
tung nicht, da wirkliche allgemeine Rechtsüberzeugungen ſich heute 
auf dem Wege der Geſetzgebung Bahn brechen; wichtiger erſcheint, 
daß nach § 346 HGB. jetzt nur mehr „unter Kaufleuten“ 15) in 
Anſehung der Bedeutung und Wirkung von Handlungen und 
Unterlaſſungen auf die im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten 
und Gebräuche Rückſicht genommen werden ſoll 1); immerhin ver⸗ 
bleibt ihnen auch dann die Bedeutung als Verkehrsſitte nach 
§ 157 B. GB. 19. 

IV. Weggefallen iſt im Handelsgeſetzbuch und damit auch in 
§ 101 GVG. die Regelung der Gelegenheitsgeſellſchaft und der 
amtlichen Senſarie. 


8 78. 


II. Das Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


Die Beſtimmung des alten Handelsgeſetzbuchs, daß bei jedem 
Handelsgericht ein Handelsregiſter geführt werden ſolle, wurde im 
neuen 1) durch die Beſtimmung erſetzt, daß die Handelsregiſter 
durch die Gerichte geführt werden. Das Nähere ordnete dann das 
Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
welches auch in denjenigen Staaten, welche den Landgerichten als 
Nachfolgern der früheren Handelsgerichte die Führung der Handels⸗ 


14) Laband in der Deutſchen Juriſtenztg. 1900 S. 13; Schirrmeiſter 
a. a. O. Bd. XLIX S. 42. 

18) Vgl. Staub, Allg. Einleitung Anm. 24; Krückmann in Iherings 
Jahrb. Bd. XXXVIII S. 191; dagegen Crome, ebenda Bd. XXXIX S. 323. 

16) Ahnlich auch 88 352, 377, 379. 

17) Pappenheim in der Zeitſchr. für das geſ. Handelsrecht Bd. XLVI 
S. 386. 

18) Lehmann a. a. O. S. 205. 19) § 8. 
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regiſter belaſſen hatten, die Amtsgerichte als Regiſtergerichte ein⸗ 
fete 2°). Dieſe führen nun in ganz Deutſchland das Handelsregiſter 
und damit auch das Binnenſchiffahrts⸗»)), Genoſſenſchafts⸗ :), 
Muſter⸗ 25) und Börfenregifter ?*), daneben auch das Güterrechts⸗ 
regifter ?5) und Vereinsregiſter ?“). 

Da aber die Trennung der bisher einheitlich geführten Re⸗ 
giſter naturgemäß mit großen Schwierigkeiten verbunden iſt, ſo 
hatte ſchon das preußiſche Ausführungsgeſetz zum deutſchen Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz?“) den Juſtizminiſter ermächtigt, die Regiſter⸗ 
führung für mehrere Amtsgerichte einem derſelben aufzutragen, 
weshalb für den Geltungsbereich des Einführungsgeſetzes zum 
Allg. D. HG. und für den Bezirk des Oberlandesgerichts Kiel — 
mit einigen Ausnahmen — durch § 1 der Allgemeinen Verfügung 
des preußiſchen Juſtizminiſters vom 29. Auguſt 1879 2°) die Amts⸗ 
gerichte des Orts, an welchem das bisher mit der Führung des 
Regiſters beauftragte Gericht ſeinen Sitz hatte, mit der Führung 
des Regiſters auch für die anderen Amtsgerichte des bisherigen 
Regiſterbezirks beauftragt wurde. 

Auch § 125 Abſ. 2 des Freiw. G. Geſetzes ſieht vor, daß durch 
Anordnung der Landesjuſtizverwaltung die Führung des Regiſters 
für mehrere Amtsgerichtsbezirke einem Amtsgericht übertragen 
werden kann. 

Dieſe Beſtimmung, von der z. B. auch Bayern ??) Gebrauch 
gemacht hat, ermöglicht die Führung der Regiſter an größeren 
Verkehrsplätzen und damit, nachdem man auf die kaufmänniſche 
Mitwirkung der Kammern für Handelsſachen im Geſetze verzichtet 


20) § 125 Abſ. 1. 

21) § 120 Abſ. 1 dieſes Geſetzes. 

22) § 10 Abſ. 2 dieſes Geſetzes. 

23) § 1 der Beſtimmungen des Reichskanzleramts vom 29. Februar 1876. 

24) § 54 dieſes Geſetzes. 

25) § 1558 BGB. und Art. 4 des Einführungsgeſ. z. HGB. 

26) Beſchluß des Bundesrats vom 3. November 1898. 

27) § 80; dazu die Motive in der Samml. ſämtl. Druckſachen des Hauſes 
der Abgeordneten aus der XIII. Legislaturperiode II. Seſſion 1877/78 Bd. I 
S. 40—42. 

28) Juſtizminiſterialblatt S. 305; vgl. auch Art. 14 der Heſſ. Ausf. 
Verordn. zum GVG. 

29) Miniſterialentſchl. vom 19. November und 24. Dezember 1899. 
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hat, durch Richter, welche handelsrechtlich beſonders geſchult find ). 
Auf die Dauer freilich wird ſich die Ausnahmsmaßregel des Art. 125 
Abſ. 2 nicht empfehlen, da die Richter der Bevölkerung möglichſt 
nahe fein ſollen und auch im Intereſſe der Einheitlichkeit?!) und 
der Sicherheit des Verkehrs das Regiſter für das Amtsgericht 
auch beim Amtsgericht X zu führen iſt, wie denn auch Preußen 
mit Bekanntmachung des Juſtizminiſters vom 11. Februar 1890 32) 
jedem Amtsgericht die Führung des Regiſters für ſeinen Bezirk 
übertragen hat. 

Da übrigens auch in Bayern dasjenige Amtsgericht, welches 
mit der Führung für andere Amtsgerichte beauftragt iſt, geſonderte 
Regiſter für jedes einzelne Amtsgericht führt, ſo iſt es ſehr leicht, 
wenn man es für geboten erachtet, jedem einzelnen Amtsgericht 
ſeine Regiſter zuzuteilen, und dies wird wohl auch geſchehen, wenn 
einmal die Übertragung ſämtlicher Einträge aus den bisherigen 
Handelsregiſterbänden in die neuen amtsgerichtlichen vollendet ſein 
wird. Damit iſt dann auch auf dieſem Gebiete ein weiterer Schritt 
zur Rechtseinheit geſchehen. 

Dem Amtsgericht iſt auch das Ordnungsſtrafverfahren in 
Regiſterſachen 5), die Löſchung von Regiſtereinträgen von Amts 
wegen 3*) und die Erledigung einzelner Angelegenheiten in Handels⸗, 
Geſellſchafts⸗ und Genoſſenſchaftsſachen °°), endlich die Diſpache “) 
zugeteilt worden. Je umfaſſender damit die handelsrechtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit des einzelnen Amtsgerichts geworden iſt, deſto not⸗ 
wendiger erſchien es, auch hier der Vertretung des Handelsſtandes 
eine gewiſſe Mitwirkung einzuräumen. Das iſt in doppelter Weiſe 
geſchehen. 

I. Einmal hat man die Entſcheidungen über Beſchwerden in 
Handelsſachen der Kammer für Handelsſachen, falls eine ſolche bei 
dem Landgerichte gebildet iſt, an Stelle der Zivilkammer zugeteilt? “) 


30) Keyßner in der Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht 1898 S 547; 
vgl. mit Birkenbihl im Archiv für bürgerl. Recht Bd. VI S. 208 f.; Späing, 
Handelsregiſter und Firmenrecht 1884 S. 101. 

$1) Jaſtrow im Archiv für bürgerl. Recht Bd. XI S. 342. 

32) Juſtizminiſterialblatt S. 74. 

33) G. freiw. G. § 182. 34) §§ 141—144. 

*5) §§ 145, 148; vgl. aud) § 47 Abſ. 1 des Gef. über die privaten Verf. 
Unternehmen; „Recht“ 1902 S. 580. 

86) §§ 149—158. 37) G. freiw. G. § 30. 
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und dem Landgerichte bezw. der Kammer für Handelsſachen, wo 
eine ſolche beſteht, die Befugnis?) erteilt, bei den ihnen unter: 
geordneten Amtsgerichten von Amts wegen Löſchung von Regiſter⸗ 
einträgen, deren weſentliche Vorausſetzungen nicht vorlagen, an⸗ 
zuordnen, insbeſondere auch bezüglich der Eintragung von Aktien⸗ 
geſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung und von Generalverfammlungs: oder 
Geſellſchaftsbeſchlüſſen von ſolchen. 

Wenn die Zivilkammer an Stelle der geſetzlich berufenen 
Kammer für Handelsſachen Entſcheidung trifft, ſo iſt das Ver⸗ 
fahren nichtig??). 

Damit hat die Geſetzgebung den im Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
aufgeſtellten Grundſatz, daß die Kammern für Handelsſachen 
nicht als höhere Inſtanz für die Amtsgerichte fungieren ſollen, 
verlaſſen, und es könnte, insbeſondere ſoweit ſich die Einrichtung 
bewährt, von dieſem Standpunkte aus gegen die Zulaſſung der 
Berufung in handelsgerichtlichen Sachen nichts mehr erinnert 
werden. 

II. Aber dieſe repreſſive Tätigkeit konnte für die entſprechende 
Führung des Handelsregiſters allein nicht für genügend erachtet 
werden. Das Geſetz ging deshalb, nachdem Handelsrichter an ſich 
bei den Amtsgerichten nicht beſtehen, auf die Organiſationen des 
Handelsſtands, nach deren Vorſchlag die Handelsrichter ernannt 
werden, zurück und erklärte!) dieſe Organe“) für verpflichtet, 
die Regiſtergerichte behufs der Verhütung von unrichtigen Ein⸗ 
tragungen ſowie behufs der Berichtigung und Vervollſtändigung 
des Handelsregiſters zu unterſtützen. Dieſe Organe ſind daher für 
berechtigt erklärt worden, zu dieſem Zwecke Anträge bei den Re⸗ 
giſtergerichten zu ſtellen und gegen Verfügungen, durch die über 
ſolche Anträge entſchieden wird, das ä der Beſchwerde 
zu erheben. 

Wenn ſo eine Handelskammer die Herbeiführung der An⸗ 


88) §§ 143, 144. 
$9) Vgl. „Recht“ 1900 S. 435 gegen S. 400, 1901 S. 20, 1902 S. 128; 


Deutſche Juriſtenztg. 1901 S. 285; Juriſt. Wochenſchrift 1902 S. 66. 


40) G. freiw. G. § 126. 
41) Nicht die Innungen. Entſch. in Angelegenheit der freiw. Gerichts⸗ 
barkeit, herausgegeben vom RNJuſt. Amt Bd. II S. 18. 
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meldung einer Firma zum Handelsregiſter im Ordnungsſtraf⸗ 
verfahren mittels Beſchwerde betreibt, ſo kommt es vor, daß die 
Mitglieder dieſer Kammer, welche Handelsrichter ſind, als An⸗ 
gehörige der Kammer für Handelsſachen über die Beſchwerde zu 
urteilen haben. Das Kammergericht hat in einem Beſchluſſe vom 
29. Mai 1901“) entſchieden, daß in einem ſolchen Falle ein 
Ausſchließungsgrund nach § 6 Abſ. 1 des RFreiw. G. nicht vorliege, 
da immer nur die Handelskammer als einheitliches Organ an der 
Sache beteiligt ſei, wenn man überhaupt annehmen wolle, daß 
in einem ſolchen Falle die Handelskammer eine Parteirolle ein⸗ 
nehme !). 

Theodor Cohn“) charakteriſiert die Stellung der Organe 
des Handelsſtands als eine den Staatsanwaltſchaften ähnliche und 
fordert deshalb, daß dem Regiſterrichter ein ſein Einſchreiten 
nach §§ 1, 319, 325 Nr. 9 HGB. rechtfertigender Sachverhalt 
unterbreitet wird. 

Es iſt nun freilich dieſe Mitwirkung der Organe des Handels⸗ 
ſtands im Einzelfalle eine ſehr verſchiedene, zumal die näheren 
Beſtimmungen überhaupt den Landesregierungen vorbehalten ſind, 
wie denn z. B. in Baden“) dieſe Mitwirkung ſchon früher be⸗ 
ſtanden hat. 

Preußen ordnet in ſeiner Allgemeinen Verfügung vom 
7. November 1899 4°) nur in Zweifelsfällen die Anhörung der 
Handelskammern vor der Eintragung an, ſtellt ihnen aber am 
Schluſſe des Kalenderjahres ein eigens geführtes Nebenregiſter zu. 

In Bayern fol”) die Handels: und Gewerbekammer vor der 
Bezeichnung des zu weiterer Veröffentlichung der Regiſtereinträge 
beſtimmten Blattes gehört und am Ende des Jahres muß ihr die 
getroffene Wahl mitgeteilt werden *°). 


42) „Recht“ 1901 S. 516. 

48) Vgl. aber Jaſtr ow zu § 126 S. 109; und Birkenbihl, ebenda S. 393. 

44) „Handelskammer, Regiſterrichter und Kaufmannsqualität“, „Recht“ 
1903 S. 221. f 

45) Verordn. vom 21. März 1883 und § 108 der Rechtspolizeiordnung 
vom 2. November 1889: jährliche Prüfung der Handelsregiſter in gemeinſamer 
Sitzung mit ſachkundigen Perſonen des Handelsſtands. 

46) Juſtizminiſterialblatt S. 313. 

47) § 169 der Bekanntm. vom 24. Dezember 1899. 

48) § 173 ebenda. 
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Die Handels⸗ und Gewerbekammer kann auch die Löſchung 
von Amts wegen veranlaſſen“ ) und über eine ſolche vom Regiſter⸗ 
richter gutachtlich gehört werden °°). 

Bezüglich der Berichtigung und Vervollſtändigung der Handels⸗ 
regiſter aber hat eine Miniſterialentſchließung vom 27. Dezember 
1900 5!) folgendes beſtimmt. 

Organe im Sinne des § 126 RFreiw. G. find in Bayern die 
Handels⸗ und Gewerbekammern mit Unterſtützung der Bezirks⸗ 
gremien für Handel und Gewerbe ). Die Handels: und Gewerbe⸗ 
kammern können zur Erledigung der ihnen in Regiſterſachen ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen für mindeſtens drei Jahre Vertreter 
beſtellen, welche nicht Mitglieder der Kammer oder der Gremien 
zu ſein brauchen, aber, wenn ſie es ſind, die Vertretung nicht ab⸗ 
lehnen dürfen °?). 

Mit dieſen Vertretern ſoll der Regiſterrichter innerhalb drei 
Jahren in Terminen, die im Benehmen mit der Handels⸗ und 
Gewerbekammer zu beſtimmen ſind, die ſämtlichen Handelsregiſter 
ſeines Bezirks durchſehen “). Außer dieſen Vertretern kann die 
Handels⸗ und Gewerbekammer noch Vertrauensmänner aufſtellen, 
um von Tatſachen, auf Grund deren Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter herbeizuführen iſt, Kenntnis zu erhalten; die Bezirksgremien 
find zur Mitteilung folder Tatſachen verpflichtet“); alle dieſe 
Mitteilungen hat die Handels⸗ und Gewerbekammer an das Regiſter⸗ 
gericht im Fall der Erheblichkeit weiterzugeben). Im regel: 
mäßigen Wege aber überſendet die Diſtriktsverwaltungsbehörde 
Liſten, die aus den gemeindlichen Gewerbeanmeldungen hergeſtellt 
ſind, aber nur diejenigen Perſonen enthalten, deren Betrieb über 
den Umfang des Handwerks oder des Kleingewerbes hinausgeht, 
an die Handels⸗ und Gewerbekammer, welche die Liſte mit ihrer 
gutachtlichen Außerung an das Regiſtergericht weitergibt >"), das 
die Kammer auch ſonſt zur gutachtlichen Außerung veranlaſſen kann; 
etwaige Vorerhebungen ſind durch die Kammer oder die Gremien 


49) § 81 ebenda. 5°) § 80 a. E. 

51) Juſtizminiſterialblatt 1901 ©. 35. >28 1. 

53) 8 2. An dieſe Vertreter ſollen ſich die Regiſtergerichte im dienſtlichen 
Verkehr in der Regel ſtatt an die Handels⸗ und Gewerbekammern richten. 
Miniſterialentſchließung vom 25. Januar 1902. 

54) §§ 9— 14. 55) § 3. 56) § 4. 57) §§ 6 und 7. 


232 Drittes Kapitel. Die Kammern für Handelsſachen 2c. 


zu pflegen ). Bezüglich der Gewerbeabmelbungen teilt die Di⸗ 

ſtriktsverwaltungsbehörde nach eigenem Ermeſſen ) die für das 
Handelsregiſter bedeutungsvoll n Fälle dem Regiſter⸗ 
richter mit. 

Die am meiſten beſtrittenſte Frage wie immer die ſein, wie 
auch Cohn in dem angeführten Aufſatze ““) hervorhebt, ob ein 
Gewerbebetrieb über den Umfang des Handwerks oder des Klein⸗ 
gewerbes hinausragt. Dieſe Frage iſt nun nicht mehr eine rein 
theoretiſche, ſondern unter Umſtänden eine erhebliche Geldfrage; 
ob ein Konfektionsbetrieb °1), eine Großſchlächterei ?) dem Hand⸗ 
werk und dann auch einer etwa beſtehenden Zwangsinnung an⸗ 
gehört oder zum Kaufmannsſtande zu rechnen iſt und Handels⸗ 
kammerbeiträge zu zahlen hat, kann unter Umſtänden für den 
Betrieb ſehr bedeutungsvoll ſein. Die Regiſterrichter ſind deshalb 
in Bayern mit Miniſterialentſchließung vom 28. Dezember 1902 6°) 
darauf hingewieſen worden, daß auch die Handwerkskammern nach 
§ 103 Abſ. 1 Ziff. 3 der Gewerbeordnung die Staatsbehörden 
durch tatſächliche Mitteilungen und Erſtattung von Gutachten über 
Fragen zu unterſtützen haben, welche die Verhältniſſe des Hand⸗ 
werks berühren. Sie können daher ihre Anſicht, daß z. B. ein 
Betrieb nicht die Grenzen des Handwerks überſchreite, auf An⸗ 
fragen des Regiſterrichters oder auch ohne ſolche geltend machen. 
Ahnliches gilt für landwirtſchaftliche Vertretungskörper, falls 
zweifelhaft iſt, ob es ſich um ein e Nebengewerbe 
a 


58) § 5. 

59) Miniſterialentſchl. vom 28. Juni 1901. 

60) a. a. O. S. 222. ö 

e Entſch. in Angelegenheit der fein 3 herausgegeben 

vom NJuſt. Amt Bd. II S. 17. 

62) Entſch. des Kammergerichts N. F. Bd. II ©. 68. 

$8) Juſtizminiſterialblatt S. 1111. ' 

64) Archiv für bürgerl. Recht Bd. XX S. 291; Seufferts Archiv 
Bd. LVII Nr. 127; Rechtſpr. der Oberlandesger. Bd. IV S. 459, Bd. VI S. 233; 
Bayr. Oberſt. Landesger. Bd. IV S. 344. 
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| Dieries Kapitel, 
Ergebniſſe der handelsgerichtlichen 
Nechtſprechung in Deutſchland. 
Erſter oft. Die ſtatiſtiſchen Grgebuiffe 
7 | 8 79. | 
I, Vezüglic der e für. Handelsſach en. 


Vergleicht man zunächſt einmal die Zahl der im Jahre 1904 


‚tätigen Kammern für Handelsſachen mit der oben!) für den Be⸗ 
ginn ihrer Tätigkeit feſtgeſtellten, ſo ergibt ſchon dieſe einfache 
Geegenüberſtellung eine ſehr erhebliche Steigerung der Zahl der 
Kammern für Handelsſachen, insbeſondere an den großen Verkehrs⸗ 


plätzen. Nach der deutſchen Juſtizſtatiſtik für 1. Januar 1903 : | 


a jolde Kammern die Oberlandesgerichte 
Augsburg 3, | 
Bamberg 6, | 
Berlin 20, davon 18 in Berlin, 

Braunſchweig i 

Breslau 7, davon 4 in Breslau, 

Celle 2, in Hannover, f 

Colmar 4, 

Darmitadt 5, 

Dresden 19, davon 3 in Shemnig,, je 6 in Dresden und 3 

Leipzig, je 2 in Plauen und Zwickau, 

Frankfurt a. M. 4, davon 3 in Frankfurt, 
Hamburg 11, davon 8 in Hamburg, 2 in Bremen, 
Hamm 11, davon je 2 in N Sn), Duisburg. 

und Effen, | 

Jena 1, in Koburg. . 

Karlsruhe 6, davon 3 in Mannheim, 2 i in Karlsruhe. 

Kaſſel 2, 

Kiel 2, 

Köln 13, davon 4 in Köln, 2 in Duſseldorf, 


1) Oben S. 220. 
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Königsberg 2, 

Marienwerder 3, davon 2 in Danzig, 

München 8, davon 6 in München, 

Naumburg 6, davon 2 in Magdeburg, 2 in Halle, 

Nürnberg 6, davon 3 in Nürnberg, 

Poſen 2, 

Stettin 3, davon 2 in Stettin, 

Stuttgart 1, in Stuttgart, 

Zweibrücken 1. | 

Dieſes Ergebnis wird noch weſentlich vertieft bei einer Ver⸗ 
gleichung der ſeit 1881 bearbeiteten deutſchen Juſtizſtatiſtik :). 
Schon nach den erſten drei Jahren hat Fuld!) darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß wir durch die weitere Feſtſetzung dieſer Statiſtik 
in die Lage kommen, feſtzuſtellen, welche Vorſchriften des geltenden 
Rechts ſich in der Praxis bewährt haben oder nicht, und nachdem 
der Band 1889 erſchienen war, hat ſchon Juliusberg) ganz 
beſonders auf die Ergebniſſe bezüglich der Kammern für Handels⸗ 
ſachen aufmerkſam gemacht. Damals beſtanden bei 60 Landgerichten 
85 Kammern für Handelsſachen, und zwar für 19 097425 Ein: 
geſeſſene oder 40,8 % der Reichsbevölkerung, wobei nur in ver: 
hältnismäßig wenig Oberlandesgerichten (Bamberg, Darmſtadt, 
Hamburg) die Kammern den ganzen Bezirk umfaßten, während 
gerade in Oberlandesgerichtsbezirken mit großen Handelszentren 
(Berlin, Breslau, Frankfurt a. M., Köln, Stettin) eine geringere 
Prozentzahl der Gerichtseingeſeſſenen den Kammern unterſtellt war. 
Das gilt im weſentlichen auch noch heute, kommt aber für die 
Beurteilung des Inſtituts nicht in Frage. Nicht wegen des von 
Juliusberg angeführten) Grundes, daß es den Parteien über⸗ 
laſſen ſei, die Handelskammern anzugehen oder nicht, da es ge⸗ 
rade ſehr weſentlich erſcheint, ob und in welchem Maße von dem 
Rechte Gebrauch gemacht wird; die Verteilung innerhalb des Ober⸗ 
landesgerichts erſcheint vielmehr deshalb unweſentlich, weil Land⸗ 


2) Berlin, Puttkammer und Mühlbrecht 1882 ff. 

8) Die Deutſche Zivilprozeßſtatiſtik im Archiv für die ziviliſt. Praxis 
Bd. LXXI S. 427 f., beſonders 444. 

4) Ziviljuſtizſtatiſtik und das Zivilverfahren im Archiv für die ziviliſt. 
Praxis Bd. LXXVII S. 265 f., insbeſondere 269 f. 

5) a. a. O. S. 270. 
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gerichtsbezirke, die ſelbſt keinen großen Handelsverkehr haben, 
wenn ſie auch z. B. im Oberlandesgerichtsbezirk Berlin oder Frank⸗ 
furt a. M. liegen, für Handelskammern nicht in Frage kommen, 
dieſe Verhältniſſe auch von hiſtoriſchen und organiſatoriſchen Fragen 
abhängen und direkt von der Statiſtik nicht zu erfaſſen ſind. 

Wohl aber ergab ſich ſchon damals, daß das Verhältnis der 
bei den Kammern für Handelsſachen anhängigen Sachen ſtändig 
geſtiegen war. 

Es trafen auf ſie von allen 


e 
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im Jahre 
Urkunden⸗ 
prozeſſen 
Vermögens⸗ 
ſtreitigkeiten 
überhaupt 
ordentlichen 
Prozeſſen 
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1881 | 11,8 | 58,8 
1882 | 13,0 | 61,8 
1883 | 13,5 | 61,2 
1884 | 13,3 | 60,7 
1885 | 14,7 | 61,7 
1886 | 15,1 | 60,8 
1887 | 16,1 | 62,3 


IIA DOWNS 
do D © Grit im 


2. 


~ 
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Mit Recht hat man aus dieſen Zahlen den Schluß gezogen, 
daß ſich die Kammern für Handelsſachen einer ſteigenden Beliebt⸗ 
heit erfreuen, wenn man auch nicht direkt feſtſtellen kann, inwie⸗ 
weit Sachen, die an ſich vor ſie gehören, wirklich vor ihnen ver⸗ 
handelt wurden. Erwähnt ſei noch der Vorſchlag von Julius⸗ 
berg , zunächſt alle Wechſelſachen an die Amtsgerichte zu verweilen 
und nur die kontradiktoriſch gewordenen an die Kammer für Han⸗ 
delsſachen auf Antrag verweiſen zu laſſen; demſelben dürfte nicht 
beizutreten ſein, da die Wechſelſachen an ſich kaufmänniſche Er⸗ 
fahrung ſehr wohl erfordern, die Verſäumnisſachen aber an der 
eigentlichen Zuſtändigkeit nichts ändern dürfen. 

Die weiteren Jahre haben nur mehr Beweiſe dafür geliefert, 
daß das kaufmänniſche Publikum die Kammern für Handelsſachen 
mit Vorliebe angeht und eine ſtete Vermehrung derſelben erzielt. 
Nach dem erſten Jahrgang der deutſchen Juſtizſtatiſtik') waren Ende 


6) a. a. O. S. 272. 
7) Berlin 1883 S. 48. 
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1882 vorhanden 400 Zivilkammern und 80 Kammern für Handels⸗ 
ſachen, nach dem elften Jahrgang“) ſtehen 509 Zivilkammern 
151 Kammern für Handelsſachen gegenüber: die letzteren haben 
ſich nahezu verdoppelt, die erſteren haben nur um etwa ein Viertel 
zugenommen. 

Es ſind Kammern für Handelsſachen gebildet für die nach⸗ 
folgend angegebenen Prozente der Bevölkerung nach der r Juſtz⸗ 
ſtatiſtik 


von 1887 1889 1891 1893 1895 1897 1899 1901 1903 
für 40,8 40,8 40,9 48,4 46,0 49,1 49,6 50,1 56,2 % 


Von je 1000 bei den Landgerichten in erfter Inſtanz an⸗ 
hängig gewordenen Prozeſſen ſind bei den Kammern für Handels⸗ 
ſachen anhängig geworden: 

1891-1895 18961900 1901 


I. ordentliche Prozeſſe . . 201 220 232 
II. Wechſelprozeſſe . 701 717 788 


Mit Recht hat man daher in der Schweiz?) noch in neueſter 
Zeit aus den Zahlen der deutſchen Prozeßſtatiſtik den Schluß ge⸗ 
zogen, daß in Deutſchland die Bewährung der Kammern für Han⸗ 
delsſachen anerkannt ſei, was ſich äußerlich in der ſtarken und 
beſtändigen Zunahme der Kammern zeige. 

Die inneren Vorzüge der Kammern ſind ſtatiſtiſch ſchwerer 
zu erfaſſen. Es würde ſich ja nachweiſen laſſen, daß der Zweck, 
um deſſentwillen ſie in Deutſchland und meiſt auch ſonſt gegründet 
wurden, eine größere Schnelligkeit des Verfahrens, auch heute noch 
in ihnen erreicht wird. Da aber die Handelsſachen an ſich ſchon 
ſich raſcher erledigen als ein großer Teil der tiefer in das Leben 
des Einzelnen eingreifenden Zivilſachen (Ehe⸗, Erbſchafts⸗, Eigen⸗ 
tumsſtreitigkeiten ꝛc.), ſo iſt es ſchwer, den Beweis zu führen, 
daß die Beſchleunigung gerade auf Rechnung der Gerichtsbeſetzung 
komme. 

Dagegen kommen, abgeſehen vom Reichsgericht, die Kammern 
für Handelsſachen mit der geringſten Zahl von mündlichen Ver⸗ 
handlungen aus. 


8) Berlin 1903 S. 39 f. 
a Die aus⸗ und inländiſchen handelsgerichtlichen Erfahrungen S. 19. 
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Z. B. entfielen 1901 1°) auf 100 anhängig N Prozeſſe 
mündliche Verhandlungen 


bei den Amtsgerichten. . 121, 
bei den Zivilkammern in Ia . . 153, 
bei den Zivilkammern in IIa. . 166, 
bei den Oberlandesgerichten . 161, 


bei den Kammern . 11¹, 
beim Reichsgericht 3 93. 


Daß vor den Kammern für PER weniger kontra⸗ 
diktoriſche Verhandlungen vorkommen, iſt auch eine alte mit der 
Natur der Handelsſachen zuſammenhängende Erfahrungstatſache. 


3. B. trafen 190111) auf mündliche Verhandlungen kontradik⸗ 


toriſche: 
bei den Amtsgerichten . . 44, 
bei den Zivilkammern in la. . 60, 
bei den Zivilkammern in Ila. . 84, 
bei den Oberlandesgerichten . . 81, 
beim Reichsgericht 80, 


bei den Kammern für Handelsſachen 38. 


§ 80. - 
II. Bezüglich früherer und benachbarter bandelsgericte 


I. Auch für die Beliebtheit insbeſondere der rheiniſchen Han⸗ 
delsgerichte hat man ſich, und zwar mit Recht, auf die Ergebniſſe 
der Statiſtik bezogen. Da die Verhältniſſe aber nicht direkt mit 
den jetzigen verglichen werden können, ſo wird es genügen, auf 
die bezüglichen Veröffentlichungen in den preußiſchen Juſtizmini⸗ 
ſterialblättern ſowie auf die oben !?) mitgeteilten Tabellen zu ver: 
weiſen. Gleiches gilt für die Ergebniſſe der bayriſchen und hanſea⸗ 
tiſchen Handelsgerichte, für welche wir gleichfalls die bei ihrer 
Darſtellung 1“) berückſichtigte Statiſtik anziehen; endlich wurden 
auch für die Gerichte der preußiſchen Seeſtädte e Notizen 
mitgeteilt 14). . 


10) Deutſche Juſtizſtatiſtik 1903 S. 164. 
11) Ebenda S. 165. 12) Oben S. 99 f. 
18) Oben S. 81 und 160. 14) Oben S. 92. 
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II. Wichtiger noch iſt, daß die auf ähnlicher Grundlage wie 
die deutſchen Kammern für Handelsſachen organiſierten Handels⸗ 
gerichte in Städten der deutſchen Schweiz zu ebenſo günſtigen 
ſtatiſtiſchen Ergebniſſen gelangen. In dieſer Beziehung iſt ins⸗ 
beſondere die zunächſt auch in der Zeitſchrift für ſchweizeriſche 
Statiſtik 15) erſchienene, mehrfach erwähnte Arbeit von Utzinger 
ſehr intereſſant. Von ihren Tabellen ſei diejenige ate die Dauer 
der Prozeſſe !) hier mitgeteilt: 


Es dauerten die Prozeſſe 
bis 1 Mon. 1—2 Mon. 2—6 Mon. 6—12 Mon. darüber 


aa Zahl % 
Bezirksgericht a 651|31,8| 7375 | 22 | 9886 29,5 4081 | 12 1568 


urchſchnittl. 
auer in Tag. 


1875 bis 
1900 


4,7 


Handelsgericht 568136,3| 5488 35 355 22,7 644,1 301,9 
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§ 81. 
I. Der einzunehmende Standpunkt. 


Für die Kritik beſtehender geſetzlicher Einrichtungen hat Leon⸗ 
hard !), unter Betonung der Notwendigkeit, auf die geſchichtliche 
Entwickelung, die praktiſche Durchführbarkeit und die Nützlichkeit 
Rückſicht zu nehmen, die Forderung aufgeſtellt, daß Antwort zu 
geben ſei auf die beiden Fragen: 1. Auf welche Entwickelungs⸗ 
ſtufe iſt unſer Recht in dem Zweige, um welchen es ſich handelt, 
allmählich innerhalb der Geſamtentwickelung des Volkes, even⸗ 
tuell ſogar der Völker hinaufgewachſen? Entſpricht die zu be⸗ 
urteilende Vorſchrift dieſem Entwickelungsgange und erſcheint dieſer 
Gang als heilſam oder als gefährlich? Die Kritik müſſe von der 
Rechtsgeſchichte ausgehen. — „Aus dem Heute kann das Morgen 
nur folgern, wer das Geſtern kennt“ — und der Kritiker müſſe, 


15) Jahrgang 1903; vgl. die S. 47 Anm. 2 angegebenen Quellen. 

16) S. 58. 

17) Dr. Rudolf Leonhard, Die Eideszuſchiebung in Familienprozeſſen 
nach dem Entwurf eines BGB. in den „Feſtgaben der juriſtiſchen Fakultät 
in Marburg für G. W. Wetzell“ 1890. 
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bevor er ſeine Anſchauungen als Maßſtab fremder Leiſtungen 
verwende, den zeitlichen und örtlichen Urſprung derſelben ergründen. 

In ähnlicher Weiſe hat Ortloff 19), daran anknüpfend, die 
Fragen dahin formuliert: Was iſt Rechtens? Wie iſt es Recht 
geworden und was war vorher Rechtens? Entſpricht das, was 
Recht iſt, den Lebensbedürfniſſen? Iſt es als Bedingung der Fort⸗ 
bildung und Zweckerreichung notwendig oder wenigſtens nützlich? 
Und im Falle der Verneinung dieſer Frage: Was ſoll und kann 
unter Berückſichtigung der hiſtoriſchen Kontinuität an die Stelle 
treten und welchen Grundlagen ſoll der Ordnungsgedanke ent⸗ 
nommen werden? 

Dieſen Forderungen entſprechend habe ich verſucht, die Ent⸗ 
wickelung des Handelsgerichts in Deutſchland mit Berückſichtigung 
auch der Einflüſſe fremder Völker darzuſtellen, daran wurde die 
Prüfung gereiht, wie das geltende Recht entſtanden iſt, wie es 
lautet und wie ſeine Anwendung ſich nach den Ergebniſſen der 
Statiſtik geſtaltet hat. So wird es dann möglich ſein, objektiv 
an die Beurteilung der weiteren Fragen heranzutreten und dabei 
tunlichſt den verwirrenden Einfluß vorüberrauſchender Augenblicks⸗ 
ſtrömungen ebenſo zu vermeiden wie die Beurteilung vom Stand⸗ 
punkte des durch die Richterſtellung von Laien unangenehm be⸗ 
rührten Juriſten. 


§ 82. 
II. Der ausländiſche, insbeſondere franzöſiſche Einfluß. 


Wie „die Entſtehung des deutſchen Handelsgerichts“ !“) zu 
dem Ergebnis geführt hat, daß die Gründung deutſcher Handels⸗ 
gerichte auf das in Deutſchland hervorgetretene Bedürfnis nach 
ſchnellerer Rechtſprechung in Handelsſachen zurückzuführen iſt, 
wobei man ſich an italieniſche, zum Teil durch das gleiche Be⸗ 
dürfnis hervorgerufene, Vorbilder zunächſt in Nürnberg und Bozen 
angelehnt hat, ſo hat nun auch die weitere geſchichtliche Darſtellung 
ergeben, daß die Gegner dieſer Einrichtung ſie zu Unrecht als 
eine fremde, bei uns nicht heimiſche bezeichnet haben?“). Die 


18) Zur Methode der Geſetzgebungskritik im Archiv für ziviliſt. Praxis 
Bd. LXXVII S. 77—99. 
19) Oben S. 1f. 20) Oben noch S. 204. 
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kaufmänniſch beſetzten Handelsgerichte müſſen freilich vom Geſichts⸗ 
punkte der unter Zuziehung von Laien gebildeten Gerichte über⸗ 
haupt betrachtet werden, und auf die Ausbildung dieſer Gerichte, 
vor allem in Strafſachen, hat der Einfluß Frankreichs, ins⸗ 
beſondere der franzöſiſchen Revolutionen, viel eingewirkt. Aber 
gerade hinſichtlich der Handelsgerichte dürfte dieſer Einfluß er⸗ 
heblich überſchätzt worden ſein. Die Handelsgerichte franzöſiſchen 
Urſprungs ſind teils ſofort wieder unterdrückt worden, wie in den 
Hanſeſtädten? !), Anhalt⸗Köthen??) und Teilen von Frankfurt?), 
teils haben ſie wie die rheiniſchen Gerichte eine iſolierte Exiſtenz 
geführt und vergeblich verſucht, den Handelsſtand für ſich zu 
gewinnen und in den anderen Landesteilen zur Herrſchaft zu ge⸗ 
langen, bis ſie mit der Einführung des GVG. definitiv ver⸗ 
ſchwanden. Ihre Exiſtenz hat zeitweiſe die Stellung der heimi⸗ 
ſchen Handelsgerichte geſtärkt; viel mehr noch hat aber gerade der 
Umſtand, daß Frankreich und die franzöſiſche Revolution die 
Handelsgerichte begünſtigt haben, wie in Holland ſo in Deutſch⸗ 
land die Entwickelung der einheimiſchen verzögert?“ Letztere er⸗ 
folgte in der Weiſe, daß die alten Handels: bezw. Wechſelgerichte 
in Nürnberg, Leipzig, Naumburg, Braunſchweig, München, 
Hanau ꝛc., die See⸗ und Handelsgerichte in den preußiſchen See⸗ 
ſtädten ihre Tätigkeit zum Teil in gleicher, zum Teil in erweiterter, 
zum Teil in beſchränkter Weiſe fortſetzten und daß dazu, neben 
den rheiniſchen, die dem Bedürfnis des Handelsſtands entſprungenen 
hanſeatiſchen Handelsgerichte ſich geſellten. Auf dieſe erhebliche 
Anzahl von ſolchen Gerichten mußte unter dem weiteren Drucke 
des Kauſmannsſtandes im Handelsgeſetzbuch Rückſicht genommen 
werden, und die bezüglichen Beſtimmungen dieſes Geſetzes waren 
dann weiter Urſache, daß in ganz Deutſchland die Errichtung von 
Handelsgerichten auf die Tagesordnung der geſetzgebenden Ver⸗ 
ſammlungen und Kongreſſe kam und erſt mit der Einführung der 
Kammern für Handelsſachen wieder verſchwand. 


21) Oben S. 188 f. 
22) Oben S. 173. 
28) Oben S. 52. 

24) Vgl. oben S. 58. 


Zweiter Abſchnitt. Die Bewährung und ihre Gründe. 241 


§ 83. 
III. Das franzöſiſche und das deutſche Syſtem. 


Der Einfluß des franzöſiſchen Rechts auf die Entwickelung 
des deutſchen Handelsgerichts mußte um ſo geringer ſein, als ſich 
in Deutſchland gerade im Gegenſatz zum franzöſiſchen Syſtem eine 
ganz andere Art der Beſetzung als herrſchende herausitellte. 
Konnten wir in der „Entſtehung des deutſchen Handelsgerichts“?“) 
eine beſtimmte Tendenz in dieſer Beziehung noch nicht feſtſtellen, 
ſo ändert ſich das Bild ſeit der franzöſiſchen Revolution und der 
Ausbreitung des franzöſiſchen Handelsgerichts. Hamburg geht 1816 
bewußt von dem franzöſiſchen Syſtem ab, die ſee⸗ und handels⸗ 
rechtlichen Judikaturen in den preußiſchen Oſtſeeſtädten und in 
Naumburg wandeln ſich in gemiſchte Gerichte durch die Zuziehung 
von Laien zu den ordentlichen Gerichten, bei jeder Neuerrichtung 
von Handelsgerichten wird das rheiniſche Syſtem abgelehnt, dem 
im eigenen Bezirk heftige Gegnerſchaft erwächſt. Wie hätte auch 
im Gebiete des gemeinen Rechts ein reines Laiengericht Urteile 
erlaſſen ſollen! So war immer nur Gegenſtand der Erwägung 
für die deutſchen Geſetzgebungen, in welcher Miſchung Juriſten 
und Laien das Handelsgericht beſtellen, ob die einen oder die 
anderen die Mehrheit bilden ſollten und in welcher Zahl, bis, 
vor allem durch den Einfluß des Hamburgiſchen Handelsgerichts, 
die jetzige Beſetzung den Sieg davontrug. So wurde das ge⸗ 
miſchte Syſtem der Beſetzung, insbeſondere dasjenige mit einem 
juriſtiſchen Vorſitzenden und zwei kaufmänniſchen Handelsrichtern, 
das typiſche deutſche, während die Franzoſen bis jetzt bei dem 
reinen Laiengericht, nicht ohne vielfachen Widerſpruch im eigenen 
Lande verblieben ſind. Die Schweizer, die zwiſchen den beiden 
Völkern in der Mitte ſtehen, unterſcheiden ſtrikt zwiſchen dem 
franzöſiſchen und dem deutſchen (gemiſchten) Syſtem ?“), und fie 
werden das Richtige mit dem Urteil treffen, daß die franzöſiſche, 
rein kaufmänniſche Organiſation ſich überlebt hat, wie ſie außer 
Holland auch von Spanien, Italien und den früher genannten 


25) g. a. O. S. 162. 

26) Courvoiſier a. a. O. S. 3 ff., Die aus: und inländiſchen 1 
gerichtlichen Erfahrungen S. 12 ff. | 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilageheft.) 16 
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Schweizer Kantonen aufgegeben wurde?“). Für unſeren Zweck 
genügt es, die Unterſchiede feſtgeſtellt zu haben; die Nachteile des 
franzöſiſchen Syſtems im einzelnen wurden ſchon früher erwähnt. 


§ 84. 
IV. Die Bewährung des gemiſchten Syſtems. 


Dagegen hat ſich das deutſche Syſtem, wie uns ſchon die 
Ziffern der Statiſtik gezeigt haben, bewährt und zwar in gleichem 
Maße vor wie nach der Kodifikation des Zivilrechts, ſo daß durch 
die Tatſachen ſowohl diejenigen widerlegt ſind, welche eine Mit⸗ 
wirkung von Kaufleuten zur Rechtſprechung ohne eine ſolche Kodi⸗ 
fikation, wie diejenigen, welche ſie nach einer ſolchen ausſchließen 
wollten. Für das gemiſchte Syſtem, das die Kenntnis des Rechts 
in der einen oder anderen Form durch den juriſtiſchen Vorſitzenden 
ja ſtets gewährleiſtet, kann dieſer Punkt überhaupt nicht ernſtlich 
in Frage kommen; hier iſt der Zuſtand der bürgerlichen Geſetz⸗ 
gebung nur von dem Geſichtspunkt aus zu prüfen, inwiefern 
hiernach eine Mitwirkung von Kaufleuten erforderlich oder nützlich 
erſcheint. 

Da hat man freilich lange Zeit das Handelsgewohnheitsrecht 
als das die Beiziehung von Handelsrichtern begründende Moment 
betrachtet. Schon Buhta??) hat auf den alten „Umſtand“, die 
Beiſitzer, welche um das durch Tradition übertragene Recht be⸗ 
fragt wurden, hingewieſen und insbeſondere ſeit Creizenach 
wurde dann vielfach die beſondere gewohnheitsrechtliche Natur des 
Handelsrechts als Grund für die Einſetzung von Handelsgerichten 
inſolange betrachtet, als nicht das Recht des Handels kodifiziert 
für jeden offen liege??). Creizenach ſelbſt hat die Konſequenz 
gezogen, daß, ſobald dies der Fall ſei, Handelsgerichte keine Exi⸗ 
ſtenzberechtigung hätten, und viele haben ihm das nachgeſprochen. 
Damit wäre freilich gegenüber dem B. GB. und HGB. mit ihrer 
geringen Begünſtigung des Gewohnheitsrechts den Kammern für 
Handelsſachen das Todesurteil geſprochen. Wenn ſie trotzdem auf 


27) Lyon- Caen et Renault, Traité de droit comm. t. I 2. ed. p. 312. 

28) Vgl. außer „Gewohnheitsrecht“: Dienſt der deutſchen Juſtizämter, 
Erlangen 1829 S. 64 und 95. 

29) Creizenach a. a. O. S. 107, 108, 124. 
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Wunſch der Bevölkerung immer vermehrt werden, dann muß 
wohl nicht das Gewohnheitsrecht es ſein, welches die Beiziehung 
von Kaufleuten wünſchenswert erſcheinen läßt. In der Praxis 
wird ja, insbeſondere kurze Zeit nach der Schaffung großer Ge⸗ 
ſetzeswerke und in einer Zeit, die ſo leicht die „Klinke der Ge⸗ 
ſetzgebung“ ergreift, die theoretiſch beſonders häufig behandelte 
Frage, ob und inwieweit Geſetzesrecht durch Gewohnheitsrecht 
zurückgedrängt werden könne, ziemlich bedeutungslos ſein. Umſo 
höher ſteht die praktiſche Bedeutung der ergänzenden Gewohnheits⸗ 
rechtsſätze, aus welchen das Geſetzesrecht für „Morgen“ empor⸗ 
ſteigt, und der für die Auslegung ſo wichtigen Handelsgebräuche, 
die richtige, aus der Erfahrung des Lebens geſchöpfte Beur⸗ 
teilung ?°) des kaufmänniſchen Gebarens, der Buchführung, Korre⸗ 
ſpondenz und ſelbſt des mündlichen Verkehrs. Gewiß mag es 
tüchtige Richter geben, die, wenn man ihnen genügend Zeit zur 
Einarbeitung gibt, alles das ebenfalls beherrſchen. Im Regelfalle 
hat ſich aber hier die Mitwirkung des kaufmänniſchen Elements 
in jeder Beziehung bewährt. Sie ſchreckt nicht nur von der Auf⸗ 
ſtellung tatſächlicher Behauptungen ab, die bei den kaufmänniſchen 
Beiſitzern nur je nachdem ein mitleidiges Lächeln oder ein zorniges 
Aufblitzen erregen würden, ſondern ſie klärt auch vor allem durch 
die ſtete Mitwirkung von Sachverſtändigen das Tatſächliche des 
Falls und erleichtert ſo die Anwendung des Rechts auf das letztere. 
Warum ſollte man eine ſolche Mitwirkung entbehren, wenn ſie zu 
Gebote ſteht? | 

Auch der oft entgegengejegte?!) Einwand, daß man nicht 
immer Kaufleute der betreffenden Branche oder des in Frage 
kommenden Orts zur Verfügung habe, trifft nicht zu, da meiſt 
die allgemeine kaufmänniſche Schulung zur Aufklärung hinreicht 
und im übrigen, wo im Einzelfalle ein weiteres erforderlich iſt, 
die Aufnahme der Beweiſe noch immer erfolgen kann. Das wird 
aber immer nur die Ausnahme bilden, und nicht richtig iſt die 
Behauptung Meyers), daß trotz der Zuziehung von Handels⸗ 


30) Bal. v. Goppelt in den Verhandl. der württ. Kammer der Abgeordn. 
1862 — 1864 II. Protokollband: Das ganze Gebiet des Handels iſt durchzogen 
von einer gewiſſen Allgemeinheit der Auffaſſung der Formen und Gedanken. 

31) Bal. z. B. oben S. 68. 

32) Bei Gruchot Bd. XX S. 746. 
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richtern die Aufnahme des Sachverſtändigenbeweiſes nicht wohl 
erſpart würde. 

Auch der Einwand??), daß die Handelsrichter entweder Werk⸗ 
zeug in der Hand des gelehrten Richters oder ſchädlich wären, daß 
der Juriſt doch die ganze Sache mache und ſich auch deſſen be⸗ 
rühme, daß in der Beurteilung der Rechtsfragen die Kaufleute 
ohnehin dem Vorſitzenden ausgeliefert ſeien, hat ſich als unbe⸗ 
gründet und mindeſtens mißverſtanden herausgeſtellt. Ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß unſere Handelsrichter meiſt tatſächlich ſtändig 
und oft ſelbſt dann noch im Amte bleiben, wenn ſie ſchon aus 
den Geſchäften ausgeſchieden find, daß fie neben ihrer faufmänni- 
ſchen Erfahrung oft eine ſehr bedeutende handelsrechtliche Bildung 
beſitzen, wiſſen fie in wichtigen Fragen, wenn die juriſtiſche Auf: 
faſſung von der kaufmänniſchen abzuweichen ſcheint, die letztere 
recht wohl und entſchieden zur Geltung zu bringen. Daß tat⸗ 
ſächlich bei den Abſtimmungen ſehr häufig Einſtimmigkeit herrſcht, 
iſt nur ein weiteres Zeichen dahin, daß die Einrichtung gut funk⸗ 
tioniert: im Laufe des Rechtsſtreits pflegt ſchon durch das Zu⸗ 
ſammenwirken der kaufmänniſchen und richterlichen Einſicht völlige 
Übereinftimmung einzutreten, wobei die Beurteilung der tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe ſehr häufig nach der Anſicht der kaufmänniſchen 
Sachverſtändigen erfolgt. „Hier tritt der Kaufmann mit Vorteil 
ein. Er kann aus den einzelnen Tatbeſtandsmomenten ein ge⸗ 
ſchloſſenes Gebäude konſtruieren, ſeine kaufmänniſche Erſahrung 
und ſein kaufmänniſcher Takt laſſen ihn gewiſſermaſſen in die 
Seele der Parteien blicken und geben ihm namentlich in der Er⸗ 
forſchung der Willensmeinung derſelben einen entſchiedenen Vor⸗ 
ſprung vor dem Juriſten. Bei der faſt ſchrankenloſen Vertrags⸗ 
freiheit iſt gerade das letztere von unſchätzbarer Wichtigkeit. Das 
iſt es, was wir von einem Handelsgericht verlangen!“ „Nach 
meiner eigenen Beobachtung iſt es während 14 Monaten nie vor⸗ 
gekommen, daß in Fragen des Geſetzesrechts die Anſicht der 
juriſtiſchen Mitglieder von den Kaufleuten überſtimmt worden 
wäre, ſo oft auch dem urſprünglichen Antrag des Referenten eine 
andere Anſicht zu Grunde lag“ 0). 


38) Vgl. Marſchner und Eckſtein. 
84) Utz inger a. a. O. S. 57; vgl. oben S. 166 den württembergiſchen 
Kommiſſionsbericht. 
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Aber auch alle ſonſtigen Befürchtungen, die hinſichtlich der 
Zuziehung kaufmänniſcher Richter ausgeſprochen wurden, haben ſich 
als unbegründet erwieſen. Man hat gehöhnt, wenn die Kaufleute 
Handelsgerichte erreicht hätten, dann würden ſich keine kaufmän⸗ 
niſchen Beiſitzer finden? ?). Aber in immer weiteren Bezirken bittet 
die Kaufmannſchaft um Errichtung von Kammern für Handels⸗ 
ſachen und ohne Zwang find ſtets, wo ſolche Kammern gebildet 
werden, die erforderlichen kaufmänniſchen Richter vorhanden, die 
meiſt, wie ſchon erwähnt, ſolange es ihre Kraft erlaubt, im 
Dienſte bleiben. Das iſt, nachdem letzterer in keiner Weiſe entlohnt 
wird und nicht einmal der Kommerzienratstitel, ſoweit man ſehen 
kann, den Handelsrichtern eher oder häufiger verliehen wird als 
anderen Kaufleuten, ein ſchönes Zeichen idealiſtiſcher und geſunder 
Auffaſſung der öffentlichen rechtlichen Pflichten in dem ſo oft ge⸗ 
ſchmähten deutſchen Handelsſtande. Dieſe ungünſtige Beurteilung 
des deutſchen Kaufmanns hat aber auch direkt im gegenwärtigen 
Falle ihre Widerlegung erfahren. Man hat den Kaufmann für 
ungeeignet zum Richter erklärt, weil ihm die Unparteilichkeit 
mangle, weil er ſein Geſchäft in den Gerichtsſaal mitbringe und 
in der Partei je nachdem den Konkurrenten, den eigenen Kunden 
oder den eines anderen ſehe, weil er nicht genügend Gehorſam 
gegenüber dem Geſetze beſitze und ſich gewalttätig über dasſelbe 
wegzuſetzen ſuche ?“). Tatſächlich aber wird dem kaufmänniſchen 
Richter vom Publikum das vollſte Vertrauen entgegengebracht 
und dieſes hinwiederum iſt durch den Handelsrichter in jeder Be⸗ 
ziehung gerechtfertigt worden. Wo wirkliche Gegenſätze beſtehen, 
da vermeidet es der Takt, wie des juriftifden jo des kaufmän⸗ 
niſchen Richters, zu Gericht zu ſitzen, Beſchwerden und Ablehnungen 
kommen aber nicht vor, wie auch Utzinger?) beſtätigt, daß in 
Zürich von dem Rekuſationsrecht tatſächlich kein Gebrauch gemacht 
wurde. Die Vorausſage “?) endlich, daß der Kaufmannsſtand als⸗ 
bald ſelbſt die Wiederaufhebung der Gerichte beantragen werde, 
iſt ſelbſtverſtändlich auch nicht in Erfüllung gegangen. 

Dabei iſt freilich auch die glückliche Zuſammenſetzung der 
deutſchen Kammern für Handelsſachen von weſentlichem Einfluß 

5) Marſchner, Meyer, Eckſtein. se) Ebenda. 


7) a. a. O. S. 58. 
36) Vgl. den Bericht der württ. Kammer a. a. O. S. 1301. 
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geweſen. Mannigfach hatte man im Anfang des 19. Jahrhunderts 
geglaubt, ohne ein juriſtiſches Kollegium für das Handelsgericht 
nicht auskommen zu können, und dementſprechend mußte auch die 
Zahl der Handelsrichter bemeſſen werden, ſei es nun, daß dieſelbe 
die der Juriſten übertreffen ſollte oder nicht. So kam man, ins⸗ 
beſondere auch in den zweiten Inſtanzen, zu Kollegien von ſieben, 
ſechs, fünf, vier Richtern ꝛc. 

Das bayriſche Wechſelgericht zweiter Inſtanz beſtand aus 
fünf Beamten und zwei Handelsleuten ?“), das ſpätere bayriſche 
Handelsgericht“) aus drei Beamten und zwei Kaufleuten, das 
Nürnberger und Augsburger Appellationsgericht aus vier Beamten 
und drei Kaufleuten“), das Braunſchweiger Handelsgericht aus 
zwei Juriſten und drei Kaufleuten“), ebenſo war das Württem⸗ 
bergiſche “ Handelsgericht erſter Inſtanz zuſammengeſetzt, während 
das Oberhandelsgericht vier Juriſten und drei Kaufleute zählte 2c. **). 
Dieſe ſtarke Beſetzung hat ſich als eine noch nicht einmal gut an⸗ 
gebrachte Perſonalverſchwendung erwieſen. Daß es die Kaufleute 
verwirren mußte, wenn die Juriſten ſelbſt in Rechtsfragen nicht 
einig waren, liegt auf der Hand. Und ebenſo mußte die Durch⸗ 
führbarkeit des Laiengerichts ſich ſteigern, wenn man nicht ſo 
vieler Laienrichter zur Beſetzung des Gerichts bedurfte. So hat 
ſich das Syſtem der Beſetzung mit zwei Kaufleuten und einem 
juriſtiſchen Vorſitzenden ſchon früh in Nürnberg *5) und Augs⸗ 
burg !“), vor allem aber in den Hanſaſtädten nicht nur als 
genügend, ſondern auch als beſonders geeignet erwieſen. Das 
Gericht kann ſich leicht verſtändigen; der Juriſt hat zwei Sach⸗ 
verſtändige zur Seite, deren Übereinſtimmung ihm zeigt, daß nicht 
die alleinſtehende Meinung eines einzelnen in Frage kommt, deren 
übereinſtimmendes Votum ihn aber auch zwingen kann, von 
etwaigen juriſtiſchen Spitzfindigkeiten abzuſehen und nach dem 
stylus mercatorum zu entſcheiden. So iſt dem kaufmänniſchen 
Element hinreichend Einfluß und Macht gewährt, dem juriſtiſchen 
Vorfitzenden gegenüber die Auffaſſung der kaufmänniſchen Kreiſe 
zur Geltung zu bringen. 


3°) Vgl. oben S. 33. 40) Vgl. oben S. 71. 
41) Vgl. oben S. 25 und 46. 42) Bol. oben S. 125. 
43) Bal. oben ©. 168. 44) Ebenda. 


45) Bal. oben ©. 21. 46) Vgl. oben S. 46. 
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Wenn anderſeits die Freunde des Handelsgerichts mehrfach 
die Hoffnung ausgeſprochen haben, die Handelsrichter würden die 
richtige Auffaſſung und Übung des Rechts aus dem Gerichte in 
ihre Berufskreiſe hinaustragen, ſo beruht auch das wohl auf einer 
Unterſchätzung des kaufmänniſchen Lebens und insbeſondere der zu 
Handelsrichtern vorgeſchlagenen Perſonen; ob etwas Derartiges 
ſtattfindet, iſt natürlich auch nicht ſeſtzuſtellen. Dagegen kann ſicher 
als Wohltat der kaufmänniſchen Rechtſprechung betrachtet werden, 
daß Unredlichkeit und Illoyalität aus Scheu vor den Standes⸗ 
genoſſen zurückgedrängt und daß ihnen nur wirkliche, ernſtliche 
Streitigkeiten zur Entſcheidung vorgelegt werden; im Falle des 
Nichtzahlenkönnens wird darum auch der Weg des Verſäumnis⸗ 
verfahrens vorgezogen. 


§ 85. 
V. Die Bewährung der übrigen Beſtimmungen. 


I. Eine Kritik der Zuſtändigkeitsbeſtimmungen erſcheint hier 
nicht veranlaßt. Denn wenn auch einiges verbeſſerungsfähig ſein 
möchte, jo find doch die Vorſchriften der §§ 102 ff. GVG. fo 
elaſtiſch, daß jede ihrer inneren Natur nach vor die Kammer für 
Handelsſachen gehörige Sache vor dieſelben gebracht werden kann; 
eine Wegverweiſung von dort kommt ohnehin nur äußerſt ſelten vor. 

Auch das wurde bereits hervorgehoben, daß die Vorſchriften 
der §§ 102 ff. die ſonſt mit der Einrichtung von Handelsgerichten 
ſo eng verbundenen Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten aus der Welt ge⸗ 
ſchafft haben und ſchon deshalb als Wohltat zu betrachten ſind. 

II. Zweifelhafter erſcheint die Frage, ob es richtig war, die 
Kammern für Handelsſachen lediglich für die zur Zuſtändigkeit der 
Landgerichte in erſter Inſtanz gehörigen Sachen anzuordnen. 

1. Es wird von keiner Seite ernſtlich beſtritten werden können, 
daß ein Widerſpruch darin liegt, in erſter Inſtanz eine Sache unter 
Mitwirkung von Kaufleuten entſcheiden zu laſſen, bei der Beratung 
derſelben Sache in zweiter Inſtanz aber darauf zu verzichten und 
dem Berufungsgericht anheimzugeben, ob es den von den kauf⸗ 
männiſchen Richtern erſter Inſtanz eingenommenen Standpunkt 
teilen will oder nicht!“). Die Sache hat auch keineswegs ein nur 


47) Vgl. Entſch. des Reichsgerichts Bd. X S. 93. 
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theoretiſches oder konſtruktives Intereſſe: die Fälle ſind recht wohl 
denkbar, daß das ohne Handelsrichter entſcheidende höhere Gericht 
den unter kaufmänniſcher Mitwirkung feſtgeſtellten Tatbeſtand ändert, 
wobei dann dieſer neue, vielleicht nicht ſo richtige Tatbeſtand auch 
die Grundlage des etwaigen Reviſionsurteils bilden würde. Gar 
nicht ſelten nimmt eine Sache in zweiter Inſtanz auch eine ganz 
neue Wendung; inſoweit muß dann auf kaufmänniſche Mitwirkung 
ganz verzichtet werden, abgeſehen natürlich von der möglichen Ein⸗ 
vernahme von Sachverſtändigen. 

Trotzdem beſteht wenig Ausſicht, Senate für Handelsſachen 
bei den Oberlandesgerichten zu erreichen, zumal eine ſprungweiſe 
Erhöhung der kaufmänniſch beſetzten Gerichte immerhin die bisher 
ſo glückliche Entwickelung gefährden könnte. Ein Mittelweg wäre 
es, wenn man den Oberlandesgerichten aufgeben würde, in zweifel⸗ 
haften Fällen vor der Entſcheidung ihre zuſtüändige Handelskammer 
einzuvernehmen. 

2. Ein ebenſolcher Widerspruch iſt es jetzt, daß wohl die Be⸗ 
ſchwerden, aber nicht die Berufungen in Handelsſachen an die fir 
ſolche beſtehenden Kammern gehen. Hier könnte die Anderung im 
Sinne einer Ausdehnung der handelsgerichtlichen Zuſtändigkeit 
wärmſtens befürwortet werden. Dadurch würden die Amtsgerichte 
für die von ihnen zu entſcheidenden handelsrechtlichen Fragen in 
eine engere Verbindung mit der Kammer für Handelsſachen ge⸗ 
bracht und es würde vermieden, daß das Landgericht dieſelbe Frage 
in erſter Inſtanz vor der Kammer für Handelsſachen, in zweiter 
Inſtanz vor der Zivilkammer zu entſcheiden hätte. 


Jünftes Kapitel. 

Das Prinzip für die Schaffung der 
Rammern für Handelsſachen. 
Erſter Abſchnitt. Die Feſtſtellung des Prinzips. 

8 86. 
J. Der Charakter der Kammern für Handelsſachen. 


Die Kammern für Handelsſachen ſind, wie wir geſehen haben, 
Abteilungen der Landgerichte, gebildet zur Entſcheidung von Handels⸗ 
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ſachen, wenn auch nicht von allen Handelsſachen, durch ein Mit: 
glied des Landgerichts und zwei kaufmänniſche Beiſitzer. 

I.. Als Abteilungen der Landgerichte find fie Teile der ordent⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit, ſie üben auf dem Spezialgebiete des Handels 
die ſtaatliche Rechtspflege im vollen, ihnen geſetzlich zugewieſenen 
Umfang aus. Das unterſcheidet dieſe Spezialgerichte von bloßen 
Schiedsgerichten. Die letzteren haben aber gerade für den Handel 
auch eine ſehr erhebliche Bedeutung. Sie finden ſich meiſt da, wo 
es nicht zur Bildung von Handelsgerichten gekommen iſt, aber auch 
einzelne von dieſen haben mit Erfolg allgemein oder unter ge⸗ 


willen Verhältniſſen ) die Natur des Schiedsgerichts angenommen. 


In Deutſchland hat, wie wir geſehen haben, der Kaufmannsſtand 
beſonders in Württemberg und einigen preußiſchen Handelsſtädten 
mit großem Erfolg die Bildung von Handelsſchiedsgerichten in die 
Hand genommen, ehe er ſtaatliche Handelsgerichte erreichen konnte. 
Aus und neben dieſen Schiedsgerichten ſind dann vielfach Börſen⸗ 
ſchiedsgerichte zur Entſcheidung der häufigen Meinungsverſchieden⸗ 
heiten über Lieferungszeit, Warenqualität, Uſancen ꝛc. entſtanden; 
das Börſengeſetz:) erklärt die Unterwerfung unter ein ſolches Ge⸗ 
richt durch Vereinbarung nur dann für rechtsbeſtändig, wenn ent⸗ 
weder jeder der Beteiligten Kaufmann oder für den betreffenden 
Geſchäftszweig in das Börſenregiſter eingetragen iſt oder wenn die 
Unterwerfung nach Entſtehung des Streitfalls erfolgt. Zur Zeit 
ragen beſonders hervor die Börſenſchiedsgerichte von Berlin und 
Hamburg 2). Auch ſonſt werden Handelsſchiedsgerichte ins Leben 
gerufen. So hat neuerdings“) die Handelskammer Krefeld ein 
Schiedsgericht zur Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten in der 
Seiden⸗ und Baumwollinduſtrie ins Leben gerufen, um ſchneller 
als im ordentlichen Rechtswege zu einer Entſcheidung zu gelangen. 
Dasſelbe ſoll Streitigkeiten zwiſchen Fabrikanten, Händlern, Fär⸗ 
berei⸗ und Appreturbeſitzern der Samt⸗ und Seideninduſtrie ent⸗ 


1) Vol. Zürich; für Deutſchland das Marktgewölbe in Nürnberg und 
das Seglerhaus in Kolberg. 

2) Vgl. jetzt Börſengeſetz § 28. 

5) Vgl. außer den in der Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht mitgeteilten 
Materialien Pfleger im Handwörterb. der Staatswiſſenſch. 2. Aufl. Bd. II 
S. 99304. 

4) Frankf. Ztg. vom 22. Mai 1904 I. Morgenbl. 
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ſcheiden, aber auch anderen Parteien zur Verfügung ſtehen. Neben 
einem ſtaatlichen Richter aus Krefeld als Vorſitzenden ſollen als 
Beiſitzer je zwei von den Parteien aus der Zahl der von der 
Handelskammer zu wählenden Mitglieder fungieren; beſtimmt wur⸗ 
den fünf Seidenhändler, drei Baumwollgarnhändler, vier Samt⸗ 
und ſechs Seidenfabrikanten, je ein Krawattenfabrikant und Seiden⸗ 
warenhändler, je fünf Färber und Appreteure. 

Hinzuweiſen iſt auch darauf, daß in Urheberrechtsſachen “) die 
Sachverſtändigenkammern als Schiedsrichter fungieren können. 

So nahe manche dieſer Schiedsgerichte in der Art der Be⸗ 
ſetzung den Kammern für Handelsſachen kommen, ſo ſtrenge ſcheiden 
ſie ſich von ihnen dadurch, daß ſie nur durch Parteivereinbarung, 
die allerdings auch im Beitritt zu einer beſtimmten Vereinigung 
liegen kann, im einzelnen Fall ins Leben treten, während die 
Kammern für Handelsſachen auf Grund des Geſetzes in den vor 
ſie gebrachten Sachen ihre Entſcheidungen zu treffen haben. 

II. Die Beſetzung der Kammern für Handelsſachen erfolgt in 
einer Weiſe, die zwiſchen dem Einzelrichtertum und dem Kollegial⸗ 
ſyſtem in der Mitte ſteht. Während bei letzterem der Gerichtshof 
aus einer beſtimmten Anzahl juriſtiſcher Mitglieder, von denen 
jeder als Referent und als beauftragter Richter fungieren oder die 
Beſchlüſſe und Urteile entwerfen kann, zuſammengeſetzt iſt, und 
während im amtsgerichtlichen Prozeß ſowie im Falle des § 109 III 
GV. Entſcheidung nur durch den Einzelrichter ſtattfindet, werden 
bei der Kammer für Handelsſachen die zwei juriſtiſchen durch zwei 
techniſche Beiſitzer erſetzt, welche die Entſcheidungen mit dem Vor⸗ 
ſitzenden zu treffen haben, während letzterer der Natur der Sache 
nach allein die Urteile und Beſchlüſſe zu entwerfen und als beauf⸗ 
tragter Richter zu fungieren und im weſentlichen die Verantwortung 
für dieſe Handlungen zu tragen hat. Dieſe Regelung hat ihre 
großen Vorteile. Während das Kollegialſyſtem die Möglichkeit 
einer eingehenderen Beratung gewährt, beſteht bei ihm häufig der 
Nachteil, daß das Verantwortlichkeitsgefühl durch den Gedanken, 
daß noch andere Gleichverpflichtete mitwirken, geſchwächt wird. Hier 
aber beſteht für den Vorſitzenden einerſeits die Möglichkeit, bei den 
Handelsrichtern gerade in den dem Richter fernliegenden Fragen 


9) 8 49 Abſ. II des Reichsgeſ. vom 19. Juni 1901. 
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Rats zu erholen, andererſeits doch das Bewußtſein, für die Aus⸗ 
arbeitung der Entwürfe ꝛc. zunächſt ſelbſt die Verantwortung tragen 
zu müſſen. 


§ 87. 


II. Die Ausdehnung der Organiſation auf andere 
als Handelsſachen. 


Dieſe Einrichtung ſieht das Geſetz nur vor bei den Kammern 
für Handelsſachen und nur für die letztere Gattung von Rechts⸗ 
ſachen. Da aber einerſeits ſchon jetzt auch von anderen Seiten 
der Ruf nach einer derartigen Spezialgerichtsbarkeit erhoben wird, 
anderſeits tatſächlich die Handelsſachen häufig den Pionier für 
andere Angelegenheiten gebildet haben, ſo liegt die Frage nahe, 
ob die Organiſation der Kammern für Handelsſachen etwas ent⸗ 
hält, was der weiteren Ausdehnung im Wege ſtehen würde. 

Dabei wird 

I. zu fragen fein, warum denn gerade den Handelsſachen dieſe 
Vergünſtigung gewährt wurde. Hier muß nun 

1. auf die Organiſation des Kaufmannsſtandes hingewieſen 
werden, ohne welche kein Handelsgericht entſtanden wäre und denk⸗ 
bar iſt und welche zur Zeit allein die Möglichkeit gewährt, die 
Handelsrichterſtellen entſprechend zu beſetzen. 

2. Würden nun gewerbliche und landwirtſchaftliche, literariſche 
und künſtleriſche Organiſationen den gleichen Anſpruch erheben 
können wie die kommerziellen? Für diejenigen, welche die Exi⸗ 
ſtenz eines vom bürgerlichen Recht geſonderten Handelsprivatrechts 
leugnen ), wird es von vornherein ſehr ſchwer fein, zu behaupten, 
daß gerade für dieſen Teil des bürgerlichen Rechts eine beſondere 
Regelung angezeigt ſei. Nun geht freilich die bei weitem über⸗ 
wiegende Anſicht dahin, daß es tatſächlich ein beſonderes Handels⸗ 
privatrecht neben dem bürgerlichen Rechte gebe. Aber auch wenn 
man ſich für die bejahende Anſicht entſcheidet, würde das an ſich 


6) Vgl. Literatur bei Schirrmeiſter, Kaufmannsbegriff in Zeitſchr. für 
das gef. Handelsrecht Bd. XLVIII S. 419; Waldemar Jeſtel, Die hiſtor. 
und dogmat. Begründung eines beſonderen Handelsrechts ꝛc., Breslauer Differtat. 
1900 S. 56 Anm. 2; Heck, Weshalb beſteht ein von dem bürgerlichen Recht 
geſondertes Handelsprivatrecht? im Archiv für ziviliſt. Praxis Bd. XCII und 
die dort zitierte Literatur. 
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noch nicht zur notwendigen Folge haben, daß es gerade allein für 
Handelsſachen Spezialgerichte geben müſſe. Vielmehr wird man nach 
den für die Scheidung des bürgerlichen und Handelsrechts anzuführen⸗ 
den Gründen weiter zu fragen haben. Die Vorkommiſſion im Jahre 
1874 hatte unter dem Einfluſſe Goldſchmidts in dieſer Beziehung 
hervorgehoben: die beſonderen, dem Handel eigentümlichen Inſtitute 
und Rechtsſätze, die größere Beweglichkeit und Übereinſtimmung mit 
dem Rechte auswärtiger Nationen, endlich den beſtehenden, an das 
Handelsgeſetzbuch anknüpfenden Zuſtand. Schirrmeiſter betont 
im Anſchluß an Rieſſer“ mehr den kosmopolitiſchen Standpunkt 
und die Forderung, daß das Handelsrecht dem bürgerlichen aus 
der Verbindung mit dem Verkehr ſtets neue Anregungen zuführe. 
Hiermit läßt ſich offenbar die Notwendigkeit eines dem Handel 
allein eigentümlichen Gerichts auch nicht erklären. Seftel®) geht 


- auf die Natur des bürgerlichen und des Handelsverkehrs zurück. 


Erſterer beabſichtige die Befriedigung gegenſeitiger, in der Perſon 
des Kontrahenten liegender Bedürfniſſe, alſo direkten Güteraustauſch, 
letzterer lediglich Vermittelung des Güteraustauſchs zwiſchen Pro⸗ 
duzent und Konſument, wodurch ſich dann die Exiſtenz der be⸗ 
ſonderen Regeln und Inſtitute erkläre, während der bürgerliche 
Verkehr auch ſelbſt wieder mehr durch Nationalität, Religion, Sitte 
und ähnliches beeinflußt werde, der Handelsverkehr aber vor allem 
vom Welthandel abhängig ſei. In dieſer Begründung würde 
manches liegen, was für beſondere alleinige Handelsgerichte ſprechen 
würde, nur ſcheint gerade die Hauptunterſcheidung zwiſchen dem 
Verkehr im bürgerlichen wie im Handelsrecht anfechtbar zu ſein, 
da die Vermittelung des Güteraustauſchs im rein bürgerlichen 
Recht ebenſo vorkommt wie im Handelsrecht. Eine Löſung der 
Frage gibt aber Heck“), der den Handel als den rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Maſſenbetrieb charakteriſiert, während auch die Denkſchrift !“) 
zum Entwurf eines neuen Handelsgeſetzbuchs den Grund für die 
meiſten handelsrechtlichen Vorſchriften in der Art des Handels⸗ 
betriebes, dem Zuſammentreffen zahlreicher, ſich gegenſeitig be⸗ 


7) Der Einfluß handelsrechtlicher Ideen auf den Entwurf eines BGB 1894. 
8) a. a. O. S. 60 f. 
9) d. a. O. S. 456; vgl. auch Zeitſchr. für das gef. Handelsrecht Bd. XXXVI 
S. 641 ff. ö 8 

10) S. 11. 
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dingender Geſchäfte, die eine raſche und ſichere Abwickelung er⸗ 
fordern und zugleich im Intereſſe aller Beteiligten eine gewiſſe 
Überſichtlichkeit und Erkennbarkeit der geſchäftlichen Verhältniſſe 
des Unternehmens notwendig machen. Heck weiſt dann darauf 
hin, daß die ſtändige Wiederholung einer Handlung ihr eine be⸗ 
ſtimmte gewohnheitsmäßige Geſtalt verleiht, daß ſo der Maſſen⸗ 
betrieb den Handelsgeſchäften einen herkömmlichen Inhalt gegeben 
hat, der teils als Uſance in Anſpruch genommen wird, teils, in 
die Geſetze aufgenommen, als dispoſitives Recht erſcheint; daß der 
Maſſenbetrieb die Bedeutung der Buchführung, des Handelsregiſters, 
des guten Glaubens u. ſ. w. erkennen läßt. 

Von dieſem Standpunkte aus würde ſich allerdings die Mit⸗ 
wirkung des kaufmänniſchen Elements bei der Rechtſprechung vor 
allem daraus rechtfertigen, daß nur dieſe Kreiſe die Gewohnheiten 
des rechtsgeſchäftlichen Maſſebetriebes hinreichend genau kennen, und 
es würde ſchwer fallen, einen Grund von gleicher univerſeller Be⸗ 
deutung für andere Teile des Rechts aufzufinden. 


§ 88. 
III. Anwendung im Einzelnen. 


I. Wenn daher jetzt das in den Handwerkerkammern organi⸗ 
ſierte Handwerk ebenfalls die Abordnung von Vertretern zur Recht⸗ 
ſprechung, eventuell als Handelsrichter anſtrebt, ſo iſt zwar richtig, 
daß vielfach Handwerker als Parteien vor den Kammern für Handels⸗ 
ſachen erſcheinen. Der Grund iſt aber dann niemals der hand⸗ 
werksmäßige Betrieb des Gewerbes, ſondern der, daß ſich der be⸗ 
treffende Handwerker der für den Handel charakteriſtiſchen Betriebs⸗ 
mittel bedient hat. Da die für das Handwerk typiſchen Fragen 
(z. B. die Art der Ausführung der Beſtellung) nur gelegentlich und 
nicht in einer den ganzen Gegenſtand beherrſchenden Weiſe auftreten, 
der urſprünglich handwerksmäßige Betrieb aber eben dann zum 
kaufmänniſchen wird, wenn er nach Art und Umfang einen fauf- 
männiſch eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert, ſo erſcheint eine 
Notwendigkeit für beſondere gewerbliche Handelsrichter nicht ge⸗ 
geben, wohl aber iſt es wünſchenswert, daß die kaufmänniſchen 
Beiſitzer tunlichſt ſich auf den ganzen kaufmänniſchen Betrieb ver⸗ 
teilen und daher auch aus Kreiſen entnommen werden, welche 
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Kaufleute im Sinne des Handelsgeſetzbuchs ſind, unter anderem 
Geſichtspunkt aber dem Gewerbeſtand, wenn auch nicht dem Klein⸗ 
gewerbe, angehören. 

II. Durch eine Ausdehnung der handelsgerichtlichen Organi⸗ 
ſation wäre es insbeſondere möglich, die als beſondere Gerichte 
durch 8 14 des GVG. aufgehobenen Berggerichte, welche in ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten beſtanden haben, wieder zu beleben. Ein 
Bedürfnis hierzu beſteht aber umſoweniger, als die bergrechtlichen 
Streitigkeiten inzwiſchen meiſt im Verwaltungsſtreitverfahren, wozu 
fie ihrer Natur nach gehören, geregelt ſind !!), außerdem aber Berg⸗ 
gewerbegerichte !?) entſtanden find. 

III. Ahnliches gilt für die Gerichtsbarkeit in Deich⸗ und Waſſer⸗ 
ſachen, während bezüglich der Schiffahrts angelegenheiten § 114 GVG. 
bereits die Ausdehnung der Organiſation in der Weiſe berückſichtigt, 
daß an Seeplätzen auch Schiffahrtskundige zu Handelsrichtern be⸗ 
ſtellt werden können. 

Über den Vorſchlag von Kartellgerichten ſiehe unten S. 267 f. 


Zweiter Abſchnitt. Die Sondergerichtsbarkeit in Patentſachen 
als weitere Anwendung des Prinzips. 


§ 89. 
I. Die bisherige Sondergerichtsbarkeit in Patentſachen. 


Das Beſtreben in techniſchen Kreiſen geht jetzt dahin, den 
ordentlichen Gerichten, als welche vor allem die Kammern für 
Handelsſachen in Betracht kommen, die Gerichtsbarkeit in Patent⸗ 
ſachen zu nehmen und ſie einem mit Juriſten und Technikern be⸗ 
ſetzten Spezialgericht anzuvertrauen, um eine eventuell noch höhere 
Sachverſtändigkeit innerhalb des Gerichtes zu erzielen. 

Das Muſter hierfür beſteht in der Einrichtung des Patent⸗ 
amtes ſelbſt, welches entſcheidet 

1. in ſeinen Anmeldeabteilungen in der Beſetzung mit minde⸗ 
ſtens drei Mitgliedern, unter welchen ſich zwei techniſche befinden 
müſſen 2°), 


) Tezner, Die deutſchen Theorien der Verwaltungsrechtspflege S. 53. 
12) Siehe unten S. 266. 
13) Patentgeſetz vom 7. April 1891 § 14 Abſ. III. 
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2. in feinen Nichtigkeits⸗ und Beſchwerdeabteilungen !“ 

a) für Entſcheidungen in der Beſetzung mit zwei rechtskundigen 
und drei techniſchen Mitgliedern, 

b) für Beſchlüſſe in der Mindeſtzahl von drei Mitgliedern. 

Von einer weitergehenden Sondergerichtsbarkeit hat man bei 
der Vorbereitung der Patentnovelle im Jahre 1891 abgeſehen, 
„weil fie mit den Grundſätzen der ſeit 1891 beſtehenden Gerichts⸗ 
organiſation in Widerſpruch geſtanden hätte. Nur allmählich und 
vorſichtig war man dazu geſchritten, dem Laienelement Eintritt in 
die Rechtſprechung zu gewähren in den Schöffen- und Schwur⸗ 
gerichten und den Kammern für Handelsſachen. Die Anſichten 
über die Zweckmäßigkeit der gemiſchten Gerichte gingen auch nach 
zwölfjährigem Beſtehen unſerer Gerichtsorganiſation noch zu ſehr 
auseinander, als daß die Regierung ſich bei der Novelle zu einer 
jo einſchneidenden Maßregel hätte entſchließen können“ !“). Ohne 
eine ſolche wäre es nur in der Weiſe möglich, den Wünſchen der 
Induſtrie einigermaßen entgegenzukommen, daß man an jedem 
Gerichte eine Kammer oder (mit einer geringen Anderung der 
Geſetzgebung) in jedem Oberlandesgerichtsbezirk eine Kammer für 
Handelsſachen zur Aburteilung der Patentſachen für zuſtändig er⸗ 
klärt 15). Aber ſchon letzteres Mittel müßte auf vielfachen Wider: 
ſpruch ſtoßen. Was für Patentſachen recht wäre, müßte für Muſter⸗ 
ſachen, Urheberrechts: und Verlagsſachen rc. billig fein, dem ordent⸗ 
lichen Rechtsgange würden immer mehr Sachen entzogen, dieſe 
letzteren Sachen würden durch ihr Spezialforum begünſtigt und 
beſchleunigt und ſchließlich blieben für den regelmäßigen Geſchäfts⸗ 
gang nicht genug Fälle, um die mittleren und kleineren Gerichte 
erhalten zu können, abgeſehen davon, daß ſie ſich auch mit einem 
minderwertigen Richterperſonal begnügen müßten. 

Die Hauptfrage wäre die, ob es denn wirklich unumgänglich 
notwendig wäre, für Patentſachen Techniker als Richter beizuziehen. 
Wenn für das Verſtändnis der Erfindungen tatſächlich häufig ſehr 
eingehende naturwiſſenſchaftliche Kenntniſſe und techniſche Erfah⸗ 
rungen erforderlich ſind und wenn man gerade dem auf logiſches 


14) Ebenda Abſ. IV. 

15) Denkſchrift des Deutſchen Vereins für den Schutz des gewerblichen 
Eigentums. Vorſchläge zur Reform des gewerblichen Rechtsſchutzes 1903 S. 2. 

16) Ebenda S. 8. 


256 Fünftes Kapitel. Prinzip für Schaffung der Kammern für HS. 


Denken erzogenen Juriſten das erforderliche. plaſtiſche Vorſtellungs⸗ 
vermögen abſpricht !“), fo darf hier daran erinnert werden, daß 
gerade in den Kammern für Handelsſachen, beſonders in denjenigen 
der Fabrikbezirke, wo Patentfragen häufiger vorkommen, techniſche 
Richter mit den erforderlichen Eigenſchaften wegelmüßtg vorhanden 
ſein werden. 


8 90. 
II. Die weiteren Vorſchläge. 


Dennoch ſcheint ſich die Induſtrie mit den vorhandenen Ver⸗ 
hältniſſen nicht begnügen zu wollen. Schon bei der Patentenquete 
von 1886, welche auf Veranlaſſung des Vereins deutſcher Syn: 
genieure und des Vereins zur Wahrung der Intereſſen der chemiſchen 
Induſtrie Deutſchlands veranſtaltet wurde, gelangte die Kommiſſion 
zu dem Vorſchlag eines Patentgerichtshofs in zwei Inſtanzen mit 
Reviſion ans Reichsgericht; an den Patentgerichtshof ſollte die 
Frage, ob in den feſtgeſtellten Tatſachen eine Patentverletzung liege, 
auch von allen Zivil⸗ und Strafgerichten auf Antrag oder von 
Amts wegen zur Vorentſcheidung verwieſen werden können 15). Für 
die Einſetzung eines Patentgerichtshofs haben ſich denn auch die 
Kongreſſe für gewerblichen Rechtsſchutz in Köln 1901 und Ham⸗ 
burg 1902 ausgeſprochen 10. Es erſcheine eine Anderung der 
Geſetzgebung dahin erforderlich, daß alle Patentverletzungsſachen, 
einſchließlich Feſtſtellungsklagen, Nichtigkeit⸗ und Zurücknahme⸗ 
ſachen vor einem aus erſter und zweiter Inſtanz beſtehenden 
Zentralgerichtshof, gegen deſſen Entſcheidungen die Reviſion ohne 
Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtands an das Reichs⸗ 
gericht gehen ſollte, zu verhandeln wären. Jede Inſtanz wäre 
mit einem rechtskundigen Vorſitzenden zu beſetzen, dem in erſter 
Inſtanz zwei techniſche, in zweiter Inſtanz zwei rechtskundige und 
zwei techniſche Richter hinzutreten würden. Die techniſchen Richter 
wären nur im Hauptamt zu berufen, ſollten aber nicht die Sach⸗ 
verſtändigengutachter erſetzen. Um aber eine ſachverſtändige Be⸗ 
urteilung noch weiter zu ſichern, ſollten die beiden Inſtanzen je 


17) Denkſchrift u. ſ. w. S. 5. 
18) Ebenda S. 2 Anm. 1 und die Zitate. 
19) Ebenda S. 3 f., wo die Bezugnahmen auf die einzelnen Kongreß: 


beſchlüſſe ſich finden. | 
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aus fünf Abteilungen. beftehen: aus dem Gebiete 1. bes Maſchinen⸗ 


baus, 2. der chemiſchen Technik, 3. des Bergbaus, Hüttenweſens, 


der Feuerungsanlagen, Gießerei, Gasbereitung und Landwirtſchaft, 
4. der phyſikaliſchen Technik, insbeſondere der Elektrotechnik und 
der Feinmechanik, endlich 5. des Baufachs, der Bauingenieurkunde, 
des Schiffsbaus und der handwerksmäßigen Technik. | 

Schon jetzt wird auf Verbefferung des oft zu irrigen Ent⸗ 
ſcheidungen führenden Sachverſtändigenbeweiſes nach der Richtung 
einer möglichſt umfaſſenden Erörterung des Streitfalls mit An⸗ 
hörung der Parteien und ihrer techniſchen Vertreter gedrängt ?°), 
damit die Beweisanordnung die ſpringenden Punkte richtig erfaſſen 
und ſie dem Sachverſtändigen in richtiger Weiſe vorlegen kann. 
Auch hier darf daran erinnert werden, daß es ein weſentlicher 
Grund zur Schaffung der Kammern für Handelsſachen war, damit 
das Gericht von vorneherein beſſer ausgeſtattet dem Sachverſtändigen 
gegenübertreten könne. Das einzelne wird hier N von den 
in Frage kommenden Perſonen abhängen. 

Ob die mitgeteilten Vorſchläge ſich die Zukunft erringen werden, 


das ſteht dahin ?). 


Von dem hier eingenommenen Standpunkt aus könnten ſie 
eher befürwortet werden als die Errichtung je eines beſonderen 
Senats erſter Inſtanz für einen Oberlandesgerichtsbezirk. Denn 


der vorgeſchlagene Patentgerichtshof würde nur eine Ausgeſtaltung 
der ſchon jetzt in den Nichtigkeitsabteilungen des Patentamts be⸗ 


ſtehenden Spezialgerichtsbarkeit darſtellen und die Gefahr des 


Weitergreifens ſowie diejenige der Desorganiſation des Gerichts⸗ 


weſens weniger in ſich tragen als der andere. Freilich würde die 
Zentraliſation des ganzen Patentweſens an einem Orte wie manche 
Vorteile ſo auch große Nachteile mit ſich bringen. | 3 

Immer aber muß die Forderung aufrecht erhalten werben, 
daß die Frage, ob Spezialgerichte zu Schaffen find, nicht allein vom 
Standpunkt desjenigen Zweigs aus beurteilt wird, für welchen ſie 
gefordert werden, ſondern auch vom Standpunkte der übrigen Zweige 


20) Denkſchrift des Deutſchen Vereins für den Schutz des gewerblichen 
Eigentums S. 9f. 
21) Edwin Katz, „Sondergerichte“, in der Deutſchen Juriſtenztg. 1901 


S. 449 kämpft gegen ſie mit genau denſelben Gründen, wie ſie gegen die 
Handelsgerichte ins Feld geführt wurden. ö 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LV. (Beilageheft.) | 17 
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und der Geſamtorganiſation der Gerichte. Dies gilt vor allem 
auch bezüglich der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte, zu denen 
nunmehr die Darſtellung überzugehen hat. 


Sechſtes Kapitel, 


Die Gewerbe- und Raufmannsgerichte. 
Erſter Abſchnitt. Die Gewerbegerichte. 
Grſter Teil. Geſchichte derſelben. 
8 91. 
I, Bis zur Einführung der rheiniſchen Gewerbegerichte. 


Von richterlicher Seite beſonders hört man über die Gewerbe⸗ 
gerichte und die geplanten Kaufmannsgerichte oft!) die Klage, daß 
die durch ſie betätigte Abſplitterung von der ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit etwas neues fet, das bisher in der Gefchichte der Gerichts⸗ 
organiſation kein Seitenſtück habe. Das iſt nicht richtig. Vielmehr 
hat neben der ordentlichen Gerichtsbarkeit im Mittelalter vielfach 
eine Zuſtändigkeit von Zünften, Wetteherrn, des Rats und ähnlicher 
mehr adminiftrativer Gewalten zur Entſcheidung der Streitigkeiten 
zwiſchen den Angeſtellten der Gewerbsmeiſter und Kaufleute ſowie 
dieſen ſelbſt beſtanden, und insbeſondere läßt ſich in Deutſchland 
wie in Frankreich eine parallel verlaufende Entwickelung der Handels⸗ 
und Gewerbegerichtsbarkeit feſtſtellen. Wie man in Deutſchland den 
Kaufleuten die Gerichtsbarkeit zugeſtanden hatte, ſo erſtrebten und 
erlangten auch die Handwerker das Recht, ihre Streitigkeiten unter 
ſich abzutun und fie dem ordentlichen Richter zu entziehen ?). Vorher 
hatten wohl allgemein die gewöhnlichen Gerichts- und Polizeiorgane 
der Stadt auch über die gewerblichen Streitigkeiten zu richten. 
Vom 13. Jahrhundert an findet ſich dann in den einzelnen deutſchen 
Städten, je nach der jeweiligen Verfaſſung und der Stärke der 
Zünfte, eine verſchiedenartige Entwickelung, ſo daß die Zünfte bald 
eine ziemlich allgemeine und ausſchließende Gerichtsbarkeit, bald 


1) Vgl. jetzt Kade, Der deutſche Richter 1904 S. 3 ff. 
2) Schmoller, Straßburg zur Zeit der Zunftkämpfe, Straßburg 1875 
S. 8 ff.; Stieda, Das Gewerbegericht 1890 S. 12 ff. 
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nur eine ſolche in einzelnen Punkten, bald eine Vermittelung 
zwiſchen den Parteien vor Betretung des Rechtswegs ausübten !“); 
neben den Zunftgerichten erſcheinen auch die Geſellengerichte “). 
Gegen ſie wendete ſich der Reichsſchluß wegen Abſtellung der Miß⸗ 
bräuche bei den Handwerkern) vom Jahre 1731, aber auch in 
der Hauptſache gegen die Zunftgerichtsbarkeit, welche in der Folge 
immer mehr zurücktritt: teils geht die Gerichtsbarkeit überhaupt an 
die Verwaltungsbehörden und die Gerichte über, teils ordnen die 
erſteren Vertreter zu den zünftiſchen Zuſammenkünften ab, und nur 
in ganz beſchränktem Maße verbleibt die Gerichtsbarkeit der Zunft. 
Aber doch überläßt z. B. noch die preußiſche Gewerbeordnung von 
1845 die Entſcheidung von Streitigkeiten der ſelbſtändigen Gewerbe⸗ 
treibenden mit ihren Geſellen, Gehilfen und Lehrlingen, die ſich 
auf den Antritt, die Fortſetzung oder Aufhebung des Arbeits: oder 
Lehrverhältniſſes beziehen oder auf die gegenſeitigen Leiſtungen 
während desſelben, den Innungsvorſtänden zur zuſtändigen Er⸗ 
ledigung ). 

Wie aus der Gerichtsbarkeit der Handelszünfte ſich Wett⸗ und 
Handelsgerichte, insbeſondere in den preußiſchen Seeſtädten, ent⸗ 
wickelten), wurde an anderem Orte erwähnt. Ganz ähnlich aber 
geſtalteten ſich die Verhältniſſe der Handels⸗ und der Gewerbe⸗ 
gerichte, nicht ohne gegenſeitigen Einfluß, ſoweit die Einwirkung 
des franzöſiſchen Rechts in Frage kommt. 

Auch in Frankreich hatte ſich eine von der ordentlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit losgelöſte Gewerbegerichtsbarkeit gebildet, vereinzelt den 
Zünften, in Paris ſeit 1667 einem lieutenant de police, in den 
anderen Städten Frankreichs ſeit dem Reglement vom 13. Auguſt 
1669 einem Ausſchuß von ſechs Stadtbeamten zuſtehend, von 
denen einer Kaufmann ſein mußte ?); ſpäter wurden auch in den 
anderen Städten lieutenants de police aufgeſtellt, zugleich aber 
auch die Zunftgerichtsbarkeit erweitert, bis durch das Geſetz vom 
22. germ. XI die Zuſtändigkeit für Entſcheidung von Streitigkeiten 


8) Stieda a. a. O. S. 12—28. 

4) Stieda a. a. O. S. 29 und Zitate. 

5) § 10 verbot den Geſellen, mittels eines unter fic) ſelbſt anmaßlich 
gehaltenen Gerichts gegen die Meiſter vorzugehen; Stieda a. a. O. S. 30. 

6) Stieda a. a. O. S. 35. 

) Oben S. 83. 8) Stein, Das RG. vom 29. Juli 1890 S. 2 ff. 
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zwiſchen Meiſtern und Arbeitern definitiv an die Gerichte über⸗ 
ging). | j se : 
In Lyon hatte bis zum Dekret vom 2. März 1791 ein 
tribunal commun genanntes gemiſchtes Gericht zur Entſcheidung 
der Streitigkeiten zwiſchen Unternehmern und Angeſtellten in der 
Seideninduſtrie beſtanden. Auf Wunſch der Handelskammer erging 
das Geſetz vom 18. März 1806, welches für Lyon den conseil de 
prudhommes (fünf Fabrikanten und vier chefs d'atelier) einſetzte 
und für andere Fabrikſtädte die gleiche Einrichtung unter gewiſſen 
Bedingungen vorſah. Seit 1809 wurden an anderen Orten 
138 conseils 10) errichtet, in den übrigen Städten vertritt fie die 
friedensrichterliche Tätigkeit. Im einzelnen wurde im Laufe der 
Zeit manches geändert !), geblieben iſt als Grundſatz ſtets die 
Zuſammenſetzung der Behörde aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
die aus der Wahl hervorgehen, die Scheidung in eine Vergleichs⸗ 
kammer (bureau particulier) und in die entſcheidende Behörde 
(bureau général), welche tätig zu werden hat, wenn der ſtets vor⸗ 
zunehmende Sühneverſuch mißlungen iſt, endlich ein ſehr einfaches 
und billiges Verfahren 12). Seit Dekret von 1809, Neuredaktion 
vom 20. Februar 1810, ſollten die urſprünglich nur bis zum Be⸗ 
trage von 60 Fr. ohne Appellation (und ohne Koſten) entſcheidenden 
conseils des prudhommes ohne Rückſicht auf die Höhe der Klage⸗ 
forderung zuſtändig ſein, und zwar bis zum Streitwert von 60, 
ſpäter 100, jetzt 200 Fr., in einziger Inſtanz, während beim 
höheren Streitwert die Berufung, was an dieſem Orte hervor⸗ 
zuheben iſt, an die Handelsgerichte gehen ſollte 15); freilich wurden 
Wünſche laut, eine eigene Berufungsinſtanz in der Inſtitution zu 
bilden 1. 

In neueſter Zeit ſollen Prudhommes auch für Handel, 


) Ebenda S. 11. 

10) Lyon-Caen et Renault, Traité de droit commercial t. I 
2. Ed. p. 540. 

11) Vgl. ebenda S. 537 Nr. 1—2; Stieda im Handwörterb. der Staats⸗ 
wiſſenſch. 2. Aufl. Bd. IV S. 408. 

12) Lyon⸗Caen S. 540 f.; Stieda a. a. O. S. 76 f.; Stein a. a. O. 
S. 13—16. 

18) Lyon⸗Caen S. 567; Stein a. a. O. S. 16 und 17. 

14) Stein a. a. O. S. 32. 
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Landwirtſchaft und Bergbau gewählt und die endgültigen Ent⸗ 
ſcheidungen derſelben bis zur Werthöhe von 2000 Fr. ausgedehnt 
Be ED). 


2. § 92. 
II. Von 1808 bis zur Neuzeit. 


gi Von Frankreich aus wurde die Einrichtung der conseils des 
prudhommes nach Belgien, Deutſchland, einige Teile der Schweiz 


und in etwas veränderter Form nach Sſterreich verpflanzt. Für 


Deutſchland knüpft an ihre Einführung (das Geſetz vom 22. ger- 
minal XI und dasjenige vom 16. März 1806 galten alsbald auf 
dem linken Rheinufer) die weitere Entwickelung in weit höherem 
Grade noch, als dies bei den Handelsgerichten der Fall war, an. 
Der „Rat der Gewerbeverſtändigen“ wurde 1808 für Aachen⸗ 
Burtſcheid, 1811 für Köln errichtet, während für andere Städte 
die Errichtung angeordnet wurde; vom Jahre 1830 ab wurde die 
Einrichtung als Fabrikgericht umgeſtaltet und ihre Zuſtändigkeit, 
welche, wie auch in Frankreich, nach einzelnen Induſtrien begrenzt 
war, auf die geſamte Induſtrie und das Handwerk des Bezirks 
ausgedehnt. 1834 und 1835 wurden Fabrikgerichte in Krefeld und 
N Gladbach errichtet, deren Koſten mit Ausnahme derjenigen für 
Lokal und Beheizung, welche von den Gemeinden zu ſtellen waren, 
auf die Staatskaſſe übernommen wurden. 1840 folgten die Fabrik⸗ 
gerichte in Barmen, Elberfeld, Solingen, Lennep und Remſcheid, 
denen ſich alsbald ſolche in Burſcheid, Düſſeldorf und Mülheim a. Rh. 
anſchloſſen; dasjenige in Burſcheid wurde 1881 aufgehoben 10). 
Die rheiniſche Einrichtung wirkte aber auf ganz Preußen und 


Deutſchland als Vorbild. 


Ein Fabrikengericht war, wie ſchon an anderem Orte erwähnt 
wurde 1), mit Reglement vom 4. April 1815 als beſondere Depu⸗ 
tation des Stadtgerichts für Berlin (zur Entſcheidung der Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Unternehmern und Arbeitern, ſowie der erſteren 
unter ſich, ſoweit Schuldſachen aus der Fabrikverbindung entſtanden, 
mit Ausnahme der Wechſelſachen) errichtet worden. Fabrikgerichts⸗ 


15) Handwörterbuch a. a. O. S. 407. ö 

16) Stein a. a. O. S. 38—45; Stieda im Handwörterbuch a. a. O. und 
Gewerbegericht S. 38 ff. 

17) Vgl. oben S. 107. 
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deputationen entſtanden 1829 im Regierungsbezirk Arnsberg (mit 
etwas anderer Zuſtändigkeit). Bei dieſen Fabrikgerichten, wie bei 
dem von Berlin, trat zu dem gewöhnlichen Richter ein techniſcher 
Mitarbeiter hinzu, bei den weſtfäliſchen Gerichten außerdem ein 
Fabrikant, im übrigen verblieb man nur in wenigen Punkten bei 
dem franzöſiſch⸗rheiniſchen Vorbild. Dieſes wirkte aber immer mehr 
auf die öffentliche Meinung, unter deren Einfluß in Preußen die 
zwei Verordnungen vom 9. Februar 1849, betr. die Errichtung von 
Gewerbegerichten — dieſe blieb wegen ungünſtiger Regelung des 
Koſtenpunkts ohne Bedeutung — und betr. die Errichtung von Ge⸗ 
werberäten ꝛc., erſchienen. Die rheiniſchen Gerichte ſelbſt blieben 
unberührt 1°), ſämtliche preußiſche Gewerbegerichte wurden ſeit 1846 
als königlich bezeichnet. In Sachſen kam nach mehreren Anläufen 
das Geſetz vom 15. Oktober 1861 zu ſtande, in deſſen Verfolg ein 
Gewerbegericht in Meißen errichtet wurde, mit einem rechtskundigen 
Verwaltungsbeamten als Vorſitzenden und Beiſitzern, je zur Hälfte 
aus Arbeitgebern und nehmern beſtehend 1). Ebenſo wurden in 
Sachſen⸗Gotha Friedens⸗ und Gewerbegerichte errichtet, die aber 
nicht lange beſtanden ?)). 

So war der Rechtszuſtand beim Inkrafttreten der Gewerbe⸗ 
ordnung von 1869. Dieſelbe behielt für die Streitigkeiten der 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden mit Geſellen, Gehilfen und Lehr⸗ 
lingen über den Antritt, die Fortſetzung oder die Aufhebung des 
Arbeitsverhältniſſes, über die gegenſeitigen Leiſtungen aus dem⸗ 
ſelben, die Erteilung oder den Inhalt der Arbeitsbücher oder der 
Zeugniſſe die etwa in den einzelnen Staaten beſtehenden Behörden 
bei, beſtimmte aber, daß dieſe Streitigkeiten, wo ſolche Behörden 
nicht beſtänden, durch die Gemeindebehörde oder ein durch ſie nach 
Ortsſtatut unter gleichzeitiger Zuziehung von Arbeitgebern und 
Arbeitern zu bildendes Schiedsgericht zu entſcheiden ſeien ); gegen 
die vorläufig vollſtreckbare Entſcheidung ſollte binnen 10 Tagen 
der Rechtsweg offen ſtehen. Seitdem iſt der Grundſatz herrſchend 
geblieben, daß die Gemeindebehörden dieſe als Vergleichsbehörde und 
Vorſtufe der Gerichte gedachte Einrichtung zu gewähren oder zu 
beſtellen hätten. Daneben beſtehen dann ſeit 1881 vereinzelte 

18) Stein a. a. O. S. 46 —58. 


12) Ebenda S. 58—60. 20) Ebenda S. 60 f. 
2) § 108, ſpäter faſt gleichlautend § 120 a. 
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Innungsgerichte, welchen die Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen 
den Innungsmeiſtern und ihren Lehrlingen obligatoriſch, zwiſchen 
Meiſtern und Gehilfen fakultativ obliegt und welche auch Schieds⸗ 
gerichte errichten können, deren Zuſtändigkeit durch die höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde auch auf Nichtinnungsmitglieder ausgedehnt werden 
kann ?). Der erſte Termin muß innerhalb acht Tagen anberaumt 
werden, widrigenfalls der Kläger ſich an das Gewerbegericht oder, 
wo ſolches nicht beſteht, an das ordentliche Gericht wenden fann 2°). 
Daß man die Gewerbegerichtsbarkeit, wo beſondere Gerichte nicht 
beſtanden, in die Hand der Gemeinden legte, geſchah nicht etwa 
aus einer grundſätzlichen Anſchauung, daß die Gemeinden die ge⸗ 
gebenen Träger dieſer Gerichtsbarkeit wären, ſondern man wollte 
nur auf dieſe Weiſe ermöglichen, ein etwa vorhandenes Bedürfnis 
trotz ablehnender Haltung des Staates zu befriedigen ?*). Im Ge: 
richtsverfaſſungsgeſetz wurden Gemeindegerichte unter gewiſſen Ein⸗ 
ſchränkungen und Gewerbegerichte als beſondere Gerichte zugelaſſen?“) 
und in § 15 ausdrücklich ausgeſprochen: die Gerichte ſind Staats⸗ 
gerichte. Den beſonderen Gerichten wurde dieſelbe Stellung den 
anderen Gerichtsbehörden gegenüber eingeräumt wie den ordent⸗ 
lichen, ſie ſollten in gleicher Weiſe wie dieſe abſchließend über die 
Zuſtändigkeit entſcheiden 2°). 

Nach manchen mißglückten Anläufen — zu erwähnen iſt ein 
Entwurf vom Jahre 1874, der die Gewerbegerichte an die ordent⸗ 
lichen Gerichte in der Weiſe angliederte, daß die Bildung durch 
den ordentlichen Richter als Vorſitzender mit je einem Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer als Beiſitzern erfolgte?) — kam das Geſetz 
betr. die Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 zu ſtande, welches 
dann durch dasjenige vom 30. Juni 1901 abgeändert wurde. 


22) Stieda, Gewerbegericht S. 50 ff. 

28) Vgl. Handwörterbuch Bd. IV S. 1355 und 1356. 

24) Stein a. a. O. S. 64. 

25) GVG. § 14 Z. 3 und 4. 

26) Wittmaack, Das Verhältnis der beſonderen Gerichte zu den ordent⸗ 
lichen im Archiv für die ziviliſt. Praxis Bd. XC S. 6, 19 f., 22. 

27) Vgl. Stieda, Gewerbegericht S. 58 —60, im übrigen S. 61 f. die 
weitere Vorgeſchichte des Geſetzes. 
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Sweiter Teil. Die Einrichtung der Gewerbegerichte. 
§ 98. 
I. Die geſetzlichen Beſtim mungen. 


Fuiür die Entſcheidung von gewerblichen Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitern einerſeits und ihren Arbeitgebern andererſeits, ſowie 
zwiſchen Arbeitern desſelben Arbeitgebers können Gewerbegerichte 
für den Bezirk einer Gemeinde oder mehrerer Gemeinden durch 
Ortsſtatut und für den Bezirk eines weiteren Kommunalverbands 
durch Statut desſelben errichtet werden??). Für Gemeinden mit 
mehr als 20000 Einwohnern muß ein Gewerbegericht errichtet 
werden?), und auch ſonſt kann auf Antrag der Arbeitgeber oder 


Arbeiter die Landesjuſtizverwaltung die Errichtung anordnen ?). 


Die Koſten der Einrichtung und der Unterhaltung ſind, ſoweit 
ſie nicht in den Einnahmen des Gerichts ihre Deckung finden, von 
der Gemeinde oder dem weiteren Kommunalverbande zu tragen?). 

Für jedes Gewerbegericht ſind ein Vorſitzender und mindeſtens 
ein Stellvertreter desſelben, ſowie die erforderliche Anzahl von Bei⸗ 
ſitzern zu berufen “?), welche zur Hälfte von den Arbeitgebern, zur 
Hälfte von den Arbeitnehmern je aus ihrer Zahl durch unmittel⸗ 
bare und geheime Wahl beſtellt werden “), während der Vorſitzende 
und deſſen Stellvertreter weder Arbeitgeber noch Arbeiter ſein 
dürfen und durch den Magiſtrat oder die bezügliche Vertretung 
. gewählt ?*), durch die höhere Verwaltungsbehörde aber beſtätigt 
werden, falls ſie nicht Staats⸗ oder Gemeindebeamten ſind, welche 
ihr Amt kraft ſtaatlicher Ernennung oder Beſtätigung verwalten °°). 

Perſonen, welche zum Amt eines Schöffen unfähig ſind, können 
nicht zum Mitglied eines Gewerbegerichts berufen werden, und es 
ſollen nicht berufen werden ſolche Perſonen, welche das 30. Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet und Armenunterſtützungen, welche ſie im 
verfloſſenen Jahre für ſich und ihre Familie erhielten, nicht zurück⸗ 
erſtattet haben ?®). 

Das Amt der Beiſitzer ift ein Ehrenamt, deſſen Übernahme 
nur unter beſtimmten Vorausſetzungen abgelehnt werden kann“); 


28) § 1 Abſ. I—IV. 20) § 2. 30) § 1 Abſ. V. 
31) § 9. 82) § 10. ss) § 13. 34) § 12 Abſ. II. 
38) § 17 Abſ. II. ze) § 11. 35) § 20 Abſ. I. 
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dagegen erhalten die Beiſitzer Entſchädigung für Reiſekoſten und 
für Zeitverſäumnis 3%). Mitglieder einer Innung, für welche ein 
Schiedsgericht nach §§ 8lb N. 4, 91—91b der Gewerbeordnung 
beſteht, ſowie deren Arbeiter ſind weder wählbar, noch wahl⸗ 
berechtigt?“), werden fie als Beiſitzer Mitglied einer Innung oder 
treten bei einem ſolchen in Arbeit, ſo ſcheiden ſie bei der nächſten 
Wahl aus dem Gerichte“). Vorgeſehen iſt eine Entſetzung von 
Gewerbegerichtsmitgliedern wegen grober Pflichtverletzung durch die 
landgerichtliche Strafkammer ). 

Das Gericht verhandelt und entſcheidet in der Regel in der 
Beſetzung mit dem Vorſitzenden, einem Arbeitgeber und einem 
Arbeiter. Das Ortsſtatut kann die Zuziehung einer größeren Zahl 
von Beiſitzern anordnen, das Verhältnis der beiden Kategorien 
muß aber immer gleich ſein “?). Der Vorſitzende allein verfügt 
Ordnungsſtrafen gegen die Beiſitzer“ ), erläßt die nicht auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung ergehenden Beſchlüſſe und Ver: 


flüügungen, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt !“), er kann im 


erſten Termine ohne Zuziehung der Beiſitzer die Sühne verſuchen, 
Verſäumnis⸗, Anerkenntnisurteil erlaſſen und ſelbſt, wenn die 
Sache ſtreitig wird, allein entſcheiden, wenn dies ſofort geſchehen 
kann und beide Parteien es beantragen 5). Dieſe Beſtimmung 
würde ſich zur Nachahmung für die Kammer für Handelsſachen 
_ ebenfalls eignen. . 

Rechtsanwälte und Perſonen, welche das Verhandeln vor Ge⸗ 
richt gewerbsmäßig betreiben, werden als Prozeßbevollmächtigte und 
Beiſtände nicht zugelaſſen *°). 

Die Parteien können an ordentlichen Gerichtstagen ohne 
Terminsbeſtimmung mn); die Ladung erfolgt von Amts 
wegen !). 

Das Verfahren iſt abgekürzt, Zeugen und Sachverſtändige 
werden nur ausnahmsweiſe beeidigt *?), die Gebühren find gering ). 
Die Berufung, welche nur bei einem Streitwert über 100 Mk. 
zuläſſig iſt, ſowie die Beſchwerde gehen an das Landgericht ). 
Die ordentlichen Gerichte ſind im übrigen dann zuſtändig, wenn 


38) § 20 Abſ. II. 20) 814 Abſ. III. 40 8 21 Abſ. II. 
40 8 21 Abſ. III. 42) § 24. 43) 8 23. 44) § 53. 
45) § 54 Abſ. IV. 46) 8 81. 47) 8 37. 48) 8 35. 
49) § 44 Abſ. II. 50) § 58. n § 55 Abſ. 1 und II. 
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das Gewerbegericht ſich für unzuſtändig erklärt hat und um⸗ 
gekehrt 5). 

Das Gewerbegericht kann auch als Einigungsamt angerufen 
werden ); hier kommt von ihm aber nur der Vorſitzende in 
Frage; wird das Gewerbegericht als Einigungsamt wirklich tätig, 
ſo erhält er als Beiſitzer nicht die gewöhnlichen des Gewerbegerichts, 
ſondern Vertrauensmänner der Arbeitgeber und Arbeiter in gleicher 
Zahl 4). Endlich iſt das Gewerbegericht verpflichtet, amtliche Gut: 
achten auf Anſuchen der Behörden und ihres Kommunalverbandes 
zu erſtatten und iſt berechtigt, Anträge an Behörden, Vertretungen 
von Kommunalverbänden und an die geſetzgebenden Körperſchaften 
zu richten, alles dies nur in gewerblichen Fragen >>). 

Geregelt iſt im Gewerbegerichtsgeſetz noch das Verfahren vor 
dem Gemeindevorſteher derjenigen Orte, welche kein Gewerbegericht 
befigen °°). Die Beſtimmungen für die Berggewerbegerichte find 
in § 82 des Geſetzes enthalten, hier iſt die Verpflichtung des Staats 
zur Tragung des erforderlichen Aufwands anerkannt und auch ſonſt 
der Zuſammenhang mit der Gemeindebehörde aufgehoben 5). 


§ 94. 
II. Kritik der Einrichtung. 


Es iſt eine Täuſchung, wenn von juriſtiſcher Seite insbeſondere 
gelegentlich der Frage, ob kaufmänniſche Schiedsgerichte errichtet 
werden ſollten, die Einrichtung der Gewerbegerichte überhaupt in 
ungünſtigſter Weiſe beurteilt wird '). Ich habe bereits früher 
verſucht, dieſer Anſchauung entgegenzutreten °°) und habe auf die 
Tätigkeit der Gewerbegerichte, wie ſie uns aus den zahlreichen Ur⸗ 
teilen derſelben, aus dem für ſie gegründeten Organ, aus den 
Zuſammenkünften der Gewerberichter und den wirtſchaftlichen Zeit⸗ 
ſchriften entgegentritt, verwieſen. Wenn nahezu die Hälfte der bei 
den Gewerbegerichten angebrachten Sachen durch Vergleich erledigt 


52) §§ 6 und 28; vgl. Wittmaack a. a. O. S. 25 ff. 

0 §§ 62 ff. 50 8 67. 

58) § 75. 56) §§ 76 ff. 

57) Ziff. 1, 2, 3, 4, 5 des § 82 Abſ. II. 

58) Vgl. Metzges, Deutſche Juriſtenzeitung Bd. II S. 353 ff. 

59) Silberſchmidt, Zur Frage der kaufmänniſchen Gewerbegerichte 
in der Zeitſchr. für das geſ. Handelsrecht Bd. XLVII. 
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wird 60), fo iſt das allein {don ein ſehr erfreuliches Ergebnis. Es 
haben aber auch die Urteile der Gewerbegerichte ſich in ſteigendem 
Maße die Anerkennung der Fachleute errungen, zumal an den 
großen Verkehrsmittelpunkten (insbeſondere Berlin), wo die Vor⸗ 
teile des Spezialgerichts beſonders zur Geltung kommen. Wer 
nur die Tätigkeit des Gewerbegerichts Berlin — z. B. aus den 
Referaten in der „Sozialen Praxis“ — kennt, der wird eine Auf⸗ 
hebung dieſer Gerichte für unmöglich halten, zumal ja auch ihre 
Gegner zugeben, wie feſt die Klaſſe der Arbeitnehmer an ihnen 
hängt; übrigens verſtummen auch die Klagen der Arbeitgeber mehr 
und mehr. | 

Es geht aber auch andererſeits nicht an, die ordentlichen 
Gerichte im Vergleich mit den Gewerbegerichten herabzudrücken 
und durch eine einſeitige geſetzgeberiſche Bevorzugung der letz⸗ 
teren zu ſchädigen. Vielmehr iſt es erforderlich, ſtets das Weſen 
der Gewerbegerichte ſich vor Augen zu halten und danach zu 
urteilen. 

Die Gewerbegerichte ſind nach ihrer ganzen Zuſammenſetzung 
und Zweckbeſtimmung Schiedsgerichte, wie ſie auch richtig „Gewerb⸗ 
liche Schiedsgerichte“ bezw. „Kaufmänniſche Schiedsgerichte“ früher 
genannt wurden. Die Zuſammenſetzung aus den beiden für den 
Arbeitsvertrag in Betracht kommenden Parteien unter dem Vorſitz 
eines dritten Unparteiiſchen, der nicht Juriſt zu ſein braucht, zeigt 
deutlich, daß man von vorneherein die tunlichſt raſche (und billige) 
Schlichtung des Streits im Auge hatte, und nicht etwa eine juriſtiſch 
hervorragende Begründung des Urteils, daß man ein Schiedsgericht 
und nicht ein Gericht begründen wollte. Sollte ja auch das In⸗ 
nungsſchiedsgericht dem Gewerbegericht gleichwertig fein ®!) und die 
Zuſtändigkeit des Gewerbegerichts durch einen Schiedsvertrag nur 
dann ausgeſchloſſen werden können, wenn nach demſelben unter 
denſelben Verhältniſſen wie beim Gewerbegericht Arbeitgeber und 
Arbeiter in gleicher Zahl unter einem unparteiiſchen Vorſitzenden 
mitwirken ). In ähnlicher Weiſe wird jetzt auch vorgeſchlagen, 
Kartellgerichte aus einem volkswirtſchaftlich gebildeten Juriſten als 


60) Vgl. Stieda im Handwörterbuch a. a. O. Bd. IV S. 401; vgl. dazu 
die im „Gewerbegericht“ S. 77 und 79 von ihm angegebenen Ziffern. 

610 § 84. 

62) § 6 Abſ. II. 
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Vorſitzenden, einem fartellierten und einem nicht tartellierten Unter: 
nehmer als Beifigenden zu bilden °°). 

Die Folgerung aus dein ſchiedsgerichtlichen Weſen des Ge⸗ 
werbegerichts iſt aber eine doppelte. 

1. Was die Rechtsmittel anlangt, ſo widerſpricht die Berufung 
dem Weſen des Schiedsvertrags; ganz widerſpruchsvoll iſt es, dieſe 
Berufung an eine ganz andere Art von Gerichten, an die land⸗ 
gerichtliche Zivilkammer, an? an ein reines Juriſtengericht, gehen 
zu laſſen. | 

Tatſächlich ſehen wir, daß nur in einer ſehr geringen Zahl 
von Fällen (zweihundert bis dreihundert “) von etwa fünfzigtauſend 
anhängigen Gewerbegerichtsſachen im ganzen Reiche) von dieſem 


. Rechtsmittel Gebrauch gemacht wird“). Und die Bewegung für 
Einführung von Kaufmannsgerichten hat gezeigt, daß 5 eine 


Hinaufrückung der Berufungsgrenze gewünſcht wurde. 
2. Die Möglichkeit der Berufung erſcheint mir beſonders 
unheilvoll gegenüber einer zweiten, an ſich ſchon nicht zweckent⸗ 
ſprechenden Beſtimmung. Nachdem man die Gewerbegerichte als 
für ſich beſtehende Sondergerichte beſtellt hat, mußte man ſowohl 
ihnen, wie bereits erwähnt, als auch den ordentlichen Gerichten die 
Möglichkeit gewähren, je ihre Zuſtändigkeit in ihrem Inſtanzenzuge 
zu prüfen, und ſo finden wir bei den Gewerbegerichten genau das 
Abel, an welchem die Handelsgerichte, wo ſie ſelbſtändig geſtellt 
waren, gelitten hatten: die große Anzahl von Rechtsſtreitigkeiten, 
die ſich bis zur letzten Inſtanz nur mit der Frage der Zuſtändig⸗ 
keit befaſſen. 

Wenn man die Einrichtung eines beſonders raſch entſcheidenden 
Gerichts für geboten hält, iſt es dann nicht ein Hohn auf die ganze 
Einrichtung, wenn nach mehrjährigem Rechtsſtreit erſt eine letzt⸗ 
inſtanzielle Entſcheidung der ordentlichen Gerichte die Zuſtändigkeit 
der Gewerbegerichte ausſpricht oder wenn dieſe Zuſtändigkeit im 
Inſtanzenzuge für das Gewerbegericht verneint wird. Wie das 
wirkt, mögen zwei Fälle aus meiner eigenen Praxis dartun. 


63) Steinbach, Rechtsgeſchäfte der wirtſchaftl. Organiſation, Wien 1897; 
Hirſch, Die rechtliche Behandlung der Kartelle 1897 S. 13. 

64) Deutſche Juſtizſtatiſtik Bd. XI S. 261: 1900 275, 1901 382 Berufungen. 

65) Soweit die Berufung zuläffig iſt, wurde fie 1896 in 9,2 % der Fälle 
ergriffen. 
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Der Dienſtknecht einer Brauerei, der zugleich Flaſchenbier 
ausführt und von dem Umſatz eine kleine Proviſion bezieht, klagt 
die rückſtändige Forderung gegen die Brauerei am 5. Dezember 
1896 beim Amtsgericht ein und erringt ein obſiegendes Urteil; 
das Berufungsgericht muß mit Urteil vom 17. Juni 1898 die 
Klage wegen Unzuſtändigkeit abweiſen, da die Beweiserhebung 
zweifellos °°) ergeben hat, daß die Zuſtändigtett des un 
gegeben ft. 7 

Noch greller iſt der folgende Fall. Ein Heimarbeiter klagt 


am 8. Auguſt 1896 beim Amtsgericht gegen eine Konfektionsfirma. 


Die Klage wird durch Urteil vom 5. März 1902 wegen Unzu⸗ 
ſtändigkeit abgewieſen, dieſes Urteil wird am 17. Oktober 1902 in 
der Berufungsinſtanz aufgehoben, und nun kann nach ſechs Jahren 
die materielle Würdigung der Sache beginnen. Man glaube nicht, 
daß dieſe Fälle ſelten ſind, haben doch auch die beiden Beiſpiele 


an einem kleinen Gerichte nahezu gleichzeitig geſpielt. Das Leben 


bietet eben ſehr häufig Fälle, wo das Verhältnis des Dienſtboten, 
des Gewerbegehilfen, der landwirtſchaftlichen Hilfskraft, der kauf⸗ 
männiſchen Angeſtellten ꝛc. ineinanderfließen, ganz abgeſehen von 
den zahlreichen Rechtsfragen, ob die Gewerbegerichte bei Streitig⸗ 
keiten gegenüber den Erben ), Konkursverwaltern “s) 2c., von Arbeit: 
gebern und Arbeitern zuſtändig find, bei Kürzung von Kautionen ), 
wer Künſtler und wer Gewerbtreibender iſt ꝛc. Die „Soziale Praxis“ 
und „Das Gewerbegericht“ enthalten eine große Anzahl von ſolchen 
Zuſtändigkeitsprozeſſen. Sogar gegen den Willen der Parteien 
muß das dem Gewerbegericht wie dem Amtsgericht übergeordnete 
Landgericht noch in der Berufungsinſtanz die ee 
prüfen 79). 

Und doch wäre durch eine den § 506 ZPO. bezw. 88 108 f. 
des GVG. entſprechende Verweiſung in einfachſter Weiſe zu helfen, 
nachdem man ſchon Amtsgericht und Gewerbegericht zuſammen 
dem Landgericht unterſtellt hat, ſo daß recht wohl das Gewerbe⸗ 
gericht als die ſchiedsgerichtliche Kammer des Amtsgerichts erachtet 


$6) Vgl. Handbuch der Unfallverſicherung, erſte Hälfte 1896 S. 493. 
67) Vgl. „Recht“ 1902 Nr. 1742 und Zitate ſowie S. 399. 

$8) Vgl. „Recht“ 1903 S. 530. 

69) Vgl. „Recht“ 1901 S. 596. 

70) Entſch. des Reichsgerichts Bd. XXII S. 4. 
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werden kann. Mißbräuche in den Verweifungen find auf keiner 
Seite zu befürchten. 

Eine Loslöſung des Gewerbegerichts von den Organen der 
Gemeinde und die direkte Angliederung an das Amtsgericht in der 
Weiſe, daß der Amtsrichter den Vorſitz übernimmt, würde freilich 
dieſe Frage am einfachſten löſen. Aber einmal wird die Regierung 
wegen der Koſten und die Volksvertretung wegen eines gewiſſen 
Mißtrauens gegen den ſtaatlichen Richter dem nicht leicht zu⸗ 
ſtimmen, andererſeits erſcheint auch mir für die großen gewerblichen 
Mittelpunkte, insbeſondere auch mit Rückſicht auf die wichtige Tätig⸗ 
keit des Gewerbegerichts als Einigungsamt, der Gemeindebeamte, 
der mit dem Arbeitsnachweis und dem gewerberechtlichen Referat, 
insbeſondere auch den Tarifvereinbarungen ), in Fühlung ſteht, 
als Spezialgewerberichter unentbehrlich. 

Je mehr aber die Gewerbegerichte ſich die Gunſt der Bevölke⸗ 
rung erwerben, je mehr ſie ſelbſt ſtaatliche Aufgaben erfüllen und 
je mehr der gleiche Anſpruch auf Schiedsgerichte von anderen Be⸗ 
rufsarten (Handel, Landwirtſchaft, Literatur und Kunſt, Schiff⸗ 
fahrt ꝛc.) erhoben wird, deſto mehr wird es notwendig werden, in 
grundſätzlicher Weiſe zu ſcheiden zwiſchen dem ordentlichen erkennen⸗ 
den Gericht und den dem Amtsgerichte anzugliedernden Arbeits⸗ 
ſchiedsgerichten “?). Die Fragen des Arbeitsrechts erfordern, da 
während des Streits meiſt die Arbeitskraft brach liegen muß und 
der einzelne wie der Staat dadurch volkswirtſchaftliche Nachteile 
erleidet, raſche Entſcheidung. Die Mitwirkung je eines Standes⸗ 
genoſſen der beiden Streitsteile läßt den gewöhnlichen Inſtanzen⸗ 
zug entbehrlich erſcheinen. Die Arbeitsſchiedsgerichte würden in 
tunlichſt viele beſondere Kammern zu zerfallen haben, wobei in den 
Groß⸗ und Fabrikſtädten mit Rückſicht auf die beſondere Bedeutung 
des Gewerbes für ſie, ihnen die Beſetzung der Vorſitzendenſtellen 
in den gewerblichen Kammern einzuräumen und aufzuerlegen wäre. 

Eine Gliederung nach Induſtrien iſt ſchon jetzt bei einzelnen Ge⸗ 
werbegerichten, insbeſondere in Berlin und Hamburg, durchgeführt“). 


71) Vgl. „Recht“ 1901 S. 368. 

72) Vgl. Fleſch im Archiv für ſoziale Geſetzgeb. und Statiſtik Bd. XVIII 
Heft 1 und 2; „Recht“ 1903 S. 192; Phil. Lot mar, Der Arbeitsvertrag 
Bd. I (1902) S. 11 ff. 

78) Handwörterbuch a. a. O. S. 403. 
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Erachtet man aber die Berufung für unentbehrlich, dann möge 
man ſie an die Kammern für Handelsſachen, wo ſolche beſtehen, 
richten; eventuell könnten dieſelben durch zwei Arbeitervertreter im 
Sinne der Gewerbegerichte ergänzt werden. 


Zweiter Abſchuitt. Die Kaufmannsgerichte insbeſondere. 
§ 95. 
I. Strömungen und Gegenſtröm ungen. 


Wie man die Gewerbegeridte überhaupt als ein Produkt des 
Kampfes um Gleichberechtigung, den der vierte Stand führe, be⸗ 
zeichnet hat, ſo hat man auch auf die Tendenz der Ausdehnung 
hingewieſen, welche den Gewerbegerichten überall innewohne ), 
den franzöſiſchen und belgiſchen conseils des prudhommes wie den 
öſterreichiſchen Gewerbegerichten, den italieniſchen collegi dei Probi- 
viri wie den däniſchen Schiedsgerichten. Eine einfachere Er⸗ 
klärung 7°) des Beſtrebens nach Gewerbegeridten weiſt auf das 
Geſchenk hin, welches die Regierung durch die Gewährung einer 
billigen Rechtspflege den Gewerbegerichten im Gegenſatz zu den 
Gebühren der ordentlichen Gerichte mache und daß an die Herab- 
ſetzung dieſer Gerichtsgebühren nicht zu denken ift ?“). Die Ge⸗ 
werbegerichte enthalten aber auch ſonſt noch Vorteile, die ſie er⸗ 
ſtrebenswert machen. „Die Teilnahme an der Rechtſprechung iſt 
ebenſo ein Vorrecht wie das koſtenloſe, ſchleunige und vereinfachte 
Verfahren der Gewerbegerichte“ 77). 

So ſehen wir denn alsbald nach dem Gewerbegerichtsgeſetz 
den Beginn einer Agitation der Handlungsgehilfen, unterſtützt von 
der Arbeiterſchaft und getragen von den ſozialen Ideen der Gegen⸗ 
wart. Der Widerſtand, den die Prinzipalſchaft, vertreten in den 
Handelskammern, und der Juriſtenſtand leiſten, erweiſt ſich dem 
gegenüber als zu ſchwach, der Reichstag tritt energiſch und immer 


74) Könige, „Das Kaufmannsgericht“ rc. „Recht“ 1903 S. 66. 

25) Vgl. Strang in der Deutſchen Juriſtenztg. 1902 S. 162, 1903 S. 70, 
1904 S. 182. 

76) Gumbinner in der Deutſchen Juriſtenztg. 1903 S. 48; vgl. mit 
1902 S. 523. 

77) Silberſchmidt in der Zeitſchrift für das geſamte Handelsrecht 
Bd. XLVII S. 289. 
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wieder für die Forderung der Handlungsgehilfen ein und ſetzt es 
durch, daß ihm eine Vorlage für die Schaffung von „Kaufmanns⸗ 
gerichten“ gemacht wird. Der Geſetzentwurf „betreffend Kauf⸗ 
mannsgerichte“ weiſt denn auch in feiner Begründung “) vor allem 
hin auf die wohlwollende Stellung des Reichstags zu den Wünſchen 
der Handlungsgehilfen unter Einzelaufführung der Anträge und 
Beſchlüſſe von 1897—1902 und führt als Begründung die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage der Handlungsgehilfen an, die mit ihren meiſt 
300 Mark überſteigenden Anſprüchen auf den langſamen und teuren 


Anwaltsprozeß des Landgerichts angewieſen ſeien, aber dadurch für 


längere Zeit den Gehalt entbehren müßten und oft bis zum Aus⸗ 
gang des Rechtsſtreits keine neue Stellung antreten oder auch nur 
finden könnten. 

Am weiteſten von den früher geſtellten Anträgen ging der 


Antrag Agſter und Genoſſen de), welcher die Zuſtändigkeit der 
Gewerbegerichte auf alle Streitigkeiten aus Lohn⸗, Arbeits⸗ und 


Dienſtverhältniſſen im Gewerbe, Bergbau, der Land: und Forſt⸗ 


wirtſchaft, ſowie Fiſcherei, dem Handel und Verkehr ſowie der | 


Induſtrie ausdehnen wollte. 


Es war aber gerade der Handlungsgehilfenſtand, welcher in 
§ 81 des Gewerbegerichtsgeſetzes vom Genuſſe dieſes Geſetzes aus⸗ 
geſchloſſen war und dieſen Ausſchluß wieder aufzuheben ſuchte. 8 
Beſonders traten in Eingaben und Denkſchriften für die Schaffung 


von. kaufmänniſchen Schiedsgerichten ein: der deutſche Verband 
kaufmänniſcher Vereine in Frankfurt a. M., der Verband der 
Handlungskommis von 1858, der Verband deutſcher Handlungs⸗ 
gehilfen in Leipzig, der deutſchnationale Handlungsgehilfenverband in 
Hamburg, der Verband reiſender Kaufleute Deutſchlands, der kauf⸗ 


männiſche Verein in München, der Zentralausſchuß Berliner kauf: 


männiſcher, gewerblicher und induſtrieller Vereine und der General⸗ 
rat des Vereins deutſcher Kaufleute“), zuſammen 2061 Vereine 


78) Aktenſtück Nr. 141 zu den Verhandlungen des Reichstags 1903/04 
S. 720 f.; vgl. auch Rieſenfeld, Kaufmänniſche Schiedsgerichte 1897 S. 1 ff.; 


Mumm unter dem gleichen Titel im Archiv für bürgerliches Recht Bd. XX 


S. 306; Silbermann, „Die Frage der kaufmänniſchen Schiedsgerichte in 
Deutſchland“ im Archiv für ſoziale Geſetzgebung und Statiſtik Bd. XI S. 658 f. 
79) 1898/99 Nr. 36. 
0) Mumm a. a. O. S. 305; Rieſenfeld a. a. O. S. 7. 
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und Verbände mit 236 242 Gehilfen und 74 656 Peingie 
palen “)). 5 

Unterſtützt wurde dieſe Hebe durch die Vertreter der 
ſozialen Beſtrebungen im weiteſten Sinne, insbeſondere auch die 
„Soziale Praxis“ und einzelne Gewerberichter, im großen und 
ganzen durch die Vertreter des wirtſchaftlichen Gebietes “?). Die 
Gründe werden durch Dr. v. Bönigk a. a. O. dahin zuſammen⸗ 
gefaßt, daß die beſtehenden Einrichtungen: Schiedsmänner, Amts⸗ 
gerichte, Kammern für Handelsſachen und freiwillige Schieds⸗ 
gerichte deshalb nicht genügen, weil bei ihnen nicht gleichzeitig 
vorhanden iſt: Entſcheidungsrecht, ſchnelle und wohlfeile Recht⸗ 
ſprechung, ſowie die Beteiligung des fachlichen Elements. | 

Gegner der Einrichtung waren vor allem die Handelskammern: 
diejenige von Wiesbaden zählte, daß von 73 Kammern 47 ſich 
dagegen, 19 dafür ausgeſprochen hätten, während 7 eine Mittel⸗ 
ſtellung einnahmen ); Rieſenfeld führte mit genauer Literatur: 
angabe 22 Gegner, 8 Freunde und 5 mit „wohlwollender Stel⸗ 
lung“ ?“) aus den veröffentlichten Berichten auf und empfahl die 
Trennung der Vergleichs⸗ von der Entſcheidungsinſtanz und die 
Belaſſung der letzteren bei den ordentlichen Gerichten, eventuell 
unter Beſchleunigung, Vereinfachung und Verbilligung des Ver⸗ 
fahrens für die Handlungsgehilfenſachen, Begründung aber von 
Einigungsämtern bei den Handelskammern und kaufmänniſchen 
Korporationen“). 

Dieſe Trennung der Vergleichsfunktion von der rechtſprechen⸗ 
den haben wir in der Geſchichte der Handelsgerichte niemals von 
Erfolg begleitet gefunden, weil dadurch nur der Rechtsſtreit hinaus⸗ 
gezogen wirds“), die ähnlichen Einrichtungen in Nürnbergs), die 
neuen fakultativen Einigungsämter in Braunſchweig “!), Hannover, 


) Denkſchrift des Deutſchnationalen Handlungsgehilfenverbands und 
Deutſche Juriſtenztg. 1902 S. 161 Anm. 1. ö 

82) Vgl. Handelskammerſyndikus Dr. v. Bönigk in Conrads Jahrb. 
1897 S. 428—486 und in der Deutſchen Juriſtenztg. 1901 S. 92; Stadtrat 
von Frankenberg, ebenda 1902 S. 160; Cuno, ebenda 1901 S. 544; 
Silbermann a. a. O.; dagegen Rieſenfeld. 

83) Mumm a. a. D. S. 309. 84) a. a. O. S. 9 und 10. 

85) a. a. O. S. 33—44. 86) Vgl. oben S. 12 f. 

87) Silberſchmidt a. a. O. S. 285 f. 

s Rieſenfeld a. a. O. S. 40. 
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Osnabrück und Stolp®?) haben keinen Erfolg zu verzeichnen, und 
gerade ihre geringen Frequenzziffern wurden angeführt, um das 
Bedürfnis nach kaufmänniſchen Schiedsgerichten zu verneinen, 
während die Verteidiger der Einrichtung darauf hinwieſen, daß 
weder ſie noch der jetzige Zuſtand, bei dem der Angeſtellte lieber 
auf ſein Recht verzichte, zum Vergleich herangezogen werden 
könnten“). Die meiſten der ſich äußernden Handelskammern, 
Richter und Rechtsanwälte beſtritten aber das Bedürfnis. 

In dieſer Beziehung möchte ich auf Grund meiner eigenen 
Erfahrung folgendes bemerken. Soweit es mir nicht gelang, als⸗ 
bald einen Vergleich zwiſchen den perſönlich anweſenden Parteien 
zu erzielen, gehörten die Rechtsſtreitigkeiten von Handlungsgehilfen 
gegen die Prinzipale zu denjenigen, welche ſich am meiſten in die 
Länge zogen, trotzdem Gericht und Anwälte gerade aus der 
Agitation für die kaufmänniſchen Schiedsgerichte Anlaß nahmen, 
die Sache tunlichſt zu beſchleunigen. Aber meiſt hat in ſolchen 
Fällen der Angeſtellte den Ort ſeiner früheren Beſchäftigung ver⸗ 
laſſen, er muß ſich einem neuen Herrn widmen und findet keine 
Zeit zur genügenden Information des Anwalts, zumal, wenn es 
ſich um Reiſende handelt, die dann vertröſten, daß ſie „auf der 
Tour“ an den Gerichtsſitz kommen. Hinzutritt der Umſtand, 
daß dieſe Prozeſſe oft mit großer Erbitterung und gegenſeitigen 
Vorwürfen geführt werden und auch die Schikane findet ſich nicht 
ſelten auf der einen oder anderen Seite. 

Daß es unter ſolchen Umſtänden ein dringendes Bedürfnis 
wäre, gerade dieſe Rechtsſtreitigkeiten im ſchiedsgerichtlichen Wege 
aus der Welt zu ſchaffen, darüber ſollte kein Zweifel herrſchen, 
zumal die Wohltat ebenſo dem Prinzipal zu gute kommt, der nicht 
jahrelang durch einen ſolchen Prozeß gequält wird, wie dem Ge⸗ 
hilfen. Sind ja auch die Entſchädigungsfragen, neben welchen 
die eigentlichen Lohnforderungen faſt ganz zurücktreten (für Woh⸗ 
nung und Verköſtigung, für entgangenen Gewinn auf der Reife ꝛc., 
insbeſondere die Speſenfragen ꝛc.) derart, daß ſie ſich gerade zur 
ſchiedsgerichtlichen Austragung eher eignen als zur juriſtiſchen 
Feſtſtellung. 


) Mumm a. a. O. S. 311. 
9°) Vgl. v. Bönigk und Frankenberg a. a. O. 
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Wenn nun das Schiedsgericht etwa die Hälfte dieſer Sachen ver⸗ 
gleichen würde, ſo wäre ſchon bedeutend mehr geſchehen, als den Ge⸗ 
richten zu tun möglich iſt; die Entſcheidung der anderen Hälfte wird 
bei dem Schiedsgericht etwas ſchneller und billiger erfolgen können. 
Da nun auch die von juriſtiſcher Seite erhobenen grundſätzlichen 
Einwände?!) gegen die Heranziehung der Arbeitgeber und nehmer 
nach den Erfahrungen der Handelsgerichte und der Gewerbegerichte 
nicht als berechtigt erſcheinen, ſo würde ſich die Frage nur darum 
zu drehen haben, wie ſolche Gerichte ohne Schädigung der all⸗ 
gemeinen Intereſſen am beſten einzurichten wären. 


§ 96. 
II. Die Organiſation. 


I. Nachdem ſchon Sondergerichte für Handelsſachen beſtehen, 
läge es am nächſten, bei ihnen die ganze Rechtſprechung hinſicht⸗ 
lich des kaufmänniſchen Arbeitsvertrags zu vereinigen, wobei man 
ja, ähnlich wie wir oben für die Berufungsinſtanz der Gewerbe⸗ 
gerichte vorgeſchlagen haben, Beiſitzer aus der Zahl der Gehilfen 
in gleicher Anzahl hinzunehmen könnte. Es haben denn auch 
Handelskammern ??) dieſen Vorſchlag gemacht. Ihm ſteht ent⸗ 
gegen die ungleiche Verteilung der Kammern für Handelsſachen 
in Deutſchland ?!), das landgerichtliche Verfahren, endlich der Um: 
ſtand, daß dann die Berufung an die Oberlandesgerichte gehen 
müßte“). So erſchien dieſer Plan alsbald ausſichtslos? ?). 

II. Nun drehte ſich der Kampf um Angliederung an die Amts⸗ 
gerichte oder an die Gewerbegerichte; ſelbſtändige Gerichte zu be⸗ 
ſtellen, wäre nicht ökonomiſch geweſen; ſie hätten auch nur für 
gewiſſe Mittelpunkte gebildet werden können?). 

1. Die Angliederung an die Amtsgerichte hätte große Vor⸗ 
teile geboten. Ihr dichtes Netz verbreitet ſich in gleicher Weiſe 


9) Metzges in der Deutſchen Juriſtenztg. 1897 S. 353; Salomon, 
ebenda 1901 S. 42; Stranz a. a. O. 

97) Görlitz vgl. Mumm a. a. O. S. 307 Anm. 10; Barmen vgl. Rieſen⸗ 
feld a. a. O. S. 30 Anm. 27. 

93) Rieſenfeld a. a. O. S. 30. 

9) v. Frankenberg ea. a. O. S. 161. 

95) Könige a. a. O. S. 67. 

96) Begründung des Entwurfs S. 721. 
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über ganz Deutſchland, die Berufung konnte an die Kammern für 
Handelsſachen geleitet werden, der Richter als Vorſitzender hätte 
jede Gewähr für die Unparteilichkeit geboten und die Behauptungen, 
daß gerade in Han delsſachen der verwaltungsrechtliche Kollege 
mehr geeignet wäre, iſt noch unberechtigter wie der juriſtiſche Vor⸗ 
wurf gegen die Laienbeiſitzer. Die Organiſation hätte für den 
Regelfall die Gewerbegerichte ebenfalls an ſich ziehen können. 
Nun habe ich ſelbſt früher“) erklärt: | 
Aobrr man ſtelle fid die Wirkung vor, wenn unter den 
vielen anhängigen Sachen plötzlich wegen eines geringfügigen 
Arbeitsvertragsſtreits die zwei Beiſitzer erſcheinen, während 
der Richter z. B. vorher eine ſchwierige Alimentenklage mit 
ſehr hoher Klagſumme allein entſchieden hatte. Dieſe Ein⸗ 
richtung würde diejenige der ee Ziviljury mit Not⸗ 
wendigkeit nach ſich ziehen. 


Ebenſo erklärt die Begründung des Geſetzentwurfs ve), von 
der Angliederung an die Amtsgerichte abzuſehen, weil fonft die 


Frage der gänzlichen Umgeftaltung des amtsgerichtlichen Verfahrens | 


aufgerollt würde. 
N Das würde nicht der Fall ſein, wenn man die Seine: 
fammer des Amtsgerichts als Schiedsgericht ohne Berufung kon⸗ 


ſtruieren würde, wie ja auf dem ſchiedsgerichtlichen Charakter der 


Hauptnachdruck liegen muß. Dann würden die anderen Sachen 
ihr bisheriges Entſcheidungsverfahren beibehalten, hinzutreten würde 


” nur das Schiedsgericht, das durch ſeine Zuſammenſetzung die 


Grundſätze des anderen Verfahrens entbehrlich macht. 
2. Dagegen entfremdet die vorgeſehene Angliederung an die 
Gewerbegerichte wiederum eine große Gruppe von Sachen den 
ordentlichen Gerichten. 
7 Was raſch und ſorgſam behandelt werden ſoll, wird ihnen 
genommen, und niemand fragt, ob denn das Verfahren für die 
Klage des Kaufmanns gegen den Handwerker, des Handwerkers 
gegen den Landmann noch gut und raſch genug iſt, ob der Richter 
den erforderlichen Überblick über das Ganze des Verkehrs behält, 
ob die ordentlichen Gerichte nicht von Anfang an mit dem Vor⸗ 
urteil, als ſei ihr Betrieb ungenügend und zu langſam, zu kämpfen 


97) a. a. O. S. 293. 98) a. a. O. S. 721. 
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haben. So tritt tatſächlich die Desorganiſation des ordentlichen 
Gerichtsgangs ein, und es erſcheint ſehr fraglich, ob dieſe ſchweren 
Folgen für die Geſamtheit durch Vorteile für einzelne Gruppen 
genügend aufgewogen werden = 


8 97, | | 
III Der Gesetzentwurf une feine Schickſale. 


Der im Reichsamt des Innern ausgearbeitete Entwurf iſt 
im Bundesrat und Reichstag in einer Reihe von Einzelfragen 
abgeändert worden, zum Teil wiederholt in derſelben Frage, feine 

Hauptgrundſätze aber ſind unverändert geblieben. | 

I. Schon der Name ift mit vollem Recht beanſtandet worden, 
weil er nicht die richtige Bezeichnung bilde für das Gericht, welches 
ihn tragen ſoll: Die Kammern für Handelsſachen mag man Kauf⸗ 
mannsgericht nennen; das aus einem Juriſten, einem Kaufmann 
und einem Handlungsgehilfen zuſammengeſetzte Gericht iſt kein 
Kaufmannsgericht. Man hat aber den Namen beibehalten. 

II. Als Geſchäftsaufgabe wurden dieſen Gerichten die Streitig⸗ 
keiten aus dem Dienſt⸗ oder Lehrverhältnis zwiſchen den Kauf⸗ 
leuten einerſeits und ihren Handlungsgehilfen oder Handlungs⸗ 
lehrlingen andererſeits überwieſen !“). Als Grund der Loslöſung 
von den ordentlichen Gerichten wurde meiſt angegeben, weil das 
amtsgerichtliche Verfahren ſich zu ſchleppend geſtaltet habe. Ob 
das richtig iſt, mag dahingeſtellt bleiben, ein erheblicher Teil von 
Rechtsſtreitigkeiten wird aber den Landgerichten und insbeſondere 
den Kammern für Handelsſachen entzogen; der vor kurzem erſt 
geänderte § 101 Ziff. 3e GVG. bedarf vor allem wieder der Ande⸗ 
rung. Anſprüche aus der ſogenannten Konkurrenzklauſel waren 
nach dem Entwurfe 1) dem neuen Gerichte entzogen, auch vom 
Standpunkte des Arbeitsſchiedsgerichts mit Unrecht, da es ſich ge⸗ 
rade hier um die künftige Verwertung der Arbeitskraft handelt 102). 
Der Reichstag hat hier die Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts in 
§ 5 Ziff. 6 des Geſetzes feſtgeſtellt. 


99) Bal. insbeſondere die Aufſätze von Stranz. 10) 8 1. 
101) § 5 Abſ. II, vgl. mit § 4 Abſ. II des Gewerbegerichtsgeſetzes. 
102) Vgl. Stranz in der Deutſchen Juriſtenztg. 1904 S. 190. 
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III. Die Bildung der Kaufmannsgerichte kann 15) in derſelben 
Weiſe erfolgen wie die der Gewerbegerichte. Sie ſollte erfolgen 
müſſen in Städten mit mehr als 20 000 Einwohnern nach dem 
Vorentwurfe, mit mehr als 50000 nach dem des Bundesrats, 
worauf der Reichstag die urſprüngliche Zahl wieder herſtellte 100. 
Handlungsgehilfen mit mehr als 5000 Mark Jahresarbeitsverdienſt 
(nach dem Vorentwurf nur 3000 Mark) unterſtehen dem Gericht 
nicht mehr 105). Sonſt aber alle Streitigkeiten zwiſchen Handlungs⸗ 
gehilfen und Lehrlingen einerſeits und dem Kaufmann andererſeits, 
ſoweit ſie in die Ziffern des § 5, ziemlich genau entſprechend dem 
§ A Abſ. 1 des Gewerbegerichtsgeſetzes, aufgenommen wurden, ins⸗ 
beſondere auch die Anſprüche aus Schadenserſatz oder Vertrags⸗ 
ſtrafen wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung 106) 
und die Berechnung ſowie Anrechnung der Krankenverſicherungs⸗ 
beiträge 1“). 

IV. Der Anſchluß an die Gewerbegerichte iſt in der Weiſe 
vorgeſehen, daß zwar der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter die 
Fähigkeit zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt er⸗ 
langt haben ſollen (Ausnahmen kann die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde zulaſſen) 10), fo daß ein weſentlicher Unterſchied gegenüber 
dem Vorſitzenden des ordentlichen Gerichts an ſich nicht beſteht, daß 
aber in der Regel der Vorſitz, die Einrichtungen der Gerichts⸗ 
ſchreiberei, Bureaudienſt, Bureau⸗ und Sitzungsräumlichkeiten mit 
dem am ſelben Ort befindlichen Gewerbegericht gemeinſchaftlich 
fein ſollen 109). 

Die Wahlen erfolgen wie bei den Gewerbegerichten, das Alter 
der Wahlfähigkeit verblieb nach heftigen Kämpfen bei 25 Jahren 11), 
dagegen wurde die Proportionalwahl obligatoriſch gemacht. 

Das Verfahren iſt das gleiche wie bei den Gewerbegerichten. 
Rechtsanwälte ſind auch hier nicht zugelaſſen 11). 

V. Auch die Beſtimmung iſt beibehalten, daß die Zuſtändig⸗ 
keit des Kaufmannsgerichts die der ordentlichen Gerichte aus⸗ 


103) § 1 Abſ. IVI. 


10% § 2. 108) 8 4. 
106) § 5 Z. 4. 10) § 5 8. 5. 
108) § 11. 100) § 9 Abſ. III. 


110) § 13 vgl. mit § 14 des Gewerbegerichtsgeſetzes. 
11) § 16. 
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ſchließt 112), nur ſollten hier Schiedsverträge, welche die Zuſtändig⸗ 
keit der Kaufmannsgerichte zu Gunſten der ordentlichen Gerichte 
ausſchließen ſollten, ganz verboten ſein 1185), nach einem Beſchluſſe 
des Reichstags. Die Vorſchrift in § 11 ZPO. ſoll auch für das 
Verhältnis zwiſchen Gewerbegerichten und Kaufmannsgerichten 
gelten, die aber nun, was ſehr praktiſch iſt, gegenſeitig Sachen 
zueinander ohne Anfechtung im Falle der Unzuſtändigkeit des einen 
Gerichts verweiſen 114). Umſomehr iſt es zu bedauern, daß im 
Verhältnis zu den ordentlichen Gerichten die Zuſtändigkeitsſtreitig⸗ 
keiten beſtehen bleiben und daß gerade durch Zuteilung der Kauf⸗ 
mannsgerichte an die Gewerbegerichte die Hoffnung geſchwunden 
iſt, in nächſter Zeit auch bei ihnen dieſe Frage aus der Welt 
zu ſchaffen. 

VI. Die Berufung endlich iſt beibehalten, aber erſt von einer 
300 Mark überſteigenden Summe 115) ab, nicht von 100 Mark, 
wie in Übereinſtimmung mit dem Gewerbegerichtsgeſetz der Vor⸗ 
entwurf vorſchlug. 


Schluß. 
§ 98. 


Bei der zweiten Leſung des Geſetzes iſt vom Reichstag, ins- 
beſondere dem Abgeordneten Müller⸗Meiningen, gefordert und von 
dem Staatsſekretär Grafen v. Poſadowsky zugeſagt worden, daß 
in der Richtung der Schaffung von Sondergerichten nicht weiter 
vorgegangen werden ſoll. Ob ſich das halten läßt, muß die Zu⸗ 
kunft ergeben. Sicher werden zunächſt die Gewerbegerichte das 
zu erreichen ſuchen, was die Kaufmannsgerichte vor ihnen voraus 
haben, und andere Wünſche werden folgen. Ob ſie Berechtigung 
haben, das muß für jeden einzelnen Fall, immer aber nicht für ihn 
allein, ſondern vor allem vom Standpunkt des Ganzen geprüft 
werden. Die Sondergerichtsbarkeit in Handelsſachen hat ſich ge⸗ 


112) Beiderſeits § 6 Abſ. I. 
115) § 6 Abſ. II. 
114) 8 16 Abſ. II und III. 
110) 8 16 Abſ. I. 
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rade dadurch bewährt, daß man dieſe Sachen nicht von den ordent⸗ 
lichen Gerichten losriß, ſondern ſie ihnen unter Kontrolle und 
Mitwirkung des Kaufmannsſtandes beließ. Aber doch ſind die 
Kammern für Handelsſachen ein Sonder⸗ und Fachgericht. Als 
ſolches haben ſie Schule gemacht, und es wird ſchwer fallen, den 
Technikern die Mitwirkung an der Patentgerichtsbarkeit zu ver⸗ 
weigern. 

Kunſt und Literatur, Geſindeweſen und Landwirtſchaft, Ver⸗ 
ſicherungs⸗ und Verlagsvertrag werden ähnliche Anſprüche erheben. 
Möge dann die Organiſation der Kammern für Handelsſachen das 
Muſter bilden, um das Auseinanderfallen der Juſtiz zu verhüten! 
Da aber, wo es ſich um raſche und fachliche Entſcheidung von 
Streitigkeiten handelt, wird das Gericht der zwei Laien unter dem 


Veorſitz des Richters auch als ſtaatlich eingerichtetes, ſofort definitiv 


entſcheidendes Schiedsgericht dem Baterlande gewiß noch erſprieß⸗ 
liche Dienſte leiſten. 
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